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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 3 Minuten 

Vor s i t zen der Dr. Schwaiger Ich 
er ö f f n e die 468. Sitzung des Bundesrates. 

Zunächst, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
möchte ich Ihnen mitteilen, daß am letzten 
Samstag in Tirol eine große Delegiertenkonfe­
renz der Wirtschaft abgehalten wurde. Da 
zumindest in allen Tiroler Zeitungen zu lesen 
war: Schwaiger ist schwer krank!, habe ich 
mich zu Wort gemeldet und gesagt: Ich bin auf 
dem Wege der Genesung und allmählich ist 
wieder mit mir zu rechnen! 

Hier, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
möchte ich sagen: Ich freue mich wirklich 
sehr, daß ich wieder in eurer Mitte sein kann. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Das Amtliche Protokoll der 467. Sitzung des 
Bundesrates vom 10. Oktober 1985 ist aufgele­
gen, unbeanstandet geblieben und gilt daher 
als genehmigt. 

E n t s c h u 1 d i g t haben sich die Bundes­
räte Berger, Strutzenberger und Madertha­
ner. 

Einlauf 

Vorsitzender: Eingelangt ist ein Schreiben 
des Ersten Präsidenten des Oberösterreichi­
schen Landtages betreffend Mandatsverände­
rungen im Bundesrat. 

Ich ersuche die Schriftführung um Verle­
sung dieses Schreibens. 

Schriftführer Leopoldine Pohl: 

,,An die Parlamentsdirektion 

Der Oberösterreichische Landtag hat in sei­
ner Sitzung am 28. Oktober 1985 gemäß 
Art. 35 Abs.l des Bundes-Verfassungsgeset­
zes in der Fassung von 1929 und Art. 22 des 
Oberösterreichischen Landes-Verfassungsge­
setzes 1971 folgende zehn Vertreter des Lan­
des Oberösterreich und deren Ersatzmänner 
in den Bundesrat gewählt: 

Mitglieder: 

1. Dir. Erwin Köstler, geb. 3.4. 1928, Ange­
stellter, Harrachstraße 12, 4020 Linz 

2. Maria Derflinger, geb. 10.4. 1930, Sekre­
tärin, Otto-Glöckel-Straße 7, 4400 Steyr 

3. Paul Raab, geb. 1. 1. 1928, VS-Direktor, St. 
Oswald bei Haslach 21, 4170 Haslach 

4. Norbert Pichler, geb. 22. 10. 1938, Bundes­
bahnbeamter, 4331 Naarn 77 . 

5. Erich Holzinger, geb. 22.6. 1930, Mühlen­
bauer, Oberer Graben 11, 4070 Eferding 

6. Edith Paischer, geb. 24. 5. 1929, Hausfrau, 
Lieglstraße 4 a/3. St.l20, 5280 Braunau 

7. Josef Molterer, geb. 10.3.1925, Landwirt, 
Bad Hallerstraße 30, 4522 Sierning 

8. Siegfried Sattlberger, geb. 26.2. 1940, 
Landesbediensteter, Am Kochfeld 3, 4560 
Kirchdorf 

9. Eduard Gargitter, geb. 2.6. 1928, Elektri­
ker, Langfeldstraße 56,4040 Linz 

10. Manfred Krendl, geb. 10. 12. 1933, Ange­
stellter, Lessingstraße 11, 4020 Linz 

Ersatzmänner: 

1. Josef Baldinger-Humer, geb. 4.1. 1928, 
Landwirt, Mühlparz 1,4690 Schwanen stadt 

2. Dieter Kirchschlager, geb. 20.9. 1942, 
Angestellter, Galvanistraße 18,4040 Linz 

3. Prof. Dr. Karl-Albert Eckmayr, geb. 
29. 12. 1934, Amtsf. Präsident des Landes­
schulrates für OÖ., Herrenstraße 27, 4020 Linz 

4. Dr. Herbert Sperl, geb. 24.2. 1946, Lan­
desbeamter, Ederackerstr. 3,4060 Leonding 

5. Ing. Othmar Schloszgangl, geb. 29.7. 
1936, Installateurmeister, Kegelpriel-
straße 24 a, 4400 Steyr 

6. Karl Gerbei, geb. 10.9. 1939, Angestellter, 
Weinheberstraße 7, 4020 Linz 

7. Franz Leitenbauer, geb. 8. 10.1925, Land­
wirt, Obernreith 5, 4152 Sarieinsbach 

8. Hermann Kogler, geb. 24.2. 1934, Arbei­
terbetriebsrat, Kegelprielstraße 1, 4400 Steyr 

9. Karl Wöllert, geb. 3. 1. 1942, Landespartei­
sekretär, Josef-Scheu-Weg 35, 4020 Linz 

10. Mag. Dr. Irene Dyk, geb. 29. 8.1947, Uni­
versitätsdozentin, Karl-Renner-Straße 4, 4040 

.J 
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Schriftführer 

Linz 

Der Erste Präsident: 
Johanna Preinstorfer" 

Angelobung 

Vorsitzender: Die vom Oberösterreichi­
schen Landtag gewählten Bundesräte sind im 
Hause anwesend. Ich werde daher sogleich 
die Angelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisforrnel durch 
die Schriftführung wird die Angelobung mit 
den Worten "Ich gelobe" zu leisten sein. 

Ich ersuche die Schriftführung um Verle­
sung der Gelöbnisformel und anschließend 
um den Namensaufruf. (Schriftführer Leopol­
dine Po h 1 verliest die Gelöbnisformel. -
Die Bundesräte Maria Der f 1 i n ger, Gar­
gitter, Hol zi nger, K ös tl er, 
Kr end 1, Mol te r e r, Edith Pa i s ehe r, 
Pie h 1 e r, Raa bund S a t tl b erg e r lei­
sten die Angelobung mit den Worten "Ich 
gelobe".) 

Ich begrüße den neuen Bundesrat und die 
wieder gewählten Bundesräte recht herzlich 
in unserer Mitte. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich begrüße auch herzlich den im Hohen 
Hause anwesenden Herrn Bundesminister 
Dallinger. (Allgemeiner Beifall.) 

Fragestunde 

Vorsitzender: Wir gelangen jetzt zur Frage­
stunde. 

Ich beginne jetzt - um 9 Uhr 10 Minuten­
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Vorsitzender: Wir kommen zur 1. Anfrage: 
Bundesrat Kampichler (ÖVP, Niederöster­
reich) an den Bundesminister für soziale Ver­
waltung. 

35/M-BR/85 
Wie wollen Sie die Überstunden verstärkt besteuern? 

Vorsitzender: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Dallinger: Herr Vorsitzender! Sehr geehrter 
Herr Bundesrat! Zum Wortlaut der Anfrage 
möchte ich zunächst bemerken, daß die Über-

stunden besteuerung nicht in die Kompetenz 
des Sozialministers fällt. Änderungen der 
Steuerregelungen auf gesetzlichem Wege 
obliegen dem Parlament. Innerhalb der Bun­
desregierung ist dafür der Bundesminister für 
Finanzen zuständig. 

Ich kann in diesem Zusammenhang nur 
lediglich eine Meinung vom Standpunkt des 
für die Arbeitsmarktpolitik und die Arbeits­
zeitpolitik zuständigen Ministers zum Aus­
druck bringen. 

Ich bin überhaupt nicht der Meinung, daß 
die Überstunden verstärkt besteuert werden 
sollen, sondern ich habe im Rahmen einer 
"Pressestunde" im ORF nur zum Ausdruck 
gebracht, daß es mich mit Sorge erfüllt , daß 
wöchentlich - wöchentlich, meine sehr 
geehrten Damen und Herren - in Österreich 
rund 4,7 Millionen Überstunden geleistet wer­
den. Auf Grund einer Mikrozensuserhebung 
wurde festgestellt, daß davon wöchentlich 
2,7 Millionen Überstunden regelmäßig, also 
das ganze Jahr hindurch, geleistet werden, 
etwa 2 Millionen Überstunden wöchentlich 
sind normale Überstunden, die ad hoc, also 
momentan anfallen und eben zur Abwicklung 
von Arbeiten, die dringend notwendig sind, 
geleistet werden. 

Zu welchem Exzeß es auf diesem Gebiet 
kommt, möchte ich Ihnen dadurch demon­
strieren, daß ich vor zwei Tagen einen Anruf 
eines Betriebsrates einer großen Autobus­
firma in Österreich bekommen habe, der mir 
mitgeteilt hat, daß in seinem Betrieb die 
Chauffeure regelmäßig zwischen 350 bis 380 
Stunden im Monat arbeiten und die 80- und 
90-Stunden-Woche dort zur Regel gehört. 
Anzeigen beim Arbeitsinspektorat werden 
mit dem dafür im Gesetz vorgesehenen Straf­
ausmaß geahndet; das berührt den Autobus­
unternehmer überhaupt nicht. Er zahlt das. 
An den Problemen selbst hat sich nichts geän­
dert. Die Menschen sind verzweifelt. (Bundes­
rat Emmy G ö b er: Die Wirtschaft aber 
auch!) 

Die Wirtschaft auch. Sie glauben wahr­
scheinlich, daß es keine Autobuschauffeure in 
Österreich gibt, die bereit wären, zu normalen 
Bedingungen und zur normalen Arbeitszeit in 
dieser Firma zu arbeiten. Da gibt es genug 
Nachfrage, aber eben zu normalen Arbeitsbe­
dingungen und auch zu normalen Dienstlei­
stungen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Natürlich hat der Sozialminister, der gleich­
zeitig auch Arbeitsminister ist, einerseits das 
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Bundesminister Dallinger 

Problem dieser gigantischen Überstundenlei­
stungen und auf der anderen Seite eine 
Arbeitslosenzahl von rund 136 000 im J ahres­
schnitt. 

Ich stelle natürlich einen Zusammenhang 
her zwischen der einen Seite, daß ein bedeu­
tendes Ausmaß an Überstunden geleistet 
wird, und daß wir auf der anderen Seite eine 
konstante, für viele Menschen zum Teil eine 
Langzeitarbeitslosigkeit haben. Meine Über­
legung ist, daß wir durch den Abbau der Über­
stunden in verschiedenen Fällen eine Substi­
tution durch die MehreinsteIlung erreichen 
können. 

Natürlich weiß ich, daß das keine Gleichung 
ist, daß man diesbezüglich keine mathemati­
sche Rechnung aufstellen kann. Aber mich 
erfüllt auch mit Sorge, daß wir etwa im 
Augenblick 35 000 junge Menschen im Alter 
zwischen 19 und 25 Jahren haben, die außer­
halb der Arbeitswelt stehen, die keinen 
Arbeitsplatz bekommen. 

Ich möchte auch gar nicht leugnen, daß es 
mich mit Sorge erfüllt, daß auch im öffentli­
chen Dienst etwa 7 Milliarden Schilling im 
heurigen Jahr dafür aufgewendet werden, um 
Überstunden zu honorieren, aber auf der 
anderen Seite haben wir nicht die notwendi­
gen Dienstposten, NeueinsteIlungen durchzu­
führen. 

Das ist ein sehr komplexes Problem, mit 
dem wir uns ernsthaft befassen sollten: ernst­
haft, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! 

Natürlich weiß ich als jahrzehntelanger 
Praktiker in der Arbeitswelt, daß mit Appel­
len allein dieses Problem nicht zu lösen ist. 
Denn die, die es betrifft... (Bundesrat 
Raa b: Das ist keine Antwort auf die Frage! 
Eine Antwort wollen wir haben!) 

Das ist die Antwort, die Sie haben wollten. 
Sie haben eine Frage gestellt. Wir haben ja 
hier eine Fragestunde, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. Ich nehme an, daß Sie 
auf Ihre Frage eine Antwort und eine Begrün­
dung haben wollen. (Beifall bei der SPÖ. -
Bundesrat Sc hip a n i: Die wollen eine Show 
haben!) 

Die Begründung für Maßnahmen besonde­
rer Art ist eben, daß das mit Appellen allein 
nicht zu lösen ist. Daher gibt es Überlegungen 
verschiedenster Art. Ich habe zwei Maßnah­
men in die Überlegungen miteingebracht, 

wobei eine allerdings geflissentlich ver­
schwiegen worden ist. 

Die eine Maßnahme, die ich zur Überlegung 
gab, war nämlich die starke Verteuerung der 
Überstunden für den Unternehmer und die 
geringere Lukrativität für die Arbeitnehmer. 
Das ist zu überlegen, und das ist die Antwort 
auf Ihre Frage, die Sie gestellt haben. Die 
Frage lautet: "Wie wollen Sie die Überstunden 
verstärkt besteuern?" (Bundesrat Raa b: Na 
wie?) 

Das war meine Antwort. Ich will sie über­
haupt nicht besteuern, ich möchte sie beseiti­
gen. Und Sie, Herr Bundesrat, werden mir 
gestatten, eine Begründung zu geben. Ich 
sage noch einmal: Es ist das eine Frage­
stunde, in der Sie fragen können, aber ich das 
Recht auf eine Antwort habe. (Beifall bei der 
SPÖ. - Bundesrat K ö s tl e r: Nur konkret 
sollte sie sein laut Geschäftsordnung!) 

Vorsitzender: Die Zusatzfrage, bitte. 

Bundesrat Kampichler: Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Trotzdem erfüllt die Arbeit­
nehmer Ihre Äußerung in dieser Richtung mit 
großer Sorge. (Bundesrat Sc hip a n i: Das 
ist auch eine Feststellung und keine Frage!) 
Sie würden also mit der Besteuerung der 
Überstunden Ihre Belastungspolitik für uns 
Arbeitnehmer fortsetzen. Nachdem die 
Staatseinnahmen aus der Lohnsteuer über­
proportional um 12,3 Prozent steigen werden, . 
wollen Sie nun noch die Überstunden besteu­
ern. (Bundesrat S t r u tz e n b erg e r: Die 
Zusatzfrage ist unnötig! - Weitere Zwischen­
rufe von Bundesräten der SPÖ. - Bundesrat 
Pi c h 1 e r: Frage!) 

Dabei sind gerade die Überstunden für die 
Wirtschaftlichkeit unserer Betriebe von größ­
ter Bedeutung, denn nur durch die Überstun­
den können sich unsere Betriebe der Markt­
lage anpassen und so konkurrenzfähig blei­
ben. (Bundesrat Pi c h 1 e r: Frage! - Ruf bei 
der SPÖ: Gerade hat der Kollege Dallinger 
kurz und präzis geantwortet!) 

Diese Äußerung, Herr Minister, deckt sich 
auch mit einer Äußerung des Herrn General­
direktors Androsch, der Ihre Überlegungen in 
dieser Richtung als "Milchmädchenrech­
nung" bezeichnet hat. (Bundesrat Pi c h 1 e r: 
Frage!) 

Herr Minister! Wie stehen Sie zur Äuße­
rung des Herrn Generaldirektors Androsch? 
(Bundesrat Rosl Mo s e r: Was hat das mit 
der Frage zu tun?) 
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Bundesminister Dallinger: Er ist in dieser 
Frage für mich keine Kategorie. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Vorsitzender: Zweite Zusatzfrage. 

Bundesrat Kampichler: Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Sie setzen mit Ihren Überle­
gungen zur Besteuerung der Überstun­
den ... (Unruhe im Saal.) 

Vorsitzender (das Glockenzeichen gebend): 
Hoher Bundesrat! Wenn die Fragestunde 
einen Sinn haben soll, bitte ich beide Fraktio­
nen, etwas mehr Ruhe zu bewahren, damit 
man die Fragen und Antworten auch verste­
hen kann. 

Bundesrat Kampichier (fortsetzend): Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Sie setzen mit 
den Überlegungen zur Besteuerung der Über­
stunden Ihre Politik des Beschäftigungsver­
bots (ironische Heiterkeit bei der SPÖ) fort, 
die durch die Verschärfung der Ruhensbe­
stimmungen und durch Ihre Forderung nach 
der 35-Stunden-Woche eingeleitet worden ist. 
Dazu möchte ich sagen: Besonders im 
Gespräch mit jungen Familienerhaltern 
kommt darüber große Sorge durch; denn 
diese jungen Familienerhalter, deren Ein­
kommen teilweise nahe beim Existenzmini­
mum liegen, sind zum Großteil auf solche 
Überstundenleistungen angewiesen. 

Ich frage Sie daher, Herr Minister: Glauben 
Sie nicht auch, daß eine offensive Wirtschafts­
politik besser und zielführender wäre für die 
Einkommen unserer Arbeitnehmer als Ihre 
Politik des Beschäftigungsverbots? 

Vorsitzender: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Wenn junge 
Arbeitnehmer in ihren Einkommen an der 
Grenze des Existenzminimums liegen, dann 
ist es eine Frage der Sozialpartner, entspre­
chende Löhne und Gehälter zu vereinbaren, 
und nicht primär eine Frage der Steuerpoli­
tik. (Beifall bei der SPÖ.) 

Im übrigen habe ich klargestellt, daß ich 
nicht für eine.erhöhte Versteuerung der Über­
stunden eingetreten bin, sondern nur ein Pro­
blem releviert habe; ein Problem, das ich vor­
hin ausführlich - für manche von Ihnen zu 
ausführlich - dargestellt habe. 

Vorsitzender: Ich begrüße zunächst Herrn 
Bundesminister Dr. Fischer in unserer Mitte. 
(Beifall bei der SPÖ und bei Bundesräten der 
ÖVP.) 

Wir gelangen zur 2. Anfrage: Frau Bundes­
rat Rosl Moser (SPÖ, Kärnten) an den Herrn 
Bundesminister für soziale Verwaltung. 

45/M-BR/85 
Wie beurteilen Sie die Beschäftigungssituation jun­

ger Menschen in Österreich? 

Vorsitzender: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrte 
Frau Bundesrat! Einleitend möchte ich fest­
stellen - obwohl das niemandem in Öster­
reich, der davon betroffen ist, hilft -, daß wir 
auf der einen Seite bei den 15- bis 24jährigen 
Arbeitslosen in Österreich im Vergleich zur 
internationalen Situation eine relativ gute 
Lage haben, auf der anderen Seite aber große 
Schwierigkeiten bei der Unterbringung von 
19- bis 25jährigen Arbeitslosen registrieren 
müssen. Die Arbeitslosenzahlen in anderen 
Ländern betragen das Drei-, Vier- bis Fünffa­
che jener Werte, die wir in Österreich auf die­
sem Gebiet haben. 

Auch in Österreich ist die Situation in den 
letzten Jahren unterschiedlich gewesen: 
Waren es noch vor drei bis vier Jahren auf 
Grund der demographischen Entwicklung vor 
allem die jungen Menschen von 15 bis 19 Jah­
ren, die uns besondere Sorgen bereitet haben 
- hier insbesondere hinsichtlich der Unter­
bringung nach dem Austritt aus der Pflicht­
schule als Lehrlinge, und dies speziell bei 
Mädchen, weil die Unterbringung lediglich in 
vier bis fünf traditionellen Lehrberufen erfol­
gen sollte bei einer Palette von insgesamt 
240 Lehrberufen -, so ist die Situation jetzt 
auf Grund des starken Rückgangs der Zahl 
der Schulaustretenden ab vergangenem Jahr, 
wodurch wir hier eine starke Entlastung 
erfahren haben, bis zur Jahrzehntwende so, 
daß uns die 19- bis 25jährigen Arbeitslosen 
große Sorgen bereiten, weil die in den vergan­
genen Jahren in den Klein- und Kleinstbetrie­
ben ausgebildeten Jugendlichen nunmehr 
freigeworden sind und naturgemäß, was ich 
bestätige, in diesen Betrieben nicht weiterbe­
schäftigt werden können. 

Jetzt ist der Zustand eingetreten, daß jene 
Firmen der mittleren und größeren Kategorie, 
die früher diese aus den Klein- und Kleinstbe­
trieben Ausgeschiedenen aufgenommen 
haben, keinen Bedarf an Arbeitskräften mel­
den, und daher gibt es hier ein Vakuum. 

Hinzu kommt, daß wir ja die berufsbilden­
den Schulen haben und zum Beispiel mit den 
Schulabgängern der Handelsschulen im 
Lande Vorarlberg im Moment der gesamt-

468. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 7 von 121

www.parlament.gv.at



19298 Bundesrat - 468. Sitzung - 15. November 1985 

Bundesminister Dallinger 

österreichische Bedarf gedeckt werden 
könnte, während allerdings in den acht übri­
gen Bundesländern auch Handelsschulabsol­
venten auf dem Arbeitsmarkt in Erscheinung 
treten. 

Wir konzentrieren uns daher jetzt ganz 
stark auf die 19- bis 25jährigen. Wir haben 
umfangreiche Beschäftigungsprogramme im 
Rahmen der Bundesregierung und im Rah­
men der Arbeitsmarktverwaltung erstellt und 
haben vor kurzem in einer Novelle bezie­
hungsweise in einer gemeinsamen Entschlie­
ßung aller drei im Parlament vertretenen Par­
teien eine Modifizierung der Förderungsricht­
linien für 19- bis 25jährige vorgenommen, 
sodaß ich hoffe, daß wir eine Entlastung spü­
ren werden. 

Allerdings muß ich sagen, daß auf Grund 
der demographischen Entwicklung im Jahre 
1986 mit einem Rückgang der Arbeitslosigkeit 
bei den 19- bis 25jährigen nicht zu rechnen ist. 

Vorsitzender: Zusatzfrage. 

Bundesrat Rosl Moser: Zunächst möchte 
ich die begonnene "Feststellungsstunde" der 
ÖVP wieder auf eine Fragestunde zurückfüh­
rend, an die ja gedacht ist. 

Sehr geehrter Herr Minister! Welche Maß­
nahmen wurden und werden gesetzt, um die 
Unterbringung Jugendlicher auf dem Arbeits­
markt in Österreich zu sichern? 

Vorsitzender: Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Wir haben im 
heurigen Jahr 1 Milliarde Schilling zur Verfü­
gung gestellt, um eine zusätzliche Aufnahme 
von jungen Menschen in der Wirtschaft zu 
erreichen. Darüber hinaus eine halbe Mil­
liarde für Beschäftigungsprogramme beson­
derer Art, die wir mit den Gemeinden und 
anderen Institutionen in Österreich durchfüh­
ren wollen. Die sogenannte "Aktion 8000" 
beginnt nun stark zu greifen, vor allem in 
guter Zusammenarbeit mit den einzelnen 
Bundesländern und Landesregierungen 
gelingt es uns jetzt, dieses Programm umzu­
setzen: auf der einen Seite in den Gemeinden 
und anderen Einrichtungen für die Gesell­
schaft wichtige und nützliche Arbeit verrich­
ten zu lassen, auf der anderen Seite den Wie­
dereintritt in die Arbeitswelt in anderen 
Betrieben zu erreichen, in denen für diesen 
Zweck Förderungen verschiedenster Art zur 
Verfügung stehen. Man kann sagen: Öster­
reich setzt auf diesem Gebiet im internationa­
len Vergleich wirklich eine breite Palette ver-

schiedenster Maßnahmen und unternimmt 
auch auf dem Gebiet der Experimente alles, 
um Jugendlichen, die arbeitslos sind, eine 
sinnvolle Arbeit zu sichern sowie ihren Wie­
dereintritt in die Arbeitswelt zu ermöglichen. 

Vorsitzender: Zweite Zusatzfrage. 

Bundesrat Rosl Moser: Herr Bundesmini­
ster! Können Sie die Finanzierung der 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen für 1986 
sicherstellen? 

Bundesminister Dallinger: Frau Bundesrat! 
Ich kann sie im Rahmen des Budgets sicher­
stellen. Bei den Beratungen über das Budget 
für das kommende Jahr wurde mit dem 
Finanzminister vereinbart, für Förderungs­
und sonstige Maßnahmen Mittel im gleichen 
Ausmaß wie im heurigen Jahr zur Verfügung 
zu stellen. Die Dimension möchte ich Ihnen 
damit veranschaulichen: Im Jahre 1980 wur­
den für diesen Zweck 828 Millionen Schilling 
aufgewendet, im Jahre 1986 werden für die 
Jugendbeschäftigung rund 2,8 Milliarden 
Schilling zur Verfügung gestellt. 

Vorsitzender: Wir kommen zur 3. Anfrage: 
Herr Bundesrat Dkfm. Dr. Pisec (ÖVP, Wien) 
an den Herrn Bundesminister für soziale Ver­
waltung. 

36/M-BR/85 
Wieviel hat der Werbefilm für die Arbeitszeitverkfu­

zung gekostet, den Sie in Auftrag gegeben haben? 

Vorsitzender: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrter 
Herr Bundesrat! Der von Ihnen bezeichnete 
Film "Dokumentation zur Arbeitszeitverkür­
zung" hat 548486,5 Schilling gekostet. 

Vorsitzender: Ich möchte auf etwas auf­
merksam machen. Man sollte zwischen Fra­
gestellung und Beantwortung wegen der Ste­
nographen und des Fernsehens sowie des Pro­
tokolls eine kurze Pause machen. Bitte! 

Erste Zusatzfrage. 

Bundesrat Dkfm. Dr. Pisec: Wie ich erfah­
ren habe, Herr Bundesminister, wird dieser 
Propagandafilm für die 35-Stunden-Woche vor 
allem im Rahmen der Arbeit in der Gewerk­
schaft der Privatangestellten vorgeführt, 
deren Vorsitzender Sie sind. Ihrer Antwort 
entnehme ich, daß öffentliche Mittel, nämlich 
Mittel des Steuerzahlers, für diesen Film 
bereitgestellt wurden. Das halten wir für 
unvertretbar, genauso wie die Tatsache, daß 
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Sie in der Sache 8. Dezember zunächst als 
Sozialminister auftraten und dann als 
Gewer kschaftsführer. 

Meine Frage an Sie, Herr Bundesminister: 
Halten Sie es für vertretbar, weiterhin beide 
Funktionen auszuüben? 

Vorsitzender: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Das halte ich für 
notwendig. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender: Zweite Zusatzfrage. 

Bundesrat Dkfm. Dr. Pisec: Herr Bundes­
minister! Wir teilen Ihre Ansicht nicht. Weil 
Sie aber in diesem Propagandafilm für die 
35-Stunden-Woche, den wir alle bezahlen, als 
Gewerkschaftsführer, Wille als Führer der 
Metallarbeitergewerkschaft und Brunner als 
Führer der Gewerkschaft der Drucker auftre­
ten, richte ich an Sie die Frage: Sind Sie als 
Vorsitzender der Gewerkschaft der Privatan­
gestellten bereit, die Kosten dieses Filmes an 
Sie als den Minister für soziale Verwaltung 
zurückzubezahlen? 

Vorsitzender: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrter 
Hefr Bundesrat! Zunächst möchte ich feststel­
len, daß ich in keinem Fall und in keiner 
Funktion irgendwo als "Führer" aufscheine 
(Beifall bei der SPÖ), sondern im Rahmen der 
Gewerkschaft der Privatangestellten als 
deren einstimmig gewählter Vorsitzender, 
wenn ich in dieser Funktion agiere. 

Zu Ihrer Frage selbst möchte ich sagen: Der 
Film wurde und wird in verschiedenen Berei­
chen eingesetzt, insbesondere bei Veranstal­
tungen der Landesarbeitsämter und bei Mes­
severanstaltungen. Er wurde auch verschiede­
nen Institutionen zur Verfügung gestellt, 
unter anderen auch der Bundesstaatlichen 
HauptsteIle für Lichtbild und Bildungsfilm, 
Zentrum für audio-visuelle Medien in Unter­
richt und Bildung. Man hat sich auch um die 
Approbation dieses Filmes für den Schulge­
brauch bemüht. 

Die Einsetzung einer Kurzfassung dieses 
Films· im Rahmen von Veranstaltungen der 
Gewerkschaft der Privatangestellten erfolgte 
in der Weise, daß die Gewerkschaft das Bun­
desministerium ersucht hat, den Film zur Ver­
fügung zu stellen. Die Gewerkschaft hat auf 
eigene Kosten eine Kurzfassung für sich 
erstellt, die sie bei gewerkschaftlichen Veran­
staltungen einsetzt. 

Ich halte es durchaus für zulässig, daß diese 
Kombination erfolgt. Ich kann mir natürlich 
vorstellen, daß jemand, der nicht Gewerk­
schaftsmitglied, sondern so wie Sie ein Unter­
nehmer ist, in dieser Frage eine andere Auf­
fassung hat. 

Vorsitzender: Wir kommen zur Anfrage 4: 
Herr Bundesrat Eduard Gargitter (SPÖ, Ober­
österreich) an den Herrn Bundesminister. 

46/M-BR/85 
Wie stehen Sie zu den Behauptungen, durch die in 

Aussicht genommene Novelle zum Arbeitsverfassungs­
gesetz würden nur die Rechte der Betriebsräte und nicht 
die der einzelnen Arbeitnehmer verstärkt werden? 

Vorsitzender: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrter 
Herr Bundesrat! Es liegt auf der Hand, daß 
gemeinsame Interessen, die mehrere bezie­
hungsweise eine Vielzahl von Arbeitnehmern 
betreffen, nicht von jedem einzelnen Arbeit­
nehmer wahrgenommen werden können. Es 
muß daher - wie in der repräsentativen 
Demokratie - ein Vertretungsorgan die 
Interessen der Arbeitnehmerschaft wahrneh­
men. Dies ist im Betrieb der Betriebsrat. Sie 
wissen ja aus Ihrer eigenen jahrzehntelangen 
Tätigkeit, wie notwendig und wichtig dieser 
ist. 

Der Betriebsrat nimmt gegenüber dem 
Arbeitgeber nicht seine eigenen Rechte, son­
dern die Rechte der Arbeitnehmer wahr, die 
er vertritt. Es ist daher juristisch und poli­
tisch eine unhaltbare Argumentation, wenn 
man behauptet, die Ausweitung der Mitwir­
kungsrechte bedeute lediglich eine Stärkung 
der Betriebsräte, obgleich diese doch die 
Interessen der Arbeitnehmer in Betrieben 
wahrnehmen und in derem Auftrag handeln. 

Aber selbst in jenen Bereichen, in denen 
die Rechtsstellung der einzelnen Arbeitneh­
mer gestärkt werden soll, wie zum Beispiel 
beim Ausbau des Kündigungs- und Entlas­
sungsschutzes, ist die Arbeitgeberseite nicht 
kompromißbereit, obgleich ihr angeblich die 
Interessen der einzelnen Arbeitnehmer sehr 
am Herzen liegen. 

Vorsitzender: Zusatzfrage. 

Bundesrat Gargitter: Herr Bundesminister! 
Entspricht die in der geplanten Novelle zum 
Arbeitsverfassungsgesetz enthaltene Auswei­
tung der Mitwirkungsrechte auch den Wün­
schen der Interessenvertretungen der Arbeit­
nehmer? 
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Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dallinger: Ich habe in mei­
ner Eigenschaft als Sozialminister eine Fülle 
von Anregungen, Enuntiationen und auch 
Beschlüsse von Kongressen und Tagungen 
der Arbeitnehmer übermittelt bekommen, wo 
in jedem Fall dieser Wunsch sehr vehement 
zum Ausdruck gebracht worden ist. 

Darüber hinaus wurden diese schon so oft 
erwähnten 29 Punkte über Vorschlag des 
Österreichischen Gewerkschaftsbundes und 
des Österreichischen Arbeiterkammertages 
erstellt. Es entspricht das ausdrücklich den 
Zielvorstellungen dieser beiden Organisatio­
nen, deren Wünsche ich in 29 Punkten zusam­
mengefaßt und den Sozialpartnern zur Bera­
tung übergeben habe. Ich bitte, das besonders 
zu beachten. 

Im übrigen möchte ich dazu feststellen, daß 
in der letzten Zeit von einem "Betriebsent­
mündigungsgesetz" gesprochen worden ist, 
und zwar angeblich auf Grund von Erhebun­
gen. Mir liegen diese Erhebungen vor: Da gibt 
es überhaupt keinen Gegensatz in den Ant­
worten auf die Frage, was wichtiger ist: 
Humanisierung der Arbeitsplätze oder Aus­
weitung des Kündigungsschutzes. (Bundesrat 
Sc hip a n i: 2 Prozent mehr als bei einer 
Papstwahl!) Aber von den 77 Prozent, die sich 
für die Ausweitung des Kündigungsschutzes 
ausgesprochen haben, habe ich in der öffentli­
chen Darstellung dieser Frage sehr wenig 
gehört. 

Vorsitzender: Zweite Zusatzfrage. 

Bundesrat Gargitter: Herr Bundesminister! 
Wann ist mit der Einbringung einer entspre­
chenden Vorlage im Nationalrat zu rechnen? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dallinger: Auf einem 
Sozialpartnergipfel am 12. September wurde 
vereinbart, daß vom Herbst bis in den Winter 
hinein diesbezügliche Gespräche geführt wer­
den und man versuchen wird, einen Kompro­
rniß zu erzielen. 

Ich habe zugesagt, daß ich dieses Bera­
tungsergebnis der Sozialpartnergespräche in 
die Form eines Gesetzes kleiden werde, und 
ich rechne damit, daß im Frühjahr des kom­
menden Jahres ein entsprechender Gesetz­
entwurf dem Parlament zur Beschlußfassung 
übermittelt werden kann. 

Vorsitzender: Wir kommen nunmehr zur 

5. Anfrage: Frau Bundesrat Rosa Gföller 
(ÖVP, Tirol) an den Herrn Minister. 

37/M-BR/85 
Werden Sie die Einrichtung einer Teilzeitbörse in 

Tirol unterstützen? 

Vorsitzender: Bitte, Herr Bundesminister! 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrte 
Frau Bundesrat! Grundsätzlich möchte ich 
zunächst feststellen, daß es eine vorrangige 
Zielsetzung der Arbeitsmarktverwaltung ist, 
ihre Dienste möglichst kundenfreundlich und 
kundennah anzubieten. 

Im Zusammenhang mit der versuchsweisen 
Einführung eines Teilzeitservices beim Ar­
beitsamt Salzburg wurde aber die Erfahrung 
gemacht, daß eine Beschränkung auf einen 
bestimmten Ausschnitt des Arbeitsmarktes 
den Grundprinzipien eines kundenfreundli-, 
chen und serviceorientierten Dienstleistungs­
betriebes, wie es die Arbeitsmarktverwaltung 
ist, widerspricht. 

Es sollte jedem rat- und arbeitsuchenden 
Kunden in möglichst umfassender Form die 
Gesamtheit aller Informationen und, Hilfelei­
stungen angeboten werden. 

Wie ich bereits im Juni dieses Jahres anläß­
lich einer Anfrage im Nationalrat zum Teil­
zeitservice des Arbeitsamtes Salzburg ausge­
führt habe, handelt es sich bei den angebote­
nen Teilzeitstellen - bis auf wenige Ausnah­
men - um minder qualifizierte Arbeitsplätze, 
drei Viertel der Arbeitsplätze wiesen keine 
Qualifikationsanforderung auf. Der Anteil der 
als Frauenarbeitsplätze ausgewiesenen Stel­
len betrug rund 90 Prozent. Knapp die Hälfte 
der angebotenen Stellen betrafen Wünsche 
nach Reinigungsfrauen, Hilfsservierkräften, 
Stubenmädchen, Hausgehilfinnen, Büglerin­
nen und sonstige Hilfskräfte. Es waren also 
relativ ungeschützte Beschäftigungsverhält­
nisse. Die Mehrzahl der vermittelten Teilzeit­
arbeitskräfte wurde nur befristet angestellt. 

Es hat sich gezeigt, daß bei einer Eingren­
zung des Aufgabenbereiches allein auf die 
Vermittlung von Teilzeitarbeit das tatsächli­
che Angebot an Stellen mit den Interessen 
und Wünschen der Arbeitsuchenden vielfach 
nicht übereinstimmt. 

Zugleich hat sich aber in der Praxis gezeigt, 
daß ein starkes Bedürfnis nach einer kunden­
nahen und unbürokratischen Form der 
Dienstleistung, wie sie die in der Innenstadt 
von Salzburg gelegene Servicestelle geboten 
hat, besteht. 
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Es wurde aber der Tätigkeitsbereich dieser 
Einrichtung in Salzburg ausgeweitet und 
damit das Betreuungsangebot für die vorspre­
chenden Kunden vergrößert. Diese Aufgaben­
erweiterung hat die erwähnten Nachteile bei 
der Eingrenzung allein auf die Vermittlung 
von Teilzeitarbeit eliminiert und die Vorteile 
des Standortes und der flexiblen Arbeitsweise 
für die Kunden erhalten. 

Da sich die Anfrage auf die Einrichtung 
einer Teilzeitbörse oder eines Teilzeitservices 
in Tirol bezieht, möchte ich in Verwertung der 
Erfahrungen und Überlegungen von Salz burg 
sagen, daß eine in Innsbruck zentral gelegene 
Servicestelle der Arbeitsmarktverwaltung, die 
Information, Beratung und Vermittlung kun­
dennah und flexibel anbietet, sicher gut bei 
den Kunden ankommen würde. Die Beschrän­
kung auf Teilzeitarbeit ist dabei auszuschlie­
ßen. 

Notwendig wäre dazu ein in der Innenstadt 
gelegenes geeignetes Lokal, welches der 
Arbeitsmarktverwaltung gegen angemesse­
nes Entgelt zur Verfügung gestellt werden 
könnte. Durch den Einsatz der elektronischen 
Datenverarbeitung des Arbeitsmarktservices 
könnten auch bei dieser Servicestelle sowohl 
regionale als auch überregionale Stellenange­
bote rasch und unbürokratisch zur Verfügung 
gestellt werden. 

Vorsitzender: Zusatzfrage. 

Bundesrat Rosa Gföller: Herr Minister! Ich 
bin der Meinung, daß das Arbeitsamt diese 
Arbeit nicht bewältigen kann und daß es doch 
auch notwendig ist, ein eigenes Referat einzu­
richten. Ich kann aus der Praxis nur erwäh­
nen, daß zu mir in Tirol, in Innsbruck, täglich 
Frauen im Alter zwischen 25 und 40 Jahren 
kommen, die einen Teilzeitarbeitsplatz 
suchen. Frauen mit oft hoher Qualifikation, 
die aus Familiengründen eine Ganztagsstelle 
nicht annehmen können. 

Herr Minister! Sie haben in den letzten 
eineinhalb Jahren zirka 25 Millionen Schil­
ling für teure Plakatierungen, wie wir gehört 
haben für Filme und Regierungspropaganda 
im Bereich der Arbeitsmarktverwaltung aus­
gegeben. Warum, Herr Minister, verwenden 
Sie diese Steuergelder nicht viel sinnvoller 
für die Förderung und Vermittlung von Teil­
zeitarbeitsplätzen ? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dallinger: Zunächst weise 
ich den Vorwurf der Regierungspropaganda 

entschieden zurück. Die Bevölkerung hat ein 
Recht auf Information, und zu dieser Informa­
tion ist die Bundesregierung sogar verpflich­
tet. Das ist der Grund, warum wir Informatio­
nen an Arbeitsuchende ausgeben und zur Ver­
fügung stellen. 

Zweitens ist es gar nicht meine Aufgabe, 
Teilzeitarbeitsplätze zu fördern. Meine Auf­
gabe ist es, Teilzeitarbeitssuchenden bei der 
Suche von Arbeitsplätzen Hilfe zu gewähren. 
Das tun wir in geeignetem Maße. 

Aber gerade weil all das, was Sie jetzt 
gesagt haben, auch schon vor Errichtung der 
Teilzeitservicestelle in Salzburg behauptet 
wurde und weil es mir darum ging, objektive 
Fakten festzustellen, ist das, was ich gesagt 
habe, der Nachweis dessen, daß ein Teilzeit­
service allein nicht zweckmäßig ist und auch 
die aufgewendeten Kosten nicht rechtfertigt, 
wohl aber eine Gesamtservicestelle für alle 
Arbeitsuchenden, in deren Rahmen auch Teil­
zeitarbeitsplätze vermittelt werden. 

Ich und alle meine Mitarbeiter in den 
Arbeitsmarktverwaltungen sind jederzeit 
bereit, angebotene Teilzeitarbeitsplätze zu 
vermitteln. Insbesondere bin ich gerne dazu 
bereit, wenn es sich um qualifizierte Plätze 
handelt. Allerdings ist es hier so, daß zwar die 
Nachfrage von qualifizierten Arbeitskräften 
sehr groß, aber das Angebot an qualifizierten 
Arbeitsplätzen sehr, sehr gering ist. 

Vorsitzender: Zweite Zusatzfrage. 

Bundesrat Rosa Gföller: Herr Minister! Auf 
Grund einer Initiative der Österreichischen 
Volkspartei ist am 1. Jänner 1985 das Gesetz 
bezüglich Teilzeitarbeitsmöglichkeiten für 
pragmatisierte Bundesbeamte in Kraft getre­
ten. 

Was haben Sie, Herr Minister, in Ihrem 
Ressort getan, um Teilzeitarbeitsplätze anzu­
bieten? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dallinger: Ich brauchte in 
meinem Ressort überhaupt nichts zu tun, weil 
im Gegensatz zum öffentlichen Dienst, also 
im pragmatischen Dienstverhältnis, in der 
privaten Wirtschaft keine Beschränkung bei 
der Wahl von Arbeitsplätzen besteht, sodaß es 
hier lediglich auf das Prinzip von Angebot 
und Nachfrage ankommt. Wenn die Wirt­
schaft Teilzeitarbeitskräfte benötigt, dann 
muß sie solche Plätze anbieten. Sie sagten ja 
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vorhin selbst, daß Nachfrage in entsprechen­
dem Umfang und Ausmaß vorhanden ist. Ich 
habe daher auf diesem Gebiet im Hinblick auf 
die völlig andere gesetzliche Situation keine 
Aktivitäten zu unternehmen gehabt. 

Vorsitzender: Wir kommen zur 6. Anfrage: 
Frau Bundesrat Leopoldine Pohl (SPÖ, Steier­
mark) an den Herrn Bundesminister. 

47/M-BRl85 
Entspricht die Pensionsreform in finanzieller Hin­

sicht Ihren Erwartungen? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrte 
Frau Bundesrat! Die Erwartungen der Pen­
sionsreform in finanzieller Hinsicht haben 
sich - soweit man das zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt schon feststellen kann - erfüllt. 
Das Jahr 1985 ist das erste Jahr, in dem die 
Pensionsreform wirksam ist. Die finanzielle 
Gebarung über das Jahr 1985 liegt erst am 
Beginn des Jahres 1986 vor. Aber die Schät­
zungen und die Berechnungen für den Bun­
desvoranschlag 1986 und zum Gutachten des 
Beirates für die Renten- und Pensionsanpas­
sung zeigen, daß die finanziellen Auswirkun­
gen der Pensionsreform ungefähr in dem Aus­
maß eingetreten sind, in dem sie in den finan­
ziellen Erläuterungen zum Gesetz angegeben 
wurden. 

In diesen finanziellen Erläuterungen wur­
den die aufwandssenkenden Maßnahmen für 
das Jahr 1985 mit insgesamt 1 Milliarde Schil­
ling angenommen. Nach den letzten Schät­
zungen werden daraus 1,3 Milliarden an Ein­
sparung resultieren. Die Auswirkungen der 
ertragserhöhenden Maßnahmen für das Jahr 
1985 wurden mit 5,5 Milliarden geschätzt. Die­
ser Betrag wird mit einem Minus von etwa 
50 Millionen Schilling nicht ganz erreicht wer­
den. An Kosten für die aufwands er höhenden 
Maßnahmen wurden 330 Millionen geschätzt. 
Tatsächlich werden es aber 420 Millionen 
sein, sodaß es auch hier ein Minus gibt. 

Insgesamt ist es so, daß die Ersparnis für 
die Bundesbeiträge durch die Pensionsreform 
im Jahre 1985 etwa 7,7 Milliarden Schilling 
ausmachen wird. Sie werden daher um etwa 
50 bis 100 Millionen größer sein, als ursprüng­
lich errechnet worden ist. 

Vorsitzender: Zusatzfrage. 

Bundesrat Leopoldine Pohl: Herr Bundes­
minister! Wenn Sie mit den finanziellen Aus­
wirkungen der Pensionsreform mittelfristig 

zufrieden sind, warum wollen Sie dann eine 
Wertschöpfungsabgabe einführen? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dallinger: Die Betonung 
liegt hier auf "mittelfristiger Lösung". Wir 
haben bei der Vorstellung der Pensionsreform 
in der 40. Novelle zum ASVG ausdrücklich 
erklärt, daß damit wahrscheinlich die Finan­
zierung der Pensionen bis Mitte des Jahres 
1990 gesichert sein wird. Aber gerade die 
Beratungen über die Pensionsreform in der 
40. Novelle zum ASVG haben gezeigt, daß es 
sich hier um eine überaus komplizierte, sehr 
sensible Materie handelt und daß man hier 
nicht kurzfristig Ad-hoc-Maßnahmen setzen 
kann, sondern langfristige Überlegungen 
anstellen muß. 

Im Hinblick auf die weltwirtschaftliche 
Situation, im Hinblick auf die technologische 
Entwicklung und auch im Hinblick auf die 
demographische, also bevölkerungsmäßige 
Entwicklung, wo mir ja Prognosen und Schät­
zungen vorliegen, war und bin ich der Mei­
nung, daß wir uberlegen müssen, ob wir die 
Bemessung der Sozialversicherungsbeiträge 
für die Arbeitgeber allein nach der Zahl der 
Beschäftigten vornehmen können oder ob 
nicht ein anderes Kriterium, nämlich die 
Wertschöpfung eines Betriebes, unabhängig 
davon, wieviel Menschen diese Wertschöp­
fung produzieren und erzeugen, herangezo­
gen werden kann. 

Ich möchte einmal mehr darauf aufmerk­
sam machen, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, daß mir eine Prognose vorliegt, 
die in Horst Knapps "Finanznachrichten" 
veröffentlicht worden ist, in der zum Aus­
druck kommt - nach dieser Prognose, ich 
mache diese Einschränkung im besonderen 
-, daß die Gesamtbevölkerung Österreichs 
von derzeit rund 7,5 Millionen bis zum Jahre 
2051 - das sind lediglich 65Jahre - auf 
5,3 Millionen ab sinken wird. Das heißt, daß 
die Bevölkerungszahl in Österreich um 
2,2 Millionen zurückgehen wird. Und man 
schätzt, daß die Zahl der 15- bis 60jährigen, 
die durch ihre Beiträge die Sozialversiche­
rung finanzieren, um 2 Millionen zurückge­
hen wird, nämlich um genau diese 2 Millionen 
von 4,7 Millionen derzeit auf 2,7 Millionen im 
Jahre 2051. 

Ganz konkret steht fest, daß die Zahl der 
über 60jährigen Wohnbevölkerung von der-.­
zeit rund 19,8 Prozent auf 38 Prozent anstei­
gen wird. Also wenn diese Prognosen nicht 
ein Signal für uns alle sind, darüber nachzu-
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denken, wie man die Finanzierung der Pen­
sionen oder die soziale Sicherheit gewährlei­
sten kann und wie wir die entsprechenden 
Mittel zur Verfügung bekommen, dann weiß 
ich nicht, was uns noch mehr alarmieren soll. 

Ich habe aber - um diese Frage aus der 
tagespolitischen Diskussion herauszuziehen, 
weil das ja nicht etwas ist, was für morgen 
oder übermorgen gedacht ist, sondern per­
spektivisch in die Zukunft reicht - nun mit 
den Sozialpartnern vereinbart, daß sich eine 
Kommission mit der Finanzierung der sozia­
len Sicherheit unter Einbeziehung der Überle­
gung einer Wertschöpfungsabgabe beschäf­
tigt und daß dieser Kommission namhafte 
Wissenschafter beigezogen werden, auch die 
Repräsentanten der Wirtschaftsforschungsin­
stitute, und daß jetzt über den Zeitraum von 
zwei bis zweieinhalb Jahren diese Kommis­
sion umfassende Untersuchungen anstellt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich stehe gar nicht an zu sagen, daß ich per­
sönlich der Meinung bin, daß diese so ent­
scheidende Frage für die österreichische 
Bevölkerung nur gemeinsam gelöst werden 
kann, nicht mit einem Mehrheitsbeschluß, 
mit der einen oder anderen Gruppierung, da 
das eine ganz wichtige Frage ist. 

Ich möchte Ihnen die Sensibilität dieser 
Frage in Erinnerung rufen. Wir haben derzeit 
rund 1 600 000 Pensionsempfänger aus dem 
Bereich der Arbeiter, der Angestellten, der 
Bauern und der Gewerbetreibenden und dazu 
250 000, 260 000 Pensionsbezieher aus dem 
öffentlichen Dienst, also rund 1 800 000 
Betroffene, die jetzt bereits eine Pension 
beziehen; und die Zahl derer, die in Zukunft 
eine Pension beziehen werden, wird noch grö­
ßer sein. 

In der Zeit von 1970 bis 1990 wird sich die 
Zahl der Pensionsbezieher um 400 000 erhöht 
haben, also um 400 000 Pensionsbezieher 
mehr. Die Zahl der Leistungsempfänger wird 
immer größer, die Lebenserwartung steigt 
kontinuierlich weiter. Die Zahl jener, die das 
durch Beiträge und Steuern finanzieren, wird 
aber geringer. 

Ich glaube daher, daß es sehr legitim ist, 
sich hier schon perspektivisch mit diesen Fra­
gen zu beschäftigen, damit wir dann nicht nur 
reagieren, sondern heute schon eine Strategie 
entwickeln, die uns das Agieren in dieser 
schwierigen Zeit ermöglichen wird. 

Vorsitzender: Zusatzfrage. 

Bundesrat Leopoldine Pohl: Herr Minister! 
Wie wird die im Rahmen der Pensionsreform 
durchgeführte Neuregelung der Höherversi­
cherung aussehen? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrte 
Frau Bundesrat! Hier ist in der letzten Zeit 
durch verschiedene Zeitungsmeldungen ein 
bißchen Verwirrung entstanden. Ich möchte 
klarstellen, daß durch die Pensionsreform die 
Höherversicherung in der Pensionsversiche­
rung für Beiträge, die ab 1. 1. 1986 geleistet 
werden, nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen erfolgen wird. 

Durch eine Verordnung des Bundesministe­
riums für soziale Verwaltung sind entspre­
chende Faktoren für die Bemessung der Lei­
stungen aus der Höherversicherung festzuset­
zen. 

Um eine konkrete Berechnung dieser Fak­
toren nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen zu gewährleisten, habe ich 
Herrn Universitätsassistenten Diplom-Versi­
cherungsmathematiker Dr. Wolfgang EtU, all­
gemein gerichtlich beeideter Sachverständi­
ger für Mathematik, Statistik, Lebens- und 
Pensionsversicherung, beauftragt, eine wis­
senschaftliche Untersuchung über die Berech­
nungsgrundlagen für die Höherversicherung 
durchzuführen. -

Das Grundkonzept dieser Untersuchung 
liegt nun vor, ebenso die Faktoren. Am 
6. November 1985, also vor wenigen Tagen, 
wurde der Verordnungsentwurf zur Begutach­
tung versandt. Diese Verordnung soll noch 
vor dem 1. Jänner im Bundesgesetzblatt ver­
öffentlicht werden. 

Das Grundkonzept der neuen Regelung 
besteht darin, daß die in einem Kalenderj ahr 
geleisteten oder als geleistet geltenden Bei­
träge zur Höherversicherung entsprechend 
dem Alter des Versicherten zu diesem Zeit­
punkt als Einmalprämie für eine Leistung, die 
gleichzeitig mit der Zuerkennung einer Lei­
stung aus den Versicherungsfällen der gemin­
derten Arbeitsfähigkeit beziehungsweise 
Erwerbsunfähigkeit, des Alters oder des 
Todes zusätzlich anfällt, angesehen werden. 

Aus der Summe der Ansprüche, die aus sol­
chen Einmalprämien entstehen, wird die 
Gesamtleistung der Höherversicherung, 
besonders Steigerungsbetrag beziehungs­
weise Höherversicherungspension, ermittelt. 
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Die Anwendung versicherungsmathemati­
scher Grundsätze bedingt dah~r automatisch, 
daß die Leistung bei gleicher Beitragszahlung 
ausschließlich vom Alter des Versicherten 
zum Zeitpunkt der Einzahlung des Beitrages 
und der statistischen Lebenserwartung zum 
Zeitpunkt der Inanspruchnahme der Pension 
abhängig ist. 

Als zusätzlicher Parameter spielt nur noch 
die auf Grund der voraussichtlichen Aufwer­
tung und Anpassung angenommene Verzin­
sung eine Rolle, die im Schnitt den derzeiti­
gen Gegebenheiten auf dem Geld- und Kapi­
talmarkt entspricht, wenn Gelder langfristig 
angelegt werden, wie dies für die Beiträge zur 
Höherversicherung der Fall ist. 

Allgemein verständlich ausgedrückt, 
möchte ich sagen, es ist so, daß wir vom der­
zeit geltenden Prinzip, das eine besondere 
Bonität für jene dargestellt hat, die auf Grund 
ihres Einkommens eine Höherversicherung 
eingehen konnten, übergehen zu dem Prinzip, 
das in der privaten Lebensversicherung Gel­
tung hat, also in sehr hohem Maße den Vor­
sorgegedanken einiger entspricht, allerdings 
mit dem Zusatz, daß die einmal gewährte 
Höherversicherung auch den allgemeinen 
Anpassungen der normalen Pensionen unter­
liegt, sodaß noch immer eine nicht unbedeu­
tende Besserstellung über der reinen privat­
versicherungsmäßigen Versorgung eintritt. 

Vorsitzender: Wir kommen zur 7. Anfrage: 
Frau Bundesrat Maria Rauch (ÖVP, Wien) an 
den Herrn Bundesminister. 

38/M-BR/85 
Was waren die Gründe, die zum Einspruch der Bun­

desregierung gegen das Wiener Sozialhilfegesetz 
geführt haben? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dallinger: Sehr geehrte 
Frau Bundesrat! Die 3. Wiener Sozialhilfege­
setz-Novelle schließt im Widerspruch zur Kon­
vention über die Rechtsstellung der Flücht­
linge Asylwerber vom Anspruch auf Sozial­
hilfe aus. Das stellt nach Meinung der Bun­
desregierung eine Völkerrechtswidrigkeit und 
zugleich eine Verfassungswidrigkeit dar. 

Außerdem enthält diese Novelle besondere 
Verfahrensvorschriften, die ein nicht erfor­
derliches Abweichen vom Grundkonzept des 
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes, 
ein geordnetes Ermittlungsverfahren durch­
zuführen, vorsehen und somit als Eingriff in 
die Rechte des Bundes zu werten sind. 

Vorsitzender: Zusatzfrage . 

Bundesrat Maria Rauch: Herr Bundesmini­
ster! Das Wiener Sozialhilfegesetz sieht unter 
anderem die Kürzung der Sozialhilfe für 
arbeitsunwillige Sozialhilfeempfänger vor. 
Die Wiener Volkspartei hat dies abgelehnt 
und als bessere Alternativ~ das Berliner 
Modell vorgeschlagen. 

Weiters sieht das Wiener Sozialhilfegesetz. 
die Streichung der Anspruchsberechtigung 
für Asylwerber vor. - Die Wiener Volkspartei 
hat das aus humanitären Gründen abgelehnt. 

Was ist Ihre persönliche Meinung zu diesen 
beiden Inhalten des Wiener Sozialhilfegeset­
zes? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dallinger: Meine persönli­
che Meinung war, daß wir diese Novelle zu 
beeinspruchen haben. Ich habe mich auch 
gegen eine Unterschiedlichkeit der Zumutbar­
keit von Beschäftigungen im Rahmen der all­
gemeinen Arbeitslosenversicherung und etwa 
im Rahmen der Sozialhilfe allgemein ausge­
sprochen. 

Für mich ist aber auch das Berliner Modell 
keine erstrebenswerte Lösung, weil ich 
glaube, daß wir bessere Möglichkeiten etwa 
durch die ,,Aktion 8000" vorgesehen haben, 
wodurch wir Menschen in Betriebe oder in 
Institutionen bringen, die dort eine entlohnte 
Arbeit durchführen, Sozialversicherung 
bezahlen, Steuer bezahlen und eine Tätigkeit 
ausüben, die in sehr vielen Fällen dazu führt, 
daß sie dann nach Absolvierung dieser Zeit 
auch als Arbeiter, Angestellte oder anders 
Tätige dort weiterbeschäftigt werden. 

Die Frage des Wiener Sozialhilfegesetzes 
ist ja durch den Einspruch der Bundesregie­
rung zunächst einmal gelöst worden. Was die 
Asylwerber betrifft, habe ich schon vor drei 
Jahren, als noch Bundesminister Lanc im 
Innenministerium tätig gewesen ist, einen 
gemeinsamen Fonds aller Bundesländer ver­
langt, weil ich der Meinung bin, daß man der 
Stadt Wien oder dem Land Wien nicht allein 
diese Lasten zuordnen kann. Ich glaube, daß 
es hier der Solidarität aller Länder bedarf, 
daß wir zweitens unseren Verpflichtungen auf 
internationalem Gebiet entsprechend Rech­
nung zu tragen haben, daß wir drittens nicht 
unterschiedliche Normen haben sollen beim 
Prinzip der Arbeitslosenversicherung und der 
Sozialhilfe bei der Zumutbarkeit von übertra­
genen Beschäftigungen und daß wir schließ-
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lich das Berliner Modell nicht anwenden sol­
len, weil es für österreichische Verhältnisse 
- zumindest aus meiner Sicht - keine geeig­
nete Maßnahme darstellt. 

Vorsitzender: Zweite Zusatzfrage. 

Bundesrat Maria Rauch: Herr Bundesmini­
ster! Was wird nun nach dem Einspruch der 
Bundesregierung mit dem Wiener Sozialhilfe­
gesetz geschehen? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dallinger: Da bin ich über­
fragt; ich bin nicht Mitglied der Wiener' Lan­
desregierung oder des Landtages. 

Zunächst einmal ist der einen Aktion eine 
andere gefolgt. Es wird jetzt im Ermessen der 
Wiener Landesregierung und des Wiener 
Landtages liegen, zu bestimmen, wie sich die 
Dinge weiterentwickeln werden. 

Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung 

Vorsitzender: Wir kommen zur Anfrage 8: 
Herr Bundesrat Dipl.:rng. Dr. Harald Ogris 
(SPÖ, Wien) an den Herrn Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung Dr. Heinz 
Fischer. 

48/M-BR/85 
Was geschieht seitens des Bundesministeriums für 

Wissenschaft und Forschung, um den Anschluß Öster­
reichs an das internationale Forschungsgeschehen 
sicherzustellen? 

Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Fischer: Sehr geehrter Herr Bun­
desrat! Die Frage nach den wichtigsten Maß­
nahmen, um den Anschluß Österreichs an das 
internationale Forschungsgeschehen sicher­
zustellen, kann man so beantworten, daß das 
natürlich nur ein Bündel von Maßnahmen 
sein kann und daß es sich dabei zum Beispiel 
darum handelt, die Forschungsbudgets syste­
matisch zu erhöhen, die internationalen Für­
schungskontakte zu intensivieren, die Mitar­
beit an großen internationalen Forschungs­
projekten, wie zum Beispiel EUREKA, voran­
zutreiben, den Ausbau der Hochschulen zu 
forcieren, wo ja ein Großteil der Forschung 
geleistet wird, Technologieprogramme auszu­
arbeiten und zu verwirklichen und auch die 
verstärkte Zusammenarbeit zwischen Wissen­
schaft und Wirtschaft zu forcieren. Dies ist, 
wie gesagt, eine beispielsweise Aufzählung 
besonders wichtiger Maßnahmen. 

Vorsitzender: Zusatzfrage . 

Bundesrat Dipl.-Ing. Dr. Ogris: Herr Bun­
desminister! Läßt sich bereits jetzt Näheres 
über EUREKA sagen? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Fischer: Sehr geehrter 
Herr Bundesrat! Über EUREKA läßt sich an 
sich sehr viel sagen, denn wir haben ja bei der 
letzten Ministerkonferenz in Hannover zwi­
schen den 18 beteiligten Staaten Übereinstim­
mung über eine Grundsatzerklärung und ein 
Grundsatzdokument erzielt, in dem sowohl 
die Zielsetzungen enthalten sind als auch die 
organisatorische Struktur von EUREKA skiz­
ziert wird, als auch EUREKA-Projekte defi­
niert werden. Es sind ja auch schon die ersten 
zehn europäischen EUREKA-Projekte festge­
legt worden. Es ist erfreulich, daß sich Öster­
reich an zwei dieser zehn Proj ekte beteiligen 
wird. 

Vorsitzender: Zusatzfrage. 

Bundesrat Dipl.-Ing. Dr. Ogris: Herr Bun­
desminister! Wie man gehört hat, soll Öster­
reich Vollmitglied der ESA werden. Wann soll 
das geschehen? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Fischer: Sehr geehrter 
Herr Bundesrat! Die Verhandlungen mit der 
ESA, also der Europäischen Weltraumorgani­
satiün, sind im Frühherbst des heurigen J ah­
res mit Norwegen und Österreich positiv 
abgeschlossen worden. Alle bisherigen ESA­
Mitglieder haben eine Mitarbeit Österreichs 
gewünscht. 

Der springende Punkt oder die heikle Frage 
war die Höhe des österreichischen Eintritts­
preises zu den Projekten der ESA. Das konnte 
nunmehr geklärt werden. Voraussichtlich 
noch im Dezember wird von Norwegen und 
Österreich das Abkommen über den Beitritt, 
der dann am 1. Jänner 1987 wirksam werden 
wird, unterzeichnet werden. 

Vorsitzender: Wir kommen zur 9. Anfrage: 
Herr Bundesrat Martin Strimitzer (ÖVP, 
Tirol) an den Herrn Bundesminister. 

39/M-BR/85 
Wurde mit den Interessenvertretungen bezüglich 

eines neuen Hochschullehrer-Dienstrechtsgesetzes Kon­
takt aufgenommen? 

Vorsitzender: Herr Minister, bitte. 
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Bundesminister Dr. Fischer: Herr Bundes­
rat! Diese Kontakte haben selbstverständlich 
stattgefunden. Die letzte Verhandlungsrunde 
zwischen Bundeskanzleramt und Wissen­
schaftsministerium mit der zuständigen 
Gewerkschaft als Interessensvertretung der 
Hochschullehrer hat am 28. Oktober stattge­
funden, die vorletzte am 25. September, die 
nächste ist noch für das heurige Jahr geplant. 

Vorsitzender: Zusatzfrage, bitte. 

Bundesrat Dr. Strimitzer: Herr Bundesmi­
nister! Ihnen wird ja ein besonderes Nahever­
hältnis zum Österreichischen Gewerkschafts­
bund nachgesagt. Ich darf daher annehmen, 
daß Ihnen die Rolle der zuständigen Gewerk­
schaft Öffentlicher Dienst, wie Sie ja auch 
hier jetzt in Ihrer Beantwortung bereits dar­
gestellt haben, geläufig ist. 

Ich frage daher, Herr Bundesminister: Wer­
den Sie bereit sein, in erster Linie darauf hin­
zuwirken, daß ein Einvernehmen mit der 
Gewerkschaft Öffentlicher Dienst angestrebt 
wird? Es sind ja bisher in die Verhandlungen 
eine ganze Reihe von Persönlichkeiten und 
Institutionen bereits einbezogen gewesen, 
aber ich habe den Eindruck gewonnen, daß 
die angestrebte Einvernehmensregelung mit 
der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst doch 
auf sich warten läßt. 

Vorsitzender: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Fischer: Wir streben 
erstens eine sachliche Lösung an - das ist 
das Allerwichtigste, daß es eine gute Lösung 
ist -, wir streben. zweitens natürlich einver­
nehmliche Lösungen an. 

Wenn Sie sagen, daß das Resultat auf sich 
warten läßt, so muß ich Ihnen antworten: Das 
liegt halt daran, daß das Erzielen von einver­
nehmlichen Lösungen, wie Ihnen Herr Bun­
desrat Sommer bestätigen wird, nicht gerade 
die einfachste Sache der Welt ist. 

Vorsitzender: Zweite Zusatzfrage. 

Bundesrat Dr. Strimitzer: Bei der gegen­
ständlichen Thematik, Herr Bundesminister, 
spielen, wie Sie wissen, die Frage der Autono­
mie der Hochschulen und vor allem die Frage 
der Existenzsicherung der derzeit an den 
Hochschulen Beschäftigten eine besondere 
Rolle. 

Ich frage daher zusätzlich: Betrachten Sie 
die volle Beibehaltung der Autonomie der 
Hochschulen und die Existenzsicherung der 

derzeit beschäftigten Hochschulassistenten 
als vorrangiges Anliegen? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Fischer: Herr Bundes­
rat! Die Autonomie steht überhaupt nicht zur 
Diskussion, die ist gesetzlich verankert. Was 
die Frage der Existenzsicherung betrifft, so 
setze ich mich natürlich für das Prinzip der 
Existenzsicherung ein, aber Sie kennen 
sicher auch jenes Prinzip oder jenen Gedan­
ken, der Mobilität heißt, und es ist für die Wis­
senschaft wichtig, daß Mobilität besteht zwi­
schen Wissenschaft und Wirtschaft, zwischen 
Theorie und Praxis. Das ist der Grund, warum 
Regelungen, daß jemand nach Absolvierung 
seines Studiums als Universitätsassistent 
beginnt und daraufhin etwa einen Anspruch 
erhalten würde, im Sinne der Existenzsiche­
rung jedenfalls bis zum 65. Lebensjahr an der 
Universität zu bleiben, keine optimalen Rege­
lungen sind und daß wir uns da etwas Besse­
res einfallen lassen müssen, und zwar den 
Gedanken der Existenzsicherung einerseits, 
der Leistungserbringung andererseits und 
der Mobilität drittens auf einen gemeinsamen 
Nenner zu bringen. 

Vorsitzender: Wir kommen nun zur 
10. Anfrage: Herr Bundesrat Paul Raab (ÖVP, 
Oberösterreich) an den Herrn Bundesmini­
ster für Wissenschaft und Forschung. 

4O/M-BR/85 
Warum übergehen Sie seit mehr als zehn Jahren den 

Wunsch der Universität Linz nach einem Ordinariat für 
"Öffentliches Recht unter besonderer Berücksichtigung 
des Finanzrechtes"? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Fischer: Herr Bundes­
rat Raab! Die Zuteilung von Ordinarien und 
Dienstposten hängt nicht in erster Linie von 
der Dauer der Anmeldung einer Forderung 
ab, sondern hat nach sachlichen Gesichts­
punkten zu erfolgen. 

Vorsitzender: Herr Bundesrat. 

Bundesrat Raab: Herr Bundesminister! 
Nach dem Gründungskonzept der Universität 
Linz soll diese auf die Bedürfnisse der Wirt­
schaft ausgerichtet werden. Ihre bisherigen 
personellen Maßnahmen übergehen aber den 
Antrag der Antragskommission an der Uni­
versität in Linz. Warum haben Sie keine 
andere Entsch~idung getroffen? 

Der Herr Landeshauptmann von Oberöster-
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Bundesrat Raab 

reich, Dr. Josef Ratzenböck, hat Sie mit 
Schreiben vom 6. Juni 1985 ersucht, eine 
Umschichtung im Dienstpostenplan in Ihrem 
Ressort für Ordentliche Hochschulprofesso­
ren vorzunehmen und damit dem Ordinariat 
für Öffentliches Recht, und zwar Finanzrecht 
mit dem Schwerpunkt Steuerrecht, vorran­
gige Priorität einzuräumen. 

Ich frage Sie: Warum kommen Sie dem 
Wunsch der Universität Linz nicht nach, 
ebenso dem Ersuchen des Landeshauptman­
nes, vor allem aber, dem der 2417 Studieren­
den an der Universität Linz, wo Ihnen doch 
bekannt ist, daß alle anderen Universitäten 
mit Ausnahme von Linz dieses Ordinariat 
besitzen? Sie wissen ganz genau, daß Linz.die 
einzige Universität ist, die diese Lehrkanzel 
nicht besitzt und Finanzrecht ein Pflichtfach 
und ein Dissertationsfach ist. 

Vorsitzender: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Fischer: Herr Bundes­
rat! Erstens einmal ist Finanzrecht ein Wahl­
fach auf Grund des Studiengesetzes, zweitens 
haben Sie' jetzt Ihre Argumente dargelegt, 
aber Sie haben nicht gesagt, daß es an der 
Universität Linz im Bereich des Öffentlichen 
Rechtes bereits bis zum 30. Juni 1985 eine 
Lehrkanzel Öffentliches Recht I, Öffentliches 
Recht 11, Öffentliches Recht 111, dann einen 
außerordentlichen Professor für Verfassungs­
und Verwaltungsrecht und einen weiteren 
außerordentlichen Universitätsprofessor für 
Staatsrecht und politische Wissenschaften 
gibt und daß ich heuer im Sommer in der Per­
son von Univ.-Doz. Dr. Bruno Binder einen 
weiteren, also sechsten Vertreter des Öffentli­
chen Rechtes zum a. o. Universitätsprofessor 
ernannt habe und insbesondere die Fragen 
des Finanzrechtes von a. o. Professor Hengst­
schläger in hervorragender Weise vertreten 
werden. 

Vorsitzender: Weitere Zusatzfrage. 

Bundesrat Raab: Herr Bundesminister! All 
diese Maßnahmen sind unzureichend und 
können Sie nicht der Verpflichtung entheben, 
eine qualitative Ausbildung und einen geord­
neten Studienbetrieb auf die Dauer zu 
gewähr leisten. 

Ich frage Sie daher als Vertreter des Lan­
des Oberösterreich und namens aller 2 417 
Studenten der juridischen Fakultät: Welche 
Maßnahmen werden Sie zur Errichtung der 
vierten Lehrkanzel setzen? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Fischer: Ich werde wei­
terhin meine Entscheidungen nach sachli­
chen Gesichtspunkten treffen, und ich möchte 
vor allem im Interesse der genannten Lehr­
kanzelinhaber, die ich aufgezählt habe -
Öffentliches Recht I, Öffentliches Recht 11, 
Öffentliches Recht 111 und die drei außeror­
dentlichen Professoren -, den implizit erho­
benen Vorwurf, daß dort das Öffentliche 
Recht einschließlich des Finanzrechtes nicht 
ordentlich gelehrt und geforscht und vertre­
ten wird, doch eindeutig zurückweisen. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender: Wir kommen zur 11. Anfrage: 
Herr Bundesrat Kurt Stepancik (SPÖ, Nieder­
österreich) an den Herrn Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung. 

49/M-BR/85 
Wie sehen Sie die gegenwärtige Situation unserer 

Universitäten und Hochschulen7 

Vorsitzender: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Fischer: Herr Bundes­
rat! Ich glaube, daß man ein so komplexes 
Gebilde wie die österreichischen Universitä­
ten sachgerecht nur betrachten kann, wenn 
man eine differenzierte Betrachtungsweise 
wählt. 

. Ich glaube, wir haben eine Reihe von positi­
ven Aspekten im Hochschulbereich. Wir 
haben in Österreich keinen Numerus clausus, 
wir haben in den letzten drei Jahren das 
Hochschulbudget um 25 Prozent - ich wie­
derhole: um 25 Prozent! - gesteigert, wir 
haben eine enorme Erweiterung des Studien­
angebotes in etwa 280 Studienrichtungen mit 
80000 Wochenstunden Lehrangebot, wir 
haben eine Erweiterung des Raumangebotes 
in der Weise, daß sich die Raumflächen seit 
1970 für die österreichischen Hochschulen 
rund verdoppelt haben. 

Das alles wäre gewissermaßen die eine 
Seite der Betrachtung, die positive. 

Wir dürfen natürlich auch eine andere Seite 
nicht übersehen, etwa die Tatsache, daß wir 
durch die steigenden Studentenzahlen 
gewisse Engpässe haben, etwa auch die Tat­
sache, daß sich die Situation auf dem Arbeits­
markt grundlegend geändert hat: vor 1970 
echter Akademikermangel, heute eine Akade­
mikerquote, die europäischen Durchschnitten 
entspricht und die daher auch das Problem 
der Akademikerarbeitslosigkeit aufgeworfen 
hat. 

1519 
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Bundesminister Dr. Fischer 

Also ich würde meinen, daß man all diese 
und noch viele andere Aspekte beleuchten 
müßte, wenn man die Situation der Hoch­
schule betrachtet. 

Vorsitzender: Eine Zusatzfrage. 

Bundesrat Stepancik: Herr Bundesmini­
ster! Werden von Ihrem Ministerium auch 
längerfristige Überlegungen der Hochschul­
entwicklung und Hochschulplanung ange­
stellt? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Fischer: Sehr geehrter 
Herr Bundesrat! Wie Sie dem Hochschulbe­
richt entnehmen können, ist dort erstens eine 
dreijährige Hochschulplanung und Hoch­
schulperspektive ausgewiesen. Zweitens gibt 
es ein längerfristiges, etwa zehnjähriges 
Hochschulausbauprogramm, wo Hochschul­
bauten, die in Planung, in Vorbereitung und 
in Durchführung sind, ausgewiesen werden. 

Schließlich gibt es im Wissenschaftsmini­
sterium eine eigene Abteilung, deren Aufgabe 
Planung und Statistik ist. Sie wird von Mini­
sterialrat Höllinger geleitet, und in dieser 
Abteilung werden Planungs- und Entwick­
lungsdaten erhoben und Extrapolationen im 
Hochschulbereich bis zum Ende des J ahrhun­
derts angestellt. 

Vorsitzender: Zweite Zusatzfrage. 

Bundesrat Stepancik: Herr Bundesmini­
ster! Welche Schwerpunkte werden bezüglich 
der Hochschulentwicklung von Ihrem Mini­
sterium gesetzt? 

Vorsitzender: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Fischer: Herr Bundes­
rat! Was den Bautenbereich betrifft, so wissen 
Sie, daß zum Beispiel im kommenden Jahr 
die naturwissenschaftliche Fakultät an der 
Universität Salzburg fertig werden wird. Sie 
wissen, daß in Innsbruck die naturwissen­
schaftliche Fakulät neu gebaut wird und ent­
weder im nächsten oder im übernächsten 
Jahr fertig wird. Sie kennen den großen Bau­
komplex auf den Freihausgründen in Wien 
für die Technische Universität Wien. Sie wis­
sen, daß die Veterinärmedizinische Universi­
tät neu geplant und errichtet werden soll. 

Ich könnte und müßte auch Bauprojekte in 
Graz aufzählen oder die Tatsache, daß in Linz 
vor wenigen Wochen das neue Mikroelektro-

nik-Gebäude eröffnet wurde. Das ist im Bau­
tenbereich zu sagen. 

Was den Studienbereich betrifft, so haben 
wir vor allem zwei Bereiche, wo sich die Stu­
dentenzahlen besonders stark vermehren, das 
sind die Sozialwissenschaften und bestimmte 
Teile der Technik. Dort muß natürlich auch 
entsprechend schwerpunktmäßig Vorkehrung 
getroffen werden. 

Vorsitzender: Die 60 Minuten der Frage­
stunde sind abgelaufen. Die Fragestunde ist 
somit beendet. 

Die Antworten auf jene Anfragen, die nicht 
mehr behandelt werden konnten, sollen den 
Anfragestellern sowie auch allen Bundesrä­
ten schriftlich zukommen. 

Einlauf und Zuweisungen 

Vorsitzender: Eingelangt sind vier Schrei­
ben des Bundeskanzleramtes betreffend 
Ministervertretungen. Ich ersuche die Schrift­
führung um Verlesung dieser Schreiben. 

Schriftführer Leopoldine Pohl: 

"An das Präsidium des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 28. Okto­
ber 1985, Zl. 1003-04/6, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Bauten und Technik Dr. 
Heinrich Übleis am 15. und 16. November 1985 
den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr Dkfm. Ferdinand Lacina mit der 
Vertretung. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 
Dr. Neumayer 
Sektionschef" 

"An das Präsidium des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 28. Okto­
ber 1985, Zl. 1003-11/29, folgende Entschlie­
ßung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Land- und Forstwirtschaft 
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Schriftführer 

Dipl.-Ing. Günter Haiden am 4. und 5. Novem­
ber 1985 und am 9. und 10. November 1985 
sowie innerhalb des Zeitraumes vom 12. bis 
15. November 1985 den Bundesminister für 
soziale Verwaltung Alfred Dallinger mit der 
Vertretung. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 
Dr. Neumayer 
Sektionschef' 

"An das Präsidium des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 
8. November 1985, Z1. 1003-08/35, folgende Ent­
schließung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Inneres Karl Blecha inner­
halb des Zeitraumes vom 15. bis 17. November 
1985 den Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung Dr. Heinz Fischer mit der Ver­
tretung. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 
Dr. Neumayer 
Sektionschef" 

"An das Präsidium des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 
8. November 1985, Z1. 1003-03/25, folgende Ent­
schließung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Auswärtige Angelegenheiten 
Leopold Gratz innerhalb des Zeitraumes vom 
15. bis 21. November 1985 den Bundesminister 
für Familie, Jugend und Konsumentenschutz 
Gertrude Fröhlich-Sandner mit der Vertre­
tung. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 
Dr. Neumayer 
Sektionschef" 

Vorsitzender: Dient zur Kenntnis. 

Eingelangt sind ferner drei Gesetzesbe­
schlüsse des Nationalrates vom 6. November 
1985 betreffend 

ein Bundesgesetz, mit dem Überschreitun­
gen der Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 
1985 genehmigt werden (Budgetüberschrei­
tungsgesetz 1985), 

ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesfi­
nanzgesetz 1985 und das Bundesgesetz betref­
fend die Errichtung einer Bundesstraßen-Pla­
nungs- und Errichtungsgesellschaft für Wien 
geändert werden (Bundesfinanzgesetznovelle 
1985), und 

ein Bundesgesetz betreffend auf Schilling 
lautende Beitragsleistungen der Republik 
Österreich bei internationalen Finanzinstitu­
tionen. 

Wie in den Erläuterungen der Regierungs­
vorlagen (673, 730 und 731) hiezu ausgeführt 
wird, unterliegen diese Beschlüsse im Sinne 
des Art. 42 Abs. 5 B-VG nicht dem Einspruchs­
recht des Bundesrates. 

Eine weitere geschäftsordnungsmäßige 
Behandlung der vorliegenden Beschlüsse des 
Nationalrates durch den Bundesrat ist daher 
nicht vorgesehen. 

Mit Schreiben vom 25. Oktober 1985 teilt 
der Präsident des Nationalrates mit, daß der 
Einspruch des Bundesrates gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates vom 29. August 
1985 betreffend ein Weingesetz 1985, Ände­
rungen des Lebensmittelgesetzes 1975 und 
des Bundesfinanzgesetzes 1985 vom National­
rat am 24. Oktober 1985 in Verhandlung 
genommen und im Sinne des Art. 42 Abs. 4 
Bundes-Verfassungsgesetz ein Be ha r­
run g s b e s chI u ß gefaßt wurde. 

Eingelangt sind ferner jene Beschlüsse des 
Nationalrates, die Gegenstand der heutigen 
Tagesordnung sind. 

Ich habe diese Vorlagen den in Betracht 
kommenden Ausschüssen zur Vorberatung 
zugewiesen. Die Ausschüsse haben die 
Beschlüsse des Nationalrates einer Vorbera­
tung unterzogen. Die diesbezüglichen schrift­
lichen Ausschußberichte liegen vor. 

Mit Rücksicht auf einen mir zugekomme­
nen Vorschlag, von der 24stündigen Auflage­
frist der Ausschußberichte im Sinne des § 44 
Abs. 3 der Geschäftsordnung Abstand zu neh­
men, habe ich die von den Ausschüssen vorbe­
ratenen Verhandlungsgegenstände auf die 
Tagesordnung der heutigen Sitzung gestellt. 
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Vorsitzender 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
mit dem Vorschlag, von der Auflagefrist der 
Ausschußberichte Abstand zu nehmen, ein­
verstanden sind, um ein Handzeichen. - Dies 
ist somit einstimmig angenommen. 

Auf Grund eines mir weiters zugekomme­
nen Vorschlages beabsichtige ich, die Debatte 
über die Punkte 9 und 10, 13 und 14 sowie 16 
und 17 der Tagesordnung zusammenzufassen. 

Die Punkte 9 und 10 sind 

ein Marchfeldkanalgesetz und 

ein Syndikatsvertrag zwischen der Repu­
blik Österreich und dem Land Niederöster­
reichbetreffend die Errichtung und den 
Betrieb eines Marchfeldkanalsystems. 

Die Punkte 13 und 14 sind 

ein Rechtsanwaltsprüfungsgesetz und 

eine Änderung des Disziplinarstatutes für 
Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter. 

Die Punkte 16 und 17 sind 

ein Versorgungsrechts-Änderungsgesetz 
1986 und 

ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesge­
setz betreffend Abänderung und Ergänzung 
des Kleinrentnergesetzes geändert wird. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Fiegl. 

Ich begrüße den inzwischen im Hohen 
Haus eingetroffenen Herrn Bundesminister 
für Finanzen Dr. Franz Vranitzky. (Allgemei­
ner Beifal1.) 

Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Fiegl: Sehr verehrter Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Hoher 
Bundesrat! Der vorliegende Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates schlägt im wesentlichen fol­
gende Neuregelungen vor: 

1. Auf dem Gebiet des Einkommensteuer­
rechts: 

Einführung eines halben Einkommen­
steuersatzes für Erträge aus offenen Aus­
schüttungen von Kapitalgesellschaften, Ein­
führung einer steuerlichen Anschaffungs- und 
Ertragsbegünstigung für junge Aktien durch 
eine Sonderausgabenregelung und eine befri­
stete Steuerbefreiung. 

In verschiedenen Befreiungsbestimmungen 
sowie in den Bestimmungen über die Abset­
zung für Abnutzung, den Kindervermerk und 
die sonstigen Bezüge sollen Verbesserungen 
vorgenommen werden. Die im Zusammen­
hang mit der Forschungsförderung vorgese­
henen Steuerbegünstigungen werden ausge­
baut. 

Wird zur Tagesordnung das 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Die vorzeitige Abschreibung für die Her­
Wort stellung unbeweglicher Wirtschaftsgüter wird 

um weitere zwei Jahre verlängert. 

l. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 6. November 1985 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Einkommensteuergesetz 
1972, das Gewerbesteuergesetz 1953, das 
Umsatzsteuergesetz 1972, das Alkoholabgabe­
gesetz 1973, das Investitionsprämiengesetz, 
das Gebührengesetz 1957, das Erbschafts­
und Schenkungssteuergesetz 1955, das 
Grunderwerbsteuergesetz 1955, die 
Bundesabgabenordnung, das Strukturverbes­
serungsgesetz, das Bundesgesetz, mit dem 
eine Sonderabgabe von Kreditunternehmun­
gen erhoben wird, und das Bundesgesetz, mit 
dem eine Sonderabgabe von Erdöl erhoben 
wird, geändert werden (Abgabenänderungs-

gesetz 1985) (3022 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Tagesordnung ein und gelangen zum 
1. Punkt: Abgabenänderungsgesetz 1985. 

Absetzbarkeit von freiwilligen Beiträgen zu 
Berufsverbänden und Interessenvertretungen 
neben dem allgemeinen Werbungskostenpau­
schale beziehungsweise Berücksichtigung bei 
Pensionisten als Werbungskosten. 

Auf dem Tarifsektor werden verschiedene 
Bereinigungen vorgesehen: Der Pensionisten­
absetzbetrag soll um 240 S jährlich angeho­
ben werden, weiters sollen die Einschleifstu­
fen des § 33 Abs. 8 und die Freigrenze bei den 
sonstigen Bezügen im § 67 Abs.l EStG so 
geändert werden, daß für Pensionen bis zur 
Höhe des sozialversicherungsrechtlichen 
Richtsatzes keine Steuerbelastung eintritt. 

2. Im Gewerbesteuerrecht: 

Neufassung der Ausschlußbestimmungen 
hinsichtlich der erweiterten Kürzung um den 
auf den Grundbesitz entfallenden Gewerbeer­
trag. 
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Fiegl 

3. Bei der Umsatzsteuer: 

Aufrechterhaltung der Umsatzsteuerbefrei­
ung für die Umsätze von Grundstücken unter 
Vermeidung der Nachteile, die im Unterneh­
merbereich durch den mit der (unechten) 
Befreiung eines Grundstücksumsatzes ver­
bundenen Verlust des Vorsteuerabzuges auf­
treten können, mittels einer Sonderregelung 
im Rahmen des Vorsteuerabzuges. 

Erweiterung der unechten Befreiung auf 
Leistungen im Rahmen des Kapitalbeteili­
gungsgeschäftes im § 6 Z 8. 

Angleichung der Vorschriften betreffend 
die Ermittlung der Bemessungsgrundlage für 
die Einfuhrumsatzsteuer an die des Wertzoll­
gesetzes. 

Gleichbehandlung der Steuerschuld auf 
Grund der Rechnung gemäß § 11 Abs. 12 und 
14 hinsichtlich des Zeitpunktes der Entste­
hung. 

Anpassung der die ,lJmsatzsteuerveranla­
gung betreffenden Verfahrens bestimmungen 
an die Rechtsprechung des Verfassungsge­
richtshofes. 

4. Durch die vorgesehene Änderung des 
Alkoholabgabegesetzes soll - ebenso wie im 
Rahmen der Novelle zum Umsatzsteuergesetz 
1972 - der vom Verfassungsgerichtshof zum 
Ausdruck gebrachten Rechtsansicht hinsicht­
lich der Fälligkeit von Abgabenschuldigkeiten 
Rechnung getragen werden, die sich bei der 
Veranlagung ergibt, wenn die festgesetzte 
Abgabe die entrichtete Vorauszahlung über­
steigt. Maßgebend soll künftig auch für solche 
Beträge nur jene Fälligkeit sein, die sich aus 
§ 11 Abs. 1 des Alkoholabgabegesetzes ergibt. 

5. Auch für die Anschaffung oder Herstel­
lung von Wirtschaftsgütern nach 1985 soll die 
"normale" Investitionsprämie zur Verfügung 
stehen. Die Befristung des Investitionsprä­
miengesetzes soll daher um zwei Jahre auf 
den Zeitraum bis 31. Dezember 1987 erweitert 
werden. 

6. Im Gebührengesetz soll eine Befreiungs­
bestimmung in bezug auf schriftliche Anfra­
gen an Behörden wegen der Zuständigkeit für 
bestimmte Angelegenheiten sowie wegen 
Ausbildungsmöglichkeiten geschaffen wer­
den. 

7. Des weiteren soll eine Befreiungsbestim­
mung im Erbschafts- und Schenkungssteuer­
gesetz unter Beachtung der verfassungsrecht-

lichen Grenzen für den gemeinsamen Erwerb 
oder die gemeinsame Errichtung einer Wohn­
stätte durch Ehegatten zur Befriedigung ihres 
dringenden Wohnbedürfnisses geschaffen 
werden, wobei das Höchstausmaß der begün­
stigten Wohnnutzfläche 150 m2 betragen soll. 

8. Durch die beabsichtigte Änderung des 
Grunderwerbsteuergesetzes soll der Umfang 
der Befreiungsbestimmungen auf den Erwerb 
von Eigenheimen und Wohnhäusern, die vom 
Grundstücksveräußerer vertragsmäßig erst 
errichtet oder fertiggestellt werden, erweitert 
werden. Weiters soll im Hinblick auf den ober­
wähnten Entfall der Schenkungssteuer beim 
Erwerb einer Ehewohnung auch eine entspre­
chende Regelung im Grunderwerbsteuerge­
setz erfolgen. 

9. Die vorgeschlagene Novellierung der 
Bundesabgabenordnung sieht vor: 

Erweiterung der Möglichkeiten für die 
Erlassung vorläufiger Bescheide; 

Verlängerung und Vereinheitlichung 
bestimmter Zahlungsfristen; 

Erhöhung des Zinssatzes für Stundungszin­
sen. 

10. Die bis Ende 1985 befristete Geltungs­
dauer des Strukturverbesserungsgesetzes, 
der Sonderabgabe von Kreditunternehmun­
gen, der Sonderabgabe von Erdöl soll um zwei 
Jahre verlängert werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 14. Novem­
ber 1985 in Verhandlung genommen. Der 
Antrag des Berichterstatters, Einspruch zu 
erheben, wurde mit Stimmenmehrheit ange­
nommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den A n t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 6. November 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Einkommen­
steuergesetz 1972, das Gewerbesteuergesetz 
1953, das Umsatzsteuergesetz 1972, das Alko­
holabgabegesetz 1973, das Investitionsprä­
miengesetz, das Gebührengesetz 1957, das 
Erb schafts- und Schenkungssteuergesetz 
1955, das Grunderwerbsteuergesetz 1955, die 
Bundesabgabenordnung, das Strukturverbes­
serungsgesetz, das Bundesgesetz, mit dem 
eine Sonderabgabe von Kreditunternehmun­
gen erhoben wird, und das Bundesgesetz, mit 
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dem eine Sonder abgabe von Erdöl erhoben 
wird, geändert werden (Abgabenänderungs­
gesetz 1985), wird mit der dem schriftlichen 
Bericht angeschlossenen Begründung Ein­
spruch erhoben. 

Begründung 

Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates wird die bisherige Bela­
stungspolitik der sozialistischen Koalitionsre­
gierung auch im kommenden Jahr fortgesetzt, 
obwohl die Abgabenquote im Jahr 1986 
bereits bei 42 Prozent liegt und somit um etwa 
17,3 Prozent höher ist als 1970 (35,8 Prozent). 

Im einzelnen treffen die Bevölkerung fol­
gende Belastungen: 

Die Wiedereinführung der mit Ende 1985 
auslaufenden Sonderabgabe von Kreditunter­
nehmungen bringt dem Bund im Jahr 1986 
Einnahmen von 1 300 Millionen Schilling. 

Die Wiedereinführung der mit Jahresende 
auslaufenden Sonderabgabe von Erdöl bringt 
dem Bund im Jahr 1986 Einnahmen von 
1150 Millionen Schilling. 

Die kürzlich erfolgte Preiserhöhung von 
37 Tabaksorten bringt jährliche Mehreinnah­
men von Tabak- und Umsatzsteuer von 
320 Millionen Schilling. 

Die kürzlich erfolgte Erhöhung des Salz­
preises bringt jährliche Mehreinnahmen von 
25 Millionen Schilling. 

Die mit 1. 2. 1986 geplante Erhöhung der 
Postgebühren bringt dem Staat jährliche 
Mehreinnahmen von 820 Millionen Schilling. 

Zählt man nur diese wenigen Positionen 
zusammen, ergeben sich zusätzliche jährliche 
Belastungen von 3615 Millionen Schilling. 
Dabei ist die Tendenz unverkennbar, vor 
allem jene Abgaben zu erhöhen, die für die 
Öffentlichkeit nicht gleich als solche erkenn­
bar sind, nämlich die indirekten Steuern und 
Abgaben. 

Außerdem werden in zunehmendem Maße 
ausschließlich Bundesabgaben oder solche 
Steuern erhöht beziehungsweise neu einge­
führt, an denen der Bund einen überdurch­
schnittlichen Anteil kassiert. Als Beweis hie­
für sei die Budgetvorschau 1984 bis 1988 des 
Beirates für Wirtschafts- und Sozialfragen 
zitiert, in der es unter anderem wörtlich heißt: 
"In den letzten Jahren hat der Bund seinen 
Anteil an Steuereinnahmen deutlich von 

60,6 Prozent (1978) auf 61,6 Prozent (1984) 
erhöhen können. Diese Zunahme war aller­
dings ausschließlich auf diskretionäre Maß­
nahmen zurückzuführen. Die Einnahmen aus 
den neu eingeführten Steuern flossen aus­
schließlich dem Bund zu (Sonderabgaben von 
Kreditunternehmungen und Erdöl, Zinser­
tragsteuer, Straßenverkehrsbeitrag)." 

Überdurchschnittlich stark werden im kom­
menden Jahr die Einnahmen aus der Lohn­
steuer steigen. Mit einer Zuwachsrate von 
12,3 Prozent steigen sie mehr als doppelt so 
rasch wie die Steuereinnahmen insgesamt 
(6,06 Prozent) und 2%mal so rasch wie die 
Gesamteinnahmen des Budgets 1986. Außer­
dem werden sich die Einnahmen aus der 
Lohnsteuer im kommenden Jahr seit 1978 fa~t 
verdoppelt haben (Zuwachs von 1978 auf 1986: 
91 Prozent). 

Die Lohnsteuer wächst im kommenden 
Jahr fast dreimal so rasch wie die ihr 
zugrunde liegenden steuerpflichtigen Massen­
einkommen. Dies ist wohl der beste Beweis 
für die Notwendigkeit der von der ÖVP ver­
langten und von der sozialistischen Koalition 
abgelehnten Steuersenkung. Denn jedes wei­
tere Hinausschieben einer Lohn- und Ein­
kommensteueranpassung bedeutet nichts 
anderes als eine Steuererhöhung auf kaltem 
Weg. 

Außer den oben erwähnten Belastungen 
durch die Wiedereinführung der Sonderabga­
ben von Kreditunternehmungen und von 
Erdöl bringt das Abgabenänderungsgesetz 
1985 auch eine steuerliche Verschlechterung 
bei den Genußscheinen. 

Aber selbst dort, wo zweifellos Verbesse­
rungen vorhanden sind, wie zum Beispiel bei 
der Beseitigung der Doppelbesteuerung der 
Aktien sowie bei der begünstigten Ausgabe 
von jungen Aktien, trifft die Gesetzesvorlage 
halbherzige oder diskriminierende Lösungen. 

So stellt beispielsweise die Einschränkung 
der Begünstigung von jungen Aktien auf die 
Sektionen Gewerbe und Industrie einer Kam­
mer der gewerblichen Wirtschaft eine willkür­
liche und ungerechtfertigte Diskriminierung 
einzelner Bereiche der gewerblichen Wirt­
schaft dar. 

Es ist nämlich nicht verständlich, warum 
beispielsweise die Aufnahme von Risikokapi­
tal im Handel, im Fremdenver kehr und im 
Verkehr nicht in gleicher Weise steuerlich 
begünstigt werden sollte wie im Gewerbe und 
in der Industrie. 
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Weiters ist nicht einzusehen, warum Unter­
nehmen der öffentlichen Hand bei der Aus­
gabe junger Aktien gegenüber anderen Unter­
nehmen diskriminiert werden. 

Schließlich war die Mehrheit des N ational­
rates nicht bereit, die körperschaftsteuerliehe 
Diskriminierung der Erwerbs- und Wirt­
schaftsgenossenschaften gegenüber allen 
anderen Rechtsformen zu beseitigen. Diese 
liegt· nämlich darin, daß Erwerbs- und Wirt­
schaftsgenossenschaften in ihrer eigenen 
Kapitalbildung steuerlich behindert sind. 

Die steuerliche Behinderung der Eigenfi­
nanzierung stellt eine wirtschaftlich nicht zu 
rechtfertigende Diskriminierung dar. Die 
Eigenkapitalsituation der österreichischen 
Wirtschaft, insbesondere des Kreditappara­
tes, ist schon allgemein als ungünstig anzuse­
hen; es geht daher nicht an, einen Sektor, 
nämlich die Erwerbs- und Wirtschaftsgenos­
senschaften, von steuerlichen Maßnahmen 
zur Eigenkapitalbildung auszuschließen. 

Durch eine von ÖVP-Abgeordneten bean­
tragte, aber von der Koalitionsmehrheit im 
Nationalrat abgelehnte Gesetzesänderung 
wäre die Einbeziehung der Ausschüttungen 
der genannten Erwerbs- und Wirtschaftsge­
nossenschaften in die vorgeschlagene Rege­
lung des Abschnittes I Art. I Z 12 der Regie­
rungsvorlage (Halbsatzverfahren) erreicht 
worden. Dadurch wäre eine gleiche Behand­
lung von Ausschüttungen der Kapitalgesell­
schaften sowie der Erwerbs- und Wirtschafts­
genossenschaften gegeben gewesen. 

Abschließend muß auch festgestellt werden, 
daß der Bundesrat die Husch-Pfusch­
Methode, mit der von der sozialistischen Ko­
alition im Nationalrat Gesetze durchge­
peitscht werden, nicht akzeptieren kann. 
Nachdem vor kurzem das Weingesetz, das 
71 Paragraphen umfaßte, im Ausschuß durch 
41 Abänderungsanträge geändert wurde und 
das Rechtsanwaltsprüfungsgesetz, das ledig­
lich aus 30 Paragraphen bestand, in 72 Punk­
ten korrigiert wurde, war ein ähnliches 
Husch-Pfusch-Verfahren beim Abgabenände­
rungsgesetz 1985 gegeben. Am 26. September 
wurde dem Finanzausschuß des Nationalrates 
für das Abgabenänderungsgesetz 1985 eine 
Frist per 5. November gesetzt. Am 16. Oktober 
trat der Unterausschuß des Finanzausschus­
ses zusammen. Während die ÖVP eine Reihe 
von Abänderungsvorschlägen vorbrachte, 
wurde von der Regierungskoalition keine ein­
zige Verbesserung verlangt. 

Überraschenderweise wurden dann in der 

Finanzausschußsitzung vom 4. November 
1985 von SPÖ-Abgeordneten 23 Abänderungs­
anträge gestellt, die erst 1 V2 Stunden vor 
Sitzungsbeginn der Oppositionsfraktion 
bekanntgegeben wurden. Diese Vorschläge 
enthielten weder eine Begründung noch 
Angaben über die finanziellen Auswirkungen. 
Die ÖVP-Fraktion im Finanz- und Budgetaus­
schuß des Nationalrates sah sich daher 
gezwungen, demonstrativ die Sitzung des 
Finanz- und Budgetausschusses zu verlassen. 
Da offensichtlich selbst der Obmann die Über­
sicht über das Geschehen verloren hatte, 
konnte die Abstimmung über die geänderte 
Gesetzesvorlage erst nach einer einstündigen 
Unterbrechung der Ausschußsitzung erfolgen. 

Der Bundesrat lehnt wesentliche Teile des 
Abgabenänderungsgesetzes inhaltlich ab und 
ist auch nicht mehr bereit, einer solchen 
Husch-Pfusch-Methode bei der Schaffung von 
Gesetzen Vorschub zu leisten. Er betrachtet 
sich als Hüter der Verfassung und einer bür­
gernahen Gesetzgebung und Verwaltung. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Tat­
sache zu kritisieren, daß durch das Abgaben­
änderungsgesetz 1985 zwölf verschiedene 
Gesetze geändert werden, was zweifellos 
unsere Steuergesetzgebung noch unübersicht­
licher macht und damit die Rechtsunsicher­
heit für die Staatsbürger erhö~t. 

Aus all diesen Gründen erhebt der Bundes­
rat gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 6. November 1985 Einspruch. 

Vorsitzender: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Dkfm. Dr. Karl Pisec. Ich erteile es ihm. 

JO.39 

Bundesrat Dkfm. Dr. Pisec (ÖVP, Wien): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Hoher Bundesrat! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte gleich zu Beginn etwas ausführen: 
Wir betrachten dieses neuerliche Abgabenän­
derungsgesetz als ein neues Belastungspaket. 
Ich betone das deshalb so exakt, weil in der 
Diskussion des Nationalrates von den soziali­
stischen Rednern behauptet wurde, uns 
würde dabei soviel Gutes geschehen. Das 
stimmt nicht! Ich trete hiemit den Beweis an. 

Erstens: Die von Ihnen gepriesenen Begün­
stigungen, die wir positiv kommentieren, sind: 
die Begünstigung der jungen Aktien - dar­
über werden ich und meine Kollegen noch 
sprechen - , die Verringerung der Diskrimi­
nierung der Kapitalerträge, der sogenannte 
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halbe Steuers atz, die Verbesserung der For­
schungsförderung - erinnern Sie sich daran: 
Verbesserung der Forschungsförderung -, 
die Beibehaltung der vorzeitigen MA. Meine 
Damen und Herren! Das sind die Positiva, die 
legen wir auf eine Waagschale. Gestatten Sie 
mir aber, daß ich mit einer gewissen Genugtu­
ung anmerke: Jedes dieser Positiva ent­
stammt unserem Steuerprogramm, das wir 
seit langer Zeit gefordert haben. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Auf die andere Seite hingegen lege ich das, 
was ich als Belastung bezeichne, nämlich die 
Fortführung von zwei zeitlich begrenzt gewe­
senen Gesetzen - Kreditsteuer und Mineral­
ölabgabe -, den Wegfall der erhöhten Investi­
tionsprämie und die in der Begründung des 
Berichterstatters angeführten Preiserhöhun­
gen für Zigaretten, Salz und vor allem für 
Postgebühren. 

Wenn wir das in eine Relation setzen, dann 
fällt die Waagschale mit den Belastungen 
herab, und zwar sehr schnell. Wenn man das 
addiert, schauen die Zahlen so aus: 

In diesem Gesetz ist positiv, daß, wie man 
sagt, 1,850 Milliarden Schilling gegeben wer­
den - ein Teil davon war schon, er wird nicht 
neu gegeben -, aber nehmen wird man uns 
allen 3,635 Milliarden Schilling. So schaut das 
in Wirklichkeit aus. Ich sage das betont, weil 
mir ziemlich klar ist, daß die sozialistischen 
Debattenredner hier von einem wesentlichen 
Vorteil sprechen werden. 

Ich freue mich, daß es unter dem Finanzmi­
nister Vranitzky möglich war, solche Wirt­
schaftsförderungen überhaupt einmal zu 
bekommen. Wir haben nichts dagegen, daß er 
von uns Ideen mitübernommen hat, aber wir 
freuen uns gar nicht, daß derselbe Finanzmi­
nister die Grundlage, die seine Vorgänger 
geschaffen haben, nämlich zu lukrieren, zu 
gewinnen durch die kalte Steuerprogression, 
verursacht durch die laufende Inflation, bei­
behält. 

Allein aus dem Titel der Lohnsteuer ver­
dient der Finanzminister, wie wir heute in der 
Fragestunde gehört haben, ein Mehr an 
12,3 Prozent, in summa nicht weniger als 
mehr als 11 Milliarden Schilling. Bitte, das ist 
die Zusatzbelastung. Nur eine von jenen, die 
uns passieren werden. 

Daher können wir diesem Gesetz nicht 
zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn Sie meiner Aufstellung nicht glau-

ben, lade ich Sie ein, sich die Regierungsvor­
lage in die Hand zu nehmen und durchzuse­
hen. Bei den jeweiligen Abschnitten 1 bis 12 
sind die Kosten angeführt. In aller Kürze: 

Abschnitt 1: der halbe Steuersatz; Kosten 
300 Millionen Schilling. 

Abschnitt 2: Änderung Gewerbeertrag bei 
Grundstücken; keine bedeutenden Ausfälle. 

Abschnitt 3: Änderung der Umsatzsteuer 
bei Grundstücken, verursacht durch den Ver­
fassungsgerichtshof; 50 Millionen Schilling. 

Abschnitt 4: Alkoholabgabegesetz; keine 
massive Belastung.· 

Abschnitt 5: Verlängerung der normalen 
Investitionsprämie - zu dem ich sagte, das 
war ja schon, hier führt der Fiskus aus, wir 
verlieren Geld; das war ja schon, ich habe 
trotzdem angeführt, daß es gegeben wird -; 
1,5 Milliarden. Die erhöhte Investitionsprä­
mie fällt hier aus, wie ich angeführt habe. 

Abschnitt 6: Gebührenerhöhung bei Anfra­
gen; nicht schätzbare Ausfälle, also gering. 

Abschnitt 7: Verwaltungsmehraufwand 
wird dadurch verursacht. 

Abschnitt 8: Hier fehlt die Kostenaufstel­
lung; anscheinend kostet das überhaupt 
nichts. 

Bei der Änderung der BAO im Abschnitt 9 
entsteht sogar eine Mehrbelastung für die 
Bevölkerung von 10 Millionen Schilling. In 
meiner Aufstellung wird dies enthalten sein. 

Abschnitt 10: Forderung nach der Struktur­
verbesserung, junge Aktien; Kosten nicht 
schätzbar. 

Bitte, Herr Bundesminister, halten Sie mir 
zugute, diese Kosten sind ja schon in der bis­
herigen Begünstigung der Genußscheine teil­
weise enthalten gewesen, andererseits sind 
sie in der Parität des Gewinnes aus der kalten 
Progressionserhöhung, die Sie vorhin ange­
führt haben, zweifelsohne mehr als über­
deckt. 

Abschnitt 11: Kreditsteuer; kostet uns 
1,3 Milliarden. 

Abschnitt 12: Erdölsonderabgabe; kostet 
uns 1 150 Millionen. 

Gegenübergestellt - wie gesagt, allein aus 
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diesem Gesetz, ohne die Folgerungen wie zum 
Beispiel Wegfall der erhöhten Investitionsprä­
mie und ohne die kalte Progression zu berück­
sichtigen - nimmt man uns 3635 Millionen 
Schilling und 1850 Millionen Schilling gibt 
man uns. 

Und das ist kein Vorteil. Den Beweis habe 
ich erbracht. Die Forderung von uns lautet 
daher, möglichst rasch eine Steuersenkung zu 
beginnen. 

Meine Damen und Herren! Für mich ist es 
daher völlig unverständlich, daß der Antrag 
Alois Mocks im Finanz- und Budgetausschuß, 
nämlich eine große Steuerreform im Rahmen 
eines Drei-Stufen-Entlastungsplanes durchzu­
führen, von Ihrer Fraktion, so wie bei vielen 
anderen Dingen, die vernünftig sind, kalt 
abgelehnt wurde. 

Vor wenigen Tagen haben unsere Wirt­
schafts sprecher Graf und Taus das Wirt­
schaftsprogramm von uns vorgestellt. Wir 
haben der Bevölkerung klare Vorstellungen 
gegeben, wie man es besser machen kann, 
und es ist hoch an der Zeit, es besser zu 
machen, denn die Steuerquote hat eine uner­
trägliche Höhe erreicht. Betrug sie im Jahre 
1970 von 1 000 S Bruttoinlandsprodukt noch 
357 S, so ist sie mittlerweile angestiegen auf 
421 S und wird im nächsten Jahr 422 S betra­
gen. Wir haben eine Steuerbelastung, die 
bereits unerträglich geworden ist, denn wir 
arbeiten im Jahr 155 Tage für den Staat. (Bun­
desrat K ö p f: Ohne Feiertagelj Das kann 
keine Wirtschaft auf die Dauer aushalten. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Eine Steuersenkung, eine Reform des 
Steuerwesens bringt eine Wirtschaftsbele­
bung. Nichtdurchführung der Steuer senkung 
verschärft die jetzige Situation. Mangelnde 
Leistungsfreude und Flucht in die Schatten­
wirtschaft sind die Folge. Das ist bedenklich 
für uns alle. Bedenken Sie, der Finanzmini­
ster lukriert ohne Genierer bei einem Prozent 
Lohnsummenzuwachs das Zweieinhalb- bis 
Dreifache an Steuermehrertrag. 

Daher ist die Forderung des Vorstandes der 
Gewerkschaft, der Gesamtgewerkschaft, nach 
einer Tarifreform ausreichend begründet. Sie 
gehen noch weiter: Sie fordern nämlich dazu 
familienpolitische Maßnahmen für schlecht­
verdienende und kinderreiche Familien. Das 
ist daraus entstanden. Meine Damen und 
Herren! Diese Forderung unterschreiben wir 
hundertprozentig. Sie entspricht ja genau 
unserem Forderungsprogramm. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Wie können Sie daher, wenn es so klar auf 
der Hand ist, daß es hoch not an der Zeit ist 
die Abgabenregelung zu ändern, wie können 
Sie das dann nicht durchführen wollen? Nur 
weil es von uns kommt? Ist das eine Begrün­
dung? Dazu sind die Zeiten nicht gut genug. 
Mit dem Motto "Was net von uns ist, heißt 
nichts!" oder mit dem alten Gewerkschafts­
motto "Niederreden, weghören, weiterschie­
benr' kann man es auf die Dauer nicht 
machen. Die Situation ist zu ernst dafür. 
(Bundesrat K ö p f: Also bitte, wenn sich das 
die Gewerkschafter gefallen lassen!) Das 
wurde in der Zeitung zitiert. (Bundesrat 
K ö p f: In welcher Zeitung?) Replizieren Sie 
gegen die Zeitung. 

Meine Damen und Herren! Das, was wir in 
der ersten Phase fordern, wäre eine 10prozen­
tige Senkung der Einkommen- und Lohn­
steuer. Das bringt einen Einnahmeentfall von 
zirka 11 Milliarden Schilling bis zum Jahre 
1988. Aber gleichzeitig steigt das Brutto­
inlandsprodukt um 7,7 Milliarden Schilling. 
Es werden gleichzeitig, errechnet vom 
Wirtschaftsforschungsinstitut, 19400 Arbeits­
plätze neu geschaffen oder gesichert. Die 
Budgetbelastung beträgt im ersten Jahr 
4,8 Milliarden und sinkt in vier Jahren auf 
1,9 Milliarden ab. Durchdacht bedeutet das: 
Eine Steuersenkung macht sich selbst 
bezahlt, und zwar aus dem Budget heraus, 
wie wir in einer Reihe von Unterlagen darge­
legt haben, und aus dem Anreiz zur Leistung. 
Nicht umsonst haben 80 000 Unternehmen vor 
ganz kurzer Zeit das Forderungsprogramm, 
daß endlich eine Steuersenkung erfolgen soll, 
in ganz Österreich unterschrieben. 

Die Wirtschaft benötigt diesen Anreiz. 
Denn eines steht fest - und da unterscheiden 
wir uns von Ihnen -: Bei Ihnen wird Umsatz 
belohnt, auch wenn er zum Verlust führt. Und 
wir werden dauernd veranlaßt, Zuschüsse an 
Verlust produzierende Unternehmen zu 
geben. (Bundesrat Ver z e t ni t sc h: Wer 
stellt die Anträge? Wer verlangt sie?) Sie! Wir 
hingegen sind der Ansicht... (Bundesrat 
Ver z e t n i t s c h: Das müssen Sie erst 
beweisen!) Ich beweise es gerne. Sie stellen 
die Anträge, darf ich Sie daran erinnern. Sie 
brauchen Zuschüsse für die verstaatlichte 
Industrie. Bis jetzt haben wir 16,6 Milliarden 
Schilling gegeben. (Bundesrat S te i nIe: 
Was bekommen denn die Privatbetriebe? 
Sagen Sie das auch einmalJ) Im gleichen Zeit­
raum erhielten die Klein- und Mittelbetriebe 
in den letzten Jahren eine Zuschußerhöhung 
von 12 Prozent, während die Inflationsrate 
26 Prozent betrug. 
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Meine Damen und Herren! Ich gehe noch 
weiter. Die Großindustrie benötigt zur Schaf­
fung eines Arbeitsplatzes in etwa eine 
Summe, die bedeutend größer ist als das, was 
wir in der kleinen und mittleren Wirtschaft 
benötigen. Ich bin bereit, den Beweis anzutre­
ten. (Bundesrat Sc h ach n er: Ist aber auch 
natürlich, Herr Kollege! Das bestreiten wir 
gar nicht!) Für eine Milliarde Förderung 
errichten wir in den Klein- und Mittelbetrie­
ben 2 400 Arbeitsplätze, in den Großbetrieben 
1600. Und wenn Sie daran denken - hören 
Sie bitte zu -: General Motors bekam 
3 500 Millionen, 3,5 Milliarden Schilling, dafür 
hat sie uns 1 200 Arbeitsplätze gebracht. Also 
pro Arbeitsplatz, pro einer Milliarde Schilling, 
nur 630 Arbeitsplätze. (Bundesrat Ver z e t­
n i t s c h: Wie viele Kleinbetriebe hängen da 
dran, Herr Kollege? Da gibt es keine Zuliefe­
rer?) Gar kein einziger bei General Motors. 
Eines möchte ich Ihnen bitte sagen: Für 1 Mil­
liarde Schilling 630 Arbeitsplätze bei General 
Motors, das heißt, für 63 Arbeitsplätze 
100 Millionen Schilling. (Bundesrat 
Sc h ach n er: Das ist eine Milchmädchen­
rechnung! Eine Magermilchmädchenrech­
nung!) Und den Mittelbetrieb müssen Sie mir 
zeigen, der für 63 Arbeitsplätze jemals in 
Österreich 100 Millionen Schilling geschenkt 
kriegt. Den gibt es nicht. (Beifall bei der ÖVP. 
- Bundesrat Sc h ach n er: Steht direkt vor 
meinem Fenster!) Das ist meine Antwort. 

Daher fordern wir und sagen, wir sind 
damit einverstanden. Der Weg der Direktför­
derung, für den Sie sich entschlossen haben, 
den halten wir für den falschen. Wir sind auch 
bereit, davon Abstand zu nehmen, selbige 
Förderungen zu kriegen, denn wir brauchen 
keine Geschenke. (Bundesrat S t ein 1 e: 
Aber ihr nehmt sie!) Was wir benötigen, ist die 
Möglichkeit, erstens in Frieden, in Arbeits­
frieden, und zweitens gewinnbringend arbei­
ten zu dürfen. Was wir benötigen, ist, daß der 
Fiskus uns nicht dafür bestraft, wenn wir 
mehr arbeiten. Denn wenn wir Gewinne 
erzielen, dann können wir investieren. Wenn 
mehr verdient wird, wird auch mehr gespart, 
wenn mehr verdient wird, wird auch mehr 
konsumiert. 

Und jeder einzelne dieser Faktoren - das 
sind Binsenweisheiten - führt zu einem Wirt­
schaftsaufschwung. Daher Steuerreform! Das 
ist der Grund. (Beifall bei der ÖVP. - Bun­
desrat Sc h ach n er: Und Gewinnabschöp­
fung und Kapitaltransfer ins Ausland, das 
kennen Sie nicht?) 

Erstens: Wer tut das? Zweitens soll das ein 
Geschäft sein, das seinerzeit in der Verstaat-

lichten passierte - erinnern Sie sich an die 
einschlägigen Verfahren -, und drittens: Wo 
nichts verdient wird, können sie keinen 
Gewinn abschöpfen und transferieren. Seien 
Sie mir nicht böse. Das ist die Realität. 

Und wenn Sie den Rückgang der Steuerlei­
stungen relativ zu dem, was erwartet wurde, 
anschauen, dann werden Sie nachdenklich 
werden müssen. Das kann Ihnen Ihr eigener 
Ressortminister bestätigen. Denken Sie bitte 
daran, wie die Investitionen - um bei den 
Direktförderungen zu bleiben - zurückge­
gangen sind. 

Die Industrie investierte zwischen 1955 und 
1973 8 Prozent, 1974 bis 1983 nur mehr 6,7 Pro­
zent und ab 1983 5,2 Prozent. Aber 60 Prozent 
aller Investitionen auf dem privaten Sektor 
werden von kleinen und mittleren Betrieben 
durchgeführt. Trotz all dieser Tatsachen sind 
in den letzten fünf Jahren die Zuschüsse für 
Großbetriebe verfünffacht worden. Die 
Zunahme bei den Kleinbetrieben - wie ich 
schon vorher sagte - betrug lediglich 12 Pro­
zent bei einer Inflationsrate von 28,3 Prozent. 
Daher ist es notwendig umzudenken. 

Herr Bundesminister! Es ist auch notwen­
dig, die Frage des Sozialkapitals endlich zu 
lösen. Unter Androsch wurde im 1. Abgaben­
änderungsgesetz die steuerliche Begünsti­
gung der Rückstellung und der Pensionen 
gestrichen. Es wurde eine erhöhte Besteue­
rung der Abfertigungen eingeführt. Dadurch 
konnten die Unternehmen kein Sozialkapital 
mehr bilden, was die soziale Sicherheit der 
Arbeitnehmer gefährdet, dadurch war es auch 
notwendig, daß die Bundeswirtschaftskam­
mer zu Maßnahmen greifen mußte, die mit 
dem Sozialpartner nicht ausgehandelt wur­
den. Das ist daraus entstanden. Die Selbst:­
hilfe der Wirtschaft. 

Ich appelliere an Sie, daß die Frage des 
Sozialkapitals neu überdacht wird. Nur wenn 
die Wirtschaft in der Lage ist, Vorsorge für 
ihre Mitarbeiter zu treffen, dann ist auch der 
Ruf nach erhöhter Selbstvorsorge überhaupt 
erst angebracht. Das ist eine Notwendigkeit. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Was ist noch ein Zeichen einer Wirtschafts­
politik, die danebengeht, einer Finanzpolitik, 
der wir nicht zustimmen können? Die Ver­
schuldensrate. Die Verschuldensrate der Wirt­
schaft ist in einem enormen Wachstum begrif­
fen. Ich zeige Ihnen eine Graphik des Wirt­
schaftsförderungsinstituts. (Der Redner hebt 
ein Blatt in die Höhe.) Sie sehen die Verschul­
dung des Gewerbes. Die beträgt im Durch-
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schnitt 87 Prozent, im Baugewerbe sogar 
94,4 Prozent. Das sind bedenkliche Größen­
ordnungen. Es ist daher notwendig, daß wir 
durch eine Steuerreform zur besseren Bil­
dung von Eigenkapital gelangen, dann ist es 
nicht notwendig, die Unternehmen zu ver­
schulden. 

Wie macht man das? Schauen Sie über die 
Grenzen! Es ist bereits geschehen. ln ganz 
Europa führt man Steuersenkungen durch. 
Selbst im sozialistischen Frankreich ... (Bun­
desrat Se ha eh n er: Bei der Margret That­
eher!) Der Sozialist Fabius startet mittler­
weile eine zweite Steuersenkung. (Bundesrat 
Pie h 1 e r: Auf Kosten der Arbeitnehmer!) 
Der sozialistische Finanzminister Italiens 
startet eine Steuersenkung. In Finnland 
macht man sie. In der Bundesrepublik 
sowieso. Und die Ergebnisse zum Beispiel in 
der Bundesrepublik: Das Budget hat sich hal­
biert. Meine Damen und Herren, ein Wirt­
schafts aufschwung ist eingetreten. Und die 
Bundesrepublik ist heute einer der stabilsten 
Wirtschaftskörper in Europa. (Bundesrat 
He 11 e r: Jetzt erzählen Sie uns aueh ein biß­
ehen etwas über die Arbeitslosenzahlen!) Und 
von ihr kommen auch Impulse, die Österreich 
erreichen, nicht aber Ihre Wirtschaftspolitik. 
Der ausländische Einfluß ist es in diesem 
Fall. Sonst, immer, wenn es schlecht ging, 
war das Ausland schuld. Wenn es gut geht, 
müssen Sie auch einmal zugeben, daß es von 
draußen kam. (Beifall bei der ÖVP.) 

Daher Eingehen in den Drei-Stufen-Plan, 
daher Eintreten in eine ernste Verhandlung 
über eine grundsätzliche Steuer reform mit 
dem Ziele der Erhöhung der Eigenkapitalba­
sis, mit dem Ziele, soziale Ungerechtigkeiten 
zu eliminieren auf dem Weg der Familienpoli­
tik, mit dem Ziele, dazu zu gelangen, daß 
Arbeiten wieder Freude macht, weil jeder ein­
zelne davon profitiert und dadurch die 
Gesamtheit. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundesminister! Darf ich Sie bitte dar­
auf aufmerksam machen, daß in der Stellung­
nahme der Bundeskammer - wenn ich zum 
Gesetz direkt noch einmal zurückkehre -
eine Reihe von Vorschlägen enthalten sind, 
die leider nicht berücksichtigt wurden. Im 
Gegensatz zur Bundesrepublik Deutschland 
zum Beispiel, darf bei uns die Vermögens­
steuer bei Kapitalgesellschaften steuerlich 
nicht abgesetzt werden. Eine alte Forderung. 
(Bundesrat K ö p f: Sie stimmen sowieso 
überall dagegen!) Sie eliminieren, wenn Sie 
das nicht ändern, den Vorteil, der aus der 
Emission der jungen Aktien entsteht, weil die 
Vermögenssteuerbelastung höher sein kann. 

Bitte sehen Sie die einschlägige Berechnung 
der Industriellenvereinigung an. Die ist zwei­
felsohne hieb- und stichfest. Diese Forderung 
muß ich Ihnen bringen. 

Zweitens: Bei Liquidation von Betrieben -
und das passiert ja leider sehr häufig auf 
Grund Ihrer Wirtschaftspolitik - werden die 
stillen Reserven, die in Grundstücken liegen, 
die zum Betriebsvermögen gehören, aufge­
löst. Das wird besteuert. Das heißt, das Unter­
nehmen kann gar nicht aufgelöst werden. Das 
gehört geändert. Eine Grundsatzforderung 
von uns. 

Drittens: In der Begründung zu unserem 
Einspruch wurde auch darauf hingewiesen, 
daß die Begünstigung der jungen Aktien sich 
lediglich auf das produzierende Gewerbe und 
die produzierende Industrie beschränkt. Es 
gibt große Betriebe des Handels, es gibt 
Betriebe des Fremdenverkehrs, es gibt 
Betriebe des Verkehrs - denken Sie allein an 
die AUA und andere Unternehmen -, es gibt 
Betriebe in der Industrie, die ausgenommen 
sind - etwa in der Verstaatlichten mit der 
25 Prozent Sperrminorität, weil man nur sol­
che Blöcke abgeben darf -, und es gibt dar­
über hinaus etwas, was wir alle wollen: Die 
Förderung geistiger Leistungen, Innovation, 
Schaffung immaterieller Werte - ich sage 
Ihnen zum Beispiel nur ein Schlagwort: Soft­
ware-Produktion-, das ist in dieser Förde­
rung vergessen worden. (Bundesminister Dr. 
V ra n i tz k y: Sie haben es überlesen!) Nein, 
steht nicht drinnen, Herr Bundesminister. 
Bitte denken Sie an ein Engeneering-Büro. 
Das erstellt nach ihrem Begriff keine produ­
zierenden Werte, ist kein Gewerbe, keine 
Industrie. Ein großes Unternehmen wie zum 
Beispiel die Firma UNDE in Frankfurt, die 
weltweit Engeneering betreibt, wäre nach die­
sem Gesetz, wenn sie eine Aktiengesellschaft 
ist, nicht begünstigt. Und solche Einrichtun­
gen benötigen wir, wenn wir den technologi­
schen Anschluß nicht versäumen wollen. 

Viertens: Es fehlt noch immer die Beseiti­
gung der vorhandenen Benachteiligung der 
Verkehrswirtschaft. Autobusse, LKW, im Ver­
kehr des Berufslebens eingesetzte PKW 
haben noch immer den reduzierten Abschrei­
besatz. Das wurde bis heute nicht geändert. 

Fünftens: Umsatzsteuer. Noch immer ist die 
Luxusmehrwertsteuer vorhanden. Es gibt 
Handelsbranchen, die heute genauso leiden 
wie seit Jahren. Ich muß das hier sagen. Es 
laufen uns Werte über die Grenze ab, weil 
diese zu hohe Steuer beibehalten wird. Sie 
gehört . für einzelne Warengruppen abge­
schafft. 
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Ich rege auch weiters etwas an, was im 
Begutachtungsverfahren vorliegt. Im alten 
Umsatzsteuersystem gab es die Steuerfreiheit 
im Export, auch wenn es in die Zollfreizone 
ging, im neuen nicht. Das bedeutet admini­
strative Belastung, so wie noch viele andere 
administrative Belastungen im Steuerwesen 
enthalten sind. Kleine und mittlere Unterneh­
men bezahlen im Jahr 2,3 Milliarden Schilling 
allein für Verwaltungsarbeit auf dem Steuer­
sektor. Und dem Fiskus selber kostet dies von 
allen Abgabeneinnahmen, von allen Einnah­
men, 2 Prozent laut Aussage des zuständigen 
Sektionschefs im Finanzministerium, die er 
in der betriebswirtschaftlichen Woche 
gemacht hat. 

Meine Damen und Herren! Daher auch 
Bürokratievereinfachung! Das ist notwendig, 
heute gesagt zu werden. Unser Einspruch gibt 
Ihnen Zeit, darüber nachzudenken. Vor allem 
über eine Steuerreform. Tun Sie etwas, und 
Sie werden uns williger in der Zusammenar­
beit finden! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

11.02 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist der 
Herr Bundesrat Köpf. Ich erteile es ihm. 

11.02 

Bundesrat Köpf (SPÖ, Salzburg): Hohes 
Haus! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr 
Bundesminister! Herr Staatssekretär! Herr 
Bundesrat Pisec! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich stelle hier für meine Person 
fest, daß ich mich durch die diskriminieren­
den Äußerungen des Herrn Bundesrates 
Pisec über den Österreichischen Gewerk­
schaftsbund, dessen Mitglied ich seit 1954, 
seit meinem 14. Lebensjahr bin, zutiefst belei­
digt fühle. Ich würde vor allem jene Herren 
von der ÖVP, die hohe Funktionen im Öster­
reichischen Gewerkschaftsbund ausüben, 
ersuchen, den Herrn Pisec zu einer Zurück­
nahme seiner Äußerungen zu bewegen. (Bun­
desrat Dr. Pis e c: Ich habe nur die Zeitung 
zitiert!) Auch wenn Sie zitieren, wenn Sie ein 
Zitat hier vorbringen und sich damit identifi­
zieren, dann haben Sie mich beleidigt. Bitte 
nehmen Sie das zur Kenntnis. (Bundesrat Dr. 
Pis e c: Es steht so in der Zeitung!) 

Es handelt sich um eine Bewegung, der wir 
zutiefst verbunden sind und der wir viel ver­
danken, und Sie wissen das. Und es gibt bei 
Ihnen sehr viele aufrechte Gewerkschafter, 
christliche Gewerkschafter, die sich ebenso 
angesprochen fühlen müßten. - Sie nicht, 
Herr Frauscher , wenn Sie das meinen. (Zwi­
schenruf des Bundesrates Dr. Pis e c.) Bitte, 
Sie haben die Gelegenheit, sich hier zu ent-

schuldigen. (Bundesrat Dr. Pis e c: Ich habe 
zitiert, was drinnensteht! Warum sind Sie so 
empfindlich? Sie werden auch das eine oder 
andere zitieren!) Also, Sie bestätigen, daß es 
Ihre Meinung ist. Also bitte, damit höre ich 
das noch einmal. (Weitere Zwischenrufe des 
Bundesrates Dr. Pis e c.) 

Bitte, ich kann nur feststellen, daß ich mich 
als Gewerkschaftsmitglied seit dem Jahre 
1954 durch Ihre Äußerungen zutiefst beleidigt 
fühle. Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Hier im Bundesrat, im Hohen Haus, häufen 
sich die Reden zu Gesetzentwürfen, die von 
der ÖVP strikt abgelehnt werden, deren 
Inhalte jedoch von Vertretern der Bünde, von 
Vertretern der Interessenvertretungen alle­
samt lautstark gefordert wurden. 

Schon beim Abgabenänderungsgesetz 1984 
mußte ich Ihnen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren von der ÖVP, deutlich vor 
Augen führen - ich tat das mit der Aufzäh­
lung von 23 Fakten, die für die Wirtschaft und 
die Bevölkerung von großer Bedeutung waren 
-, welche Verbesserungen für die österreichi­
sche Wirtschaft - und nicht nur für die 
Klein- und Mittelbetriebe Österreichs - Sie 
von der ÖVP 1984 durch Ihr starres Nein ver­
hindert haben. 

Offensichtlich ziehen Sie eine totale Oppo­
sitionspolitik einer konstruktiven Politik auch 
für Ihre Wählerschichten vor, nicht zuletzt 
darauf vertrauend, daß SPÖ und FPÖ ohne~ 
hin ihre Mehrheit einsetzen werden, damit 
auch von Ihnen vertretenes Gedankengut 
Gesetz wird. Niemand, meine sehr verehrten 
Damen und Herren von der ÖVP, kann klar 
Ihre Motive erkennen. Niemand weiß, warum 
Sie eine derartige Haltung einnehmen. 

Man könnte sagen: Es geht Ihnen zu lang­
sam; ich würde das akzeptieren können. Gut, 
aber dann sollten Sie doch bereits Erreichtes, 
sollten Sie Teilerfolge nicht ablehnen. Sie soll­
ten zustimmen und weiterkämpfen. Was tun 
Sie? - Ablehnen und weiter lamentieren. 

Oder es ist Ihnen zu wenig. Dann betreiben 
Sie zwar - meiner Meinung nach - verant­
wortungslose Lizitationspolitik, trotzdem 
könnten Sie meiner Meinung nach Erreichtes 
oder Teilerfolge als solche akzeptieren. Sie 
aber, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren von der ÖVP, stimmen dagegen. 

Es geht hier wirklich nicht darum, Ihnen 
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Verhaltens regeln zu geben. Aber es kann uns 
als Sozialistische Partei, es kann uns als Ver­
treter einer Regierungspartei doch nicht egal 
sein, es kann uns Ihre pessimistische, zurück­
schauende, konservative Sicht in Wirtschafts­
fragen leider nicht gleichgültig sein, weil Sie 
als relativ große Partei ein wirtschaftspoliti­
sches Klima erzeugen, das ich - gestatten 
Sie mir das als wirtschaftsfeindlich 
bezeichnen möchte. 

Seit mehr als 15 Jahren, seit Sie nicht mehr 
Regierungsverantwortung tragen, machen 
Sie in Pessimismus, jammern Sie die österrei­
chische Wirtschaft krank, prophezeien Sie 
den Zusammenbruch unserer Wirtschaft. Sie 
sind die Kassandra vom Dienst. Und warum 
sage ich das? - Weil ich fest davon überzeugt 
bin, daß sich in diesen 15 Jahren viele Unter­
nehmer und Manager zeitweise von Ihrer 
pessimistischen Weltuntergangsstimmung 
anstecken ließen, wichtige Investitionen dann 
nicht durchgeführt oder verschoben haben. 
Unternehmerentscheidungen fallen nun ein­
mal auch durch subjektive Einstellungen. 
Psychologische Faktoren, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren, spielen nun einmal 
eine große Rolle im Wirtschaftsleben. 

Die ÖVP hat in Österreich da wirklich nur 
negativ berichtet, verunsichert und hat nicht 
den geringsten Anteil am Wirtschaftsauf­
schwung, an der Bewältigung zweier großer 
Wirtschaftskrisen und den relativ guten, 
international anerkannten Wirtschaftsdaten. 
(Bundesrat Ing. Ni g 1: Glaubst du das alles, 
was du da sagst? - Heiterkeit.) 

Herr Nigl! Ich kann mir nahezu jede Stati­
stik ansehen: In der Kreditwürdigkeit der 
Länder 1985 steht Österreich an der neunten 
Stelle und hat sich sogar um einen Platz ver­
bessert. (Bundesrat Dr. Ho e s s: Das wird 
aber zuletzt eine Rolle spielen!) Aber sie ist 
ein Faktor, der einer guten Wirtschaft gege­
ben wird. 

Wenn ich mir die Verschuldenspolitik 
anschaue, meine sehr verehrten Damen und 
Herren ... (Bundesrat Ing. Ni g 1: Hast du dir 
auch die Insolvenzstatistik angeschaut?) 
Alles. Auch bei der Verschuldenspolitik - da 
habe ich mir sogar für 1985 das Nettodefizit 
der Staatsbundeshaushalte angeschaut - ist 
Österreich unter den neun besten Staaten. Es 
ist so, daß an achter Stelle die so reiche USA 
und an neunter Stelle Österreich steht. Es lie­
gen natürlich einige Staaten mit besseren 
Quoten vor uns, aber wir sind in der Reihen­
folge an neunter Stelle. (Bundesrat Raa b: 
Dann gibt es keine Probleme!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Natürlich gibt es Probleme. Das will ja nie­
mand verschweigen. Aber wir sind da, sie zu 
lösen, aber wir sind nicht da, die Wirtschaft 
krank zu jammern. 

Die Abgabenänderungsgesetze sind nun 
schon seit Jahren ein Instrument der Wirt­
schaftspolitik geworden, und gerade die oft 
hektisch verlaufende Weltwirtschaft zwingt 
die Nationalstaaten zu raschen Reaktionen 
auf das Wirtschaftsgeschehen. 

So ist auch dieses Instrument, das Abgabe­
nänderungsgesetz, immer wieder ein Instru­
ment der Wirtschaftsförderung einerseits und 
der Reaktion auf das internationale Wirt­
schaftsgeschehen andererseits. Darauf kann 
man nicht mit ideologischen und dogmati­
schen Maßnahmen reagieren, sondern es muß 
eine Wirtschaftspolitik betrieben werden, die 
eine klare Zielsetzung aufweist, und diese 
Zielsetzung muß mit allen zur Verfügung ste­
henden Mitteln auch verfolgt werden. 

Die österreichische Bundesregierung hat 
im Gegensatz zu einer Reihe anderer konser­
vativer Regierungen immer ein Hauptziel in 
der Wirtschaftspolitik - seit wir Regierungs­
verantwortung tragen - verfolgt: der Mensch 
steht im Mittelpunkt! Wir sind am Anfang 
sehr oft verlacht worden, als wir die Sorge um 
die Arbeitsplätze als vorrangiges Ziel angese­
hen haben. Aber es ist halt so: Bei uns steht 
wirklich der Mensch im Mittelpunkt, und die 
Wirtschaft hat dem Menschen zu dienen, 
nicht umgekehrt! 

Vollbeschäftigung ist eine Forderung an die 
Wirtschaft - Arbeitslosigkeit, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, ist eine uner­
bittlich zu bekämpfende Auswirkung falscher 
Wirtschaftsmaßnahmen. Wir Sozialisten füh­
len uns diesen Grundsätzen mehr als ver­
pflichtet, und die eindrucksvollen Taten 
15jähriger Arbeit beweisen dies. 

Es wäre jedoch verhängnisvoll, würden wir 
nicht eingestehen, daß diese Arbeit in den 15 
Jahren oft schwierig war, manche Rück­
schläge gebracht und auch manche solida­
rische Handlung erfordert hat. 

Vor diesem Hintergrund diskutieren wir 
heute das Abgabenänderungsgesetz 1985. Ich 
werde Sie dieses Mal aber nicht wieder - wie 
1983 und 1984 - eindringlich ersuchen, die­
sem meiner Meinung nach vernünftigem 
Gesetz - große Teile davon bejahen sogar 
Ihre Redner - zuzustimmen, denn seit ich im 
Hohen Haus tätig bin, haben Sie sich noch 
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kein einziges Mal überzeugen lassen. Sie sind 
immer, wenn Sie es vorher gesagt haben, bei 
Ihrem Nein geblieben. 

Daher bleibt mir nichts anderes übrig, als 
den Funktionären der ÖVP im Wirtschafts­
bund, in den Kammern und in den Betrieben 
klar zu machen, was Sie hier, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, im Bundesrat ver­
hindern und ablehnen. Ich glaube, man sollte 
Sie an Ihren Taten messen. 

Erstens: Sie bringen es zuwege, abzuleh­
nen, daß die wirtschaftliche Doppelbesteue­
rung für die von Kapitalgesellschaften ausge­
schütteten Gewinne entfällt, daß durch die 
Einführung eines halben Einkommensteuer­
satzes für derartige Erträge aus offenen Aus­
schüttungen die Eigenkapitalbildung geför­
dert und erleichtert wird. Damit wird eine 
langjährige Forderung des Wirtschaftsbundes 
und des Freien Wirtschaftsverbandes erfüllt. 
Jetzt kann die Öffentlichkeit feststellen, wie 
Sie sich dazu verhalten. 

Zweitens: Sie lehnen es ab, daß nach der 
erfolgreichen Einführung der Genußscheine 
nun auch die Ausgabe junger Aktien steuer­
begünstigt erfolgen kann und daß dadurch 
der österreichischen Wirtschaft wieder Risi­
kokapital zugeführt werden kann. Das wäre 
ein erster Schritt zur Belebung des Börsenge­
schehens, des Aktiengeschehens in Öster­
reich. Durch Ihr Nein zeigen Sie der Öffent­
lichkeit, wie Sie sich zu diesem Thema stel­
len. 

Drittens: Sie lehnen es ab, daß die offene 
Gewinnausschüttung auf begünstigt gezeich­
nete junge Aktien für zehn Jahre von der Ein­
kommensteuer befreit sein soll. Damit lehnen 
Sie es ab, einen echten Anreiz für die Zeich­
nung junger Aktien zu bieten, die endlich so 
erfolgreich verlaufen wird - so nehme ich an 
- wie die Einführung der Genußscheine. Ihre 
Ablehnung ist unerklärlich und läßt Zweifel 
an der Wirtschaftskompetenz aufkommen. 

Sie stimmen gegen eine soziale Maßnahme, 
nämlich gegen die betraglich begrenzte 
Steuerbefreiung für Sterbegelder oder Todes­
fallbeiträge für Arbeitnehmer. Sie stellen sich 
damit gegen die gerechte Angleichung an 
ähnliche Regelungen für Selbständige und 
Beamte. - Ebenfalls kein Ruhmesblatt für 
eine Partei. 

Weit schlimmer und auch beschämend ist 
es, daß Sie sogar die Steuerbefreiung für Lei­
stungen nach dem Invalideneinstellungsge­
setz ablehnen, die ein weiterer Schritt zur 

Verbesserung der Lage der Behinderten ist 
und deren Begründung in der Regierungser­
klärung vom Mai 1983 zu finden ist, die eben 
ein umfassenderes Konzept zur Rehabilita­
tion behinderter Menschen in Aussicht stellt. 
(Zwischenruf des Bundesrates Ing. Ni g 1.) 

Sie wollen mit Ihrem Abstimmungsverhal­
ten auch verhindern, daß Arbeitnehmer schon 
bei einer 20jährigen Beschäftigungsdauer in 
den Genuß der Steuerbegünstigung kommen. 
Zum Glück wird Ihr Veto im Bundesrat durch 
einen Beharrungsbeschluß des Nationalrates 
aufgehoben werden, sonst würde das nicht 
kommen können. Warum Sie allerdings gegen 
eine Steuerbegünstigung für langj ährige 
Betriebstreue sind, wird wohl nur in Ihren 
Parteigremien erklärt werden können. 

Sie sprechen immer von Innovationen und 
intelligenten Produkten und stimmen gleich­
zeitig gegen die Anhebung der steuerlichen 
Begünstigung für die betriebliche For­
schungs- und Entwicklungstätigkeit, also 
gegen die Anhebung des Forschungsfreibetra­
ges von 5 und 12 Prozent. 

Eine einkommensteuerliche Verbesserung 
für patentrechtlich geschützte und volkswirt­
schaftlich wertvolle Erfindungen beziehungs­
weise deren Verwertung im Betrieb des Erfin­
ders finden nicht Ihre Zustimmung und wird 
von Ihnen abgelehnt. Warum? - Wer weiß 
das schon! 

Sie stellten sich dagegen, daß der Empfän­
gerkreis für steuerbegÜllstigte Spenden aus 
der Wirtschaft für wissenschaftliche For­
schungen und Publikationen erweitert wer­
den soll, daß mehr Möglichkeiten zur Förde­
rung der Wissenschaften bestehen. An den 
Universitäten wird man Ihre "Großherzig­
keit" zu würdigen wissen. 

Nicht zuletzt lehnen Sie eine langjährige 
Forderung Ihrerseits ab, nämlich die Dauer 
der Abschreibungen für Firmen-Pkws von sie­
ben auf fünf Jahre wieder herabzusetzen, 
wobei gleichzeitig die bisher vorgeschriebene 
lineare Absetzung in Zukunft entfallen kann. 
Es gibt keine Erklärung für Ihre Haltung. In 
den Betrieben draußen wird man Sie daran 
messen. 

Sie stimmen auch dagegen, daß die Investi­
tionsförderungen in Form der vorzeitigen 
Abschreibung für die Herstellung unbewegli­
cher Wirtschaftsgüter, die 1985 auslaufen 
würden, um weitere zwei Jahre verlängert 
werden. 
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Sie wollen auch, daß die Investitionsprämie 
nach dem Investitionsprämiengesetz nicht 
um zwei Jahre verlängert wird, was den Staat 
immerhin 1500 Millionen Schilling an Abga­
benausfall kosten wird. 

Darüber hinaus lehnen Sie eine Reihe von 
Verbesserungen für die Steuerzahler ab, die 
in der Reform des Grunderwerbsteuergeset­
zes, des Erbschafts- und Schenkungssteuerge­
setzes, des Gebührengesetzes ihren Ausdruck 
finden. Auch die Verlängerung des Struktur­
verbesserungsgesetzes, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, im Zusammenhang mit 
der Verlängerung der Steuerbegünstigung 
junger Aktien um zwei- Jahre trägt der wirt­
schaftsfreundlichen Politik der Bundesregie­
rung Rechnung und ermöglicht die Anpas­
sung der Rechtsformen von Betrieben ohne 
steuerliche Belastungen. 

Sie stimmen hier im Hohen Haus dagegen, 
daß die Arbeitnehmer ihre freiwillig geleiste­
ten Beiträge für die Mitgliedschaft bei Berufs­
verbänden als Werbungskosten absetzen kön­
nen. (Bundesrat lng. Ni g 1: Das konnten sie 
ja bisher schon!) Sie, die sich angeblich für 
Arbeitnehmerinteressen einsetzen, verwei­
gern damit Arbeitnehmern das, was für Selb­
ständige seit Jahrzehnten Gültigkeit hat. 
(Zwischenrufe bei der ÖVP. - Gegenrufe bei 
der SPÖ.) Herr Bundesrat Sommer, Sie haben 
das angeblich auch im Bereich des Österrei­
chischen Gewerkschaftsbundes gefordert, 
heute stimmen Sie dagegen. Wie nennt man 
eine derartige Haltung? Gerade der Herr Bun­
desrat Sommer als Vorsitzender einer großen 
Gewerkschaft hat sich hier arbeitnehmer­
feindlich verhalten, gegen den ÖGB. Er 
stimmt heute, wenn er dieses Gesetz ablehnt, 
gegen die Beschlüsse des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes als Vorsitzender einer 
großen Gewerkschaft. 

Meine Damen und Herren! So könnte ich 
weitere 20 Punkte anführen, die durch dieses 
Abgabenänderungsgesetz eine Verbesserung 
erfahren; keine Belastungen, sondern Erleich­
terungen, keine neuen bürokratischen 
Schwierigkeiten, sondern Vereinfachungen. 

Hoher Bundesrat! Ich darf daher den 
A n t rag einbringen, der Bundesrat möge 
gegen den vorliegenden Gesetzentwurf kei­
nen Einspruch erheben, und darf deponieren, 
daß die sozialistische Fraktion selbstverständ­
lich in diesem Sinne votieren wird. (Beifall bei 
der SPÖ). 11.20 

Vorsitzender: Der von den Bundesräten 
Köpf .und Genossen eingebrachte Antrag, 
gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 

Nationalrates keinen Einspruch zu erheben, 
ist genügend unterstützt und steht demnach 
zur Verhandlung. 

Ich begrüße den in der Zwischenzeit im 
Hohen Haus eingetroffenen Staatssekretär 
Dkfm. Bauer. (Allgemeiner Beifall.) 

Zum Wort gemeldet ist Frau Bundesrat 
GÖber. Ich erteile es ihr. 

11.21 

Bundesrat Emmy Göber (ÖVP, Steiermark): 
Herr Vorsitzender! Herr Staatssekretär! Sehr 
verehrte Damen und Herren! Ich gebe zu, daß 
im Abgabenänderungsgesetz einige punktu­
elle Maßnahmen getroffen wurden, aber 
wesentliche Vorstellungen der gewerblichen 
Wirtschaft sind unberücksichtigt geblieben, 
und dagegen müssen wir uns wehren. Wir 
werden daher so lange nicht Ruhe geben, bis 
Sie sich vollends mit unserem Steuerreform­
konzept beschäftigen und es vollends zur 
Anwendung bringen. 

Seinerzeit war in der Regierungserklärung 
von einer raschen Steuerreform die Rede. 
Inzwischen sind aber Jahre ins Land gezogen 
und nichts ist geschehen. Wir alle müßten 
unsere Betriebe zusperren, würden wir das 
gleiche Schneckentempo beziehungsweise 
den gleichen Unwillen an den Tag legen. 

Es ist sicherlich nicht alles schlecht, was in 
Österreich geschieht. Aber wir wollen aufzei­
gen, daß vieles einfacher und besser sein 
könnte. 

Ein ganz wichtiger Punkt für unsere Wirt­
schaft ist eben unser Steuerreformkonzept. 
Gesetze werden derzeit so gestaltet, daß sie 
von niemandem mehr verstanden werden. 
Das Einkommensteuergesetz zum Beispiel 
wurde seit 1972 mehr als dreißigmal geändert. 
Ähnliches gilt aber-auch für andere Abgaben. 
(Stellvertretender Vorsitzender Dr. Sc ha m­
be c k übernimmt die Verhandlungsleitung.) 

Bei den ertragsunabhängigen Steuern 
droht derzeit eine besondere Gefahr durch die 
Novellierung des Bewertungsgesetzes, 
wodurch es bei Gebäuden zu Erhöhungen um 
mehr als 200 Prozent, in Einzelfällen sogar zu 
einer solchen um mehr als 600 Prozent kom­
men wird. Das sind errechnete Werte, die sich 
im besonderen auf Gebäudekomplexe zum 
Beispiel in Wien beziehen. 

Es darf nicht übersehen werden, daß diese 
Werte die Basis für die Grundsteuer, Vermö­
gensteuer, Erbschafts- und Schenkungssteuer 
sowie für die Grunderwerbsteuer darstellen. 
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Das ganze klingt ein wenig nach Enteignung. 
Es darf nicht vergessen werden, daß nicht nur 
die Unternehmen, sondern jeder, der eine 
Wohnung oder ein Grundstück besitzt, davon 
betroffen ist. 

Die Streichung der verlängerten Abschrei­
bungsdauer für bestimmte Kraftfahrzeuge ist 
zu begrüßen; die Bestimmung bezüglich 
Inkrafttreten ist jedoch nicht zufriedenste 1-
lend. Denn für einen zu Jahresende 1985 
angeschafften Pkw für Betriebe müßte noch 
eine Nutzungsdauer von sieben Jahren ange­
nommen werden, während dies für ein zu J ah­
resbeginn 1986 angeschafftes Kraftfahrzeug 
nicht mehr gelten würde. 

Die Ausdehnung der Sonderausgabenbe­
günstigung für Genußscheine auf sogenannte 
junge Aktien wird grundsätzlich begrüßt. Es 
ist aber nicht zu verstehen, warum gerade der 
Dienstleistungssektor - also Handel, Ver­
kehr und Fremdenverkehr - davon ausge­
schlossen ist. Es muß doch auch dem Gesetz­
geber schon zu Ohren gekommen sein, daß es 
gerade der Dienstleistungssektor ist, der in 
den letzten Jahren nicht nur Arbeitsplätze 
gehalten, sondern sogar neue geschaffen hat. 

Wir vom Handel und Fremdenverkehr füh­
len uns benachteiligt und ungerecht behan­
delt und sind nicht bereit, diese Diskriminie­
rung hinzunehmen, denn wir sind nicht Wirt­
schaftstreibende zweiter Kategorie. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Durch diesen Gesetzentwurf werden alle, 
die nicht in der Produktion tätig sind, benach­
teiligt. Benachteiligt wäre auch der kleine und 
vorsichtige Anleger, sollte der Durchschnitts­
steuersatz für Genußscheine und junge 
Aktien von 50 Prozent auf 60 Prozent bei der 
Nachversteuerung erhöht werden. 

Der Durchschnittssteuersatz kommt näm­
lich erst bei einem Einkommen ab 7 Millionen 
Schilling zur Anwendung. Alle Anleger mit 
einem Einkommen unter diesem Betrag -
das ist ja wohl sicherlich der Großteil - sind 
die Betroffenen. Daher ist es gerechtfertigt, 
den vorgesehenen Prozentsatz zu belassen. 

Auch die Fremdenverkehrswirtschaft ver­
dient es, in den Kreis der begünstigten Unter­
nehmen aufgenommen zu werden, denn 
gerade sie trägt ein großes Unternehmerri­
siko und kann sich nur durch eine entspre­
chende Eigenkapitalquote absichern. 

Die Fremdkapitalkosten haben aber bereits 
ein existenzgefährdendes Ausmaß angenom-

men, was wiederum zur Lähmung unterneh­
merischen Handeins führt. Die vorzeitige MA 
für unbewegliche Güter sollte unbefristet 
beschlossen werden, statt der ständig befri­
steten Verlängerungen. Außerdem sollte sie 
nicht nur auf die Herstellungskosten 
beschränkt sein, sondern auch für die 
Anschaffungskosten unbeweglicher Wirt­
schaftsgüter gelten. 

Zum Auslaufen der erhöhten Investitions­
prämie wäre zu sagen, daß sie sicher in eini­
gen Fällen zu bedauern ist. Grundsätzlich 
investiert ein Betrieb aber nicht wegen der 
Prämie, sondern nur dann, wenn er es sich 
leisten kann, wenn die Rahmenbedingungen 
stimmen, wenn das Wirtschaftsklima positiv 
ist, das familiäre Engagement gegeben ist 
und eventuell auch noch die Nachfolge gesi­
chert ist. 

Es ist zu begrüßen, daß die Geltungsdauer 
des Strukturverbesserungsgesetzes um zwei 
Jahre verlängert wird. Warum sollte es aber 
nicht möglich sein, die Geltungsdauer auf 
einen längeren Zeitraum oder überhaupt 
unbefristet zu verlängern wie auch bei der 
vorzeitigen MA. Auch Nichtwirtschafter wis­
sen heute schon, daß Umstrukturierungen oft 
einen längeren Zeitraum als zwei Jahre in 
Anspruch nehmen, denken wir nur an unsere 
verstaatlichte Industrie. 

Nun zum Gebührengesetz: Auskunftsersu­
chen werden in unserer heutigen schnelle bi­
gen Zeit doch von Betrieben meist telefonisch 
erledigt. Was aber notwendig wäre von 
Gebühren zu befreien, das sind die Rechts­
fragen. Es kann bei der übermächtigen Geset­
zesflut kaum ein Fachkundiger alle Rechts­
normen sachverhaltsgerecht anwenden, 
geschweige denn ein Unternehmer, der seine 
ganze Arbeitskraft produktiver Arbeit zuwen­
den soll. 

Anfragen an Behörden sollten daher gebüh­
renfrei sein und nicht zweigeteilt und obend­
rein zeitraubend, weil man immer erst fest­
stellen muß, ob man Einschreiter in einem 
bestimmten Verfahren ist oder nicht. 

Zur Erbschafts- und Schenkungssteuer: Die 
Absicht, in einem bestimmten Umfang die 
schenkungsmäßige Übertragung von Mitei­
gentumsrechten an Eigentumswohnungen 
und Eigenheimen zwischen Ehegatten steuer­
frei zu halten, ist zu begrüßen. Die Begriffe 
"Wohnstätte" und "dringendes Wohnbedürf­
nis" sind aber sicherlich schwer zu definieren 
und wahrscheinlich mit einer großen Rechts­
unsicherheit belastet. Die Begrenzung der 
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Wohnnutzfläche berücksichtigt weder die 
Kinderanzahl noch die vielleicht auch in heu­
tiger Zeit noch im Familienverband lebenden 
älteren Menschen. Eine Überarbeitung der 
Begünstigungsbestimmungen ist sicher not­
wendig, nur darf es dabei zu keinem Volks­
wohnungswesen kommen. 

Nachdem zurzeit keine umfassende Reform 
der Grunderwerbsteuer zu erwarten ist, sollte 
wenigstens eine leichtere Vollziehbarkeit 
geschaffen werden. 

Die Bundesabgabenordnung bringt dem 
Abgabenpflichtigen nur Nachteile. Bei vorläu­
figen Bescheiden wird man darauf aufmerk­
sam gemacht, daß die Abgabenbehörde den 
Sachverhalt anders einschätzt. Durch die 
Erlassung von endgültigen Abgabenbeschei­
den über mehrere Jahre hinweg jedoch wird 
man zu spät darauf aufmerksam gemacht, 
daß die Abgabenbehörde den Sachverhalt 
vielleicht anders einschätzt. 

Der vorliegende Entwurf bringt wenigstens 
einige Milderungen der Doppelbesteuerung; 
das gebe ich gerne zu. Viele alte Wünsche der 
gewerblichen Wirtschaft bleiben aber weiter­
hin offen, auch wenn sie nur administrativer 
Natur und daher nicht budgetbelastend sind. 
Wir werden unsere Vorschläge, wie auch 
schon beim Abgabenänderungsgesetz 1984, 
weiterhin vorlegen und trachten, daß sie im 
Sinne der Wirtschaft einmal verwirklicht wer­
den. -

Das Abgabenänderungsgesetz 1985 ist also 
wieder keine Steuerreform und beinhaltet 
keine Steuersenkung, wie sie von der mittel­
ständischen Wirtschaft gefordert wird und 
dringend benötigt würde. Daher bleibt unsere 
Forderung nach Verwirklichung der großen 
Steuerreform der Österreichischen Volkspar­
tei bestehen, und wir wünschen uns auch, daß 
ein besseres Steuerklima geschaffen wird. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren von der 
sozialistischen Fraktion! Sie sagen nur 
immer, diese Steuerreform sei nicht finan­
zierbar , und unterziehen sich gar nicht der 
Mühe, ernsthaft darüber nachzudenken. Die 
Finanzierung der ersten Phase wäre sicher­
lich möglich, wenn Sie nur einige Bereiche 
durchforsten würden. Ich meine zum Beispiel 
die Bundesbahnen. (Bundesrat Sc h m ö 1 z: 
Was heißt "Bundesbahnen"?) Oder, es wäre 
die Verschwendung in einzelnen Bereichen zu 
stoppen. (Bundesrat Ver z e t ni t s c h: Kon­
kret werden, nicht so allgemein!) Oder, Sie 
könnten auch ein wenig über die Direktförde-

rungen nachdenken. (Beifall bei der ÖVP. 
Bundesrat Sc hip a n i: Haben Sie noch 
zuwenig!) 

Der Präsident der Kammer der Wirtschafts­
treuhänder Dr. Burkert sagte einmal - und 
ich glaube, Herr Dr. Burkert ist nicht unbe­
dingt unserer. Fraktion zuzurechnen -: "Sol­
che Steuersenkungen" (Bundesrat Ver z e t­
ni t sc h: Welche?) "wären geeignet, die allge­
meine Kaufkraft zu heben, die Wirtschaft zu 
beleben, beschäftigungs- und leistungsför­
dernd zu wirken. Steuersenkungen müssen 
sich, dies ist schon durch die Praxis in Öster­
reich bewiesen, durchaus nicht negativ auf 
das Gesamtsteueraufkommen auswirken." 
Das zu Dr. Burkert. 

Daher: Die große Steuerreform muß im 
Sinne der Wirtschaft kommen! (Beifall bei der 
ÖVP. - Bundesrat Sc hip a n i: Und im 
Sinne des Staates!) 

Das derzeitige System und die Abgaben 
gefährden unsere Betriebe, die wir mit viel 
Anstrengung aufgebaut haben und die wir 
gerne weiterführen möchten, und zwar für 
uns, aber auch für unsere Mitarbeiter. Die 
Regierungsparteien jedoch wehren sich 
gegen die Steuerreform und reduzieren sie 
auf Steuervereinfachung und administrative 
Erleichterungen. Ja, großzügig ausgelegt, 
wäre auch das eine Hilfe für uns. Es gibt 
jedoch eine Unmengen von Erlässen, Verord­
nungen und Gesetzen, sodaß ein Normalbür­
ger sie kaum alle verstehen und daher auch 
nicht in die Realität umsetzen kann. 

Die Abgabenbelastung steigt, und das 
Abgabenrecht ist ein einziger Dschungel. Wer 
wird denn, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, heute noch Jungunternehmer? Wenn 
er schon die Belastungen, einen Betrieb zu 
führen, auf sich nimmt und bereit ist einzu­
steigen, so scheut er sicherlich in dem 
Moment zurück, in dem er erfährt, wie unsere 
Bürokratie in den Betrieben Einfluß nimmt. 

Die durchschnittliche Wachstumsrate jener 
zehn Länder mit der geringsten Steuerbela­
stung war in den siebziger Jahren mit 7,3 Pro­
zent nicht weniger als siebenmal so hoch wie 
die Wachstumsrate jener zehn Länder mit 
dem größten Steuerdruck. (Bundesrat 
Sc h ach n er: Liechtenstein, Monaco . .. !) 

Es gehört viel Idealismus dazu, heute 
Unternehmer zu sein. Noch schwieriger ist es, 
Unternehmer zu werden. (Bundesrat Sc h i -
pan i: Das ist gar nicht schwierig!) Untersu­
chungen in Österreich ergaben, daß es Regio-
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nen mit großen Unternehmerlücken gibt. Die 
Folge davon sind weniger Arbeitsplätze und 
weniger Konsum. 

Alle, die sich ein wenig mit Wirtschaft 
befassen, wissen, was zum Beispiel in Bayern 
geschehen ist, wie viele Klein- und Mittelbe­
triebe dort ihre Tore geöffnet haben. Oder 
denken Sie an das Beispiel Berlin! Wie steht 
Berlin heute da mit einem Konzept für die 
mittelständische Wirtschaft! Oder denken wir 
letzten Endes auch an Amerika! (Bundesrat 
Sc hip a n i: Aber Sie wollen das doch in 
Wirklichkeit gar nicht! Hier wird mit gespalte­
ner Zunge gesprochen!) Das ist ein großer Irr­
tum. Das ist ein riesiger Irrtum von Ihnen. 
Der steirische Wirtschaftsbund hat Großver­
anstaltungen zu dem Thema "Unternehmer­
lücken" abgehalten, und unser Wirtschafts­
bundobmann hat es sich zum obersten Ziel 
gesetzt, daß die Steiermark wieder jenes 
Land wird mit den meisten Klein- und Mittel­
betrieben. Das ist unsere Zielsetzung für die 
Zukunft. (Beifall bei der ÖVP. - Bundesrat 
Sc hip an i: Vor den HandelskammeIWahlen! 
Nachher schaut es wieder anders aus! Zuerst 
brauchen Sie Stimmvieh! Bundesrat 
Sc h ach n er: Brotneid!) Wir haben nicht 
den Brotneid, den Sie uns aufdividieren wol­
len. (Weiterer Zwischenruf des Bundesrates 
S chi pan L) Reden Sie nicht von der Wirt­
schaft! Ich rede auch nicht von Ihren Proble­
men. Ich glaube, davon verstehen Sie wirklich 
etwas zuwenig. (Zwischenruf des Bundesrates 
Ver z e t n i t s eh.) 

Das wachsende Problem moderner Indu­
striestaaten liegt in der zu gering oder zu 
schwach werdenden Unternehmerschaft. 

Universitätsprofessor Eberhard Hamer, 
Leiter des Mittelstandsinstitutes Niedersach­
sen, führte in Graz - wir in der Steiermark 
bemühen uns eben um die Wirtschaft - fol­
gendes aus: Um die Probleme unserer Wirt­
schaft zu lösen, brauchen wir nicht nur neue 
Technologien, genug Kapital und gut ausge­
bildete Arbeitskräfte, sondern wir brauchen 
wieder mehr Menschen, die bereit sind, das 
Risiko unternehmerischer Tätigkeit auf sich 
zu nehmen. Und es bedarf einer Gesellschaft 
- Herr Kollege, das möchte ich besonders 
Ihnen sagen -, die die entsprechenden Chan­
cen der Wirtschaft zubilligt. 

Wir brauchen wieder mehr Unternehmer. 
Wer aber wird Unternehmer, solange es einen 
Sozialminister Dallinger für die Wirtschaft 
gibt, der nur vom Überstundenproblem oder 
von seinen 29 Punkten redet? (Bundesrat 
Sc hip a n i: Mir kommen die Tränen! - Bun-

desrat Sc h ach n er: Der ist nicht für die 
Wirtschaft zuständig!) 

In den letzten Tagen war zu hören, daß 400 
Handelsbetriebe - da sage ich Ihnen ein Bei­
spiel für die Wirtschaft... (Bundesrat 
Sc h ach n er: Er ist für Soziales zuständig, 
er ist nicht für die Wirtschaft zuständig!) Der 
Herr Sozialminister arbeitet ganz gehörig in 
die Wirtschaft hinein. Er ist unsere größte 
Belastung! Das möchte ich nur feststellen. 
(Beifall bei der ÖVP. - Bundesrat Ver z e t -
ni t sc h: Er finanziert sie auch! - Bundesrat 
Sc hip a n i: ... zahlt er ganz schön!) 

Ich möchte nur wissen, ob Sie an Ihrem 
Beruf Freude hätten, wenn Sie täglich aus 
den Medien etwas N eues hören würden, was 
Sie und Ihren Betrieb belastet, wie eben die 
29 Punkte oder die Überstundenbesteuerung. 
Glauben Sie, ein Betrieb leistet sich aus Spaß 
Überstunden und bezahlt diese auch noch 
teuer? (Zwischenruf des Bundesrates Ver -
z e t ni t sc h. Bundesrat Sc hip a n i: 
Wenden Sie sich an Ihre Interessenvertre­
tung! Zwischenruf des Bundesrates 
Mo h n 1.) Oder glauben Sie, wenn Sie in den 
Kleinbetrieben mit 0 bis 20 Prozent Arbeits­
kräften die Überstunden streichen, fällt viel­
leicht ein Viertel Arbeitsplatz ab? Diese Rech­
nung ist wirklich eine Milchmädchenrech­
nung des Ministers! (Beifall bei der ÖVP. -
Bundesrat Sc hip a n i: Wird zwischen den 
Handelspartnern abgesprochen!) 

In den letzten Tagen war zu hören - ich 
glaube, auch Sie haben es in den Nachrichten 
gehört -, daß in nächster Zeit rund 400 Han­
delsbetriebe vom Schließen bedroht sind. 
(Bundesrat Ve r z e t ni t sc h: Wegen der 
Ladenschlußzeiten!) Viele Arbeitsplätze 
wären damit verloren, aber ni er hört man kei­
nen Aufschrei, weder vom Sozialminister 
noch vom Handelsminister! (Bundesrat 
Sc hip a n i: Typische Schwarzmalerei! 
Zwischenruf des Bundesrates Mo h n 1.) 

Wie sollen Handelsbetriebe überleben, 
wenn die Lohnnebenkosten schon 94 Prozent 
betragen. (Bundesrat Sc hip a n i: Schauen 
Sie sich die internationalen Vergleichswerte 
an!) Man müßte Schweizer Unternehmer sein 
- dort betragen sie 43 Prozent. 

Schlagen Sie eine heutige Zeitung auf, da 
können Sie ein gutes Beispiel dafür lesen, 
was ein Arbeitnehmer den Betrieb kostet und 
was der Arbeitnehmer wirklich auf die Hand 
bekommt (Bundesrat Sc hip a n i: Schauen 
Sie einmal ein bißchen über unseren Zaun!), 
welche Steuern und Abgaben zu zahlen sind, 
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die nicht der Wirtschaft zugute kommen, auch 
nicht dem Arbeitnehmer.- (Bundesrat Sc h i­
pan i: Das ist nicht gut möglich, indirekt 
kommt es uns allen zugute!) Wir haben in 
Österreich eine falsche Wirtschaftspolitik für 
den Mittelstand! Das möchte ich heute einmal 
gesagt haben. (Zustimmung bei der ÖVP. -
Bundesrat Sc hip a n i: Jeder Stand möchte 
das Ideal haben!) 

Zur Wirtschaftspolitik möchte ich sagen: 
Wer A sagt, der muß nicht unbedingt B sagen, 
der kann auch erkennen, daß A falsch war. 

Ohne neue Weichenstellung schlittert 
Österreich in immer größere Strukturpro­
bleme mit rasch wachsender Arbeitslosigkeit 
und sinkenden Einkommen auch für die 
Arbeitnehmer. Die große Chance, diesen 
negativen Trend zu stoppen, liegt darin, die 
leistungsstarken Klein- und Mittelbetriebe 
endlich wieder entsprechend zu fördern und 
zu unterstützen. Eine Senkung der Steuer be­
lastung muß daher ein zentrales Anliegen für 
alle sein und sollte rasch verwirklicht werden 
- und nicht erst vielleicht vor der nächsten 
Nationalratswahl. Immer mehr Österreicher 
erkennen, daß ein Wirtschaftskonzept (Bun­
desrat Ver z e t n i t sc h: ... für Privatisie­
rung!), basierend auf Leistung, Eigentum und 
Eigeninitiative, für eine positive wirtschaftli­
che Entwicklung notwendig und richtig ist; 
auch wenn der Herr Gewerkschaftssekretär 
so lächelt. Sie können leicht reden, Sie haben 
einen gesicherten pragmatischen Posten. Bei 
uns in der Wirtschaft schaut das alles ein 
wenig anders aus, Herr Kollege. (Beifall bei 
der ÖVP. - Bundesrat Sc hip a n i: Die 
Arbeitnehmer riskieren, brotlos zu werden, 
sonst gar nichts!) Ohne die Anerkennung von 
Leistung, Qualität, Wettbewerb und Risiko, 
Herr Kollege Verzetnitsch (Bundesrat Ver­
z e t n i t s c h: Das Risiko tragen sowieso wir! 
600 Arbeitnehmer tragen das Risiko!), sind 
kein erfolgreiches Wirtschaften und keine 
erfolgreiche Sozial- und Umweltpolitik mög­
lich. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Herr Kollege! Angesichts einer Staatsquote 
von über 50 Prozent brauchen wir wieder 
weniger Staat und mehr private Wirtschafts­
und Gesellschaftstätigkeit. (Zwischenruf des 
Bundesrates Ver z e t ni t sc h.) 

Bei aller Bedeutung der industriellen Groß­
betriebe muß dem Klein- und Mittelbetrieb 
ein besonderer Stellenwert für die Wirt­
schaftsdynamik und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen zugeordnet werden. 

In den letzten zehn Jahren hat sich die Zahl 

der Arbeitsplätze um 5 Prozent erhöht. In 
Betrieben bis zu 20 Beschäftigten ist die Zahl 
der Arbeitsplätze hingegen um 20 Prozent 
gestiegen. Ist Ihnen das nicht recht? Wollen 
Sie das nicht haben? (Bundesrat Ver z e t -
n i t sc h: Das kritisiere ich gar nicht!) Eben. 
Der wirtschaftspolitische Realismus ... (Bun­
desrat Mo h n 1: Wenn Sie so ausgehungert 
sind in den Mittelbetrieben, wie ist dann das 
möglich gewesen?) Bitte, Herr Kollege, ich 
möchte nicht auf Ihr Mitgefühl anstehen. Ich 
danke Ihnen vielmals. (Bundesrat Mo h n 1: 
Das hat mit Mitgefühl nichts zu tun!) Wir sind 
nicht ausgehungert, aber wir wollen uns auch 
nicht alles von Ihnen vorschreiben lassen. 
(Bundesrat Mo h n 1: Sie widersprechen sich 
anscheinend!) Das ist ein Irrtum. Oder Sie 
haben nicht zugehört. (Bundesrat Mo h n 1: 
Sie sagten, es gehe Ihnen schlecht, aber Sie 
können die Arbeitsplätze vermehren!) Sie 
haben anscheinend etwas nicht verstanden, 
das tut mir leid. 

Der wirtschaftspolitische Realismus muß 
wieder den Vorrang vor Illusionen haben. Der 
Unternehmer muß wieder ermuntert und darf 
nicht entmutigt werden. (Bundesrat Sc h i -
pan i: Denken Sie daran bei Ihren Forderun­
gen, Frau Kollegin! - Bundesrat Ros1 
Moser: Wer ermuntert wen?) Ich habe 
nichts gefordert, was dem widerspricht. -
Die Anpassungsfähigkeit wäre zum Beispiel 
mit den 29 Punkten von Minister Dallinger 
wieder einmal total zerstört. Davon betroffen 
wären wieder am meisten die Klein- und Mit­
telbetriebe, also jene, die seit 1973 trotz wirt­
schaftlich schlechter Zeiten - diese Statistik 
stimmt auch - 167 000 neue Arbeitsplätze 
geschaffen haben. 

Das Ergebnis einer kürzlich durchgeführ­
ten Meinungsumfrage bei Arbeitnehmern zu 
den 29 Punkten lautet: Was Minister Dallin­
ger und die Regierung wollen, wollen Arbeit­
nehmer und die Wirtschaft nicht. Das Unter­
nehmertum ist deshalb nicht nur eine Frage 
für das überleben der Marktwirtschaft, son­
dern auch für Wachstum, Beschäftigung und 
Lebensstandard der Konsumenten, und Kon­
sumenten, glaube ich, sind wir alle. 

Zum berühmten Ausspruch des Kanzlers 
Sinowatz, er möchte, daß die Frauen in der 
Politik wieder mehr lächeln oder mehr 
Lächeln zeigen, möchte ich auch etwas sagen. 
(Bundesrat Sc hip a n i: Haben Sie schon 
realisiert? Jetzt sind Sie dran! Ihre Herren zit­
tern schon!) Da stimme ich Ihm sehr zu, weil 
ich glaube, daß das Lächeln eine Frau kleidet, 
und weil ich glaube, daß Lächeln auch der 
Seele guttut. Aber ich würde nicht nur den 

468. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 35 von 121

www.parlament.gv.at



19326 Bundesrat - 468. Sitzung - 15. November 1985 

Emmy Göber 

Politikerinnen das Lächeln wünschen, son­
dern zum Beispiel auch den vielen Ehefrauen 
in Klein- und Mittelbetrieben, die eigentlich 
ohne Bezahlung (Bundesrat Sc hip a n i: Die 
sind in der Zwischenzeit Angestellte gewor­
den, und die Hotelbesitzer beziehen im Win­
ter Arbeitslose!), ohne Anerkennung elf Stun­
den in ihrem Büro arbeiten, was weder dem 
Betrieb noch den Arbeitnehmern, sondern 
dem Staat dient. Daher wäre es wirklich ange­
bracht, hier Abhilfe zu schaffen, damit auch 
wir Frauen in der Wirtschaft wieder etwas 
mehr lächeln können. - Danke schön. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 11.47 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr Bundesrat Knaller. Ich erteile es ihm. 

11.47 

Bundesrat Knaller (ÖVP, Kärnten): Herr 
Vorsitzender! Herr Staatssekretär! Meine 
Damen und Herren! Hoher Bundesrat! Bevor 
ich zu meinen eigentlichen Ausführungen 
komme, möchte ich ganz kurz auf die Aussa­
gen des Herrn Kollegen Köpf eingehen. - Es 
tut mir leid, daß er jetzt nicht im Saal ist. Ich 
bitte, ihm das auszurichten. (Bundesrat Dr. 
M ü 11 e r: Ich sage es ihm!) Er hört ja drau­
ßen, glaube ich, mit. 

Kollege Köpf hat gemeint, in den letzten 
Jahren sei für die Klein- und Mittelbetriebe 
etwas geschaffen und Hilfestellung geleistet 
worden. Ich bin der gegenteiligen Meinung. 
Das bestätigt ja die Wirklichkeit: Es sind noch 
nie so viele Klein- und Mittelbetriebe (Bun­
desrat Sc hip a n i: Gefördert worden! Da 
stimme ich Ihnen bei!) in Schwierigkeiten 
gekommen wie in den letzten Jahren, in 
denen die SPÖ und, in jüngster Zeit, die FPÖ 
an der Regierung waren. 

Ich frage mich: Wer trägt da die Schuld? -
Ich glaube, zum Großteil ist die Steuerpolitik 
der Regierung daran schuld und nur zu einem 
geringen Teil liegt Eigenverschulden vor. 

Ich möchte davor warnen, die Wirtschafts­
politik weiterhin so zu betreiben, und zwar 
mit folgendem Beispiel. 

In unserem Bezirk Spittal - ich glaube, ich 
habe das so richtig gelesen - haben im letz­
ten Jahr 21 Klein- und Mittelbetriebe ihre 
Pforten geschlossen, ihren Betrieb auf Grund 
der vorangeführten Tatsachen stillgelegt. Ein 
ernst zu nehmendes Beispiel ist die Schuhfa­
brik Gabor in Spittal an der Drau mit vielen 
Arbeitsplätzen. Da herrscht die Meinung vor: 
Wenn man uns noch zusätzliche Belastungen 

auferlegt, im steuerlichen Bereich und im 
Zuge der Arbeitssituation, dann sind wir nicht 
mehr in der Lage, das zu verkraften, und es 
wird überlegt, ob nicht eine Standortverände­
rung vorgenommen werden muß oder vorge­
nommen werden wird. (Bundesrat S te i n 1 e: 
Das stimmt ja nichtf) Das sind, meine Damen 
und Herren, Tatsachen, und an diesen Tatsa­
chen können wir nicht vorbei! (Bundesrat 
S te i n 1 e: Das stimmt ja nicht, das streite ich 
ab! Ich werde das beweisen!) 

Kollege Köpf hat weiters gemeint, es seien 
Steuerbelastungen getätigt worden. Ja wer 
hat denn diese Gesetze geschaffen in der Ver­
gangenheit, wo man heute und hier eine Lok­
kerung vornehmen will? Also wir, die Öster­
reichische Volkspartei, ja nicht! Ich glaube,. 
das haben nur die SPÖ-Alleinregierung und 
die jetzige Koalitionsregierung gemacht. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Ich 
komme nun zu meinen eigentlichen Ausfüh­
rungen, nämlich zum Abgabenänderungspa­
ket 1985. 

Zum vorgelegten Gesetzespaket bezüglich 
des Abgabenänderungsgesetzes 1985 muß 
ohne Übertreibung festgestellt werden, daß 
das wieder eine. Mehrbelastung für die Staats­
bürger und für die gesamte Wirtschaft bedeu­
tet, insbesondere aber für die Klein- und Mit­
telbetriebe. Ich darf das ausdrücklich feststel­
len. Ich fühle mich auch verpflichtet - da 
man als Bundesrat die Länderinteressen zu 
vertreten hat -, die Mindereinnahmen der 
Länder aufzuzeigen. (Bundesrat S u t t n er: 
"Belastung der Bürger und Mindereinnah­
men der Länder" - wie verträgt sich das? -
Bundesrat Sc hip a n i: Kraut und Rüben!) 

Ich möchte Ihnen hier die Stellungnahme 
des Amtes der Kärntner Landesregierung 
vom 26. 8. 1985 zitieren: 

,,Auf Grund der Angaben in den Erläute­
rungen zum Gesetzentwurf lassen die in Aus­
sicht genommenen Änderungen einen 
Abgabenausfall der Länder von insgesamt 
rund 530 Millionen Schilling und einen sol­
chen des Landes Kärnten von rund 35 Millio­
nen Schilling erwarten. Ein Einnahmenaus­
fall für die Landesfinanzen in einer derarti­
gen Größenordnung ist natürlich nicht ver­
nachlässigbar und nicht ohne weiteres zu ver­
kraften." Diese Abgabenänderung betrifft 
also nicht nur die Klein- und Mittelbetriebe, 
die Wirtschaft und die Arbeitnehmer, sie 
betrifft auch die Länder. Ich glaube, da kann 
die Zustimmung von unserer Seite wohl nicht 
erwartet werden. (Staatssekretär Dkfm. 
Bau er: Herr Bundesrat! Können 
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Sie das ein bißehen begründen, was Sie da 
sagen?) Ich habe das ja mit dem Schreiben 
vom Amt der Kärntner Landesregierung 
begründet. 

Ich möchte Ihnen aber gleich noch einen 
Vergleich bringen. Herr Staatssekretär! Es 
besteht in der Fremdenverkehrswirtschaft 
ein großer Unterschied zwischen Pensionen 
und Campingplätzen. Die Umsatzsteuerbela­
stung beträgt in der Hotellerie und im Gastge­
werbe 10 Prozent, bei den Campingbetrieben 
aber 20 Prozent. Das ist eine Feststellung, die 
den Tatsachen entspricht. Wir haben in Kärn­
ten gute Betriebe, man soll diese Betriebe 
nicht auf diese Art und Weise bestrafen. Ich 
hoffe, daß diese Überlegung bei der nächsten 
Feststellung berücksichtigt wird und es zu 
einer Gleichbehandlung kommen wird. 

Eine weitere Feststellung: Wir wissen, daß 
die gesamte Wirtschaft. Österreichs über zu 
wenig Eigenkapital verfügt, das aber drin­
gend benötigt wird, um weiterhin überleben 
zu können. 

Ich habe gehört, daß in letzter Zeit selbst 
die Banken bei der Eigenkapitalsituation 
Schwierigkeiten haben. Ich glaube, daß das 
Grund genug ist, dieses Problem hier aufzu­
zeigen. Ich meine, daß die Zustimmung der 
Wirtschaft nur auf Grund einer Eigenkapital­
situation gegeben werden kann und daß 
gerade die Klein- und Mittelbetriebe die 
Arbeitsplätze gesichert haben, was ja von 
allen auch bestätigt wird. Mit Belastungen 
kann man keine Arbeitsplätze sichern und 
auch keine neuen schaffen. 

Ich fordere die Regierung, die Koalitionsre­
gierung von SPÖ und FPÖ auf, im Interesse 
der Bürger dieses Landes über die von der 
ÖVP erarbeiteten Vorschläge zu diskutieren. 
Unser Steuerplan würde nämlich die Klein­
und Mittelbetriebe entlasten, somit Arbeits­
plätze sichern und neue schaffen. Wir brau­
chen in Österreich sichere Arbeitsplätze und 
eine gesunde Wirtschaft, die wettbewerbsfä­
hig ist. 

Die Überlegungen und Studien in dieser so 
heiklen Frage wurden durch die Forderung 
des ÖGB, durch Präsident Benya bekräftigt. 
Sie haben gestern gehört, daß eine Steuersen­
kung ab dem Jahr 1987 in der Höhe von 12 
Milliarden Schilling gefordert wird. Ich kann 
diese Forderung nur unterstützen, es zeigt, 
daß hier die Uhr auf 5 Minuten vor 12 steht. 
Ich lade Sie, meine Damen und Herren von 
der Regierung ein, diese Forderungen, diese 

Überlegungen der Österreichischen Volkspar­
tei zu übernehmen und zu überdenken. 

Aus all den angeführten Gründen kann von 
unserer Fraktion dem Abgabenänderungsge­
setz 1985 nicht zugestimmt werden. - Danke 
schön. (Beifall bei der ÖVP.) 11.56 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort hat sich weiters Herr Bun­
desrat Suttner gemeldet. Ich erteile es ihm. 

11.56 

Bundesrat Suttner (SPÖ, Wien): Herr Vor­
sitzender! Herr Staatssekretär! Hoher Bun­
desrat! Das Abgabenänderungsgesetz 1985 
läßt ohne Zweifel verschiedene Beurteilungs­
möglichkeiten zu, je nachdem, von welchem 
Standpunkt aus man es betrachtet. Daß es die 
Opposition dabei leicht hat, dagegen zu stim­
men, weil sie weiß, daß die Gesetzwerdung 
dadurch nicht verhindert wird, ist unbestrit­
ten. Jene Kreise, die Sie zu vertreten immer 
wieder vorgeben, kommen so dennoch in den 
Genuß dieser gesetzlichen Regelung. 

Wer aber Verantwortung zu tragen hat in 
diesem Staat und wer sich dieser Verantwor­
tung auch bewußt ist, hat die Auswirkung von 
Gesetzen und insbesondere von Steuergeset­
zen von allen Seiten her zu beleuchten und zu 
beurteilen. Die österreichische Bundesregie­
rung und mit ihr die Regierungsparteien sind 
sich ihrer Verantwortung bewußt. Wir stehen 
daher, so wie wir im Nationalrat für dieses 
Gesetz gestimmt haben, auch hier im Bundes­
rat dazu und werden daher, wie Kollege Köpf 
schon ausgeführt hat, Ihrem Antrag auf Ein­
spruch nicht beitreten. 

Sie lehnen das Gesetz ab, meine Damen 
und Herren von der ÖVP, und führen dafür 
die widersprüchlichsten Gründe an. Sie 
mokieren sich darüber, daß der Mock-Plan 
nicht Eingang in dieses Gesetz gefunden hat. 
Ein Plan, der nicht, wie Sie behaupten, kalt­
schnäuzig verworfen wurde. Wir haben uns 
hier im Bundesrat schon vor Jahresfrist sehr 
eingehend damit auseinandergesetzt. Dieser 
Plan wurde durch die Steuerfachleute des 
Bundesministeriums für Finanzen sehr einge­
hend geprüft und für das Budget als unver­
tretbar empfunden. 

Sie beklagen sich darüber, daß die Sonder­
abgabe für Kreditunternehmungen und die 
Sonderabgabe für Erdöl nicht mit Ende dieses 
Jahres ausläuft und somit, weil es das Budget 
ganz einfach nicht zuläßt, keine Entlastung 
von diesen Abgaben eintreten kann. Sie sagen 
aber nicht: Es tritt keine Entlastung von die-

468. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 37 von 121

www.parlament.gv.at



19328 Bundesrat - 468. Sitzung - 15. November 1985 

Suttner 

sen Abgaben ein, sondE)rn Sie sagen, es käme 
dadurch zu einer Mehrbelastung von 2,45 Mil­
liarden pro Jahr. 

Daß andere Gesetze, die ebenfalls mit 
Ablauf dieses Jahres befristet waren, um wei­
tere zwei Jahre verlängert werden, das lassen 
Sie unter den Tisch fallen beziehungsweise 
nehmen nicht zur Kenntnis, daß mit diesen 
Gesetzen gerade den Kreisen - ich sage es 
noch einmal -, die Sie immer zu vertreten 
vorgeben, nicht unbedeutende Begünstigun­
gen auch für einen weiteren Zeitraum zukom­
men. Sie verlangen die unbefristete Beschluß­
fassung über diese Materien. 

Die abenteuerlichste Begründung für die 
Ablehnung dieser Gesetzesvorlage hat aber 
wohl der Kollege Knaller jetzt soeben 
gebracht, der zunächst einmal festgestellt hat: 
Dieses Gesetz ist samt und sonders ein Bela­
stungspaket für die Steuerzahler, im gleichen 
Atemzug zitiert er aber die Stellungnahme 
der Kärntner Landesregierung, die mit Recht 
von ihrem Standpunkt aus feststellt, daß mit 
diesen Maßnahmen Einnahmenentgänge für 
das Land Kärnten und damit auch für alle 
übrigen österreichischen Bundesländer und 
für alle österreichischen Gemeinden entste­
hen. 

Wie können also Einnahmenentgänge für 
Länder, Gemeinden und natürlich auch für 
den Bund entstehen, wenn das zugleich eine 
zusätzliche Belastung der Steuerzahler wäre? 
- Hier ist der Widerspruch in sich nahezu in 
einem Satz zum Ausdruck gebracht. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren von der Österrei­
chischen Volkspartei! Sie kritisieren auf der 
einen Seite das hohe Defizit des Staatshaus­
haltes und stellen auf der anderen Seite 
immer neue Anträge, die den Staatshaushalt 
noch zusätzlich ganz !TIassiv belasten würden. 
Wenn also jetzt jemand hier gewesen wäre im 
Saal, der rasch diese Dinge durchrechnen 
könnte, die allein hier von Ihren bisherigen 
Diskussionsrednern als zusätzliche Forderun­
gen aufgestellt worden sind, ich bin überzeugt 
davon: Das geht wieder in den Betrag einiger 
Milliarden Schilling, wenn man diese Rech­
nung in der Geschwindigkeit hätte vorneh­
men können. 

Das Abgabenänderungsgesetz 1985 wird für 
die öffentlichen Haushalte - da gebe ich dem 
Kollegen Knaller vollkommen recht - im 
kommenden Jahr Einnahmenausfälle von 
rund zwei Milliarden Schilling bewirken. Die 
Steuerausfälle aus der Verlängerung des 

Investitionsprämiengesetzes und des Struk­
turverbesserungsgesetzes sind dabei gar 
nicht miteinbezogen, sondern nur die Maß­
nahmen, die neu und zusätzlich im Abgaben­
änderungsgesetz 1985 enthalten sind. 

Ich sagte schon: Das Gesetz läßt verschie­
dene Beurteilungsmöglichkeiten offen, je 
nachdem, von welchem Standpunkt aus man 
es betrachtet. Die Einnahmenausfälle durch 
diese Maßnahmen bereiten weder dem 
Finanzminister noch den Verantwortlichen in 
den Ländern oder in den Gemeinden Freude. 
Aber, meine Damen und Herren von der ÖVP, 
wenn ich hier nur die erste Phase Ihres Mock­
Planes mitberücksichtigen beziehungsweise 
erwähnen darf, was Sie verlangen, nämlich 
eine 10prozentige Absenkung der Einkom­
men- und Lohnsteuer, so würde das für die 
Länder und Gemeinden eine zusätzliche Bela­
stung pro Jahr oder Steuerentgänge von 4,5 
bis 5 Milliarden Schilling bewirken. 

Reden Sie von der ÖVP doch mit Ihren Lan­
desfinanzreferenten. Ich frage Sie, die Sie in 
Gemeinden tätig sind: Wie wollen Sie das -
bei aller Anerkennung auch der Forderung 
des Österreichischen Gewerkschaftsbundes 
- im Augenblick bei der budgetären Situa­
tion auch der Länder und der Gemeinden 
bewerkstelligen? Wie wollen Sie das verkraf­
ten? Wie wollen Sie dann in den Gebietskör­
perschaften, in den Ländern und Gemeinden, 
jene Leistungen für die Bürger erbringen, die 
diese mit Recht von Itmen als Landesverant­
wortliche, als Gemeindeverantwortliche 
erwarten? (Bundesrat Mol te r e r: Die 
Steuerzahler horten ja das Geld nicht! Die set­
zen es ja um!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wer Verantwortung zu tragen hat, der hat die 
einzelnen Maßnahmen nicht eindimensional 
zu betrachten - um ein Wort unseres Bun­
deskanzlers dabei zu verwenden -, sondern 
er hat sich der gesamten Wirkung jeder die­
ser Maßnahmen bewußt zu sein. 

Es hört sich gut an und klingt wunderschön, 
weitestgehende Tarifsenkungen und steuerli­
che Entlastungen zu verlangen. Es hört sich 
ebenso gut an und klingt auch wunderschön, 
einen raschen Abbau der Staatsverschuldung, 
eine Konsolidierung des Budgets und die Ver­
meidung jeder weiteren Belastung der öffent­
lichen Haushalte zu verlangen. (Bundesrat 
Raa b: Das hat die FPÖ auch verlangt ... 1) 
Die Opposition kann beides gleichzeitig ver­
langen, sie braucht unmögliches nicht mög­
lich zu machen. Wir haben uns aber dessen· 
bewußt zu sein, daß Steuerreformmaßnah-
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men nur sehr behutsam und unter Bedacht­
nahme auf die öffentlichen Haushalte, aller 
öffentlichen Haushalte, nicht nur des Bundes, 
sondern auch der Länder und der Gemeinden, 
erfolgen können. Wir haben daher auch sehr 
darauf zu achten, daß solche Maßnahmen 
möglichst ausgewogen zwischen den einzel­
nen Gruppen erfolgen. 

Aus dieser Sicht, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, aus der Ausgewogenheit 
der Maßnahmen für die einzelnen Gruppen, 
ist auch die Anerkennung der Mitgliedsbei­
träge zum Österreichischen Gewerkschafts­
bund als Werbungskosten außerhalb des all­
gemeinen Werbungskostenpauschales zu ver­
stehen, weil damit eine alte Forderung des 
Österreichischen Gewerkschaftsbundes, aller 
Fraktionen im ÖGB, Erfüllung gefunden hat, 
weil damit die Beiträge der Arbeitnehmer zu 
ihren Interessenvertretungen gleich behan­
delt werden mit den Beiträgen der Arbeitge­
ber zu ihren Interessenvertretungen. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es ist dies der 
Versuch einer Ausgewogenheit der Interessen 
unter den Sozialpartnern. Ich möchte aus­
drücklich sagen: Diese Maßnahme hat nichts 
zu tun mit der Frage des Kirchenbeitrages. 
Daher glaube ich, daß man die Frage des Kir­
chenbeitrages, die Steuerfrei stellung oder die 
Erhöhung des Steuerfrei betrages nicht in 
einen Topf werfen kann mit der steuerlichen 
Berücksichtigung der Mitgliedsbeiträge zu 
den Interessenvertretungen der Arbeitneh­
mer, die, wie gesagt, den Arbeitgebern bislang 
schon immer gegeben war. Deswegen können 
wir in der gegenwärtigen Situation Ihrem 
Antrage in dieser Frage auch nicht beitreten. 
(Bundesrat Raa b: Das stimmt doch alles 
nicht! Was erzählen Sie da für Märchen!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Mit dem Abgabenänderungsgesetz 1985 wer­
den Maßnahmen gesetzt, die vor allem der 
Wirtschaft zugute kommen. Mit der steuerli­
chen Entlastung der Gewinne aus Kapitalge­
sellschaften, mit der steuerlichen Förderung 
junger Aktien, nicht nur hinsichtlich des 
Erwerbes, werden entscheidende Schritte 
gesetzt und wesentliche Impulse zur Struktur­
verbesserung der österreichischen Wirtschaft 
gegeben. 

Auch die Novellierung des Gewerbesteuer­
gesetzes und des Umsatzsteuergesetzes sowie 
die Verlängerung des Investitionsprämienge­
setzes und des Strukturverbesserungsgeset­
zes erfolgt im Interesse der österreichischen 
Wirtschaft. Erfreulicherweise beinhaltet das 

Gesetz aber auch Änderungen, vor allem im 
Einkommensteuerbereich, die den Unselb­
ständigen, vielen Beziehern kleiner und mitt­
lerer Einkommen und vor allem auch unseren 
Pensionisten zugute kommen. Es sind dies die 
allgemeinen Steuerbefreiungen für Sterbegel­
der, die Verbesserung der Steuerfreiheit bei 
Jubiläumsgeldern, die begünstigte Besteue­
rung von Pensionsabfindungen und nicht 
zuletzt die Anhebung des Pensionistenfreibe­
trages, die durch einen von Ihnen so sehr kri­
tisierten Abänderungsantrag im Finanzaus­
schuß noch zustande gekommen ist. 

Eine wesentliche Entlastung für viele Fami­
lien, die im Besitz einer Eigentumswohnung 
oder eines Einfamilienhauses sind, stellt auch 
die Aufhebung der Schenkungssteuer bei der 
Übertragung von Hälfteanteilen dar. 

Meine Damen und Herren! Ich will auf die 
einzelnen Bestimmungen im Detail nicht ein­
gehen. Sie sind bekannt, und gerade Sie von 
der Österreichischen Volkspartei wissen, wie 
sehr diese Schritte, die hier gesetzt werden, 
von der Wirtschaft auch begrüßt werden. Sie 
wissen es, sprechen aber dennoch immer wie­
der von einem "notwendigen Kurswechsel". 
Sie berufen sich auf ausländische Beispiele, 
und heute haben wir schon gehört: die Bun­
desrepublik Deutschland, die Schweiz und 
Frankreich. Bislang waren Ihre großen Vor­
bilder die USA und Großbritannien. Von den 
Vereinigten Staaten haben wir allerdings 
heute schon nichts mehr gehört, denn der 
vielgepriesene Wirtschaftsaufschwung in den 
Vereinigten Staaten gehört bereits wieder der 
Geschichte an. Erst in den letzten Tagen 
konnten wir erfahren, daß der Verschuldungs­
plafond im amerikanischen Budget auf 2 080 
Milliarden US-Dollar angehoben werden soll 
und damit die USA das größte Budgetdefizit 
in ihrer Geschichte aufweisen. 

Der Herr Kollege Pisec hat heute von der 
Halbierung des Budgetdefizits in der Bundes­
republik Deutschland gesprochen. Meine 
Damen und Herren! Hiezu muß man auch 
feststellen, wie es dazu gekommen ist. Ein 
gutes Drittel dieser Absenkung des Budgetde­
fizits geht auf die Gewinnzuführung aus der 
Deutschen Bundesbank, die nämlich 92 Pro­
zent ihrer Gewinne an den Staat abzuführen 
hat, während es bei uns in Österreich bei der 
Nationalbank lediglich 45 Prozent sind, und 
wir damit die Staatsreserven in unserer 
Nationalbank weiterhin halten. 

Was die Politik der Konservativen in Groß­
britannien betrifft, so empfehle ich Ihnen 
dazu, meine Damen und Herren, das Studium 
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der gestrigen Ausgabe der "Zürcher Zeitung". 
Es ist anscheinend ein zufälliger Zeitpunkt, 
daß, wenn wir hier im Bundesrat Abgabenän­
derungsgesetze diskutieren, knapp zuvor der 
britische Schatzkanzler seine traditionelle 
Herbstrede im britischen Unterhaus hält. 

Ich habe bereits im vergangenen Jahr auf 
diese Rede des britischen Schatzkanzlers hin­
gewiesen, und ich möchte das auch heute tun, 
denn das, was in Großbritannien geschieht, 
ist Ihr großes Vorbild. Die Staatsausgaben 
werden nach Ausführungen des Schatzkanz­
lers nur im Rahmen der Inflation erhöht wer­
den. Daß sich die Inflation dabei in Großbri­
tannien mit 5,5 Prozent um einiges von dem 
abhebt, was wir in Österreich an Teuerungs­
raten haben, gar nicht zu reden von den 
Unterschieden in der Arbeitslosenrate zwi­
schen Großbritannien und Österreich, das sei 
nur nebenbei erwähnt. 

Aber hören Sie, was die "Zürcher Zeitung" 
zu diesem Budget in Großbritannien schreibt 
- ich darf zitieren -: "Die Begrenzung der 
Gesamtausgaben ist nur durch ,kreative 
Buchhaltung' möglich geworden ... " - Ein 
neuer Terminus: "kreative Buchhaltung". -
"Das heißt, durch die in zunehmendem Maße 
kritisierte Praxis der Regierung, Einnahmen 
aus der Privatisierung von Staatsunterneh­
men als negative Ausgaben zu führen und auf 
diese Weise die Gesamtsumme der Ausgaben 
zu verfälschen. Insgesamt plant die Regie­
rung", schreibt die "Zürcher Zeitung", "um 
die Ausgabensgrenze einhalten und die beab­
sichtigten Einkommensteuerermäßigungen 
durchführen zu können, eine Beschleunigung 
des Privatisierungsprogramms auf je 4,75 Mil­
liarden Pfund in den beiden nächsten Haus­
haltsjahren. In diesem Jahr sind Einnahmen 
von 2,5 Milliarden Pfund vorgesehen." Das ist 
genau das, was Sie von der ÖVP uns mit 
Ihrem Privatisierungsprogramm empfehlen. 

Die "Zürcher Zeitung" schreibt dann wei­
ter: "Kritik am Privatisierungsprogramm." 

"Bisher hat die Regierung mehr als 7 Mil­
liarden Pfund durch Privatisierung eiugenom­
men. Bis Ende der laufenden Legislaturpe­
riode werden die Gesamteinnahmen auf rund 
20 Milliarden Pfund gestiegen sein, wenn die 
Regierung ihre Absichten realisiert. Die 
Beschleunigung der Privatisierung und die 
Verwendung der Einnahmen für Steuerkür­
zungen zur Finanzierung laufender Ausgaben 
stoßen bei der Opposition und bei Teilen der 
Konservativen Partei auf zunehmenden 
Widerstand. So hat vor wenigen Tagen Lord 
Stockton, der frühere Premierminister Mac-

millan, das Privatisierungsprogramm dem 
Verkauf von Familiensilber durch verarmten 
Landadel gleichgesetzt." 

Meine Damen und Herren! Wir wollen in 
Österreich nicht das Silber des Landadels ver­
scherbeln. Dieser Methode: "Verkauft's mein 
Gwand, ich fahr' in Himmel!" , setzen wir 
unsere Finanz- und Wirtschaftspolitik entge­
gen, eine Politik, die, allen Unkenrufen zum 
Trotz, bewirkt hat, daß sich die österreichi­
schen Wirtschaftsdaten in nahezu allen Berei­
chen ganz wesentlich von denen vergleichba­
rer Länder unterscheiden, und zwar im positi­
ven Sinne unterscheiden: Im Wirtschafts­
wachstum, bei der Arbeitslosenrate, bei der 
Inflationsrate und - wie die jüngsten Lohn­
und Gehaltsabschlüsse zeigen - auch hin­
sichtlich der Steigerung der Realeinkommen. 

Dieses vorliegende Abgabenänderungsge­
setz 1985, das Sie von der ÖVP unverständli­
cherweise beeinspruchen werden, das aber 
dennoch Realität werden wird, stellt einen 
weiteren Schritt auf dem von uns eingeschla­
genen und erwiesenermaßen erfolgreichen 
österreichischen Weg dar. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

12.14 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort hat sich gemeldet Dkfm. Dr. 
Frauscher . Ich erteile dem Herrn Bundesrat 
das Wort. 

12.14 

Bundesrat Dkfm. Dr. Frauseher (ÖVP, Salz­
burg): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr 
Staatssekretär! Hoher Bundesrat! Das Abga­
benänderungsgesetz 1985 bringt Änderungen 
zu nicht weniger als 12 Steuer- und Abgaben­
gesetzen. Das Einkommensteuergesetz 1972 
wird damit zum 28. Mal, das Umsatzsteuerge­
setz 1972 zum 12. Mal und das Gewerbesteuer­
gesetz 1953 zum 23. Mal novelliert. Nichts 
zeigt deutlicher, wie unübersichtlich und kom­
pliziert unser Steuerrecht geworden ist und 
wie dringend notwendig auch aus diesem 
Grund, neben der von uns schon lang verlang­
ten Steuersenkung, eine Steuerreform in 
Österreich wäre. 

Ich glaube, es ist wohl ein Anrecht der 
Steuerpflichtigen, daß die Steuergesetze so 
gestaltet werden, daß sie von ihnen auch ver­
standen werden können, daß diese verständ­
lich sind. Zu einer solchen Reform bräuchte 
man allerdings ein anderes Gesprächsklima, 
als es derzeit im Nationalrat herrscht. 

Die Vorgangsweise bei den Beratungen 
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zum Abgabenänderungsgesetz im Finanzaus­
schuß beziehungsweise Unterausschuß des 
Nationalrates ist deshalb besonders bedauer­
lich. Da wurden zuerst einmal sämtliche 
Änderungswünsche der Volkspartei einfach 
vom Tisch gewischt, eigene Anträge wurden 
zunächst nicht eingebracht, dafür kann man 
dann in der letzten Sitzung mit 23 Abände­
rungsanträgen daher: ohne Begründung, ohne 
Bedeckungsvorschläge. Der Opposition blieb 
nicht einmal Zeit, diese Anträge gründlich zu 
lesen, geschweige denn, sie ausführlich zu 
studieren und zu beraten. 

Wir haben gehört, der Vorsitzende mußte 
eine Stunde unterbrechen, damit bei der end­
gültigen Abstimmung keine Pannen zu 
befürchten waren. 

Ein solches Vorgehen ist schärfstens abzu­
lehnen. Leider scheint dies aber in letzter Zeit 
Methode zu werden, wenn ich dabei etwa an 
die vielen - 41 waren es - Änderungen beim 
Weingesetz denke oder an die 72 Korrekturen 
für die 30 Paragraphen des Rechtsanwalts­
prüfungsgesetzes. 

Gott sei Dank gibt es in Österreich Bei­
spiele, daß es auch anders geht, und zwar in 
Bundesländern mit ÖVP-Mehrheit. (Beifall 
bei der ÖVP. - Ironische Heiterkeit bei der 
SPÖ.) 

Dem jungen Salzburger Landesrat Dr. 
Gasteiger gelang es nach vorbildlicher, mühe­
voller Kleinarbeit und zahlreichen Beratun­
gen mit den Betroffenen - auch das gehört in 
Salzburg zur Gesetzwerdung -, ein neues 
Fremdenverkehrsgesetz zu schaffen: Bei den 
Beratungen im Landtagsausschuß wurden 
auch von den Fraktionen der SPÖ und FPÖ 
eine ganze Reihe von Änderungswünschen 
dazu vorgebracht. Und was ist mit diesen 
Änderungswünschen geschehen? - Sie wur­
den nicht vom Tisch gewischt, wie das im 
Nationalrat üblich ist, sondern man hat aus­
führlich darüber beraten, und manche dieser 
Änderungsvorschläge wurden im Gesetz auch 
berücksich tigt. 

Bei seiner Rede anläßlich der Beschlußfas­
sung im Landtag hat Landesrat Gasteiger 
dies auch offen erwähnt und gewürdigt und 
sich bei den anderen Fraktionen für ihre Mit­
arbeit und für ihre Verbesserungsvorschläge 
bedankt. Das ist eine Einstellung und eine 
Vorgangsweise, wie wir sie uns auch auf Bun­
desebene wünschen würden. Leider ist dies 
unter dieser Regierung kaum zu erwarten. 
Und ich hoffe deshalb, daß in naher Zukunft 
- die Wahlen sind ja nicht mehr so weit weg 

- auf Grund eines Wählerentscheides unter 
Führung der ÖVP auch auf Bundesebene ein 
Klima sachlicher Zusammenarbeit geschaffen 
werden kann. Die Mehrheit der Bevölkerung 
wünscht dies, dessen bin ich mir sicher. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Zu den Abänderungsanträgen, die im Aus­
schuß des Nationalrates vom Tisch gewischt 
wurden, gehörte auch ein Antrag betreffend 
Anhebung der Höchstgrenze der als Sonder­
ausgaben abzugsfähigen Beiträge an gesetz­
lich anerkannte Kirchen und Religionsge­
meinschaften. Da nun die Gewerkschaftsbei­
träge zur Gänze von der Steuer absetzbar sein 
werden, erscheint es uns schon angebracht zu 
sein, bei den Freibeträgen für die Kirchenbei­
träge wenigstens eine Anhebung durchzufüh­
ren, zumal das letzte Mal eine solche im Jahre 
1979 durchgeführt worden ist. Deshalb for­
dern wir mit einem Entschließungsantrag den 
Herrn Finanzminister auf, umgehend Vorbe­
reitungen zu treffen, damit eine solche Anhe­
bung auch durchgeführt wird. Ich möchte 
Ihnen diesen Entschließungsantrag zur 
Kenntnis bringen: 

Entschließungsantrag 

der Bundesräte Dkfm. Dr. Frauscher, Dr. 
Schambeck und Kollegen betreffend Anhe­
bung der Höchstgrenze der als Sonderaus­
gaben abzugsfähigen Beiträge an gesetzlich 
anerkannte Kirchen und Religionsgemein­
schaften. 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Finanzen wird 
aufgefordert, eine Novelle des Einkommen­
steuergesetzes 1972 in der geltenden Fas­
sung auszuarbeiten, wonach die Höchst­
grenze für Sonderausgaben gemäß § 18 
Abs.1 Z 5 (Beiträge an gesetzlich aner­
kannte Kirchen und Religionsgemeinschaf­
ten) von 800 Sauf 1 400 S pro Jahr erhöht 
wird. 

Die Begründung: 

Seit 1972 wurde die Höchstgrenze für 
steuerlich abzugsfähige Beiträge an gesetz­
lich anerkannte Kirchen und Religionsge­
meinschaften lediglich einmal, und zwar 
von 600 S (per 1. 1. 1973) auf 800 S (per 
1. 1. 1979) erhöht. 

Da sich die Verbraucherpreise seit 1972 
mehr als verdoppelt haben, hat die Österrei­
chische Volkspartei im Finanz- und Budget­
ausschuß des Nationalrates eine Anhebung 
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dieser Höchstgrenze auf 1 400 S beantragt. 
Dies wäre zumindest eine Inflationsabgel­
tung gewesen. Die sozialistische Koalition 
hat diesen Abänderungsantrag abgelehnt. 
Dies ist umso unverständlicher, als zum sel­
ben Zeitpunkt zum Beispiel Gewerkschafts­
beiträge zur Gänze von der Steuer befreit 
wurden. 

Um dennoch das berechtigte Anliegen auf 
Valorisierung des abzugsfähigen Kirehen­
beitrages zu erreichen, verlangen die unter­
fertigten Bundesräte vom Finanzminister , 
daß dieser umgehend Vorbereitungen zur 
Anhebung der Höchstgrenze auf 1400 S 
trifft. 

Nun wieder zurück zum Gesetz. Das Gesetz 
bringt eine Reihe von Verbesserungen, das 
wird von uns gar nicht bestritten. Ich möchte 
darauf im einzelnen und im Detail nicht ein­
gehen, aber bei Punkten, die Sie als Schwer­
punkte dieser Novelle, dieses Gesetzes 
bezeichnen, erfolgen die Verbesserungen nur 
halbherzig und lassen noch immer Wünsche 
offen. Ich will dafür einige Beispiele nennen. 

So kommt es zwar zur Aufhebung des § 7 
Abs.5 Einkommensteuergesetz 1972 und 
damit zum längst fälligen Wegfall der sieben­
jährigen Nutzungsdauer bei der AfA für 
PKWs und Kombis, bestehen bleibt aber noch 
immer die systemwidrige Ungerechtigkeit des 
Verbotes des Vorsteuerabzugs für die 
Betriebskosten im Umsatzsteuerrecht. 

Zu begrüßen ist sicherlich die steuerliche 
Aktienförderung durch die Ausdehnung der 
Sonderausgabenbegünstigung für Genuß­
scheine auf sogenannte junge Aktien, wobei 
aber gleichzeitig die Förderung der Genuß­
scheine eingeschränkt wird. 

Abzulehnen ist jedenfalls die Beschrän­
kung auf Unternehmungen des industriellen 
und gewerblichen Bereiches. Dadurch kommt 
es zu einer nicht vertretbaren Diskriminie­
rung der anderen Bereiche des Handels, des 
Verkehrs, des Fremdenverkehrs. Auch diese 
Branchen müssen investieren und brauchen 
Eigenkapital, um den Anschluß an die inter­
nationale Entwicklung nicht zu verlieren. 

Der Ausschluß der Kreditunternehmungen 
von den Förderungsmaßnahmen für junge 
Aktien ist angesichts deren Schwierigkeiten 
mit der Eigenkapitalausstattung ebenfalls 
nicht verständlich. 

Zu begrüßen ist auch die· Einführung des 
halben Einkommensteuersatzes für Erträge 
aus offenen Ausschüttungen von Kapitalge­
sellschaften. Damit wird einer alten Forde­
rung der gewerblichen Wirtschaft entspro­
chen. Das will ich durchaus anerkennen. Fest­
halten muß man jedoch, daß die bestehende 
Doppelbesteuerung der Aktie und der Anteile 
an den Gesellschaften mit beschränkter Haf­
tung auf dem Gebiet der Vermögensteuer 
keine Milderung erfährt. 

Diese Punkte wurden ja zum Teil schon 
ausführlich behandelt, ich möchte mich aber 
jetzt noch mit zwei anderen Punkten etwas 
näher befassen, und zwar mit der Sonder ab­
gabe von Kreditunternehmungen und der 
Sonderabgabe von Erdölprodukten. Diese bei­
den Sonderabgaben sollten am 31. Dezember 
1985 auslaufen. Nun werden sie durch dieses 
Gesetz wieder neu eingeführt auf zwei Jahre. 

Bei der seinerzeitigen Einführung der Son­
derabgabe von Kreditunternehmungen wurde 
behauptet, es gelte, die Ergebnisse der beson­
deren Ertragskraft der Kreditunternehmun­
gen abzuschöpfen. Bei der Wiedereinführung 
rückt man nun von dieser Begründung ab und 
verweist nur mehr kurz und bündig auf fiskal­
politische Erwägungen, welche die Wiederein­
führung auf zwei Jahre erfordern. Wenn auch 
in Zukunft fiskalische Überlegungen im Vor­
dergrund stehen, muß man leider dieser Son­
derabgabe ein langes Leben prophezeien. 
Dabei ist dem Herrn Minister sicherlich aus 
seiner früheren Tätigkeit bestens bekannt, 
daß sowohl die Eigenkapitalausstattung als 
auch die Ertragskraft der heimischen Kredit­
unternehmungen dem internationalen Niveau 
nicht entsprechen. 

Deshalb sollen ja durch die bevorstehende 
Novellierung des Kreditwesengesetzes stren­
gere Eigenkapitalvorschriften eingeführt wer­
den, um eine bessere Eigenkapitalausstattung 
der österreichischen Kreditwirtschaft herbei­
zuführen. 

Mit dem Abgabenänderungsgesetz 1985 
wird jedoch eine Sonderabgabe wiedereinge­
führt, die auf jeden Fall die Ertragslage der 
Kreditunternehmungen verschlechtert und 
sogar, wenn entsprechende Gewinne fehlen, 
die Eigenkapitalsubstanz angreift. Anderer­
seits werden, wie schon gesagt, die Kreditun­
ternehmungen bei der einkommensteuerli­
chen Förderung der Ausgabe junger Aktien 
nicht berücksichtigt. Eine sehr widersprüchli­
che Politik, die als Ergebnis der katastropha­
len Budgetlage sichtbar wird. 
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Dabei muß man ja noch bedenken, daß die 
Kreditinstitute hinsichtlich der Ausleihungs­
geschäfte die Auswirkungen der Kreditver­
tragsgebühren, bezüglich des Einlagenge­
schäftes jene der Zinsertragsteuer zu verkraf­
ten haben. Ganz abgesehen von den Verlusten 
von Konzernunternehmungen, für deren 
Abdeckung dann der Steuerzahler zur Kasse 
gebeten wird. 

Die Wiedereinführung der Sonderabgabe 
von Kreditunternehmungen ist deshalb aus 
all den erwähnten Gründen abzulehnen, 
ebenso jene der Sonderabgabe auf Erdölpro­
dukte. Diese schwächt die heimische Wirt­
schaft in ihrer Konkurrenzfähigkeit und setzt 
indirekt auch die Konsumenten einer unzu­
mutbaren Belastung aus. Die Besteuerung 
der Mineralölprodukte und die steuerliche 
Belastung der Autofahrer ist auch ohne diese 
Sonderabgabe in Österreich schon hoch 
genug. (Der Vorsitzende übernimmt die Ver­
handlungsleitung.) 

Die beiden Sonderabgaben sind aber natür­
lich auch aus föderalistischen Gr:linden abzu­
lehnen, da sie als ausschließliche Bundesab­
gaben konstruiert sind und durch die Schmä­
lerung gemeinschaftlicher Bundesabgaben 
eine Schwächung der Finanzkraft der Länder 
bewirken. 

In der vergangenen Finanzausgleichs­
periode gab es laufend Änderungen abgaben­
rechtlicher Regelungen, die sich negativ auf 
die Ertragsanteile der Länder und Gemeinden 
auswirkten. Ich habe heuer schon bei der 
Debatte über unseren Föderalismusantrag 
Ende Februar darauf hingewiesen, daß als 
Auswirkung steuerpolitischer Maßnahmen 
des Bundes, die nach dem 1. Jänner 1979, dem 
Geltungsbeginn des abgelaufenen Finanzaus­
gleiches, gesetzt wurden, in den Jahren 1979 
bis 1983 für den Bund Mehrerträge von 3 Mil­
liarden Schilling zu verzeichnen waren, für 
die Länder und Gemeinden dagegen Minde­
rerträge von 400 beziehungsweise 600 Millio­
nen Schilling. 

Nun soll offensichtlich dieser Weg weiter 
fortgesetzt werden, daß man Abgaben ein­
führt, deren Ertrag ausschließlich dem Bund 
zufließt, während man andererseits bei Maß­
nahmen, die zu Steuerausfällen führen, Län­
der und Gemeinden mit zur Kasse bittet. Dies 
hat in den letzten Jahren dazu geführt, wie 
schon in unserem Einspruch angeführt, daß 
der Bund seinen Anteil an Steuereinnahmen 
deutlich von 60,6 Prozent im Jahr 1978 auf 
61,6 Prozent 1984 erhöhen konnte. 

Dies wird zwar von den Ländern immer 
wieder kritisiert, aber leider ohne besonderes 
Ergebnis. Mein Kollege Knaller hat ja schon 
auf die Stellungnahme des Landes Kärnten 
hingewiesen. Die Ausfälle, die dort zitiert 
wurden, haben sich in der Zwischenzeit noch 
erhöht durch die Ausfälle infolge verschiede­
ner Abänderungsanträge. 

Ich möchte abschließend feststellen: Für 
uns ist diese ständige Benachteiligung der 
Länder und Gemeinden mit ein Grund, Ein­
spruch gegen dieses Gesetz zu erheben, wie 
bereits angekündigt wurde. (Beifall bei der 
ÖVP.) 12.29 

Vorsitzender: Der von den Bundesräten 
Dkfm. Dr. Frauseher und Kollegen einge­
brachte Entschließungsantrag ist genügend 
unterstützt und steht demnach zur Verhand­
lung. 

Die nächste Wortmeldung ist die des Herrn 
Bundesrates -Knaller. Ich erteile ihm das 
Wort. 

12.29 

Bundesrat Knaller (ÖVP, Kärnten): Meine 
geschätzten Damen und Herren! Hoher Bun­
desrat! Ich möchte nur folgende Feststellung 
treffen und zu den Wortmeldungen des Herrn 
Kollegen Suttner folgendes anführen: 

Ich glaube, wir haben das übersehen 
oder haben Sie das übersehen -, daß uns 
eine zusätzliche Belastung von 3 615 Millio­
nen Schilling durch dieses Maßnahmenpaket 
ins Haus steht. Diese Belastung muß die Wirt­
schaft, der Arbeitnehmer tragen, und es ist 
unverständlich, daß die Länder nicht 
irgendwo auch mitpartizipieren. Das habe ich 
eben aufgezeigt, und ich glaube, die Länder 
und die Landesfinanzreferenten weisen mit 
Recht darauf hin, daß sie 530 Millionen Schil­
ling weniger bekommen, daß das Land Kärn­
ten 35 Millionen Schilling' weniger bekommt. 
Ich möchte das nur feststellen. Dem einen 
nimmt man es, und dem anderen gibt man es 
nicht. (Bundesrat S u t t n er: Das war ja bis 
jetzt schon und das geht weiter! Das ist nichts 
Neues! - Bundesrat K ö p f: Entweder seid 
ihr dafür oder dagegen! Sie müssen sich ein­
mal entscheiden!) Deshalb habe ich mich zu 
Wort gemeldet. 

Herr Kollege Suttner, Sie haben gemeint: 
Wie kann man die Ausgaben vollziehen, wenn 
man nicht mehr Einnahmen hat - ich glaube, 
es wäre richtig, sparsamer zu wirtschaften. 
(Beifall bei der ÖVP. - Bundesrat Sc h i -
pan i: Sie wollen ja immer mehr Geld!) 
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Knaller 

Sie wissen auch von der Wirtschaft her, daß 
man die Ausgaben mittels Mehreinnahmen 
sichern kann, und das ist eigentlich die Vor­
stellung. 

Herr Kollege Suttner! Ich lade Sie ein: 
Kommen Sie einmal zum Weißensee. Ich 
zeige Ihnen, wie man am Weißensee sparsam 
wirtschaftet. - Danke schön. (Beifall bei der 
ÖVP.) 12.30 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall. Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Es liegt sowohl der Ausschußantrag vor, 
gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates Einspruch zu erheben, als auch 
der Antrag der Bundesräte Köpf und Genos­
sen, keinen Einspruch zu erheben. 

Ich werde zuerst den Ausschußantrag, Ein­
spruch zu erheben, zur Abstimmung bringen. 
Findet dieser Antrag keine Mehrheit, so wird 
im Anschluß daran über den Antrag, keinen 
Einspruch zu erheben, abgestimmt. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde ich 
die Abstimmung über den Ausschußantrag, 
Einspruch zu erheben, und dessen Begrün­
dung unter einem vornehmen. - Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Bundesräte, die dem Antrag 
des Finanzausschusses zustimmen, mit der 
dem Ausschußbericht angeschlossenen 
Begründung gegen den vorliegenden Ge set­
zesbeschluß des Nationalrates Einspruch zu 
erheben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
Stimmenmehrheit. 

Der Antrag, Ein s p r u c h zu erheben, 
samt der dem Ausschußbericht angeschlosse­
nen Begründung ist somit angenommen. 

Damit ist gleichzeitig der Antrag der Bun­
desräte Köpf und Genossen, keinen Ein­
spruch zu erheben, abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über 
den von den Bundesräten Dkfm. Dr. Frau­
scher und Genossen zum vorliegenden Geset-

zesbeschluß des Nationalrates eingebrachten 
Entschließungsantrag. 

Ich bitte jene Bundesräte, die diesem Ent­
schließungsantrag zustimmen, um ein Hand­
zeichen. - Es ist dies Stimmenmehrheit. Der 
Entschließungsantrag ist somit an gen 0 m -
m e n. (E 113.) 

2. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 6. November 1985 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Gewährung von Zuschüssen 
an Gesellschaften, an denen der Bund mehr-

heitlich beteiligt ist (3023 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz 
über die Gewährung von Zuschüssen an 
Gesellschaften, an denen der Bund mehrheit­
lich beteiligt ist. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Tmej. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Tmej: Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Staatssekre­
tär! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Durch 
den vorliegenden Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates soll der Bundesminister für Finanzen 
ermächtigt werden, an Aktiengesellschaften 
mit mehrheitlicher Bundesbeteiligung, sofern 
die Verwaltung dieser Anteilsrechte dem Bun­
desministerium für Finanzen obliegt, 
Zuschüsse im Höchstausmaß von 7,275 Mil­
liarden Schilling unter bestimmten Bestim­
mungen zu gewähren. Voraussetzung für die 
Gewährung soll unter anderem sein, daß die 
Eigenmittel nicht ausreichen, um Unterneh­
mungsverluste zu bewältigen oder zur Verbes­
serung der wirtschaftlichen Unternehmens­
lage notwendige Umstrukturierungsmaßnah­
men durchzuführen und daß ein besonderes 
gesamtwirtschaftliches Interesse an der 
Bewältigung dieser Probleme besteht. Die 
Gewährung der Zuschüsse hat außerdem 
durch Vertrag zu erfolgen, wobei bestimmte 
im Gesetz vorgesehene Regelungen zu 
berücksichtigen sind. Dabei ist eine Abstat­
tung in Teilbeträgen mit einer J ahreshöchst­
belastung des Bundes von zunächst 800 Mil­
lionen Schilling, in den Folgejahren jeweils 
um 5 Prozent steigend, vorzusehen. (Stellver­
tretender Vorsitzender Sc hip a n i über­
nimmt die Verhandlungsleitung.) 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 14. Novem­
ber 1985 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 
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Tmej 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 6. November 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz über die Gewährung von 
Zuschüssen an Gesellschaften, an denen der 
Bund mehrheitlich beteiligt ist, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Meine Damen und Herren! Wir gehen in die 
Debatte ein. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. h. c. Mautner Markhof. Ich erteile ihm die­
ses. 

12.35 

Bundesrat Dr. h. c. Mautner Markhof (ÖVP, 
Wien): Herr Vorsitzender! Herr Staatssekre­
tär! Hoher Bundesrat! Vor uns liegt das Bun­
desgesetz über die Gewährung von Zuschüs­
sen an Gesellschaften, an denen der Bund 
mehrheitlich beteiligt ist, und zwar im 
wesentlichen für Bankenkonzernbetriebe, die 
sich in einer schwierigen Lage befinden. 

Meine Damen und Herren! Im gegenständ­
lichen Fall werden Zuschüsse, wie wir gerade 
gehört haben, in der Höhe von 7,275 Milliar­
den Schilling gewährt; es handelt sich hier um 
einen wirklich stattlichen Beitrag, der, wie die 
Wiener Tageszeitung "Kurier" errechnet hat, 
für jeden österreichischen Haushalt 3000 S 
für die Sanierung dieser Betriebe bedeutet. 

Um unsere Einstellung dazu, das heißt, die 
der Österreichischen Volkspartei, gleich vor­
wegzunehmen, möchte ich unseren Wirt­
schaftssprecher , den Abgeordneten Präsident 
Robert Graf, zitieren, der im Nationalrat 
unter anderem folgendes ausgeführt hat: 

"Die Einstellung der Volkspartei zu den bei­
den größten Banken dieses Landes ist außer­
ordentlich positiv. Auch Finanzminister Dr. 
Vranitzky muß zugestanden werden, daß er 
bei der Determinierung und bei dem Verlan­
gen nach Eigenleistungen der CA sehr behut­
sam operiert hat. Über den erzielten Kompro­
miß zu jubeln, besteht kein Anlaß, doch 
braucht sich auch niemand dafür zu schämen. 

Es handelt sich um eine volkswirtschaftlich 
bedeutende Angelegenheit. Die Zustimmung 
der Österreichischen Volkspartei sei unter 
anderem auf die Tatsache zurückzuführen, 
daß der Finanzminister die volle Mitverant­
wortung übernommen hat." 

Lassen Sie uns, meine Damen und Herren, 
einmal, bevor ich auf unsere ureigenste Pro­
blematik zu sprechen komme, inwieweit Ban­
ken auch größte Konzernherren über Indu­
striebetriebe sein sollten oder nicht, einmal 
einen Blick ins Ausland werfen, wie man zum 
Beispiel in den USA die Bankentätigkeit 
geordnet hat. 

Die mit Abstand wichtigste Bankengruppe 
bildet seit jeher die "Commercial Banks". 
Hauptaufgabe der ersten im Jahre 1781 in 
Philadelphia gegründeten "Commercial 
Bank" war die Unterstützung des Schatzam­
tes in der Finanzierung des Revolutionskrie­
ges. 

Erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts 
gelang es dem Bund - in den USA - das 
Geldwesen zu vereinheitlichen und die Bank­
noten ausgabe , die bisher nach Art und Wert 
völlig unterschiedlich war, zu kontrollieren. 

Die zweitwichtigste Institutsgruppe im 
amerikanischen Bankenwesen bilden die aus 
Privatbankhäusern entstandenen "Invest­
ment Banks", die insbesondere zu Ende des 
19. Jahrhunderts eine erhebliche Bedeutung 
erlangten und sich auf das Wertpapierge­
schäft spezialisiert haben. Eine zentrale Rolle 
kommt ihnen beim Aufbau industrieller Groß­
betriebe zu, da sie zum einen innerhalb einer 
kurzen Zeit erhebliche Finanzbeträge kumu­
lieren können, zum anderen aber auch als 
Berater der Unternehmen und als Ver­
trauensmann für das Anlagepublikum fungie­
ren. 

Drei weitere Institutsgruppen, die zusam­
men als "Thrift Institutions" bezeichnet wer­
den, vervollständigen den Finanzsektor. Die 
erste Organisationsform stellen dabei die 
Savings & Loans-Associations dar, die bereits 
in der Mitte des 19. Jahrhunderts erstmals 
gegründet wurden und in der Form einer zeit­
lich begrenzten Bausparkassa arbeiten. 

Zur gleichen Zeit entstanden die Mutual 
Savings Banks, deren Aufgabe darin bestand, 
Arbeitern und kleinen Angestellten Anlage­
möglichkeiten für Spargelder anzubieten. 
Dagegen wurde erst zu Beginn des 20. J ahr­
hunderts die ersten Kreditgenossenschaften 
gegründet, die unter der Bezeichnung "Credit 
Union" nach deutschem Vorbild als Selbsthil­
feorganisation arbeiteten und den Arbeitern 
Kleinkredite anboten. 

Wichtigste Schnittstelle in der amerikani­
schen Entwicklung war aber der Börsenkrach 
des Jahres 1929, der eine grundsätzliche Neu-
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ordnung des Bankwesens mit sich brachte, 
die nach dem Zusammenbruch zahlreicher 
Kreditinstitute die Solvenz, Stabilität und 
Sicherheit des Finanzsektors verbessern, die 
Einleger schützen und die Bankliquidität 
erhöhen sollte. 

Dazu versuchte der Gesetzgeber mit dem 
"Banking Act" aus dem Jahre 1933 eine Ban­
kenstruktur endgültig durchzusetzen, die in 
den Jahren zuvor häufig ,umgangen, 
ursprünglich jedoch Allgemeingut gewesen 
war. Soweit der geschichtliche Rückblick. 

Als Banken im engeren Sinne gelten heute 
nur noch die "Commercial Banks", da sie Ein­
lagen entgegennehmen und Kredite gewäh­
ren können, während den "Investment 
Banks" das Erstgenannte verboten ist. Die 
Tätigkeit der "Investment Banks" ist den 
Konsortial- und Wertpapier abteilungen deut­
scher Kreditinstitute vergleichbar. Sie umfaßt 
langfristige Finanzierungsaufgaben, die Mit­
wirkung an Neuernissionen und auch den 
Handel mit Aktien und festverzinslichen 
Wertpapieren im eigenen Namen. Sowohl den 
"Commercial" als auch den "Investment 
Banks" erlaubt ist dagegen der Handel mit 
Wertpapieren für Rechnung und Anweisung 
des Kunden. 

Obwohl die Gewährleistung eines sicheren 
Bankensystems in den dreißiger Jahren 
Hauptgrund zur gesetzlichen Verankerung 
des Trennbankensystems war, sind zwei wei­
tere Schutzzwecke nicht zu übersehen: der 
Schutz vor übermäßiger Wirtschaftsrnacht 
und der Schutz vor Wettbewerbsverzerrun­
gen. 

Hierbei steht der Gedanke im Vordergrund, 
daß Konflikte zwischen Verkaufs- und Bera­
tungsinteressen einer Bank mit möglichen 
Schädigungen von Kunden verbunden sein 
können und daß die Funktion der Banken als 
unparteiischer Vermittler aufrechterhalten 
werden muß. Ferner soll das Verbot beliebi­
ger nichtkreditwirtschaftlicher Tätigkeiten 
im Ansatz ausschließen, daß Banken eigene 
Unternehmen zu Lasten anderer kreditsu­
chender Unternehmen bevorzugt behandeln. 

Die Wettbewerbschancen sollen damit nicht 
verfälscht und insbesondere die ökonomi­
schen Risken einer Kapitalfehlleitung vermie­
den werden. 

Sie sehen dabei, meine Damen und Herren, 
daß man sich schon woanders viel früher dar­
über Gedanken gemacht hat, wo die eigentli­
chen Hauptaufgaben einer Bank liegen sol1-

ten. Daß nun solche Überlegungen auch schon 
in österreichisches Gedankengut Eingang fin­
den, zeigt ein von Karl Graber in der Zeitung 
"Die Presse" kürzlich veröffentlichter Kom­
mentar - ich zitiere -: 

"Die größte Bank des Landes braucht die 
Entlastung dringend. So konnte der Vorsit­
zende ihres Vorstandes zwar darauf verwei­
sen, daß die Struktur ihres Bankgeschäftes 
gesund sei, die Niederlassungen im: Ausland 
sich vielversprechend entwickelten, die 
ordentlichen wie die außerordentlichen 
Ergebnisse des laufenden Geschäftsjahres 
Substanzzuwachs und Dividendenkontinuität 
versprächen. Aber sie hat die Lasten, die ihr 
der Konzern verursacht, längst nicht abge­
schüttelt." 

Ich zitiere noch weiter: 

"Mancherlei hat zum Entstehen dieser für 
Österreich wenig schmeichelhaften Situation 
beigetragen: Der Staat, die Bürokratie, die 
Politiker, die ihn repräsentieren, und der 
,Quasi-Staat' in Gestalt ihn überwuchernder 
Gruppeninteressen sind die ungeeignetsten 
Wirtschafts- und Unternehmensführer, die 
man sich irgend denken kann; und Bankiers 
sind in den allerseltensten Fällen die gebore­
nen Industriellen." (Lebhafte Zustimmung bei 
der ÖVP.) 

"Dem wird ganz und gar unvermeidlicher­
weise über kurz oder lang mit dem Rückzug 
des Staates und des Quasi-Staates aus der 
Sphäre der ,Mikroökonomie' , aus dem unter­
nehmerischen Geschehen, mit einer Neuord­
nung und säuberlich engen Begrenzung indu­
strieller Ambitionen (lies: Beteiligungen) von 
Geldinstituten Rechnung zu tragen sein." 
Ende des Zitats. 

In diesem Sinne sollte man meiner Mei­
nung nach einen Prioritätenkatalog erstellen, 
in dem festgelegt wird, welche Betriebe, die 
heute noch in Banken-, Staats-, Gemeinde­
und Landesbesitz sind, am Aktienmarkt pla­
ciert werden könnten. 

Meiner Meinung nach sollten in diesem 
Prioritätenkatalog solche Betriebe als erste 
angeführt sein, die in Bereichen tätig sind, die 
traditionellerweise im privaten Unternehmer­
tum angesiedelt sind und daher heute unna­
türlicherweise zu Privaten in Konkurrenz ste­
hen. Das gilt für große Unternehmen genauso 
wie für kleinere Betriebe. 

Ich möchte an dieser Stelle aber auch in 
einem kleinen Exkurs darauf hinweisen, wie 
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wichtig gerade die zahlreichen kleinen priva­
ten Unternehmen als Motor für die Wirtschaft 
und als Garant der Arbeitsplatzbeschaffung 
und -sicherung sind. 

Den Beweis hiefür bietet auch hier wie­
derum die amerikanische Wirtschaft, wo 
Anfang der siebziger Jahre in den 500 größten 
Unternehmen etwa 3 Millionen Arbeitsplätze 
verloren gegangen sind. Dennoch gab es im 
Jahr 1983 in den USA um 15 Millionen mehr 
Arbeitsplätze als zehn Jahre zuvor. 90 Prozent 
dieser Arbeitsplätze wurden von neuen klei­
nen privaten Firmen geschaffen. 

Diese Betriebe erzielten ihre Erfolge selbst­
verständlich nur, weil sie Produkte erzeugten, 
mit deren Hilfe man am Markt auch wirklich 
bestehen kann. Solche innovativen Produktio­
nen in kleinen und mittleren Betrieben 
braucht auch Österreich. Hierbei gilt für mich 
der Koren-Satz: "Jedes gewinnbringende Pro­
dukt ist ein intelligentes Produkt." 

Die Forderung, Betriebe mit solchen Pro­
duktionen zu fördern, ist für uns ein Anliegen, 
bei dem wir uns wohl alle, glaube ich, einig 
sind. 

Aus dieser Zielrichtung heraus haben wir 
auch in der Wiener Industriellenvereinigung 
die Frage der Technologieparks vor fast zwei 
Jahren schon aufs Tapet gebracht, und ich 
freue mich, daß in einigen Bundesländern die­
ser Gedanke schon verwirklicht wurde. 
Schade aber, daß wir in Wien noch nicht so 
weit sind, weil wir zwar auf Landesebene 
schon längst eine Einigung gefunden hätten, 
wäre es beim Bund nicht nach wie vor ein 
Thema für langwierige Verhandlungen. 

Auf jeden Fall stehen auch in der öffentli­
chen Meinung die Zeichen auf mehr Privat. 
So berichtet beispielsweise die "Tiroler 
Tageszeitung" von einer IFES-Untersuchung, 
aus der hervorgeht, daß 70 Prozent der 
Befragten glauben, daß private Unternehmen 
mehr leisten, während dies von öffentlichen 
Unternehmen nur 17 Prozent annehmen. 

Nun, die österreichischen Banken, die in 
letzter Zeit größere Mittel wegen Schwierig­
keiten innerhalb ihrer Konzernbetriebe vom 
Staat erhalten haben, sollten sich daher 
diesen Überlegungen anschließen und auch 
aus den weltweiten Erfahrungen lernen, die 
nicht zuletzt auch aus ähnlichen Gründen zu 
den amerikanischen Banking-Bestimmungen 
geführt haben. 

Deshalb wäre es meiner Meinung nach 

richtig, wenn sich diese Institute dazu ent­
schließen würden, ihre Konzernbetriebe am 
Markt zu placieren, ein Umstand, der nicht 
zuletzt ihre Eigenmittel beträchtlich steigern 
würde. 

Da es sich hier um Universalbanken han­
delt und es keine Trennung ihres Tätigkeits­
bereichs wie in den USA gibt, glaube ich, daß 
man im Internen, ohne daß ich eine Gesetzes­
änderung anstreben möchte, diesem Beispiel 
folgen sollte. 

Wenn ich noch einmal darauf hinweisen 
darf, waren die Hauptgründe für die gesetzli­
che Verankerung des Trennbankensystems in 
den USA einerseits der Schutz vor übermäßi­
ger Wirtschaftsmacht beziehungsweise auch 
vor Wettbewerbsverzerrungen und anderer­
seits der Hinweis darauf, daß die Banken in 
dieser Sparte ihre Aufgabe als Finanziers und 
Berater der Unternehmen sowie als Ver­
trauensmann für das Anlagepublikum sehen 
sollten. 

Da solche Gedankengänge auch österreichi­
schen Verantwortlichen gar nicht so fremd 
sind, möchte ich an dieser Stelle auf ein Inter­
view verweisen, das vor nicht allzulanger Zeit 
in der Londoner "Financial Times" erschie­
nen ist, in dem der heutige Generaldirektor 
der größten österreichischen Bank erklärte, 
daß man die Firmen seines Konzerns gerne 
haben könnte, wenn man sie kaufen wollte. 
Sogar mit einem "rosa Mascherl", wie er 
damals pointiert meinte. 

Ich möchte diese Gelegenheit nützen, um 
die Verantwortlichen zu ermuntern, diese 
Überlegungen auch in die Tat umzusetzen. In 
diesem Zusammenhang hört man immer wie­
der den nicht sehr geistreichen Stehsatz: Die 
guten Betriebe privatisieren, die schlechten 
sozialisieren. - Demgegenüber sollten wir 
uns bei einer möglichen Ausgabe von Aktien 
von Großbetrieben doch endlich von dem 
Gedanken befreien, daß nur einige wenige 
betuchte Kapitalisten, die sich in so einer Grö­
ßenordnung in Österreich sowieso kaum fin­
den lassen würden, diese Beteiligungen an 
sich bringen wollten, sondern ich meine, daß 
sich hier die breite Öffentlichkeit am auszu­
bauenden Aktienmarkt beteiligt. 

Daher kann es selbstverständlich nur 
darum gehen, gesunde Betriebe der Öffent­
lichkeit anzubieten. Das ist ja mit ein Grund, 
warum wir der heutigen Gesetzesvorlage 
zustimmen. 

Die Öffentlichkeit, die ich dabei meine, sind 
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neue Schichten Tausender, ja Zigtausender 
und Hunderttausender möglicher Aktienspa­
rer, die nicht in den überschaubaren Topf der 
Interessenten, wie sich kürzlich ein Regie­
rungsrnitglied bei einer Diskussion dazu 
geäußert hat, gehören, die wir daran interes­
sieren wollen, Teile ihrer Ersparnisse in der 
österreichischen Wirtschaft anzulegen, um 
bei einer entsprechenden Rendite, österrei­
chischen Betrieben zu ausreichendem Eigen­
kapital zu verhelfen. 

Warum sollte nicht, wie in den Vereinigten 
Staaten, auch jeder vierte Österreicher ein 
Aktionär sein! 

Nun, wie steht es eigentlich heute mit der 
Eigenkapitalsquote in unseren Betrieben? Sie 
hat sich in den letzten Jahren drastisch ver­
ringert: in der Industrie von 37 Prozent auf 
16 Prozent - seit 1970. 

Dazu möchte ich Professor Herbert Krejci 
aus seinem Vortrag zitieren, den er kürzlich 
vor dem Bankenverband gehalten hat: 

"Bis Mitte der siebziger Jahre war der lau­
fende Rückgang der Eigenkapitalquote zum 
Großteil noch auf das rasche Wirtschafts­
wachstum rückführbar, wo ein rasches Unter­
nehmenswachsturn überwiegend fremdfinan­
ziert werden mußte. Seit Mitte der siebziger 
Jahre scheint aber eher der Druck auf die 
Gewinne zu einer Stagnation der Innenfinan­
zierung geführt zu haben, während mangels 
funktionierender Aktienmärkte die Außenfi­
nanzierung über den Bankkredit stark zuge­
nommen hat. 

Darüber hinaus scheint auch im Rahmen 
der Innenfinanzierung eine Verschiebung in 
Richtung Fremdfinanzierung stattgefunden 
zu haben, so daß der Druck auf das Eigenka­
pital entstanden ist." . 

Der Rückgang der Eigenkapitalquote steht 
unter anderem auch im Zusammenhang mit 
der geringen Bedeutung des Aktienmarktes. 

An den gesamten finanziellen Transaktio­
nen hielt der Aktienmarkt in den vergange­
nen 20 Jahren einen Anteil von knapp unter 
1,5 Prozent; dagegen der Bankkredit fast 
30 Prozent, die festverzinslichen Wertpapiere 
etwa 11 Prozent. 

Ende 1983 existierten 555 Aktiengesell­
schaften, die Hälfte des ausgewiesenen 
Grundkapitals steht davon im öffentlichen 
Eigentum. 

Die Kurse stagnierten praktisch zwei J ahr­
zehnte hindurch, erst 1985 gab es eine Erho­
lung auf das Kursnivea,u.des Jahres 1962. Die 
durchgeführten Kapitalerhöhungen erfolgten 
mindestens zur Hälfte auf Grund des Kapital­
berichtigungsgesetzes in den Jahren 1967 bis 
1973. 

Auf der Nachfrageseite spielen ausländi­
sche Anleger erst in jüngster Zeit eine 
gewisse Rolle, die Versicherungswirtschaft 
wiederum nützt die vom Versicherungs auf­
sichtsgesetz eingeräumten Möglichkeiten der 
Veranlagung in Aktien, eben bis 5 Prozent der 
Kapitaleinlagen, bei weitem nicht aus; tat­
sächlich ist der Anteil kleiner als 1 Prozent. 

Der Aktienbestand von Investmentfonds ist 
auch noch verschwindend klein. Der private 
Aktionär ist bis heute ebenfalls nur schwach 
vertreten, nicht zuletzt aus der Präferenz für 
andere Sparformen, teilweise bedingt auch 
durch die steuerliche Förderung etwa des Ver­
sicherungs- und des Bausparens. 

Für die schwache Nachfrage dürfte bisher 
weiter verantwortlich sein: 

durch Jahrzehnte hindurch geringe Rendi­
ten, 

damit im Zusammenhang die Doppelbe­
steuerung der Erträge und des Vermögens, 

bis vor kurzem stagnierende Kursentwick­
lung und wenig Hoffnung auf Kurssteigerun­
gen. 

Die Aktie spielt anders als im Ausland in 
Österreich auch noch keine Rolle für die 
Altersversorgung durch das Fehlen betriebli­
cher Pensionsfonds und dergleichen. 

Dazu möchte ich ein weiteres Zitat von Pro­
fessor Krejci wiedergeben: Während also für 
die starke Verbreitung der Fremdfinanzie­
rung bisher unter anderem auch die Subven­
tionierung der Fremdfinanzierung durch die 
direkte Wirtschaftsförderung und die steuerli­
che Bevorzugung der Veranlagung in festver­
zinslichen Formen maßgeblich war - erste 
Anwendung von diesem System erfolgte 
durch Einführung der Genußscheinregelung 
-, sollte nunmehr auch der Erwerb junger 
Aktien steuerlich begünstigt werden, wäh­
rend die Förderung der Genußscheine etwas 
zurückgenommen wird. Generell für alte und 
junge Aktien, aber auch für GmbHs wird das 
Doppelbeste~erungsproblem durch Einfüh­
rung des Halbsatzverfahrens _. halber Ein­
kommensteuersatz auf vereinnahmte Ge-
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winnausschüttungen im Bereich der 
Gewinnsteuern gelöst; ungelöst bleibt dabei 
immer wieder die Vermögensteuer. 

Für eine flexiblere erfolgreiche Handha­
bung der Regelung wäre es zweckmäßig, auch 
den Aktienerwerb an Beteiligungsgesellschaf­
ten zu fördern, die sich mit Minderheitsbetei­
ligungen vor allem an mittelständischen 
Unternehmungen beteiligen. Wünschenswert 
in diesem Zusammenhang wäre auch eine 
Reduktion der Grenze für die Schachtelbe­
günstigung von derzeit 25 Prozent etwa auf 
10 Prozent wie in der BRD. 

Die von Finanzminister Dr. Vranitzky ange­
strebte steuerliche Begünstigung der Aktie, in 
Finanzkreisen als Halbsatzverfahren 
bekannt, sieht zwar die Einführung eines Ein­
kommensteuersatzes in Höhe der Hälfte des 
Normalsatzes auf empfangene Gewinnaus­
schüttungen vor, löst aber wesentliche Pro­
bleme einstweilen noch nicht: 

a) Die Vermögensteuerbelastung bleibt 
ungemildert doppelt bestehen, ihr Ausmaß 
kann sehr bedeutend sein. 

b) Für die ausschüttende Kapitalgesell­
schaft bleibt der Steuer aufwand unverändert 
hoch. Die Vergleichsrechnung mit den Kosten 
für Fremdkapital bleibt daher unverändert, 
und für das Management wird kein neuer 
Anreiz entstehen, statt fremd eigen zu finan­
zieren. Auch dies spricht dafür, durch eine 
Reduktion der Vermögensteuerbelastung die 
Kostendifferenz zwischen Fremd- und Eigen­
finanzierung zu verringern. 

Sie sehen, meine Damen und Herren, daß 
mit den Vorschlägen des Finanzministers 
zwar der erste, sicherlich wichtige Schritt 
getan wurde, aber noch lange nicht alles, um 
die Anlageform Aktie - eben ganz wichtig -
durch eine Reform der Vermögensteuer wirk­
lich konkurrenzfähig zu machen. 

Solange daher die Vermögensteuerfrage 
nicht gelöst ist, möchte ich deshalb auch die 
Gelegenheit wahrnehmen, an die Banken zu 
appellieren, die unter den jetzigen Vorausset­
zungen Aktienemissionen vornehmen wer­
den, bei der Kursfestsetzung vorsichtig vorzu­
gehen, damit das heute schon eingesetzte 
große Aktieninteresse nicht gestört wird. Wir 
haben nämlich noch sehr viel Aufklärungsar­
beit wegen dieser noch immer unzureichen­
den Situation im speziellen, aber auch im 
ganz allgemeinen in Zukunft noch zu leisten. 

"Sich dieser Aufgabe zu stellen, sind nicht 

nur die Börsen, sondern vor allem auch die 
beteiligten Kreditinstitute und nicht zuletzt 
auch die Medien gefordert. Aufklärungsarbeit 
im richtig verstandenen Sinne heißt aber ins­
besondere auch, die Anleger über die spezifi­
schen Risiken gerade auch der Aktienanlage 
zu informieren. In Zeiten einer langdauern­
den Börsenhausse wird allzu leicht vergessen, 
daß diese Art der Beteiligung am Produktiv­
kapital natürlich schon ein gewisses Risikoen­
gagement darstellt. Nicht nur erhoffte Kurs­
gewinne und Dividendenausschüttungen, son­
dern auch die Gefahr, daß der Anleger durch 
sein Aktienengagement auch finanzielle 
Rückschläge erleiden könnte, müssen einen 
gleichrangigen Stellenwert in der Aufklä­
rungsarbeit besitzen. Nur der aufgeklärte 
Anleger ist auch nach Mißerfolgen wieder 
bereit, sich erneut diesem Markt zuzuwenden. 

Die begonnene Renaissance der Aktie muß 
gepflegt und durch kontinuierliche, den priva­
ten Anleger verstärkt als Zielgruppe erken­
nende Aufklärungsarbeit gestützt werden. Es 
sind bereits viele Schritte in die richtige Rich­
tung unternommen worden. Weitere müssen 
folgen." 

Diesem Aufruf, den ich Ihnen gerade zur 
Kenntnis bringen konnte, des Präsidenten 
der Berliner Wertpapierbörse Dr. Gernot 
Ernst möchte ich mich voll anschließen. 

Wenn ich kurz noch einmal die Palette der 
Geldanlagen einer Betrachtung unterziehe, so 
findet man, wie schon vorher gesagt, neben 
dem traditionellen Sparbuch und festverzins­
lichen Wertpapieren nur sehr vereinzelt ein 
Aktiendepot. Und dies, obwohl die Kursblät­
ter in den vergangenen Jahren um eInIge 
Attraktionen auch auf unserer Börse erwei­
tert wurden. 

Aus diesem Grund bin ich sehr froh dar­
über, daß bezüglich der Aktie ein wesentli­
ches wirtschaftspolitisches Argument in den 
letzten Jahren verstärkt an Bedeutung 
gewann: die Aktie als geeignetes Finanzie­
rungsinstrument für eigenkapitalschwache 
Unternehmen. 

Die Eigenkapitalquote der, wie ebenfalls 
schon vorher erwähnt, österreichischen Indu­
strieunternehmen sank von 37 Prozent in den 
siebziger Jahren auf gegenwärtig zirka 
16 Prozent. 

Damit wuchs die Krisenanfälligkeit dieser 
Firmen. Durch Aktienemissionen können den 
Gesellschaften Liquidität zugeführt, die 
Finanzkraft gestärkt, die Ertragslage verbes-
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sert und die Kapitalstruktur positiv verändert 
werden. 

Neben diesen beiden generellen Gesichts­
punkten sollte ein weiterer Aspekt nicht 
unbeachtet bleiben: die dauerhafte Sicherung 
des individuellen Vermögens. Bei einer Preis­
steigerungsrate, wie wir sie heute haben, ist 
Inflation sicherlich kein aktuelles Thema. 
Doch der Blick zurück in die Geschichte zeigt, 
daß Anleger in Geldvermögen ihr Kapital 
durch Geldentwertung verloren haben, wäh­
rend der Wert des Sachvermögens trotz 
zweier Weltkriege doch im Prinzip erhalten 
blieb. 

Diese wenigen Punkte zeigen bereits, daß 
eine Anlage in Aktienwerten für jedermann 
sinnvoll und notwendig sein kann. All diese 
Aspekte zeigen, welche Möglichkeiten durch 
Zeichnung von Aktien einer breiten Öffent­
lichkeit für eine dynamische Entwicklung 
unserer Wirtschaft sich ergeben können, 
unsere Industrie aber wegen der knappen 
Eigenkapitaldecke einen großen Nachholbe­
darf hat und dieser - meiner Meinung nach 
- in einem großen und breiten Publikum in 
Österreich aufgebracht werden kann. 

Meine Damen und Herren! Die hier zu 
beschließenden Zuschüsse für in Not geratene 
Bankkonzernbetriebe haben in erster Linie 
die Aufgabe, die Basis zu schaffen, daß diese 
Unternehmen wirtschaftlich wieder auf 
gesunden Beinen stehen können, um dann, 
wie ich meine, mit den anderen gesunden 
Konzernindustrien auf dem Markt plaziert zu 
werden. 

Für mich ergibt sich nämlich noch eine 
Schlußfolgerung: Die Industrie einerseits und 
die Bankenwelt andererseits sind bis zu 
einem gewissen Grad doch zwei verschiedene 
Welten. Selbstverständlich brauchen wir eine 
gesunde Bankenwelt und eine gesunde Indu­
striewelt. Darüber, glaube ich, sind wir uns 
alle einig. 

Deshalb möchte ich dieses Anliegen mit 
einem abgewandelten Sprichwort so zusam­
menfassen: Banken und Industrie sollen in 
ihren ureigensten Aufgaben getrennt mar­
schieren, um so gemeinsam für das Wohl der 
österreichischen Wirtschaft erfolgreich tätig 
zu sein. 

In diesem Sinne geben wir dieser Vorlage 
unsere Zustimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Bevor ich dem nächsten Redner das Wort 
erteile, darf ich die in der Zwischenzeit im 
Hause erschienene Frau Bundesminister Ger­
trude Fröhlich-Sandner recht, recht herzlich 
willkommen heißen. (Allgemeiner Beifal1.) 

Als nächster zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Schachner. Ich erteile ihm 
dieses. 

13.03 

Bundesrat Schachner (SPÖ, Steiermark): 
Herr Vorsitzender! Frau Minister! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Sehr gerne 
hätte ich an dieser Stelle auch einen Landes­
hauptmann hier in unserer Mitte begrüßt, 
weil die Landeshauptleute innerhalb der 
ÖVP, glaube ich, sehr ... (Bundesrat Raa b: 
Den von Wien!) Nein, ich hätte gerne einen 
(Bundesrat Kap 1 a n: Einen sozialistischen 
Landeshauptmann!) Landeshauptmann von 
Niederösterreich begrüßt oder einen Landes­
hauptmann von Oberösterreich (Bundesrat 
Raa b: Der war schon da!) oder einen Landes­
hauptmann der Steiermark. (Bundesrat 
Kap 1 a n: Der war auch schon da!) Das 
bestreite ich nicht, daß sie schon da waren. 
Ich glaube, daß diese drei Herren maßgebli­
chen Einfluß darauf genommen haben, daß 
innerhalb der Österreichischen Volkspartei 
ein Meinungsumschwung eingetreten ist in 
dieser Sache. 

Am Anfang gab es dazu innerhalb der 
Österreichischen Volkspartei Ablehnung. Es 
war also die alte Politik wieder zu bemerken, 
die wir in den letzten Jahren wieder leidvoll 
feststellen mußten. Erst als der steirische 
"Drachentöter" Landeshauptmann Dr. Krai­
ner gekommen ist, hat in der Österreichi­
schen Volkspartei ein gewisses Umdenken 
eingesetzt. Na ja, wenn man weiß, daß in der 
Steiermark spätestens im nächsten Herbst 
Landtagswahlen sind, so kann man sich sehr 
gut vorstellen, welche Motive Landeshaupt­
mann Krainer hier gehabt hat. 

Meine Damen und Herren! Als ich mich in 
dieses Thema eingelesen habe, da habe ich 
mir am Anfang gedacht: Man müßte eigent­
lich fairerweise der Österreichischen Volks­
partei von dieser Stelle aus applaudieren, 
damit sie ermuntert wird, auf dieser Welle des 
Kurswechsels, der innerparteilich bei ihr ein­
getreten ist, weiter fortzufahren. (Bundesrat 
DDr. S te pan t sc hit z: Also mit dem Krai­
ner sind Sie zufrieden!) In diesem Falle bin 
ich deshalb zufrieden mit dem Herrn Landes-

13.03 hauptmann Dr. Krainer, weil er der Österrei-
chischen Volkspartei behilflich gewesen ist, 

Stellvertretender Vorsitzender Schi pani: zu einer positiven Meinung zu finden. (Bun-
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desrat DDr. S tep a nt sc hitz: Sehr gut! 
Sehr gut!) 

Als ich mich in das Thema eingelesen habe 
und die verschiedenen Unterlagen durchge­
blättert und durchstudiert habe, da ist mir 
auch in den Sinn gekommen, daß ich vor etwa 
zwei Monaten von einer Initiativgruppe, die 
mehr Sachlichkeit in Politik und Wirtschaft 
will, deren Spitzenrepräsentant der Senior­
chef des Hauses Swarovsky ist, aufgefordert 
wurde, mich ihrer Initiative anzuschließen. Es 
hat mich auch nicht besonders gestört, daß 
der burgenländische Handelskammerpräsi­
dent Robert Graf, seines Zeichens auch Wirt­
schaftssprecher der Österreichischen Volks­
partei, der für seine lockere Ausdrucksweise 
allgemein bekannt ist, bei den dort bereits 
Abgebildeten und der Initiativgruppe schon 
am Beginn Beigetretenen an erster Stelle im 
Bild rangierte. 

Ich habe wirklich geglaubt, daß die Öster­
reichische Volkspartei von ihrem eigenen 
Getue allmählich genug bekommt, daß ihre 
Mitglieder nun endlich so stark geworden 
sind, daß sie der Österreichischen Volkspartei 
nahebringen konnten, daß dieser Ton in der 
Politik und diese Art der Politik, wie sie die 
Österreichische Volkspartei betreibt, in der 
Öffentlichkeit nicht ankommt. (Bundesrat 
So m m er: Ist das ein Ausfluß vom Parteitag 
der SPÖ? Oder was ist das jetzt?) 

Ja, ich habe geglaubt, man sollte die Öster­
reichische Volkspartei rundherum ermun­
tern, in dieser Art und Weise, wie sie das 
heute bei diesem Gesetz getan hat, nämlich 
sich um 180 Grad herumzudrehen, fortzu­
schreiten. (Bundesrat Kap 1 a n: Diese 
Ermahnungen können wir nicht brauchen!) 
Dann aber habe ich das Protokoll des Natio­
nalrates zu Gesicht bekommen. Und da ist 
mir, wenn ich mir die Zeitungsmeldungen der 
letzten Monate mit dem, was Ihr Handels­
kammerpräsident aus dem Burgenland, 
Robert Graf, im Parlament sagte, anschaue, 
aufgefallen, daß hier ein wenig Komödie 
gespielt worden sein muß, wenn das, was 
Robert Graf sagt, ernst genommen werden 
soll. 

Ich darf wörtlich zwei Zitate aus seiner 
Rede mit Ihrer Genehmigung hier vorbrin­
gen: 

"Wenn sich jemand erinnert hätte an die 
Haltung der Österreichischen Volkspartei in 
der Frage der Sanierung der Länderbank und 
der daraus resultierenden gesetzlichen Maß-' 
nahmen, dann wäre das Rätselraten über 

unsere mögliche Entscheidung möglicher­
weise kleiner gewesen." 

Die totale Ablehnung, die wir den Medien 
wie Zeitungen und Fernsehen entnehmen 
konnten, die aus dem Munde der Herrn Taus, 
Graf und Mock uns entgegenschallte, diese 
totale Ablehnung soll es also niemals gegeben 
haben. Man hätte sich ja nur zu erinnern 
brauchen, wie die Österreichische Volkspartei 
im Falle der Länderbank reagiert hat, dann 
hätte man gewußt, daß sie ja ohnehin zustim­
men werde. 

Graf führte an anderer Stelle weiters aus: 

"Was Taus und mich vielleicht mit einer 
gewissen Befriedigung erfüllt, wenn es 
stimmt, daß die Politik die Kunst des Mögli­
chen ist, dann haben alle Beteiligten, Sie, 
Herr Minister" - gemeint ist damit der 
Finanzminister -, "Herr Dr. Kothbauer und 
wir beide, die wir die Ehre hatten, für unsere 
Partei zu verhandeln, unbeschadet jener Flü­
sterer, die etwas zu sagen haben oder nichts 
zu reden hatten, eines versucht: Ein Funken 
dieser Kunst des Möglichen blitzte auf." 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Hier an dieser Stelle muß ich eindeutig fest­
stellen: Herr Handelskammerpräsident und 
Ihr Wirtschaftssprecher Robert Graf ist ja 
bekannt dafür, daß er seine Reden mitunter 
ein wenig schauspielhaft, komödienhaft 
anlegt, nur bei unserer Fraktion findet er 
nicht das geringste Interesse (Bundesrat 
Kap 1 a n: Der Graf fasziniert ihn!), nicht das 
geringste Verständnis. Denn, das Wohl und 
Wehe der Firmen und ihrer Belegschaften -
nämlich Heid-Stockerau, Steyr-Daimler-Puch­
Konzern und Maschinenfabrik Andritz - ist 
für uns ein zu ernstes Thema, um darüber 
komödienhaft abzuhandeln. 

Es hätte mich ja gewundert, wenn seitens 
der Österreichischen Volkspartei diese Gele­
genheit nicht benützt worden wäre, um wie­
der das Thema Reprivatisierung in den Raum 
zu stellen. 

Herr Präsident Mautner Markhof! Wenn 
ich Ihren Worten folge: Es müßte doch mög­
lich sein, daß jeder vierte Österreicher ein 
Aktionär sein könnte. Rein von der Zahl her 
müssen sich unter diesen Menschen auch 
Arbeiter und Angestellte (Bundesrat S a t­
tel b erg e r: Sehr richtig!) und auch Pensio­
nisten befinden. Wie das funktionieren kann, 
wenn die von Ihnen beschworene "neue 
Armut" ohnehin so stark grassiert, das geht 
mir nicht in den Sinn. Denn wer kein Geld 
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hat, um die primitivsten Lebensbedürfnisse 
zu befriedigen, wo soll der denn das Geld her­
nehmen, um sich Aktien zu kaufen. 

Und noch etwas funktioniert an der ganzen 
Sache nicht, abgesehen davon, daß es die 
"neue Armut", die Sie immer wieder zitieren, 
überhaupt nicht gibt. . . (Bundesrat 
Kap 1 a n: Der Dallinger hat es aber zugege­
ben! - Bundesrat Raa b: Sie widersprechen 
sich aber! Wenn sich keiner eine Aktie kaufen 
kann, dann gibt es eine Armut! Das müssen 
Sie zugeben!) Nein, niemand muß etwas zuge­
ben, weil es nichts zuzugeben gibt. 

Meine Damen und Herren von der Österrei­
chischen Volkspartei! Wenn Arbeiter und 
Angestellte Aktien erwerben sollen, was tun 
diese Menschen, wenn, bedingt durch ein 
ungünstiges Wirtschaftsklima, ihr Arbeits­
platz verlorengeht? Dann können sie immer 
noch auf die Aktie zurückgreifen, aber wenn 
das Wirtschaftsklima ungünstig ist, dann ist 
die Aktie nicht viel wert. Und eines muß man 
sich dabei immer vor Augen halten: Verscher­
beln kann man nur einmal und nicht öfter. 
(Bundesrat So m m e r: Eckzinssatz und Zins­
ertragsteuer nennt er nicht!) 

Was ich an dieser ganzen Sache besonders 
hervorstreichen möchte, ist, daß seitens unse­
res Herrn Finanzministers eine sehr kon­
struktive Art gefunden wurde, um diesen 
Betrieben das Weiterarbeiten zu ermöglichen, 
vor allem auch zu ermöglichen, daß die 
Beschäftigten nicht arbeitslos werden, son­
dern weiterhin dort tätig sein können. 

Die gewährten Zuschüsse werden sicher zu 
einem nicht unerheblichen Teil zur Verlustab­
deckung verwendet werden müssen, aber dar­
über hinaus dazu dienen - und das scheint 
mir das Wichtigste zu sein -, Mittel für Inve­
stitionen bereitzustellen, damit diesen Betrie­
ben die Umstrukturierung ermöglicht wird. 

Was mir an der ganzen Sache besonders 
weh tut, das ist der Theaterdonner, den die 
Österreichische Volkspartei da abgezogen 
hat. Um Theaterdonner handelt es sich doch, 
wenn am Anfang ein Veto stand und jetzt 
Zustimmung kommen wird. (Bundesrat Bi e -
r i n ger: Das paßt Ihnen jetzt nicht! Jetzt 
sind Sie verunsichert!) 

Nur eines scheinen die Verhandler der 
Österreichischen Volkspartei nicht bedacht zu 
haben, daß nämlich der Ruf dieser Betriebe in 
der Öffentlichkeit ruiniert wird. Natürlich, 
nicht von Ihnen ad personam, sondern von 
den Herren Graf, Taus und Mock ist der Ruf 

dieser Betriebe in der Öffentlichkeit ruiniert 
worden. (Bundesrat Bi er i n ger: Wer hat 
dort eine Mißwirtschaft betrieben? Das gibt's 
ja nicht!) 

Wenn Sie von "Mißwirtschaft" sprechen, 
wollen Sie vielleicht damit behaupten, daß 
Heid, Steyr-Daimler-Puch und Andritz Miß­
wirtschaft betreiben? (Bundesrat Bi e r i n­
ger: Ja, das müssen sie! Sonst wäre das nicht 
möglich! Die produzieren Panzer auf Halde, 
die exportiert werden müßten!) 

Herr Kollege! Wir werden Ihren Herren, die 
dort im Vorstand sitzen und die Verantwor­
tung tragen sollten, zur Kenntnis bringen, 
daß Sie ihnen Mißwirtschaft vorwerfen. (Bei­
fall bei der SPÖ. - Bundesrat Bi e r in ger: 
Wann werden die Panzer exportiert, die dort 
stehen?) Den Belegschaften werden wir das 
auch zur Kenntnis bringen. Das wird Ihnen 
bei den nächsten Betriebsratswahlen sehr 
"gut" tun. (Weitere Zwischenrufe bei der 
ÖVP.) 

Bei Ihnen geht offensichtlich das Sprich­
wort um: "Und ist der Ruf erst ruiniert, so lebt 
man völlig ungeniert." Das ist eine der Grund­
thesen der Österreichischen Volkspartei. 
(Bundesrat Bi e r i n ger: Und bei Ihnen 
heißt es: Ist es auch noch so schlecht, der Par­
tei ist alles recht! - Stellvertretender Vorsit­
zender Dr. Sc h am be c k übernimmt die 
Verhandlungsleitung.) 

Meine Damen und Herren! Zum Schlusse 
kommend, damit Sie sich nicht weiter zu 
echauffieren brauchen, möchte ich nur mehr 
folgendes sagen: Die Sozialistische Partei in 
diesem Hause stimmt der Vorlage gerne zu. 
(Beifall bei der SPÖ. - Ruf bei der ÖVP: Das 
ist anzunehmen!) 13.17 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort hat sich weiters gemeldet 
Herr Bundesrat Molterer. Ich erteile es ihm. 

13.17 

Bundesrat Molterer (ÖVP, Oberösterreich): 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr 
geehrte Frau Bundesminister! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Da einer der 
drei Industriebetriebe, die über die CA eine 
Sanierungshilfe des Bundes bekommen, in 
meinem Bezirk sein Hauptwerk hat, und weil 
zweitens diese Steyr-Werke für die Arbeits­
platzsicherung in unserer Region von großer 
Bedeutung sind, und drittes, weil ich einen 
großen Kundenkreis dieses Werkes, nämlich 
die Landwirtschaft, vertrete, möchte ich zu 
diesem Bundesgesetz Stellung nehmen. 
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Dieses Bundesgesetz hat in der Öffentlich­
keit viele Diskussionen ausgelöst, und es ist 
erst im letzten Moment zu einer einvernehm­
lichen Lösung gekommen. 

Ich möchte mich aber vorerst einmal mit 
Ihnen, Herr Kollege Schachner, beschäftigen. 
(Bundesrat Sc ha eh n er: Ich stehe zur Ver­
fügung!) Die Redner Ihrer Fraktion im Ple­
num des Nationalrates, die Herren Abgeord­
neten Veselsky, Leithenmayr und Teschl, 
haben sich im Vergleich zu Ihnen vornehm 
verhalten. Was Sie gesagt haben, ist ungefähr 
das, was der Generalsekretär der Freiheitli­
chen Partei, Grabher-Meyer, gesagt hat, und 
Sie stellen sich damit mit ihm auf eine Stufe. 

Der Herr Abgeordnete Veselsky hat gesagt: 
"Es entspricht einer alten österreichischen 
Tradition, in wichtigen wirtschaftspolitischen 
Angelegenheiten Konsenslösungen zu fin­
den." Der Österreichischen Volkspartei atte­
stiert der Redner, daß sie sich bei ihrer 
Zustimmung der staatstragenden Rolle erin­
nert hat. 

Der Herr Abgeordnete Leithenmayr, seines 
Zeichens Zentralbetriebsratsobmann der 
Steyr-Werke, hat gesagt: "Es ist erfreulich, 
daß es heute zu einer einvernehmlichen 
Lösung gekommen ist." 

Der Abgeordnete Teschl begrüßt es, daß es 
zu einer einstimmigen Beschlußfassung kom­
men wird und in einer so wichtigen Gegeben­
heit breiter Konsens herrscht. 

Der Herr Bundesminister Dr. Vranitzky hat 
in seiner Wortmeldung gesagt: "Die beteilig­
ten Unternehmungen und die Bevölkerung 
werden es uns zu danken wissen, daß wir uns 
in dieser wichtigen Angelegenheit geeinigt 
haben, ohne daß der Art, wie die Einigung 
letztlich zustande gekommen ist, übermäßige 
Bedeutung beizumessen wäre." Das war also 
der Stil Ihrer Kollegen im Plenum des Natio­
nalrates im Vergleich zu Ihrem Stil, den Sie 
immer wieder an den Tag legen. 

Meine Damen und Herren! Diese Diskussio­
nen, die in der Öffentlichkeit geführt worden 
sind, haben - wie ich bereits erwähnt habe 
- letzten Endes doch zu einer einvernehmli­
chen Lösung geführt, wobei sich alle Beteilig­
ten im klaren darüber sind, daß diese Finanz­
hilfe von 7 ,2 Milliarden Schilling einmalig ist, 
und daher die drei Betriebe mit diesen Sanie­
rungshilfen wieder in die Gewinnzone 
gebracht werden müssen. 

Was nun die Steyr-Daimler-Puch AG 

angeht, muß man festhalten, daß dieser Kon­
zern vor allem durch politische Entscheidun­
gen Schaden erlitten hat, indem Waffenver­
käufe oder vielleicht besser gesagt der Ver­
kauf von Kettenfahrzeugen an andere Staa­
ten verboten worden ist. Die Steyr-Werke sind 
1864 als Waffenfabrik gegründet worden und 
haben seit dieser Zeit - mit Ausnahme der 
Besatzungszeit - immer Waffen produziert. 
Diese Waffenfabrikation hat gerade in den 
letzten Jahrzehnten Produktionen im zivilen 
Bereich abgesichert. 

Ich möchte hier an dieser Stelle nicht die 
Frage aufwerfen, ob Österreich überhaupt 
Waffen produzieren soll, aber ich muß doch 
feststellen, daß es für die Steyr-Werke ohne 
diese Produktionssparte derzeit keine Überle­
benschance geben würde, denn im zivilen Pro­
duktionsbereich sind die Stückzahlen einfach 
zu gering. Nach Ansicht von Experten sind im 
LKW-Bereich erst bei 20000 Einheiten die 
hohen Forschungs- und Entwicklungskosten 
kalkulierbar und betriebswirtschaftlich ver­
tretbar. Beim Traktorenbau liegen die Dinge 
nicht viel anders. 

Damit stellt sich zuerst einmal die zentrale 
Frage: Will die österreichische Bundesregie­
rung weiterhin die Versorgung unseres Bun­
desheeres mit militärischen Geräten aus 
österreichischer Produktion sicherstellen, so 
darf diese Produktion nicht auf den Inlands­
markt reduziert werden. Denn ohne Export­
möglichkeiten ist die Produktion betriebswirt­
schaftlich nicht vertretbar. Wenn die Bundes­
regierung aber nicht sicherstellen kann, daß 
Exporte von Kettenfahrzeugen ohne politi­
sche Hindernisse durchgeführt werden kön­
nen, werden die Steyr-Werke bald wieder in 
Bedrängnis kommen. 

Unser Landeshauptmann Dr. Ratzenböck 
hat vor kurzem dazu erklärt: "Die Steyr­
Werke haben durch politische Entscheidun­
gen Schaderi erlitten, einen Schaden, der 
durch ein politisches Verbot von Panzerver­
käufen an ausländische Staaten entstanden 
ist. Es ist daher gerechtfertigt, daß sie dafür 
eine Entschädigung erhalten." Ob die Mittel­
zuführung von 2 638 Millionen an die Steyr­
Werke bewirken wird, daß sie aus der schwie­
rigen Lage herauskommen, hängt also sehr 
stark vom Verhalten der österreichischen 
Bundesregierung ab. 

Erster Verantwortungsträger ist die Bun­
desregierung, die durch eine entsprechende 
Offenlegungs-, Berichts- und Auskunfts­
pflicht, die den Zuschußempfängern auferlegt 
worden ist, über die nötigen Unterlagen ver-
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fügt, um die notwendigen Schritte auch über­
prüfen zu können. 

Zweiter Verantwortungsträger ist das 
Management, der Vorstand der Steyr-Werke. 
Ich möchte hier die Geschäftsführung nicht 
verteidigen, denn auch ich würde mir von den 
Steyr-Werken öfter etwas mehr Kundennähe 
wünschen. Aber man muß doch auch die Rah­
menbedingungen sehen, mit denen dieser 
Vorstand zu arbeiten hat. Der Vorsitzende des 
Aufsichtsrates, Herr Generaldirektor Dr. 
Androsch, hat in der Zeitung "Der Gewinn" 
das so dargestellt: "Steyr bewegt sich in gesät­
tigten Märkten, mit zu vielen Händen, höch­
stem Lohnniveau, zu vielen Standorten und 
Verwaltungen sowie mit unbefriedigenden 
Vertriebslinien.' ' 

Ich möchte nochmals betonen, daß diese 
Aussage von Herrn Generaldirektor Dr. 
Androsch stammt und nicht von mir, denn ich 
möchte nicht, daß mir diese Aussage in einer 
der nächsten Betriebszeitungen der Steyr­
Werke unterjubelt wird. Ich hoffe nur, daß es 
dem Vorstand gelingt, mit den Problemen fer­
tig zu werden, und daß die Steyr-Werke wie­
der jenen Platz einnehmen, der diesem histo­
risch gewachsenen Betrieb zusteht. 

Dritter Verantwortungsträger sind die rund 
15 000 Mitarbeiter dieses Konzerns. Meine 
Damen und Herren! Wenn man dem "Unter­
nehmenskonzept 90" seitens der Arbeitneh­
mer zustimmt, muß man auch voll hinter die­
sem Unternehmenskonzept stehen. Es ist mir 
schon klar, daß es Auffassungsunterschiede 
gibt, daß man in manchen Punkten diesem 
Unternehmenskonzept nur schweren Herzens 
zugestimmt hat, aber Auffassungsunter­
schiede sollte man intern und nicht öffentlich­
keitswirksam ausdiskutieren. (Der Vor s i t­
zen d e übernimmt die Verhandlungslei­
tung.) 

Ich hoffe daher, daß in Zukunft solche 
Dinge nicht in der Öffentlichkeit ausgetragen 
werden, denn das ist sicherlich nicht ver­
kaufsfördernd. Wenn ein potentieller Kunde 
der Steyr-Werke immer diese Diskussionen 
hört, so fällt es ihm sicherlich sehr schwer, 
diese Produkte tatsächlich auch zu kaufen. 

Meine Damen und Herren! Ich hoffe, daß 
diese drei Betriebe, die durch dieses Bundes­
gesetz heute eine Förderung erhalten, in den 
nächsten Jahren wieder in die Gewinnzone 
kommen werden. Versuchen wir gemeinsam, 
daß dieser wichtige Schritt zielführend ist. 
Wir wollen Betriebe, die gewinnbringend und 

damit am besten in der Lage sind, Arbeits­
plätze zu sichern. (Beifall bei der ÖVP.) 13.29 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Kaplan. Ich erteile es ihm. 

13.29 

Bundesrat Kaplan (ÖVP, Burgenland): Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wir wer­
den heute gemeinsam dem vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates unsere 
Zustimmung erteilen, wonach wir die maro­
den CA-Betriebe durch Zuschüsse in der 
Höhe von 7,3 Milliarden Schilling stärken. 

Ich habe dem Kollegen Schachner sehr 
genau zugehört, und ich habe eigentlich bei 
seiner Wortmeldung einzig Enttäuschung her­
ausgehört über das ÖVP-Ja zu dieser Vorlage. 
(Bundesrat Sc h ach n er: Sie irren sich, 
Herr Kollege!) Ich kann Sie zwar nicht sehr 
gut verstehen, aber vermutlich waren Sie der 
Meinung, Sie könnten mit einem Nein der 
ÖVP zu dieser Gesetzesvorlage einen Land­
tagswahlkampf führen. Dem ist nicht so, aber 
nicht, weil es Ihnen nicht gefällt, sondern ich 
glaube, in der ÖVP ist es üblich und auch not­
wendig, zu diskutieren und letztendlich eine 
Entscheidung zu fällen. 

Wir sind eben eine Partei, in der Kritik, in 
der Demokratie noch hochgestellt werden; 
nicht so wie Ihre Partei, die derartige Dinge 
anders regelt. Ich möchte hier nur an den Vor­
fall im Burgenland erinnern, Kollege Frasz 
wird mir das vielleicht bestätigen: Klubobfrau 
Matysek wurde abgewählt (Bundesrat 
M oh n 1: Abge1ehnt!), weil sie nicht den Vor­
stellungen der Partei entsprochen hat. (Bun­
desrat Sc ha eh n er: Wahlen sind aber ein 
demokratischer Akt, Herr Kollege! Das 
scheint Ihnen entgangen zu sein!)' Nenning 
wurde davonkomplimentiert, weil er nicht 
Ihren Vorstellungen entsprochen hat. Bei uns 
wird eben kritisiert, auch das ist in der Öffent­
lichkeit nicht immer angenehm, ich glaube 
aber, Herr Kollege Schachner, das Ergebnis 
ist entscheidend. 

Die ÖVP stimmt dem Beschluß, 7,3 Milliar­
den Schilling an die CA-Betriebe zu geben, 
vollinhaltlich zu. Dazu muß man auch bemer­
ken, daß in letzter Zeit nicht nur diese 7,3 Mil­
liarden Schilling aufgewendet wurden. Wir 
haben seit dem Jahre 1979 - wie ich glaube 
- über 27 Milliarden Schilling an die ver­
staatlichte Industrie gegeben. Das ist das 
nackte und traurige Ergebnis Ihrer Wirt­
schaftspolitik. (Bundesrat Sc h ach n er: 
Jetzt endlich finden Sie Ihren alten Ton wie-
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der! Ich habe schon geglaubt, Sie sind krank!) 
Für den Steuerzahler, Herr Kollege Schach­
ner, eine teure Angelegenheit, denn nicht der 
Finanzminister - wie Sie gemeint haben in 
Ihren Ausführungen -, sondern der Steuer­
zahler muß diese 7,3 Milliarden Schilling oder 
diese 27 Milliarden Schilling für die verstaat­
lichte Industrie berappen. 

Wir müssen, glaube ich, sehr vorsichtig 
sein, daß diese Verstaatlichte kein finanziel­
les Faß ohne Boden wird, daß trotz vieler 
Zuschüsse an Steuergeldern die Verluste stei­
gen und die Beschäftigtenzahlen, Herr Kol­
lege Schachner, sinken. Das ist das Traurige 
daran. (Bundesrat Sc h ach n er: Das ist im 
industriellen Bereich überall der Fal1!) 

Wir im Burgenland haben nicht diese ver­
staatlichten Betriebe. Wir waren immer etwas 
traurig darüber, daß wir diese großen ver­
staatlichten Betriebe, in denen immer wieder 
Arbeitsplatzgarantien abgegeben wurden, in 
unserem Land nicht haben. (Bundesrat 
Sc ha eh ne r: Von wem abgegeben wurden?) 
Von Ihrem großen Vorsitzenden Bundeskanz­
ler Kreisky, er hat immer wieder diese 
Arbeitsplatzgarantien abgegeben. (Bundesrat 
Sc ha eh ne r: Vom Landeshauptmann Krai­
ner! Er hat sie ver1angtf) In unserem Land ist 
der Klein- und Mittelbetrieb vorherrschend. 
(Bundesrat Sc h ach n er: Wir sind Reali­
sten, wir geben keine Garantie! - Bundesrat 
Verzetnitsch: Weil der einzig Große in 
Gefahr ist!) Herr Kollege Verzetnitsch, ich 
komme darauf noch zu sprechen. 

Während im Bereich der verstaatlichten 
Industrie in den letzten Jahren viele Arbeits­
plätze verlorengegangen sind, haben diese 
Klein- und Mittelbetriebe zugelegt. (Bundes­
rat Mo h n 1: Ausgehöhlt!) Es wurden neue 
Beschäftigte eingestellt. Das ist das Erfreuli­
che, daß es in diesen kleinen Privatbetrieben 
gelungen ist, mit den gut motivierten Arbeit­
nehmern hier auszubauen und zu expandie­
ren, Arbeitsplätze zu schaffen. (Bundesrat 
Sc h ach n er: Obwohl die Unternehmer 
keine Zukunft sehen, wenn ich mich den 
Worten Ihrer Vorredner anschließe! Sie wer­
den die Quadratur des Kreises noch entdek­
kenf) Ja, es werden leider immer weniger, 
Herr Kollege Schachner! Es ist ein trauriges 
Kapitel, daß immer weniger Leute den Mut 
finden, sich selbständig zu machen. (Bundes­
rat Sc ha eh n er: Das stimmt nichtf) Das ist 
sicherlich nicht sehr erfreulich. Es klingt 
daher fast wie ein Wunder, daß diese burgen­
ländischen Betriebe trotz der sozialistischen 
Wirtschaftspolitik im Bereich der Zahl der 

Unselbständigen immer noch dazulegen 
konnten. 

Ich glaube - und das kann ich aus der 
Sicht des Burgenlandes sagen -, wir gönnen 
den Arbeitnehmern in der verstaatlichten 
Industrie oder in diesen CA-Betrieben die 
finanzielle Unterstützung aus der Sorge um 
ihren Arbeitsplatz heraus. Wir haben Ver­
ständnis für diese Vorgangsweise. Ich glaube 
aber, es ist angebracht, hier auch aus der 
Sicht eines Burgenländers zu sagen: Wir ver­
langen hier die Gleichstellung, die Gleichbe­
handlung. Der burgenländische Arbeitsplatz 
muß einem Arbeitsplatz im Bereich der ver­
staatlichten Industrie gleichgestellt werden. 
Zwischen einem Arbeitsplatz in einem bur­
genländischen Betrieb und einem Arbeits­
platz bei General Motors, bei OKI oder wo 
immer darf es keine Unterscheidungen geben. 

Sie haben sicherlich gehört - Kollege Ver­
zetnitsch hat es bereits erwähnt -, daß der 
größte Industriebetrieb unseres Landes vor 
der Schließung steht, es besteht die Gefahr 
der Schließung. "Saniped" war immer ein 
Aushängeschild des Südburgenlandes, des 
Landes insgesamt. Es war ein Betrieb (Bun­
desrat Sc h ach n er: In privaten Händen, 
amerikanische Mutter!), in dem einst 1 200 
Leute beschäftigt waren, heute sind es- 600, 
und diese 600 Arbeitsplätze sind nunmehr in 
Gefahr. (Bundesrat Sc h ach ne r: Schuld ist 
die Verstaatlichte oder der Finanzministerf) 
Wir erhielten die Meldung, daß der amerika­
nische Konzernherr diesen Betrieb zusperren 
möchte. Ich glaube, hier muß man ganz ein­
fach sagen, daß wir uns die volle Unterstüt­
zung seitens des Bundes erwarten, wenn die 
Gespräche, die zur Zeit geführt werden, nicht 
den entsprechenden Erfolg bringen. 

Die Firma Saniped wird für den Burgenlän­
der Sinowatz sicherlich ein Prüfstein sein für 
die Regionalpolitik, die er leider abgegeben 
und aufgesplittert hat. Wenn die Verhandlun­
gen mit dem Konzernherrn zu keinem positi­
ven Ergebnis führen - und ich hoffe nicht, 
daß die verbalen Kraftakte unseres Landes­
hauptmannes hier die Verhandlungen stören; 
sie sind sicherlich nicht sehr angebracht zum 
jetzigen Zeitpunkt -, dann erwarten wir Bur­
genländer , daß wir genauso behandelt werden 
wie andere Bundesländer auch. Ich denke 
zum Beispiel an Kärnten, Oberösterreich, 
Steiermark, aber man könnte noch andere 
Bundesländer und viele Betriebe aufzählen. 

Wir haben heute eine sehr umfangreiche 
Tagesordnung und eine lange Rednerliste. Ich 
möchte es .daher sehr kurz machen. Ich 
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glaube - und wir haben vorige Woche in der 
Arbeiterkammer-Vollversammlung das glei­
che gemeinsam beschlossen -, wenn wir 
heute dieser Vorlage unsere Zustimmung 
erteilen, so erwarten wir Burgenländer, daß 
wir volles Verständnis und die Solidarität für 
die Probleme und Sorgen unserer Betriebe, 
im speziellen Fall für die "Saniped", erwarten 
können; nicht nur Verständnis, sondern nöti­
genfalls auch die entsprechende Unterstüt­
zung. 

Wir haben immer großes Verständnis für 
andere Bundesländer aufgebracht, wir erwar­
ten nunmehr auch das Verständnis anderer 
Bundesländer sowie der gesamten Bundesre­
gierung für die Problematik im sicherlich 
wirtschaftlich schwierigen Raum, wie ihn das 
Burgenland eben darstellt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 13.37 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
weiters der Herr Bundesrat Dr. Karl Pisec. 

13.37 

Bundesrat Dkfm. Dr. Pisec (ÖVP, Wien): 
Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Mini­
ster! Sehr geehrter Herr Bundesminister! 
Hoher Bundesrat! In einer kurzen Wortmel­
dung möchte ich mir erlauben, Herrn Bundes­
finanzminister daran zu erinnern, daß der 
Wunsch der ÖVP, den Steuerzahler zu entla­
sten durch den Abänderungsantrag, der von 
den Kollegen Graf und Taus im Nationalrat 
eingebracht wurde, auch wirklich der Wunsch 
von Wirtschaftstreibenden war. Wir haben 
auch zur Kenntnis genommen, daß Sie selbst 
in den internen Verhandlungen entspre­
chende Eigenleistungen der Creditanstalt 
angeführt haben und der Leitung der Credit­
anstalt auch zugesagt haben. 

Uns ging es darum, daß die verhängnisvolle 
Linie des immer größer werdenden Staats sub­
ventionismus in ein gesünderes Gebiet 
gelenkt wird. Darf ich das zur Klärung dieses 
Abänderungsantrages sagen, der unserer 
Ansicht nach berechtigt war. Ich bin auch 
heute noch dieser Ansicht. 

Gleichzeitig, Herr Bundesminister, haben 
wir einen Entschließungsantrag eingebracht, 
der nun im Finanz- und Budgetausschuß liegt. 
In diesem Entschließungsantrag haben wir 
versucht, einen sehr gesunden Gedanken dar­
zustellen, nämlich den Gedanken, daß der 
Staatsbürger das Recht darauf hat, Aktien zu 
erwerben aus einem Kapitalanlagebereich, 
der vielversprechend sein muß. Es gibt ja sol­
che Beweise aus der Vergangenheit. Ich hoffe, 
daß Ihre Erklärung - dargestellt in der "Wie-

ner Zeitung" vom 5. November -, daß diese 
Idee ventiliert wurde, aber im Augenblick 
eine Ad-acta-Frage sei, nicht endgültig ist. 
Denn ich kann mir nicht vorstellen, daß 
einem Finanzminister die Möglichkeit, sein 
Budget zu entlasten und die 2 Milliarden 
Schilling, die von Dr. Mock in der Öffentlich­
keit diskutiert wurden, aber auch 4 Milliarden 
Schilling, die unserem Entschließungsantrag 
zugrunde liegen, die Staatsbeteiligung durch 
den Verkauf von jungen Aktien von 60 auf 
51 Prozent herunterzusetzen, in der jetzigen 
Budgetlage unangenehm wäre. 

Ich glaube, daß es an der Zeit ist, in dieser 
Frage in ernste Verhandlungen zu treten, ein­
fach darum, weil das notwendig ist, wenn ein 
neuer Weg beschritten wird, und daß sie die­
sen beschritten haben, habe ich heute in mei­
ner vorigen Wortmeldung lobend anerkannt. 
Auch Manfred Mautner Markhof hat in seiner 
Wortmeldung sehr exakt darauf Bezug 
genommen. Verhandlungen darüber, welche 
Finanzierungskraft der Aktienmarkt bringen 
kann. 

Wir beide haben auch dargelegt, daß die 
Frage der Vermögensbesteuerung in der 
Frage junger Aktien neu durchdacht werden 
muß, damit wir zumindest in den Gleichklang' 
mit der Bundesrepublik Deutschland gelan­
gen. 

Mein Appell geht nun dahin, zu versuchen, 
diesen Entschließungsantrag, der sehr wohl 
durchdacht ist und dem Erfahrungen aus der 
Vergangenheit der österreichischen Wirt­
schaftspolitik zugrunde liegen, wirklich 
gemeinsam zu beraten, um zu einer Lösung 
zu gelangen, die allen dient. Nämlich eine sol­
che, die Ihnen eine Budgeterleichterung 
bringt, dem Staatsbürger die Möglichkeit bie­
tet, weniger Steuern zahlen zu müssen und 
gleichzeitig den Kapitalmarkt mit mehr 
Lebensinhalt versieht als das bisher der Fall 
war. Das ist mein Appell, und das ist mein 
Wunsch, den ich hier zum Ausdruck bringe. 
(Beifall bei der ÖVP.) 13.42 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. Wünscht noch jemand das 
Wort? - Das ist nicht der Fall. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
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Nationalrates k ein e n Ein s pr u c h zu 
erheben. 

3. PUnkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 6. November 1985 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Leistung eines Beitrages zur 
Sonderfazilität für die Länder südlich der 

Sahara (SAF) (3024 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
3. Punkt der Tagesordnung: Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 6. November 1985 
betreffend ein Bundesgesetz über die Lei­
stung eines Beitrages zur Sonderfazilität für 
die Länder südlich der Sahara (SAF). 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Tmej. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Tmej: Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender! Frau Bundesminister! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Die Schaffung 
einer Sonderfazilität für diese Länder (Spe­
cial Facility for Sub-Saharan Mrica, SAF) 
wurde während der Weltbanktagung 1984 als 
Beitrag zum international allgemein akzep­
tierten gemeinsamen Aktionsprogramm für 
die Länder südlich der Sahara vorgestellt. Im 
Zuge der Verhandlungen über die Schaffung 
dieser Sonderfazilität hat Österreich zugesagt 

vorbehaltlich der parlamentarischen 
Genehmigung -, einen Beitrag in Höhe von 
10 Millionen US-Dollar, das sind zum Stichtag 
1. Feber 1985 222,8 Millionen Schilling, zu lei­
sten. 

Der gegenständliche Gesetzesbeschluß 
bevollmächtigt nun den Bundespräsidenten 
oder einen von ihm hiezu bevollmächtigten 
Vertreter, namens der Republik Österreich 
gegenüber der Internationalen Entwicklungs­
organisation (IDA) eine Verpflichtungserklä­
rung zur Leistung eines Beitrages zur Sonder­
fazilität für die Länder südlich der Sahara in 
der Höhe des vorhin genannten Schillingbe­
trages abzugeben. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 14. Novem­
ber 1985 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 6. November 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz über die Leistung eines Beitra-

ges zur Sonderfazilität für die Länder südlich 
der Sahara (SAF) wird kein Einspruch erho­
ben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Dies ist nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein en Ei n spr u ch zu 
erheben. 

4. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 6. November 1985 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Leistung eines Beitrages zur 
Weltbank-Konsultativgruppe für internatio­
nale landwirtschaftliche Forschung (CGIAR) 

(3025 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
4. Punkt der Tagesordnung: Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 6. November 1985 
betreffend ein Bundesgesetz über die Lei­
stung eines Beitrages zur Weltbank-Konsul­
tativgruppe für internationale landwirtschaft­
liche Forschung (CGIAR). 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dkfm. 
Hintschig. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dkfm. Hintschig: Verehr­
ter Herr Vorsitzender! Geschätzte Frau Bun­
desminister! Hoher Bundesrat! Ich bringe den 
Bericht des Finanzausschusses über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
6. November 1985 betreffend ein Bundesge­
setz über die Leistung eines Beitrages zur 
Weltbank-Konsultativgruppe für internatio­
nale landwirtschaftliche Forschung (CGIAR). 

Die "Consultative Group on International 
Agricultural Research" (CGIAR), die von der 
Weltbank gemeinsam mit der F AO (Ernäh­
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der 
Vereinten Nationen) und dem UNDP (Ent­
wicklungsprogramm der Vereinten Nationen) 
gefördert wird, wurde 1971 mit dem Ziel 
gegründet, sich international mit jenen tech­
nologisch schwierigen Problemen der Nah­
rungsmittelproduktion in Entwicklungslän­
dern zu befassen, die von anderen Organisa­
tionen nicht in ausreichendem Maße berück­
sichtigt werden. Die CGIAR ist eine Vereini­
gung von Ländern, multilateraler Entwick­
lungsorganisationen und privaten Stiftungen, 
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die ein weltweites Netz von 13 internationalen 
Agrarforschungszentren finanziert._ 

Um einen Beitritt Österreichs zur CGIAR 
zu ermöglichen, soll durch den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates der Bun­
despräsident oder ein von ihm hiezu bevoll­
mächtigter Vertreter ermächtigt werden, 
namens der Republik Österreich der Welt­
bank-Konsultativgruppe für internationale 
landwirtschaftliche Forschung gegenüber 
eine Verpflichtungserklärung zur Leistung 
eines Beitrages in der Höhe von 1 Million US­
Dollar abzugeben. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 14. Novem­
ber 1985 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 6. November 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz über die Leistung eines Beitra­
ges zur Weltbank-Konsultativgruppe für 
internationale landwirtschaftliche Forschung 
(CGIAR) wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Leitner. Ich erteile es ihm. 

13.47 

Bundesrat Leitner (SPÖ, Kärnten): Herr 
Vorsitzender! Frau Bundesminister! Hoher 
Bundesrat! Die Konsultativgruppe für inter­
nationale landwirtschaftliche Forschung 
wurde 1971 mit der Aufgabe gegründet, die 
schwierigen Probleme der Nahrungsmittel­
produktion in den Entwicklungsländern in 
den Griff zu bekommen. 

Die CGIAR ist eine Vereinigung von Län­
dern multilateraler Entwicklungsorganisatio­
nen und privaten Stiftungen, die ein weltwei­
tes Netz aufbauen und Agrarforschungszen­
tren sowie deren Programme finanzieren. 

Beratungen über einen österreichischen 
Beitritt wurden bereits seit längerer Zeit 
geführt. Dem Sekretär dieser Vereinigung 
wurde nach Übereinkunft des Bundesministe­
riums für Finanzen, des Bundesministeriums 
für Land- und Forstwirtschaft und des Bun­
desministeriums für Auswärtige Angelegen-

heiten bekanntgegeben, daß Österreich einen 
Beitrag von 1 Million US-Dollar leisten wird. 

Der Wunsch Österreichs ist es, folgenden 
Forschungszentren Unterstützung zu gewäh­
ren: in Peru, dort wird ein Programm zur 
Züchtung von Kartoffeln erarbeitet. In 
Mexiko Mais, Brot, Durumweizen und Triti­
cale. In Syrien Gerste, Bohnen und Linsen. 
Ein für die österreichische Forschung sehr 
interessantes Zentrum ist in Italien, und zwar 
eines für Aktivitäten auf dem Gebiet der 
pflanzlichen Gentechnik. Ich glaube, das wird 
in Zukunft auch für die österreichische 
Foschung sehr, sehr wichtig sein. 

In Nigeria ist ein Forschungszentrum über 
Mais, Reis, Süßkartoffeln, Soja-, Lima- und 
Kuhbohnen. In Afrika, und zwar in Äthiopien, 
ist ein Forschungsprogramm zur Erhöhung 
des Viehbestandes in Afrika. 

Die ausgewählten Agrarforschungszentren 
sind für Österreich von großem Interesse, und 
Österreich kann eine aktive Mit- und Zusam­
menarbeit dort auch gewährleisten. Die 
Arbeiten stehen Österreich voll und ganz zur 
Verfügung, und die Forschungserfolge, die 
dort erzielt werden, können von Österreich 
genutzt werden. Das ist die eine Seite. 

Auf der anderen Seite möchte ich noch 
einen Aspekt herausstreichen. In all diese 
Projekte wird die Bevölkerung der Entwick­
lungsländer voll eingebunden. Das heißt, 
diese Entwicklungshilfe ist nicht von außen 
verordnet, sondern gibt den Menschen das 
Gefühl der Mitverantwortung. Diese Mitver­
antwortung ist mittelfristig und langfristig 
ein wichtiger Beitrag zur inneren Befriedung. 
So gesehen ist der Beitrag zu diesen Agrarfor­
schungszentren auch ein Beitrag zum Frieden 
in diesen Ländern. 

Österreich wird der Konsultativgruppe für 
internationale landwirtschaftliche Forschung 
im Jahre 1986 beitreten. (Beifall bei der 
SPÖ.) 13.51 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist auch nicht der 
Fall. 
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Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s pr u c h zu 
erheben. 

5. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 23. Oktober 1985 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Zolltarifgesetz 1958 
(15. Zolltarifgesetznovelle) und das Zuckerge-

setz geändert wird (3026 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
5. Punkt der Tagesordnung: 15. Zolltarifge­
setznovelle und Änderung des Zuckergeset­
zes. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dkfm. 
Hintschig. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dkfm. Hintschig: Herr 
Vorsitzender! Frau Bundesminister! Hohes 
Haus! Durch den gegenständlichen Gesetzes­
beschluß des Nationalrates sollen die Zoll­
sätze bei bestimmten gefrorenen Gemüsen, 
Vanille- oder Vanillinzucker in Kleinaufma­
chungen sowie künstlichem Korund erhöht 
werden. Weiters soll bei verschiedenen texti­
len Erzeugnissen der zollfreie Import von Vor­
materialien für Stickereien ermöglicht wer­
den. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 14. Novem­
ber 1985 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 23. Oktober 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Zolltarifgesetz 
1958 (15. Zolltarifgesetznovelle) und das Zuk­
kergesetz geändert wird, wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 

Nationalrates k ein e n Ein s pr u c h zu 
erheben. 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
23. Oktober 1985 über eine Sechzehnte Nie­
derschrift (Proces-Verbal) betreffend die Ver­
längerung der Deklaration über den vorläufi­
gen Beitritt Tunesiens zum Allgemeinen Zoll­
und Handelsabkommen (3027 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 6. Punkt 
der Tagesordnung: Sechzehnte Niederschrift 
(Proces-Verbal) betreffend die Verlängerung 
der Deklaration über den vorläufigen Beitritt 
Tunesiens zum Allgemeinen Zoll- und Han­
delsabkommen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dkfm. 
Hintschig. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dkfm. Hintschig: Herr 
Vorsitzender! Frau Bundesminister! Hohes 
Haus! Tunesien gehört dem Allgemeinen Zoll­
und Handelsabkommen (GATT) als vorläufi­
ges Mitglied aufgrund einer Deklaration vom 
12. November 1959 an. Diese Deklaration war 
bis zum Wirksamwerden eines endgültigen 
Beitritts Tunesiens beziehungsweise mit 
31. Dezember 1961 befristet. In der Folge 
wurde diese Befristung immer wieder -
zuletzt bis 31. Dezember 1984 - verlängert. 
Durch die gegenständliche Sechzehnte Nie­
derschrift soll nun die Geltungsdauer der 
erwähnten Deklaration bis 31. Dezember 1985 
verlängert werden. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Abkommens die Erlassung von besonderen 
Bundesgesetzen im Sinne des Artikels 50 
Absatz 2 Bundes-Verfassungsgesetz zur Über­
führung des Vertragsinhaltes in die inner­
staatliche Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 14. Novem­
ber 1985 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
23. Oktober 1985 über eine Sechzehnte Nie­
derschrift (Pro ces-Verbal) betreffend die Ver­
längerung der Deklaration über den vorläufi­
gen Beitritt Tunesiens zum Allgemeinen Zoll­
und Handelsabkommen wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. 
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Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k ein e n Ein s pr u c h zu erheben. 

7. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 24. Oktober 1985 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Familienlastenaus­
gleichsgesetz 1967 geändert wird (3028 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 7. Punkt 
der Tagesordnung: Änderung des Familienla­
stenausgleichsgesetzes 1967. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Schach­
ner. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Schachner: Herr Vorsit­
zender! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Durch den vorliegenden Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates sollen sowohl der 
Alterszuschlag zur Familienbeihilfe für Kin­
der über zehn Jahre als auch der Zuschlag für 
erheblich behinderte Kinder um 50 S monat­
lich erhöht werden. Außerdem soll die Schul­
fahrtbeihilfe für täglich wiederkehrende 
Schulfahrten an die gesteigerten Fahrtkosten 
angepaßt werden. Es ist auch vorgesehen, 
einen Anspruch auf Familienbeihilfe für sol­
che volljährige Jugendliche zu schaffen, für 
die kein Arbeitsplatz zur Verfügung steht und 
die auch keine sonstigen Einkünfte haben. 
Die letztgenannte Maßnahme soll vorerst 
allerdings bis Ende 1988 befristet werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 14. Novem­
ber 1985 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 24. Oktober 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Familienlasten­
ausgleichsgesetz 1967 geändert wird, wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Sattlberger. Ich erteile es ihm. 

13.59 

Bundesrat Sattlberger (ÖVP, Oberöster­
reich): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau 
Bundesminister! Hoher Bundesrat! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Vor zirka 
einem Jahr hatten wir dasselbe Problem, 
nämlich das Familienlastenausgleichsgesetz 
1967 zu ändern. Schon damals wurde von mei­
ner Seite erwähnt, daß man die Familien doch 
ein bißchen mehr berücksichtigen sollte. Lei­
der sind meine Worte nicht ganz zu Gehör der 
Frau Bundesminister beziehungsweise der 
sozialistisch-freiheitlichen Koalitionsregie­
rung gedrungen. 

Es ist wirklich notwendig, daß wir wieder 
ein bißehen mehr auf die Familien schauen 
und sie unterstützen und fördern. Die Politik 
soll auf die Familien als Keimzellen unseres 
Staates abgestimmt sein. Das ist auch wichtig 
für die Zukunft unseres Landes. Ich glaube, 
es ist, wie gesagt, notwendig, für die Familien 
wieder mehr zu tun. 

Das Statistische Zentralamt hat am 25. Sep­
tember 1985 in einer Pressemitteilung festge­
stellt, daß in Österreich der alleinstehende 
Durchschnittsverdiener 1983 mehr Geld zur 
Verfügung hatte, als dies 1979 der Fall war. 
Der verheiratete Durchschnittsverdiener mit 
zwei Kindern mußte im selben Zeitraum 
einen Realverlust hinnehmen. Viel größer ist 
das natürlich - das sei hier erwähnt -, wenn 
mehr als zwei Kinder, drei oder vier Kinder, 
in einem Haushalt tätig sind. Diese Realwert­
verminderung und die Transferzahlungen des 
Staates durch die Kinderbeihilfe sind aus 
dem jährlichen internationalen Vergleich der 
OECD hervorgegangen. Unterzieht man die 
Entwicklung der Familienbeihilfen in den 
Jahren 1984 und 1985 einer genauen Betrach­
tung, so kann man feststellen, daß diese in 
jener Zeit, in der ein Familienministerium 
errichtet wurde, festgesetzt und auch fortge­
setzt worden ist. In einer Zeit, in der man mei­
nen möchte, daß mehr für die Familien, vor 
allem - ich betone das besonders - für die 
kinderreichen Familien, getan werden sollte, 
ist der Unterschied zwischen Kinderkosten 
und Familienbeihilfe von Jahr zu Jahr größer, 
und zwar schon durch die Erhöhung der 
Mehrwertsteuer, insbesondere auf dem Nah­
rungsmittelsektor. 

Die Arbeiterkammer - ich selbst gehöre 
der Arbeiterkammer an, nur war es in diesem 
Fall die Arbeiterkammer Salzburg - stellte 
fest, daß gerade im Laufe der siebziger Jahre 
Familien mit Kindern unter zehn Jahren Vor-
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teile für sich buchen konnten, während Fami­
lien mit Kindern über zehn Jahren eine Ver­
schlechterung hinnehmen mußten. Bei künfti­
gen Leistungsverbesserungen sollte nach 
Ansicht des Österreichischen Arbeiterkam­
mertages auch auf diese Auswirkungen auf 
die Familien Bedacht genommen werden. 

Am 14. Dezember 1984 fand in Wien eine 
Veranstaltung ,,30 Jahre Familienlastenaus­
gleich" statt, anläßlich derer festgestellt 
wurde, daß vor allem - ich habe es bereits 
erwähnt und betont - kinderreiche Familien 
eine finanzielle Unterstützung benötigen. Die­
ser Sache muß man natürlich ein bißchen 
mehr auf den Grund gehen. 

Es kommt darauf an, die Entwicklung des 
Verhältnisses der Familienbeihilfe, und zwar 
jene seit dem Jahr 1978, zum Verbraucher­
preisindex und zur Inflation zu untersuchen. 
Seit diesem Jahr wurde der Dienstgeberbei­
trag von sechs auf fünf und schließlich auf 
4,5 Prozent abgesenkt und damit die Lei­
stungskraft des Familienlastenausgleichs um 
ein Viertel reduziert. Insgesamt wurden dem 
Familienlastenausgleichsfonds zwischen 1978 
und 1985, den Verlust des Jahres 1985 mitge­
rechnet, 44 Milliarden Schilling entzogen. 

Was bedeutet das für unsere Einzelfamilie? 
- Für eine Familie mit einem Kind unter 
zehn Jahren bedeutet diese Reduzierung des 
Beitrages und damit die Reduzierung der 
Kraft dieses Fonds in diesen sieben Jahren 
einen Inflationsverlust von 7 932 S, weil die 
Familienbeihilfe immer geringer angehoben 
wurde als der Verbraucherpreisindex. Bei 
einer Familie· mit zwei Kindern unter zehn 
Jahren bedeutet das aber in diesen sieben 
Jahren einen Inflationsverlust von bereits 
19008 S. Bei einer Familie mit drei Kindern 
unter zehn Jahren bedeutet das in diesen sie­
ben Jahren bereits einen Verlust von 38 652 S. 
Bei einer tamilie mit vier Kindern, zwei 
unter zehn Jahren, zwei über zehn Jahren, 
bedeutet dies einen Inflationsverlust von 
29940 S. 

Das zeigt, meine Damen und Herren, daß 
die kinderreichen Familien mehr als bisher 
unter der Inflationsrate leiden. Ich muß daher 
noch eines bemerken: daß die Mehrwert­
steuererhöhung die Armen Kollege 
Schachner hat das schon erwähnt - in der 
Familie noch ärmer macht. Der durchschnitt­
liche Preisanstieg von zirka 5,6 Prozent, der 
besonders negativ ist, die familienfeindliche 
Mehrwertsteuererhöhung für Grundnah­
rungsmittel von 8 auf 10 Prozent sowie die 

Steigerung der Energiekosten auf 20 Prozent 
sind eine schwere finanzielle Belastung. 

Bei den Energiekosten ist die Mehrwert­
steuer für Strom, Gas, Kohle, -Öl und so weiter 
innerhalb weniger Jahre von 8 auf 13 und 
schließlich auch 20 Prozent erhöht worden. 
Das ist eine Steigerung innerhalb weniger 
Jahre von nicht mehr und nicht weniger, je 
nachdem, wie Sie es haben wollen, als 
150 Prozent. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Hoher Bundesrat! Das ist natürlich eine sehr 
starke finanzielle Belastung. Es ist daher not­
wendig, daß wir über diese Tatsachen einmal 
sprechen. Das österreichische Institut für 
Berufsbildungsforschung, dessen Präsident 
Herr Stadtrat Braun ist - ich glaube, daß er 
Angehöriger der SPÖ ist -, hat in einer Stu­
die zur Familienpolitik, Jugend- und Fami­
lienförderung, die Anfang 1985 herausgekom­
men ist, festgestellt, daß die Erziehungskom­
petenz der Familie im wesentlichen von vier 
Faktoren abhängt. 

Erstens davon, in welchem Ausmaß die 
Vaterrolle und die Mutterrolle in der Familie 
wahrgenommen werden. 

Zweitens davon, ob die Familie imstande 
und bereit ist, dem Jugendlichen, dem Kind 
bei seinen Lernschwierigkeiten, bei seiner 
Lehrstellensuche und bei der Bewältigung der 
Arbeitsplatzsituation zu helfen. 

Drittens, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, Hoher Bundesrat, wurde festgestellt, 
daß die Erziehung eine der wichtigsten Aufga­
ben der Familie ist, die vor allem durch 
Gespräche über Beruf und Arbeit erfüllt wer­
den kann. 

Der letzte Punkt - und das ist für mich 
sehr bemerkenswert -, den Präsident Braun 
angeführt hat, hat zum Inhalt, daß für eine 
Familie finanzielle Absicherung gegeben sein 
muß. 

Diesen Sätzen des Herrn Stadtrates und 
Präsidenten Braun ist, glaube ich, sicherlich 
nichts mehr hinzuzufügen. Verfolgt man die 
Entwicklung der finanziellen und wirtschaftli­
chen Absicherung der Familie, die Entwick­
lung der Familienbeihilfe, in den letzten sie­
ben, acht Jahren, dann kann man Herrn Prä­
sidenten Braun - und ich bekenne mich auch 
dazu - völlig recht geben. . 

Diese Bundesregierung, diese sozialistisch­
freiheitliche Koalition, die die Mehrheit in 
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diesem Haus hat, hat nicht dafür gesorgt, daß 
das erfüllt wird, was vom Herrn Präsidenten 
Braun gefordert wurde. Es gibt hier viele 
Gründe, und man könnte hiezu noch einiges 
anführen, aber es wurde schon von meinem 
Vorredner erwähnt, daß die Rednerliste heute 
sehr lang ist. 

Den Familien mit zwei oder drei Kindern 
müssen wir besonderes Augenmerk zuwen­
den. Sie bedeuten die Zukunft unseres Staa­
tes. Wir haben heute schon in der Frage­
stunde gehört, daß wir auch bereits in finan­
zielle Schwierigkeiten bei der Pensionsversi­
cherung geraten sind, und daher ist es not­
wendig, noch mehr in dieser Richtung zu tun. 
(Beifall bei der ÖVP. - Stellvertretender Vor­
sitzender Schi pani übernimmt die Verhand­
lungsleitung.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Hoher Bundesrat! Durch diese Novelle wird 
die Geltungsdauer für den FamilienbeihiIfen­
anspruch bis zum 21. Lebensjahr verlängert 
für den Fall, daß der junge Mensch keine 
Arbeit findet. Der Alterszuschlag soll um 
50 Prozent erhöht werden. Das würde bedeu­
ten, daß für ein Kind über zehn Jahren die 
Familienbeihilfe von 1 300 auf 1 350 S erhöht 
wird. Verjährungsbestimmungen werden ver­
ändert, die monatliche Auszahlung der Fami­
lienbeihilfe wird praktisch für alle möglich 
gemacht, nicht nur für die Lohnbezieher. 
Schließlich wird auch die SchulfahrtsbeihiIfe 
verdoppelt. 

Einige Bemerkungen zu dieser Verände­
rung; ich darf mit der Schulfahrtsbeihilfe 
beginnen. Diese Schulfahrtsbeihilfe kommt 
dann zum Tragen, wenn kein öffentliches Ver­
kehrsmittel, aber auch kein privater Schulbus 
zur Verfügung steht, 'wenn die Eltern selbst 
ihre Kinder zur Schule bringen müssen. In 
diesem Fall wird die Schulfahrtsbeihilfe ver­
doppelt. Man müßte - das möchte ich beto­
nen, sehr geehrte Frau Minister -, wollte 
man die Fahrtkosten tatsächlich abdecken, 
die Schulfahrtsbeihilfe - ich weiß, daß das 
eine große Forderung ist - nicht nur verdop­
peln, sondern sie müßte verdreifacht werden. 
Wir sind aber mit jenem Anspruch, der hier 
gerechterweise erhoben wurde, auch einver­
standen. 

Zur Verlängerung der Geltungsdauer des 
Beihilfenanspruches im Falle, daß der 
Jugendliche arbeitslos ist, möchte ich noch 
eines sagen. Die Bestimmungen sind so aus­
zulegen - das möchte ich noch betonen -, 
daß der Anspruch bei Arbeitslosigkeit nicht 
nur bis zum 21. Lebensjahr geltend gemacht 

werden kann, sondern es gibt auch die Aus­
dehnung der Anspruchsgeltungsdauer bis 
zum 27. Lebensjahr. 

Sollte nicht auch hier, sehr geehrte Frau 
Minister, Beihilfenanspruch gewährt werden? 
Es ist gerade die Gruppe der Arbeitslosen 
vom 19. bis zum 27. Lebensjahr leider noch 
sehr groß. Es gibt noch viele Probleme, die bei 
der nächsten Novellierung dieses Familienla­
stenausgleichs diskutiert und besprochen 
gehören. 

Wir müssen in Zukunft eine dementspre­
chende Lösung anstreben. Es geht um jene 
drei Kernforderungen, die die Österreichische 
Volkspartei im Zusammenhang mit diesem 
Familienlastenausgleichsfonds erwähnt und 
aufgezeigt hat. 

Es sollte erstens eine Weiterführung der 
Teuerungsabgeltung für Mehrkinderfamilien 
geben, eine Erhöhung der allgemeinen Fami­
lienbeihilfen. Bei der Erhöhung der Alters­
staffelung möchte ich dazusagen, daß bei Kin­
dern, die in höheren Schulen untergebracht 
sind, die Ausgaben nicht erst bei der Beklei­
dung beginnen, sondern auch die Ausgaben 
für die Schulbedürfnisse entsprechend hoch 
sind. 

Die Beiträge wurden von 6 auf 4,5 Prozent 
gesenkt, wodurch nicht einmal die Teuerung 
abgegolten ist. Entsprechendes wurde von der 
Österreichischen Volkspartei schon im Jahr 
1984, aber auch 1985 verlangt, es würde 
300 Millionen Schilling kosten. Das Geld, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, ist 
sicher vorhanden. Wir werden sehen - so wie 
in den Vorjahren -, daß am Jahresende der 
Betrag von 300 Millionen Schilling wiederum 
in den Reservefonds überwiesen werden muß 
und das Geld nicht den Familien zugute 
kommt. 

Ich habe schon gesagt, daß die Familien 
unterstützt werden sollten. Sie, Frau Mini­
ster, sollten gerade jetzt - wir stehen vier 
Wochen vor Weihnachten - ein kleines Prä­
sent an die Familien machen und ihnen einen 
Beitrag als Teuerungsabgeltung in der Höhe 
von 1 000 Schilling und bei drei Kindern und 
mehr einen weiteren Tausender geben. Das 
wäre zwar kein Geschenk, man könnte dies 
aber als solches betrachten. Ich glaube, es 
würde in dieser Jahreszeit sehr gut passen, 
etwas für unsere Familien zu tun. 

Es wurde auch im Nationalrat ein dement­
sprechender Abänderungsantrag von der 
Österreichischen Volkspartei eingebracht, der 
aber leider keine Zustimmung fand. 

468. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)62 von 121

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 468. Sitzung - 15. November 1985 19353 

Sattlberger 

Zum Familienhärteausgleich seien mir 
noch einige Worte gestattet: Die Zeitschrift 
"Die Familien" hat an die Frau Bundesmini­
ster im Jahr 1984 einige Briefe gerichtet, die 
leider bis zum Jahr 1985 nicht beantwortet 
wurden. Wir wissen, daß es hier sehr viele 
Möglichkeiten gibt, nur eines, liebe Frau Bun­
desminister, darf ich hier erwähnen: Ich 
glaube, daß jenen Familien, die unter diesen 
Härteausgleich fallen, doch unbürokratischer 
geholfen werden sollten und daß jene Fami­
lien, die in Not geraten sind, nicht ein halbes 
Jahr oder noch länger auf Beihilfen oder 
Unterstützungen warten müssen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Von 932 Anträgen wurden 238 Anträge posi­
tiv erledigt, und es wurden von diesen 20 Mil­
lionen Schilling - hoffentlich bin ich richtig 
informiert - 10 Millionen Schilling ausgege­
ben. (Bundesminister Gertrude Fr ö h 1 ich -
San d n er: Falsch informiert!) Wir können 
dann darüber diskutieren. 

Ich glaube, liebe gnädige Frau - das darf 
ich noch einmal dazu erwähnen -, wir brau­
chen die Unterstützung, ich anerkenne, daß 
hier sehr große Beträge, ohne eine Zahl zu 
nennen, geleistet wurden. 

Abschließend darf ich noch einmal darauf 
zurückkommen, daß auch der Familienbund 
eine Sonderzahlung für Familien mit drei 
Kindern gefordert hat. Ich möchte das vorhin 
schon erwähnte doch noch einmal bekräfti­
gen, denn in der 46. Sitzung des Familienpoli­
tischen Beirates im Bundesministerium für 
Familie, Jugend und Konsumentenschutz am 
24. Juni 1985 wurde an die Frau Bundesmini­
ster durch die Frau Abgeordnete Hubinek von 
der der ÖVP, von Herrn Werner Melter (FPÖ) 
und vom stellvertretenden Generaldirektor 
des Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger Dr. Opitz der 
Antrag gestellt, ab der Zahl von drei Kindern 
eine einmalige Beihilfe von 1000 S zu geben. 
Ich bin etwas enttäuscht, daß sich die Frau 
Abgeordnete Traxler namens des Österreichi­
schen Gewerkschaftsbundes "- ich gehöre 
bereits über ein Vierteljahrhundert dieser 
Organisation an - gegen diesen Antrag aus­
gesprochen hat. Bei der anschließenden 
Abstimmung sprachen sich die Vertreter des 
Familienbundes, des Katholischen Familien­
verbandes, der Bundeswirtschaftskammer , 
die Präsidentenkonferenz der Landwirt­
schaftskammer und die Landarbeiterkammer 
für diesen Antrag aus. 

Folgendes ist für mich unverständlich -
das muß ich hier betonen -: Die "Kinder-

freunde" , eine Organisation der Sozialisti­
schen Partei, haben diesen Antrag zurückge­
wiesen. Es ist der Antrag mit 9 zu 5 Stimmen 
angenommen worden. 

Noch etwas dazu, weil die Frau Abgeord­
nete Traxler angesprochen wurde, ich hätte 
das sicherlich nicht gesagt, wenn ich nicht 
zufällig den "Inlandsreport" gesehen hätte, 
wo die Frau Abgeordnete Traxler im Rahmen 
eines Interviews vermerkte, daß sie nicht 
daran interessiert ist, Familien von öffentli­
cher Hand zu unterstützen, nachdem es doch 
die Pille oder sonstige Verhütungsmittel gibt. 
- Ich glaube, solche Äußerungen einer Abge­
ordneten sind nicht nur eine Rede wert, son­
dern auch den Hinweis, daß das eine echte 
Diskriminierung der Familie ist. (Beifall bei 
der ÖVP. - Bundesrat Rosa G f Ö 11 er: Hört! 
Hört!) 

Frau Bundesminister! Es wäre nun unsere 
Aufgabe, dem klaren und unmißverständli­
chen Willen des Familienpolitischen Beirates 
zu entsprechen und einer Mehrkinderfamilie, 
die die Hilfe der Teuerungsabgeltung braucht, 
dies doch noch zu ermöglichen. Das wäre eine 
Geste der Freude. 

Ich ersuche Sie daher, Frau Bundeminister , 
bei den nächsten Verhandlungen und beim 
Familienlastenausgleich diese Vorstellungen 
der Österreichischen Volkspartei mehr zu 
berücksichtigen und die Familien finanziell 
wieder besserzustellen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Österreichische Volkspartei stimmt 
selbstverständlich diesem Gesetz und dieser 
Novelle zu, möchte aber auch in der Zukunft 
solches mit den Familien abgesprochen haben 
und eine Verbesserung durchgesetzt wissen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 14.18 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrat 
Rosl Moser. Ich erteile ihr dieses. 

Bundesrat Rosl Moser (SPÖ, Kärnten): 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Mini­
ster! Der Herr Bundesrat Sattlberger sieht in 
den Verbesserungen für die Familienleistun­
gen nur Probleme. Er spricht in diesem 
Zusammenhang ausschließlich von Verlusten. 
Ich möchte nicht sehr lange auf Ihre Äuße­
rungen eingehen, ich möchte Ihnen nur 
sagen, daß ich, Herr Bundesrat Sattlberger, 
im Gegensatz zu Ihnen, diese Verbesserung 
der Familienleistungen als tatsächliche Hilfe­
stellung für die Familien ansehe. (Bundesrat 
S a t tl b erg e r: Alles andere würde mich 
wundern!) 
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Ich habe Ihnen bereits vor einem Jahr sehr 
deutlich vor Augen geführt - ich brauche 
mich nicht zu sehr zu wiederholen -, welche 
Leistungen Sie, als Sie die Verantwortung für 
kurze Zeit zu tragen hatten, erbracht haben; 
diese waren nämlich mehr als mager. Wenn 
Sie einen Steuerfreibetrag für Kinder anspre­
chen, so möchte ich Sie fragen, welche Sorgen 
Ihnen Familien mit mehr Kindern und mit 
einem Familienerhalter, der wenig verdiente, 
damals bereitet hatten, als nämlich bei der 
Steuerabschreibung diese Familien über­
haupt keine Berücksichtigung gefunden 
haben. 

Ich werde im Verlaufe meiner Rede noch 
auf einige Dinge näher eingehen, ich darf hier 
nur feststellen, daß mit der dem Bundesrat 
heute zur Beschlußfassung vorliegenden 
Novelle zum Familienlastenausgleichsgesetz 
neben einer Teuerungsabgeltung einem wei­
teren wichtigen Aspekt Rechnung getragen 
wird, nämlich der Tatsache, daß die Zahl jun­
ger Menschen, für die nach ihrer Berufsaus­
bildung kein geeigneter Arbeitsplatz zur Ver­
fügung steht, leider zunimmt. 

Für viele Familien, die durch diesen 
Umstand betroffen sind, bedeutet das natür­
lich neben allen anderen Schwierigkeiten, die 
sich in diesem Zusammenhang ergeben, auch 
eine finanzielle Belastung. 

Wenn auch in Österreich die Zahl der 
Jugendlichen, die für einen meist kurzen Zeit­
raum keinen Arbeitsplatz finden, im Ver­
gleich zu anderen· Ländern gering ist, so ist 
jedenfalls für uns Sozialisten jeder erfolglos 
Arbeitssuchende ein Arbeitssuchender zuviel. 

Wir unterstützen daher alle Maßnahmen, 
die dazu dienen, Menschen in den Arbeitspro­
zeß einzugliedern. Die große Palette der Hilfe­
stellungen, die seitens der Regierung in Form 
von Förderungen, Schulungs- und Umschu­
lungsmaßnahmen für die Arbeitnehmer einer­
seits und Unterstützungen für die Betriebe 
andererseits geboten wird, ist ein wesentli­
cher Teil unseres Erfolges in der Beschäfti­
gungspolitik. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf 
das erst kürzlich verabschiedete Beschäfti­
gungsprogramm, das der Sozialminister vor­
gelegt hat, hinweisen. Dieses Programm, für 
das 2,4 Milliarden Schilling vorgesehen sind, 
bietet die Möglichkeit, Jugendarbeitslosigkeit 
zu senken und die Familien zu entlasten. Dar­
über hinaus sehen wir aber auch die Notwen­
digkeit der Hilfestellung für jene Familien, 
denen der Erfolg bei der Erreichung eines 

Arbeitsplatzes für ihre Kinder trotz eigener 
Bemühungen und Bemühungen seitens des 
Staates versagt bleibt. 

Die vorgesehene und heute zur Beschluß­
fassung vorliegende Zuerkennung der Fami­
lienbeihilfe bis zum 21. Lebensjahr für jene 
Kinder, die keinen Arbeitsplatz finden und 
auch über kein sonstiges Einkommen verfü­
gen, ist eine solche Hilfestellung für die Fami­
lien. Sie ist eine Hilfestellung, die zumindest 
die finanzielle Seite der betroffenen Familien 
entlastet. 

Obwohl die finanzielle Seite eine wichtige 
Grundlage bildet, auf der eine funktionie­
rende Familie aufgebaut werden kann, ist sie 
nicht die einzige Grundlage. Diesem Umstand 
wurde in Österreich in den letzten Jahren 
auch besonderes Augenmerk geschenkt. Mit 
der Schaffung des Bundesministeriums für 
Familie, Jugend und Konsumentenschutz 
wurden die Möglichkeiten einer weit über den 
finanziellen Bereich hinausgehenden Hilfe­
stellung für die Familien weiter ausgebaut. 

Die erfolgreiche Arbeit der Familien- und 
Partnerberatungsstellen - wir haben derer 
bereits 200, die in ganz Österreich den Men­
schen die Möglichkeit bieten, ihre Probleme 
besser meistern zu können -, die auch in 
Anspruch genommen werden, ist unbestrit­
ten. Das Familienservice und das Kindertele­
fon zum Beispiel verstärken das Netz der 
gebotenen Möglichkeiten. 

Sozialleistungen für die Familien, meine 
sehr geehrten Damen und Herren von der 
Österreichischen Volkspartei, sind daher 
sowohl in finanzieller als auch in ideeller 
Form wichtige Voraussetzungen für eine gute 
Entwicklung der Familien. Wir sollten dabei 
aber auch nicht übersehen, daß es darüber 
hinaus notwendig ist, viele andere Faktoren 
zu berücksichtigen, um Lebensbedingungen 
zu schaffen, wie sie unsere österreichischen 
Familien vorfinden. Unsere Regierungspoli­
tik, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
trägt diesen Notwendigkeiten auch entspre­
chend Rechnung, auch wenn Sie von der ÖVP 
das immer wieder in Abrede stellen. 

Es werden große Bemühungen unternom­
men, um Rahmenbedingungen für eine gute 
wirtschaftliche Entwicklung zu schaffen. Der 
Eindämmung des Preisauftriebs wird 
größtmögliche Beachtung geschenkt. Es wird 
das möglichste unternommen, um die Arbeits­
losenrate niedrig zu halten. Ein Vergleich mit 
anderen Ländern gibt dafür die Bestätigung. 
Der Jugend wird jede Chance zur Bildung und 
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Ausbildung geboten. Und welche Bedeutung 
gerade diesem Kriterium zukommt, können 
wir daraus ersehen, daß der größte Teil der 
arbeitslosen Jugendlichen keine über die 
Pflichtschule hinausgehende Ausbildung auf­
weist. 

Es ist für uns weiter wichtig, daß die Men­
schen Wohnungen zur Verfügung haben, die 
für sie auch erschwinglich sind. 

Wir wissen aber auch, meine sehr geehrten 
Damen und Herren von der Österreichischen 
Volkspartei, daß nicht alles, was wünschens­
wert wäre und was Herr Bundesrat Sattlber­
ger hier angeführt hat, auch machbar ist. Ich 
glaube, das wissen Sie genausogut wie wir. 
Nur: Wir haben den Mut, das klar und deut­
lich auszusprechen. Es ist nämlich nieman­
dem damit geholfen, wenn man unrealistische 
Forderungen stellt, die man dann doch nicht 
erfüllen kann. 

Eine solche Vorgangsweise , meine sehr 
geehrten Damen und Herren, trägt unserer 
Auffassung nach lediglich zur Verunsiche­
rung bei und nützt auf Sicht nicht einmal 
jenen, die solche Forderungen stellen. 

Die vorgesehenen Verbesserungen der Lei­
stungen aus dem Familienlastenausgleichs­
fonds, die mit der heute zur Beschlußfassung 
vorliegenden Novelle Platz greifen, sind daher 
so erstellt, daß sie der Realität und den gege­
benen Möglichkeiten entsprechen. 

Laut Mitteilung der Frau Familienminister 
wird die Finanzierung dieser Leistungen 
einen Betrag von knapp 3 Milliarden Schilling 
erfordern. Das kommt einer Verbesserung um 
nahezu 10 Prozent gleich. Ich würde daher 
meinen, daß es sich bei der vorliegenden 
Novelle zum Familienlastenausgleichsgesetz 
um eine wirkungsvolle Maßnahme handelt. 
Allerdings wird sich an der Art der zuerkann­
ten Leistungen insofern nichts ändern, als wir 
nach wie vor glauben, daß eine Altersstaffe­
lung die gerechteste Form der Hilfestellung 
für die Familien darstellt. 

Für uns Sozialisten gilt auch weiterhin der 
Grundsatz, daß uns jedes Kind gleich viel 
wert ist. Gerechtfertigte Kriterien für eine 
höhere Leistung sehen wir nach wie vor nur 
in der unterschiedlichen Belastung, wie sie 
sich aus den Altersphasen und durch Behin­
derung ergeben. Eine stärkere Förderung von 
Mehrkinderfamilien wäre gleichbedeutend 
mit einer Abqualifizierung der Ein- und 
Zweikinderfamilien, wie sie bei uns die Regel 
sind, und würde darüber hinaus zu Wertunter-

schieden bei den Kindern führen, die wir alle 
nicht wünschen. 

Darüber hinaus ist es ja auch nicht zwangs­
läufig so, daß Mehrkinderfamilien oder Fami­
lien, wo die Mutter nicht berufstätig ist, ein­
fach gleichzusetzen sind mit armen Familien. 
Es ist im Gegenteil so, daß Alleinstehende mit 
einem Kind diesem Kriterium manchmal 
eher nahekommen. 

Wir begrüßen es daher, daß die Verbesse­
rungen, die mit dieser Novelle zum Tragen 
kommen, gezielt und schwerpunktmäßig ver­
teilt sind. Die zunehmende finanzielle Bela­
stung der Familien, die sich aus den größeren 
Bedürfnissen im höheren Kindesalter ergibt, 
ist Tatsache. Mit der Erhöhung des Alterszu­
schlages wurde dem Rechnung getragen. Daß 
Behinderung eine zusätzliche Belastung ist -
und hier sind wir uns sicher einig -, steht ja 
wohl außer Frage. Es kann daher die Erhö­
hung, die aus diesem Kriterium heraus 
gewährt wird, nur auf volle Zustimmung sto­
ßen. 

Unser gemeinsames Wollen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren von der Öster­
reichischen Volkspartei - so ist zumindest 
aus Ihren öffentlichen Erklärungen abzulei­
ten -, ist die Eindämmung der J ugendar­
beitslosigkeit. Wo dies trotz Bemühungen 
nicht möglich ist, soll nunmehr, vorerst 
begrenzt auf drei Jahre, den betroffenen 
Familien mit der Gewährung der Familienbei­
hilfe bis zum 21. Lebensjahr des Jugendlichen 
eine finanzielle Erleichterung gewährt wer­
den. 

In diesen Reigen fügt sich wieder Ihre 
Äußerung ein, indem Sie meinten, daß man 
darüber hinaus noch bei Studenten bis zum 
27. Lebensjahr diese finanzielle Hilfe gewäh­
ren sollte. Ich habe eingangs schon gemeint: 
Wünschenswert wäre so manches, nur, ob es 
finanzierbar ist, das ist eine zweite Sache. 

Die Verdoppelung der Schulfahrtbeihilfe 
wurde von Ihren Sprechern im Nationalrat 
eigentlich bereits begrüßt. Sie sehen daher, 
daß ein gezielter Einsatz der vorhandenen 
Mittel sicher ein zielführender Weg ist. 

Abschließend noch ein Wort zur Höhe der 
Sozialleistungen in Österreich, die von Ihnen 
immer als zu gering kritisiert werden. Ich 
darf in Erinnerung bringen, daß 1970 die Lei­
stungen aus dem Familienlastenausgleich 
noch 11 Milliarden Schilling betragen haben. 
Diese Summe hat sich in der Zwischenzeit 
bereits um das Dreieinhalbfache erhöht und 
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beträgt heute bereits 36,9 Milliarden Schil­
ling. 

Aus dem Bericht des Finanzministers an 
das Parlament ist weiters zu ersehen, daß in 
Österreich die Ausgaben für soziale Leistun­
gen 20 Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
betragen, im Vergleich dazu in den USA nur 
rund 12 Prozent, in der Schweiz 13 Prozent 
und in der BRD 18 Prozent. 

Wenn man dazu in Betracht zieht, daß die 
österreichische Bundesregierung neben vor­
bildlichen Sozialleistungen auch der Erhal­
tung eines hohen Beschäftigungsniveaus, 
einer funktionierenden Wirtschaft, modernen 
und für alle frei zugänglichen Bildungsein­
richtungen, beispielhaften Umweltschutzmaß­
nahmen, um nur einiges zu nennen, den größ­
ten Stellenwert einräumt und auch für deren 
Realisierung sorgt, so muß ich sagen, ist ein 
Krankjammern unseres Staates und seiner 
Leistungen wohl mehr als ungerechtfertigt. 
Für uns fügen sich daher die Verbesserungen 
der Familienleistungen in dieses von mir 
gezeichnete Bild positiv ein. Wir werden 
daher der vorliegenden Novelle gerne unsere 
Zustimmung geben. (Beifall bei der 
SPÖ.) 14.33 

Stellvertretender Vorsitzender Schi pani: 
Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundesmi­
nister Fröhlich-Sandner. Ich erteile ihr dieses. 

14.33 

Bundesminister für Familie, Jugend und 
Konsumentenschutz Gertrude Fröhlich­
Sandner: Hoher Bundesrat! Herr Vorsitzen­
der! Meine Damen und Herren! Als ich mein 
Amt vor knapp 14 Monaten übernommen 
habe, habe ich ein Versprechen abgegeben, 
nämlich alles zu tun, um die Leistungen für 
die Familien zu verbessern, zu vertiefen, zu 
erweitern. Meine Damen und Herren! Ich 
habe dieses Versprechen gehalten. Ich 
möchte es an einigen Zahlen anschaulich 
unter Beweis stellen. 

Ab 1. 1. 1985 konnten wir die Familienbei­
hilfe um 100 S erhöhen, für behinderte Kinder 
um 200 S. Wir konnten gleichzeitig auch eine 
Erhöhung der Leistung für die Schüler heim­
fahrt durchsetzen. Ab 1. 1. 1986 wird die 
Altersstaffel in der Höhe von 200 S um 25 Pro­
zent erhöht, also um 50 S. Wir können die 
arbeitslosen Jugendlichen bis zum vollende­
ten 21. Lebensjahr in die Familienbeihilfe 
miteinbeziehen. Wir konnten die Pauschbe­
träge für die Schülerfahrten um 50 Prozent 
erhöhen. 

Diese Verbesserungen, zusammengenom-

men seit 1. 1. 1985, 1. 1. 1986, beanspruchen 
fast 3 Milliarden Schilling, ganz genau ausge­
drückt, 2 910 Millionen Schilling, angenom­
men, weil wir ja nicht wissen, wie die Ent­
wicklung des kommenden Jahres sein wird. 
Also rund 3 Milliarden Schilling oder, mit 
anderen Worten ausgedrückt - meine Vor­
rednerin hat schon darauf hingewiesen -, 
eine Leistungsverbesserung für Familien in 
einer kurzen Zeitspanne von nicht einmal 
zwei Jahren um mehr als 10 Prozent, also 
sicher um mehr, als die Teuerungsrate in die­
sen beiden Jahren ausmachen wird. 

Ich glaube doch sagen zu können, daß 
schon allein diese Feststellung, diese kurze 
Darstellung, sehr anschaulich beweist, daß 
die Bundesregierung die große Bedeutung der 
Familie für den einzelnen und damit auch für 
die Entwicklung unserer Gesellschaft nicht 
nur kennt, sondern auch anerkennt und 
bereit ist, diese Aufgabe, die die Familie für 
uns alle leistet, zu unterstützen und zu för­
dern. Das reicht vom Bemühen um sichere 
Arbeitsplätze - ich bin sicher, Herr Bundes­
rat Sattlberger, daß Sie mit mir einer Mei­
nung sind, daß die beste finanzielle Absiche­
rung für die Familie natürlich sichere Arbeits­
plätze bedeuten -, das reicht also von der 
Sicherung des Arbeitsplatzes bis zur Humani­
sierung der Arbeitswelt, vom Ausbau des 
sozialen Netzes, des Gesundheitswesens bis 
zu mehr Chancen für alle im kulturellen, aber 
auch im Bildungsbereich und schließt natür­
lich das Wirken des Familienministeriums 
mit ein. 

Es ist ja nicht unbekannt - die Berichte im 
OECD-Bereich unterstreichen das ja anschau­
lich -, daß mit diesen fanlilienpolitischen 
Maßnahmen Österreich im Spitzenfeld aller 
OECD-Staaten liegt, weit vor England, meine 
Damen und Herren, und auch weit vor der 
Bundesrepublik Deutschland. Denn einige 
Damen und Herren vergessen leider immer 
wieder, daß wir neben den finanziellen Stüt­
zungen unglaublich hohe Sachleistungen für 
die Familien zur Verfügung stellen. So 
möchte ich hier doch in den Mittelpunkt rük­
ken, daß zum Beispiel ein Kind unter zehn 
Jahren Leistungen in der Höhe von über 
3100 S monatlich für sich beansprucht und 
daß ein Kind, das über zehn Jahre alt ist, Lei­
stungen im Werte von über 5 000 S vom Staate 
erhält. 

Eine großangelegte Studie - sie reichte 
über acht Jahre hinaus - wurde nicht vom 
Familienministerium in Auftrag gegeben, 
sondern von der Akademie der Wissenschaf­
ten, und sie beweist anschaulich, daß ein 
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Großteil der Bevölkerung mit den Leistungen 
für die Familie in Österreich einverstanden 
ist, vor allem mit der Art der Familienbeihilfe, 
und zwar sind es 73 Prozent, die mit der Form 
der gegenwärtigen Familienbeihilfe einver­
standen sind. 

Ich glaube doch feststellen zu können, daß 
ein sehr hoher Prozentsatz der Zustimmung 
zu unserer Familienpolitik in Österreich vor­
herrscht. Es gibt sogar Bundesländer, dazu 
gehört Tirol, wo die Familien ein viel höheres 
Ja zur Familienpolitik abgeben, nämlich über 
81 Prozent, meine Damen und Herren. 

Daß unsere Förderungsmaßnahmen auch 
der Mehrkinderfamilie zugute kommen, das 
wissen alle, die im Familienbereich tätig sind. 
Und auch die Anhänger der Mehrkinderstaf­
felung dürfen noch folgendes nicht vergessen 
- ich bin schon in den Jahren, daß ich rück­
blickend all die Bemühungen im familienpoli­
tisehen Bereich werten kann -: Wenn ich 
etwa an die seinerzeitige Staffelung zurück­
denke, die für das erste Kind die geringste 
Förderung vorsah und überhaupt nicht auch 
das Älterwerden berücksichtigte, wo doch 
alle, die im Leben stehen, wissen, daß das 
erste Kind das teuerste Kind ist und daß die 
Kosten steigen, je älter Kinder werden, wer­
den Sie ja doch mit mir einer Meinung sein 
können, daß das gegenwärtige System für alle 
Kinder unseres Landes das gerechtere 
System ist und für alle Kinder auch die 
besten Möglichkeiten eröffnet. 

Ich habe hier wieder vernommen, daß der 
Familienlastenausgleichsfonds gewisserma­
ßen ausgeräumt wurde, daß wir einige Pro­
zentsätze abgegeben haben. Ich glaube aber 
doch feststellen zu können, daß alle hier im 
Saal Sitzenden mit mir sicher einer Meinung 
sein werden, daß auch die Alten unserer 
Gesellschaft, daß die ältere Generation, die 
Großeltern auch Mitglieder unserer Familie 
sein sollen. Ihre Sicherheit und ihre Gebor­
genheit sind tatsächlich eine wichtige, not­
wendige familienpolitische Maßnahme, eine 
Maßnahme, die natürlich auch allen Familien 
zugute kommen wird. 

Und ich bitte doch herzlich, einmal Abstand 
zu nehmen von der Ansicht, daß Kindersegen 
gleichzusetzen ist mit Armut. Das wäre doch 
ein sehr wichtiges Erkennen. 

Die Teuerungsabgeltung wurde ja nur des­
halb für die Mehrkindfamilie gegeben, weil 
einfach die Mittel für mehr Leistungen nicht 
vorhanden gewesen sind. Ich möchte Ihnen 
viele Briefe zum Lesen geben, Briefe, in 

denen sich Menschen beschweren, die ein 
oder zwei Kinder zu erziehen haben, zum Bei­
spiel alleinerziehende Väter, die gibt es auch 
in Österreich, über 13000, alleinerziehende 
Mütter, über 131000, die sich bitter beschwert 
haben, daß man ihre finanzielle Notsituation 
dabei unberücksichtigt gelassen hat. 

Und noch etwas: Wenn ich Briefe bekomme, 
oder wenn Briefe an mich persönlich gerich­
tet werden - das konnte ich während meiner 
langjährigen Tätigkeit im Rathaus anschau­
lich beweisen -, so habe ich diese immer 
postwendend beantwortet. 

Zum Familienhärteausgleichsfonds wurde 
hier die Klage erhoben, daß man so lange Zeit 
benötigt, um hier entsprechende Hilfsmaß­
nahmen einführen zu können. Interessant, 
daß gestern, als der Ausschuß tagte, der 
Finanzausschuß gleichzeitig eine Reduzie­
rung des Mitarbeiterkreises im Ministerium 
verlangte, daß man vehement die Personal­
vermehrung negativ beurteilt hat und gleich­
zeitig Klage führt, daß für Akten, für die Erle­
digung von wichtigen Aufgaben lange Zeit 
beansprucht. 

Meine Damen und Herren! Das war ja der 
Grund, der mich bewogen hat, für das nächste 
Budget mehr Mitarbeiter zu wünschen. Ich 
habe diesen Wunsch auch erfüllt bekommen, 
um eben schneller den Familien helfen zu 
können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Unser Ehrgeiz geht ja nicht nur dahin, 
gewissermaßen Almosen zu verteilen, finan­
zielle Mittel zur Verfügung zu stellen, wir wol­
len ja diesen Familien, die unverschuldet in 
Notsituationen geraten sind, auch zu einem 
neuen Start verhelfen. Wir reden natürlich 
mit Sozialämtern, mit Banken, mit den Bür­
germeistern, mit der Caritas und mit den 
Pfarrern, um hier eine entscheidende Verbes­
serung der Situation - nicht nur vom Mate­
riellen her - zu erreichen. 

Wir haben also mehr als 750 Ansuchen posi­
tiv erledigen können, mit entsprechender 
Zuweisung von Mitteln. Ich kann hier ver­
sprechen, daß wir von diesen 20 Millionen 
Schilling jeden Schilling auch heuer natürlich 
ausgeben werden. 

Es wurde hier leider in Abwesenheit von 
Frau Abgeordneter Traxler auf deren Aussa­
gen im "Inlandsreport" hingewiesen. Ich bin 
kein Dolmetsch der· Meinung der Frau Abge­
ordneten. Ich habe bei dieser Stellungnahme 
aber folgendes verstanden: Die Frau Abgeord­
nete Traxler vertritt die Meinung, daß 
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Wunschkinder die besten Chancen mitbekom­
men, um dereinst auch glückliche Kinder und 
glückliche Erwachsene zu werden. 

Meine Damen und Herren! Die Entwick­
lung des Fonds - das wird Sie beruhigen -
ist positiv, und es ist mit einer Rücklage in 
der Höhe von ungefähr 1,3 Milliarden Schil­
ling zu rechnen. Ein Betrag, der uns berech­
tigte Hoffnung gibt, daß wir auch im kommen­
den Jahr 1986 - ich denke hier vor allem an 
den Bereich des Mutter-Kind-Passes - neu­
erliche Verbesserungen für die Familien 
durchführen können. Das ist ein sichtbarer 
Beweis einer Bundespolitik, die die Förde­
rung der Familie als Schwerpunkt ihrer 
Regierungs- und ihrer Gesamtpolitik einge­
stuft hat. (Beifall bei der SPÖ.) 14.42 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Bevor ich der nächsten Rednerin das Wort 
erteile, darf ich die im Hause erschienene 
Frau Staatssekretär Dr. Beatrix Eypeltauer 
recht herzlich in unserer Mitte willkommen 
heißen. (Allgemeiner Beifall.) 

Als nächste zum Wort gemeldet hat sich 
Frau Bundesrat Emmy GÖber. Ich erteile ihr 
dieses. 

14.43 

Bundesrat Emmy Göber (ÖVP, Steiermark): 
Herr Vorsitzender! Frau Minister! Frau 
Staatssekretär! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Mein Kollege Sattlberger hat 
eigentlich die· Position der Österreichischen 
Volkspartei, was die Familienpolitik betrifft, 
schon deutlich kundgetan. Ich möchte das 
jetzt nicht ein zweites Mal tun, möchte viel­
leicht aber dort anschließen, wo die Frau Kol­
legin Moser aufgehört hat. Ich möchte ihr 
zustimmen und sagen, daß Familien nicht 
allein durch finanzielle Hilfen funktionieren 
und glücklich sein können, aber wohl die 
finanzielle Hilfe die erste und wesentliche 
Voraussetzung dafür ist. Sie ist aber sicher­
lich nicht die einzige, und ich möchte daher 
auch in dieser Hinsicht einige Gedanken ein­
bringen. 

Frau Minister, Sie gestatten: Als ich Ihnen 
zugehört habe, hatte ich das Gefühl, die Fami­
lien in Österreich wären noch nie so glücklich 
gewesen wie heute. Daß dem aber nicht so ist, 
das weiß jede Frau von uns, die auch auf kom­
munaler Ebene tätig ist, die mit den Familien 
ihrer Stadt Kontakt hat und die sich auch um 
die Sorgen dieser Familien kümmert. Dann 
weiß man, daß das Bild der Familie leider 
Gottes nicht so positiv aussieht. 

Ich gebe schon zu - und ich nehme das 
auch dankbar auf -, daß wiederum Geldbe­
träge zur Verbeserung der Situation der 
Familien beigetragen haben. Ich möchte aber 
zum Nachdenken geben, ob unsere Familie 
zurzeit nicht etwas krank ist, und zwar bin ich 
der festen Meinung, daß wir aus dem Frauen­
bereich viele Probleme als äußerst wichtig 
anerkennen. Sie sind auch wichtig. Wir reden 
über die berufstätige Frau, die Hausfrau, die 
Frau in der Politik. Aber ich bin auch der 
festen Meinung, daß die Situation der Mutter 
in den letzten Jahren sicherlich zu kurz 
gekommen ist, der Mutter, die eine unbe­
zahlte Leistung nicht nur für die Familie, son­
dern für die ganze Gesellschaft bringt. Wir 
haben zu wenig geredet von der Mutter, die 
die nächste Generation bildet, und es hängt 
doch in erster Linie von der Mutter ab, wie 
unsere Gesellschaft aussieht. 

Der zweite Bereich ist das Elternhaus. 
Gerade in unserer heutigen zerissenen Zeit 
wissen wir alle, wie sehr wir eine Heimat 
brauchen, eine Heimat auch im engsten 
Bereich, wo jedes Familienmitglied, wenn es 
in Nöten ist, Zuflucht und Schutz finden kann. 
Auch der Begriff "Elternhaus" wurde zu sehr 
zerissen, wie überhaupt der ganze Begriff 
"Familie". Es ist vieles getan worden, vom 
Kleinstkind bis zur alten Frau und zum alten 
Mann, indem wir irgendwelche Versorgungs­
stätten installieren, aber wir haben vielleicht 
zu wenig getan, um die Familie zu konzentrie­
ren und zusammenzuhalten. 

Das Harmoniebedürfnis der Menschen war 
sicher noch nie so groß wie in der heutigen 
Zeit. Ich glaube, es ist daher unsere vordring­
lichste Aufgabe, und zwar für alle, nicht nur 
für die Frau Familienminister , daß wir die 
Voraussetzungen für die kleine Familie - ich 
betone im besonderen die Mehrkinderfamilie, 
weil uns diese sehr am Herzen liegt -, aber 
auch die Voraussetzung für die unvollständige 
Familie zu schaffen haben. 

Die steirische Jugend hat eine Umfrage in 
Auftrag gegeben, und diese Umfrage wurde 
von der Grazer Universität ausgewertet. Und 
ich sage Ihnen jetzt, welche Aussage die stei­
rische Jugend getroffen hat: Von allen Proble­
men - Umwelt, Arbeitswelt und so weiter -
setzt sie an erste Stelle, daß die Familie das 
wichtigste Anliegen ist. (Bundesrat Pie h -
1 e r: Eine Bestätigung für unsere Politik!) 
Diese Umfrage erfolgte ungefähr vor einem 
Monat. Ich glaube, das ist eine Herausforde­
rung für uns alle, uns für die Familien zu 
engagieren. (Bundesrat [ng. Ni g 1: Bestätigt 
eure Politik! Früher waren Kinder Privatsa-
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che bei euch!) Ich möchte aber auch etwas zu 
bedenken geben, und das wissen Sie genauso 
gut wie ich. (Bundesrat Dkfm. Hin t sc h i g: 
Sie haben die Kinder nicht privat?) Es gibt 
auch Statistiken, daß nur mehr jede dritte 
Frau - Herr Generaldirektor, denken Sie 
sich! -, nur mehr jede dritte Frau zwischen 
20 und 30 Jahren bereit ist, ein Kind zu haben. 
Jetzt sollen Sie nicht sagen, weil die Frau zu 
bequem ist oder weil sie einen Beruf hat, 
oder, ich weiß nicht, welche "Weils" da eine 
Rolle spielen. Wir sollen nachdenken, warum, 
und wir sollen Gespräche führen mit diesen 
jungen Frauen, dann kommen wir doch dar­
auf - Frau Minister, ich muß es jetzt sagen 
-, daß das Kind leider heute vielfach als 
Belastung empfunden wird. 

Demoskopen haben in die Zukunft geblickt. 
Sie sagen: Wenn die derzeitige Entwicklung 
anhält, wird es in drei Jahrzehnten um ein 
Drittel weniger Frauen im gebärfähigen Alter 
geben als heute. Die weitere Folge daraus: 
Innerhalb der nächsten hundert Jahre fällt 
eine Generation in Österreich komplett aus. 
Wir sollten wirklich alle darüber nachdenken. 

Zum Nachdenken, meine ich, gehört auch, 
daß wir die Begriffe "Mutter, Elternhaus und 
Familie" ernst nehmen und aufwerten. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Es gibt mir doch auch sehr zu denken, ohne 
daß ich den Moralapostel spielen möchte -
das steht mir nicht zu -, daß viele Frauen 
auch nicht mehr bereit sind, eine Ehe einzu­
gehen und eine Familie zu gründen. Das muß 
auch eine Ursache haben, nicht nur daß die 
Frauen meinen, es ist schick, allein zu sein. 

Frau Minister! Wir von der Österreichi­
schen Volkspartei treten trotz allem für die 
Förderung der Mehrkinderfamilien ein. Das 
soll nicht heißen, wie Sie gemeint haben, wir 
qualifizieren die Ehe mit einem Kind ab. Das 
wird uns wohl niemand in die Schuhe schie­
ben wollen. Nur wissen wir auch, daß jedes 
erste, jedes dritte und jedes fünfte Kind wie­
der einen enormen Ausgabenschub verur­
sacht. Daher treten wir für die Förderung der 
Mehrkinderfamilien ein, denn nicht umsonst 
lebt jeder siebente Arbeiterhaushalt mit zwei 
oder mehr Kindern, jeder vierzehnte Beam­
tenhaushalt od~r jeder zwanzigste Angestell­
tenhaushalt mit zwei oder mehr Kindern am 
Existenzminimum. 

Weil Sie sagten, wir sollen von dieser Stiege 
abgehen - ich weiß nicht, wie Sie das 
gemeint haben -, daß man in eine Armuts­
grenze fällt, wenn man Kinder hat. Frau Mini-

ster! Es stimmt leider, ich kann Ihnen Unter­
lagen aus Graz zur Verfügung stellen. Dort ist 
die schöne Stufengeschichte gezeichnet, wo 
man ab zwei Kinder mit einem Alleinverdie­
ner schon ins Existenzminimum schlittert 
und mit drei Kindern absolut im "Tiefpar­
terre" sitzt. Das ist sehr traurig. 

Frau Minister! Sie haben am 24. Oktober 
wörtlich gesagt, bei positiver wirtschaftlicher 
Situation werden Sie 1986 für alle Familien 
Verbesserungen vorschlagen. 

Ich hoffe, daß Sie das auch in die Tat umset­
zen. Nur würde ich jetzt gleich zu bedenken 
geben, ob man das nicht schon eher tun 
könnte, denn als das Familienministerium 
gegründet wurde, lagen die Ausgaben für die­
ses Ministerium bei 17 Millionen Schilling. 
Jetzt, meine Damen und Herren, sind sie bei 
32 Millionen Schilling. 

Es gibt heute schon 104 Beschäftigte in 
Ihrem Ministerium. Frau Minister, ich weiß 
nicht, ob man davon nicht etwas für unsere 
Familien abzweigen könnte. 

Sie haben soeben angeführt, Frau Minister, 
Sie würden in Ihrem Ministerium noch mehr 
Beschäftigte brauchen, damit Sie den Behör­
denweg für die Familien verkürzen können. 

Wir in der Wirtschaft können ja auch nicht 
immer noch mehr Kräfte einstellen, weil wir 
uns das leider nicht leisten können. Ich 
meine, 104 Beschäftigte für ein Familienmini­
sterium ist eigentlich schon viel. 

Noch eine kurze Bemerkung: In der Steier­
mark sind nach der Volkszählung 1981 71 Pro­
zent der Bevölkerung entweder Eltern oder 
Kinder. Ich sage das deswegen, weil so viele 
Menschen von familienpolitischen Maßnah­
men betroffen sind. 

Ich sage es nicht gerne, muß es aber trotz­
dem noch einmal erwähnen: Leider bedeuten 
Kinder heute noch einen sozialen Abstieg und 
mehr Kinder leider doch Armut. Das sagt kei­
ner von uns mit Freude. 

Ich möchte so gerne haben, daß wir die 
Familien wieder in die Mitte unseres Seins 
stellen. Denn, meine Damen und Herren, 
wenn wir von Arbeit sprechen, ist die Familie 
in der Mitte, und das Problem Arbeit steht 
doch außerhalb, weil es sich wieder auf die 
Familie bezieht. Auch das Einkommen steht 
wieder außerhalb der Familie und bezieht 
sich nur zurück auf die Familie. Oder die 
Wohnung: Auch sie ist wieder außerhalb und 
bezieht sich zurück auf die Familie. 

468. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 69 von 121

www.parlament.gv.at



19360 Bundesrat - 468. Sitzung - 15. November 1985 

Emmy Göber 

Ich meine, die Familie ist und bleibt, auch 
wenn sie sich zurzeit vielleicht in der Krise 
befindet - nicht nur finanziell, sondern auch 
ideell -, der Mittelpunkt unseres Lebens. 

Darum möchte ich Sie sehr bitten, die 
Familie wieder aufzuwerten. (Beifall bei der 
ÖVP.) 14.57 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrat 
Margaretha Obenaus. Ich erteile ihr dieses. 

14.57 

Bundesrat Margaretha Obenaus (SPÖ, 
Steiermark): Sehr geehrter Herr Vorsitzen­
der! Frau Bundesminister! Frau Staatssekre­
tär! Meine Damen und Herren! Es freut mich 
die Feststellung meiner Vorrednerin, der 
Frau Kollegin Göber, die gemeint hat, es 
wurde für die Familien viel getan, vom Klein­
kind bis zu den Großeltern. Diese Bemerkung 
hat mich gefreut, sie war objektiv. 

Aber überall kann ich ihren Ausführungen 
nicht beipflichten, zum Beispiel, wenn sie die 
Statistik von Graz erwähnt. Die hat sicherlich 
der Herr Hofrat Danninger aufgestellt. Denn 
wenn man sich seine Statistik anschaut, 
bekommt man schön langsam das Gefühl, es 
muß sich jeder, der drei oder mehr Kinder 
hat, um eine Klostersuppe anstellen, denn der 
hat in Österreich kein Auskommen mehr. So 
sehe ich die Statistik des Herrn Hofrates Dan­
ninger. 

So viele Klöster würde es gar nicht geben, 
und Gott sei Dank geht es diesen Familien, 
die mehr Kinder haben, nicht so schlecht. 

Meine Damen und Herren! Seit nunmehr 31 
Jahren haben wir das Familienlastenaus­
gleichsgesetz, und voriges Jahr hat das 
30-Jahr-Jubiläum stattgefunden. 

Dieses Gesetz wurde am 15. Dezember 1954 
einstimmig im Nationalrat beschlossen. Der 
Grund- und Leitgedanke dieses Gesetzes war: 
der Ausgleich der Familienlasten hat zwi­
schen denjenigen zu erfolgen, die die Lasten 
zu tragen haben - bewußt oder unbewußt -, 
und zwischen denjenigen, die den Nutzen 
davon haben, daß es andere für sie tun. Im 
einfachsten Wortlaut: Lasten tragen diejeni­
gen, die Kinder haben, im Unterschied zu 
anderen, die keine haben. (Zwischenruf bei 
der ÖVP.) Die haben zwar keinen Nutzen; ich 
weiß es nicht, vielleicht weil es ihnen finan­
ziell unter Umständen bessergeht. 

Das war der Grundsatz zur Erlassung des 

Familienlastenausgleichsgesetzes, und dieses 
Gesetz wurde damals sogar als Markstein in 
der gesetzlichen Entwicklung des österreichi­
schen Staates bezeichnet. 

Es hat sich allerdings in den letzten 31 Jah­
ren auch viel verändert. Neue technische 
Möglichkeiten haben sich ergeben, die Ent­
wicklung der Wissenschaft ist fortgeschritten 
und hat in unser Leben entscheidend einge­
griffen. 

Doch bei diesem großen Strukturwandel ist 
eines gleich geblieben, nämlich die Bedeu­
tung der Familie. Die Aufgabe der Familien­
politik muß es daher sein, der Familie zu hel- . 
fen, nicht durch Bevormundung, auch nicht 
durch Abnehmen von Entscheidungen, son­
dern durch eine Politik, die der Familie jene 
Zuwendung sichert, die sie für die Bewälti­
gung ihrer Aufgaben so dringend benötigt. 
Familienpolitik ist daher kein isoliertes 
Bemühen, sondern ein wichtiger Bestandteil 
der Gesamtpolitik. 

Für die Anspruchsberechtigung auf mate­
rielle Zuwendungen dürfen weder Berufstä­
tigkeit noch das Zuhausebleiben eines Part­
ners die Voraussetzung sein. 

Die Leistungen aus dem Familienlastenaus­
gleichsfonds stehen sicher an der Spitze der 
Familienförderung und stehen daher auch im 
Mittelpunkt vieler Diskussionen. 

Erst vor kurzem war ich in Graz bei einer 
Tagung des Familienpolitischen Beirates der 
Steiermärkischen Landesregierung, wo es 
heiße Debatten und Auseinandersetzungen 
über die Leistungen des Staates für die Fami­
lien gegeben hat. Die Kollegin Göber - sie ist 
momentan nicht im Saal - kann mir heute 
sicherlich nur bestätigen, welch unange­
nehme Formen diese Diskussion angenom­
men hat. Denn auch dort hat man nach den 
Ausführungen des Hofrates Danninger den 
Eindruck bekommen, besonders wenn dort 
ein Fremder gesessen wäre, der nicht aus 
Österreich ist, wir sind in einem Entwick­
lungsland, und es wird für unsere Familien 
überhaupt nichts getan. 

Daß aber unsere Regierung bemüht ist, den 
Familien zu helfen, zeigt doch, daß dieses 
Familienlastenausgleichsgesetz immer wie­
der verbessert und ergänzt wird. Wir wollen 
doch nicht vergessen, daß dieser Fonds ein­
malig in Europa ist und, ich glaube sogar, auf 
der ganzen Welt ist. 

Wir sollen auch nicht die vielen hundert 
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Milliarden Schilling vergessen, die daraus 
den Familien in Form von Geld- und Sachlei­
stungen zugute gekommen sind, in erster 
Linie natürlich den sozial Schwächeren. 

Wenn auch die ÖVP und ihr nahestehende 
Organisationen andere Vorstellungen über 
die Verwendung der Mittel aus dem Fonds 
oder über die Art der Familienförderung 
haben, so glaube ich doch sagen zu können, 
daß es bei aller unterschiedlicher Auffassung 
ein gemeinsames Wollen gibt, nämlich den 
Familien zu helfen. Daher muß den Familien 
in Österreich jener Rang verschafft werden, 
der ihnen gebührt, nämlich der Vorrang. 

Daß unsere Frau Familienminister Ger­
trude Fröhlich-Sandner in ihrem Ministerium 
seit dem Bestehen eine Reihe von Schwer­
punkten gesetzt hat, beweist doch, daß wir 
Sozialisten ehrlich bemüht sind, den Familien 
zu helfen. Ich denke unter anderem beson­
ders an die Installierung des Härteausgleichs­
fonds, durch den schon 630 Familien mit 
durchschnittlich 45000 S geholfen wurde. Es 
wurden Arbeitsgemeinschaften gegründet, 
die sich mit Aufklärungs- und Partnerschafts­
fragen befassen, mit dem Eintreten für 
gewaltfreie Erziehung sowie mit den Vorar­
beiten für dieses Gesetz. 

Familienpolitik muß aber ressortübergrei­
fend sein, denn sie manifestiert sich in der 
Finanz- und Wirtschaftspolitik genauso wie in 
der Sozial-, Bildungs- und Gesundheitspolitik 
und schließt sogar die Sorge um eine gesunde 
Umwelt in sich ein. 

Da der Anteil der erwerbstätigen Frauen 
mit mehr als 1,3 Millionen, gemessen an der 
Gesamtzahl der Erwerbstätigen in Österreich, 
fast 40 Prozent ausmacht und 403 000 berufs­
tätige Frauen, das sind wiederum 30,5 Pro­
zent, Kinder im Alter bis zu 15 Jahren haben, 
wird die Kinderbetreuung während der Zeit 
der Berufsausübung immer mehr zu einem 
zentralen Anliegen. 

In Wien gibt es vielleicht dieses Problem 
nicht so stark wie bei uns in den Bundeslän­
dern. Viele Betreuungseinrichtungen, vor 
allem Kinderkrippen, fehlen in den einzelnen 
Regionen gänzlich oder entsprechen wegen 
der Öffnungszeiten nicht den tatsächlichen 
Bedürfnissen. 

Aber nicht nur die materielle Hilfe allein ist 
für eine intakte Familie maßgebend, sondern 
auch die ideelle Unterstützung in den ver­
schiedensten Lebensbereichen. Dazu gehört 

auch die Stärkung des Partnerschaftsgedan­
kens. 

Nun aber zum vorliegenden Gesetz. Wenn 
man sich die Entwicklung der Kinder- bezie­
hungsweise Familienbeihilfen ansieht: Sie 
begann mit 105 S für ein Kind, für das zweite 
Kind waren es ebenfalls 105 S, und erst ab 
drei Kindern waren es 120 S. Für das vierte 
Kind bekam man vom Staat 128,50 S und für 
das fünfte Kind immerhin 142 S. 

Besonders "gefreut" - "gefreut" unter 
Anführungszeichen - werden sich damals 
die Selbständigen haben, vor allem diejeni­
gen, die nur ein Kind hatten, denn die haben 
damals null Schilling bekommen. Ab zwei 
Kinder haben sie dann etwas bekommen. Da 
war von einem gerechten und systematischen 
Kinderstaffelungssystem überhaupt keine 
Rede. 

Es hat dann im Laufe der Zeit zum Beispiel 
für das dritte Kind mehr gegeben als für das 
fünfte Kind oder für das vierte Kind weniger 
als für das sechste Kind. 

Erst im Jahre 1970 hat im Familienpoliti­
schen Beirat eine Grundsatzdebatte stattge­
funden, bei der sich damals alle Familienver­
bände, auch der Katholische Familienver­
band, zu dem richtigen Grundsatz durchge­
rungen haben, daß die Altersstaffelung einer 
Geschwisterstaffelung vorzuziehen ist. Daß 
das Kleinkind die Familie weniger kostet als 
das Kind, das in die Schule geht oder studiert, 
das ist, glaube ich, wohl unbestritten. 

Weil ich heute schon einmal oder zweimal 
den Hofrat Danninger genannt habe, möchte 
ich ihn noch einmal zitieren. Er hat damals 
bemerkt, daß es eine Schwäche im Familien­
lastenausgleichsgesetz ist, daß der Säugling 
gleich viel wert ist wie der Student. Diese 
Schwäche, meine Damen und Herren, haben 
wir beseitigt, indem wir vor ein paar Jahren 
die Altersstaffelung eingeführt haben, die, so 
glaube ich, die richtige Form ist. Denn sicher­
lich kostet das Kind über zehn Jahre eine 
Familie mehr als ein Kind unter 10 Jahren. 

Wir haben die Familienbeihilfe entschei­
dend erhöht. Sie beträgt derzeit monatlich 
1100 S und für Kinder über zehn Jahre 
1300 S. Mit der heutigen Novellierung sollen 
es 1 350 S sein. Ebenfalls um 50 S monatlich 
soll der Zuschlag zur Familienbeihilfe für 
erheblich behinderte Kinder erhöht werden, 
der dann auch 1 350 S beträgt. 
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Da in dEm letzten Jahren Fahrpreiserhö­
hungen bei den Verkehrsmitteln eingetreten 
sind, sollen auch die Pauschbeträge der 
Schulfahrtbeihilfe erhöht werden, die für die 
täglich wiederkehrenden Fahrten zwischen 
Wohnung und Schule gewährt werden. 

Eine für die heutige Zeit und Lage ganz 
wichtige Neuerung scheint mir die Erweite­
rung des Kreises der Kinder zu sein, für die 
Anspruch auf Familienbeihilfe besteht, näm­
lich daß Familienbeihilfe auch für die volljäh­
rigen Kinder gewährt wird, die nicht mehr in 
Berufsausbildung stehen, aber noch keinen 
entsprechenden Arbeitsplatz gefunden haben. 
Diese Maßnahme soll allerdings bis Ende 1988 
befristet werden. 

In diesem Zusammenhang, meine Damen 
und Herren, möchte ich auch noch etwas 
Erfreuliches - ich glaube, auch für die ÖVP 
Erfreuliches - heute hier erwähnen. 

Auf Grund einer Initiative von Herrn Unter­
richtsminister Dr. Moritz soll die Möglichkeit 
geschaffen werden, daß lehrstellenlose Lehr­
linge in Zukunft weiterhin die Berufsschule 
als ordentliche Schüler besuchen können. 
Dies soll in Anlehnung an das Berufsausbil­
dungsgesetz für jene Lehrlinge gelten, die 
bereits mindestens die Hälfte ihrer Lehrzeit 
im dualen System absolviert haben. Das Vor­
haben wurde mit den Sozialpartnern und den 
Landesvertretern so weit besprochen, daß 
eine Realisierung durch Änderung des Schul­
pflichtgesetzes und des Pflichtschulerhal­
tungs-Grundsatzgesetzes erfolgen kann. 

Von dieser Neuregelung betroffene Lehr­
linge sollen sowohl die Vergünstigungen der 
Gratis-Schulbücher als auch die Schülerfrei­
fahrtenbeihilfe in Anspruch nehmen können. 
Für die Bezahlung der Internatskosten, die 
bei lehrgangsmäßigen Berufsschulen in der 
Regel anfallen, hat das Sozialministerium 
eine Kostenübernahme in Aussicht gestellt. 

Ich hoffe, meine Damen und Herren, daß 
wir in Kürze auch diese Regelung hier wer­
den beschließen können, die wiederum eine 
Hilfe für unsere Familien sein wird. 

Wenn man die Beträge ansieht, die für die 
nun zu beschließende Verbesserung des 
Gesetzes ausgegeben werden, so kann wohl 
niemand behaupten, daß diese Regierung 
nichts für die Familien tut. Denn immerhin 
wird für die neue Regelung, daß auch voll­
jährige Jugendliche, die sich nicht in Berufs­
ausbildung befinden, die Familienbeihilfe bis 
zum 21. Lebensjahr erhalten, ein Betrag von 

150 Millionen Schilling bereitgestellt. (Unruhe 
im Saal.) 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani 
(das Glockenzeichen gebend): Bitte die Bank­
gespräche, den Geräuschpegel so abzusenken, 
daß man die Rednerin im Saal noch hört. 

Bundesrat Margaretha Obenaus (fortset­
zend): Für den Alterszuschlag, der für Kinder 
über 10 Jahre gewährt wird, werden die 
Kosten jährlich 650 Millionen Schilling betra­
gen. Und schließlich werden es für die Erhö­
hung der Schulfahrtbeihilfe rund 10 Millionen 
Schilling sein. 

Alle diese Kosten werden vom Familienla­
stenausgleichsfonds getragen. Und wenn Sie 
meinen, der Lastenausgleichsfonds werde 
ausgeräumt für Dinge, die nicht zweckbe­
stimmt sind, dann überlasse ich Ihnen wirk­
lich das Urteil. Wenn wir so viele Hunderte 
Millionen Schilling für die Familien aus dem 
Lastenausgleichsfonds geben, muß ja etwas 
drinnen sein, also kann er nicht ausgeräumt 
sein. 

Durch dieses Gesetz mit seinen Verbesse­
rungen haben wir aber auch die Feststellun­
gen der ÖVP widerlegt, die ständig von der 
großen Armut spricht, unter der die österrei­
chischen Familien leiden. 

Meine Damen und Herren! Vor soviel 
Schwarzmalerei möchte ich Sie wirklich war­
nen und Ihnen sagen: Versündigen Sie sich 
nicht, wenn Sie ständig diese Worte gebrau­
chen. Denn ich glaube wirklich, daß es uns in 
Österreich und unseren Familien noch nie so 
gut gegangen ist wie in den letzten fünfzehn 
Jahren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn es Härtefälle gibt - das muß ich ein­
gestehen: es gibt sicherlich solche -, so ist 
man auch da bemüht, und die Frau Familien­
minister hat immer ein offenes Ohr. Sie hat 
schon oft und oft gesagt: Wenn Sie einen Här­
tefall kennen, tragen Sie ihn an mich heran, 
und ich werde bemüht sein, euch zu helfen. 
Ich möchte das heute noch einmal unterstrei­
chen und ihr danken, daß sie bereit ist, uns da 
zu helfen. 

Meine Damen und Herren! Daß durch die 
zunehmende Berufstätigkeit der Frauen -
das wird uns berufstätigen Frauen ja immer 
wieder vorgeworfen - die jungen Menschen 
nicht mehr gewillt seien, Kinder zu bekom­
men, daß man sagt, man könne ja keine 
haben, weil die Frauen eben alle arbeiten 
gehen, das ist doch ein Trugschluß. 
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Es stimmt zwar, daß es einen Zusammen­
hang zwischen Frauenerwerbstätigkeit und 
Kinderzahl gibt. Aber stets haben berufstä­
tige Frauen weniger Kinder geboren als nicht 
berufstätige. Nur: Es gehen oft Frauen des­
halb arbeiten oder müssen arbeiten gehen, 
weil sie eine Familie gar nicht gründen wol­
len. Die Kollegin Göber hat auch heute ange­
schnitten, daß der Wille zum Kind immer 
mehr abfällt. Aber man kann doch niemanden 
zwingen, unbedingt zu heiraten, unbedingt 
eine Familie zu gründen. 

Für mich persönlich ist es sicher auch das 
Schönste im Leben, eine Familie und Kinder 
zu haben. Das muß ich ehrlich von diesem 
Platz aus sagen. Aber dazu zwingen kann 
man niemand, und wenn jemand keine Fami­
lie haben will, dann muß er eben arbeiten 
gehen, und das ist dann der umgekehrte 
Schluß: daß diese Leute, weil sie eben keine 
Kinder haben wollen, arbeiten gehen. Aber 
man kann nicht immer uns berufstätigen 
Frauen sagen, daß wir keine Kinder wollen. 

Früher arbeiteten auch die Frauen oft mehr 
als heutzutage. Früher bildeten aber der 
Wohn- und Arbeitsort eine gemeinsame räum­
liche Einheit, während heute die außer Haus 
stattfindende Berufstätigkeit der Regelfall ist. 

Meine Damen und Herren! Frau Dr. Hawli­
cek hat im Nationalrat zwei Untersuchungen 
zitiert. Die eine nennt sich "Einstellung zu 
Ehe und Familie", eine Untersuchung, die im 
Bundesministerium für Finanzen erstellt 
wurde, als es noch das Staatssekretariat für 
Familienangelegenheiten gegeben hat. Dar­
aus ist zu entnehmen, das hat, glaube ich, 
auch Frau Göber angeführt, daß sich 73 Pro­
zent aller Österreicherinnen und Österreicher 
positiv zu Ehe, Familie und Kinder äußern. 
Auch die Frau Bundesminister hat darauf 
hingewiesen. 

Die zweite Untersuchung wurde für den 
Wiener Jugendbericht 1985 erstellt. Auch sie 
ergibt, daß sich 75 Prozent der Jugendlichen 
für die Ehe und für eine Familie aussprachen. 
Drei Viertel der Jugendlichen wollen auf alle 
Fälle vor dreißig Jahren verheiratet sein und 
wollen Kinder haben. 

Also ich glaube, so schlecht ist es um unser 
Land und um unsere jungen Menschen noch 
nicht bestellt. Wir brauchen meiner Meinung 
nach nicht zu bangen, daß wir eines Tages 
niemand mehr haben, der für uns die Pensio­
nen zahlt. Kinder wird es immer wieder 
geben. Gerade im Bundesland Kärnten, 
haben wir vor kurzem gelesen, ist noch 

immer die höchste Zahl der unehelich gebore­
nen Kinder. Also ob Ehe oder nicht: Es ist 
sicherlich nicht der wünschenswerte Zustand, 
nur uneheliche Kinder in die Welt zu setzen, 
aber man sieht, auch im Bundesland Kärnten 
geht deswegen niemand zugrunde. 

Meine Damen und Herren, ich will nun zum 
Schluß kommen. Durch das dauernde J am­
mern, wie schlecht es den Mehrkinderfami­
lien geht, wird eine Atmosphäre geschaffen, 
die eine negative Einstellung zur Familien­
gründung fördert. Das wollen wir doch alle 
nicht. Versuchen wir doch die Modelle, die wir 
zur Entlastung und zur Förderung der Fami­
lie zur Verfügung haben, positiv zu beurteilen. 
Ich kann mir nicht vorstellen, daß sich 
jemand Kinder anschafft, nur um daran zu 
verdienen, weil er die Geburtenbeihilfe, die 
Familienbeihilfe und alle möglichen Zuwen­
dungen vom Staat bekommt. Deswegen 
schafft sich sicher niemand Kinder an, son­
dern wer sich Kinder anschafft, der wünscht 
sie sicher aus vollstem Herzen, weil eben Kin­
der zu einer Familie gehören. 

Ebensowenig ist es richtig, Kinder in die 
Welt zu setzen, wenn man finanziell nicht in 
der Lage ist. Ich glaube, das hat der Kollege 
gemeint, wie er die Frau Abgeordnete Traxler 
erwähnt hat, die im "Inlandsreport" auf die 
Pille zu sprechen gekommen ist. Die Abgeord­
nete Traxler dürfte gemeint haben: Wenn sich 
jemand in einer finanziell schwierigen Situa­
tion befindet, dann wird er sich nicht fünf 
oder noch mehr Kinder anschaffen, denn es 
gibt ja die Pille, die ihm helfen kann, keinen 
Kindersegen in übergroßem Ausmaße zu 
bekommen. 

Meine Damen und Herren! Ich bin der Mei­
nung, daß Familien, die mehrere Kinder 
haben, nicht arm sind, sondern sich als reich 
bezeichnen können, wenn sie deswegen oft 
vielleicht auch auf materielle Güter verzich­
ten müssen. Es gibt auf dieser Welt nicht viel 
Schöneres als eine intakte Familie, in der 
Menschen heranwachsen, die das Leben wei­
tertragen, weitertragen in das zweite Jahrtau­
send. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wir alle sind 
dazu aufgerufen, das Unsrige dazu beizutra­
gen. Die sozialistische Fraktion gibt daher der 
heute vorliegenden Gesetzesnovellierung 
gerne ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 
15.18 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wünscht noch jemand das Wort? Es ist dies 
nicht der Fall. Die Debatte ist geschlossen. 
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Stellvertretender Vorsitzender Schipani 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
. wort gewünscht? - Ebenfalls nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s pr u c h zu 
erheben. 

8. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 23. Oktober 1985 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Verwaltungsakademiege­
setz geändert wird (2. Verwaltungsakademie-

gesetz-Novelle) (3029 der Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Wir gelangen nun zum 8. Punkt der Tagesord­
nung: 2. Verwaltungsakademiegesetz-Novelle. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Stoiser. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Stoiser: Herr Vorsitzender! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Durch den 
vorliegenden Gesetzesbeschluß des National­
rates wird festgelegt, daß die Vertretung des 
Direktors der Verwaltungs akademie im Falle 
seiner Verhinderung durch einen vom Bun­
deskanzler bestimmten Bediensteten der Ver­
wendungsgruppe A oder einen Bediensteten 
mit gleichwertiger dienstrechtlicher Stellung 
zu erfolgen hat. Weiters wird im Sinne einer 
Anregung des Rechnungshofes der Abschluß 
von Dienst- beziehungsweise Werkverträgen 
mit Vortragenden an der Verwaltungsakade­
mie neu geregelt. Schließlich soll unter 
bestimmten Voraussetzungen Bundesbedien­
steten für die Dauer ihrer Verwendung als 
hauptberuflich Vortragende an der Verwal­
tungsakadernie ein Karenzurlaub gewährt 
werden können. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung am 14. Novem­
ber 1985 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Rechtsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 23. Oktober 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Verwaltungsaka­
demiegesetz geändert wird (2. Verwaltungs­
akademiegesetz-Novelle) wird kein Einspruch 
erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Ich danke für die Berichterstattung . 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich frage: 
Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s pr u c h zu 

. erheben. 

9. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 7. November 1985 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Schaffung einer Gesellschaft 
zur Errichtung eines Marchfeldkanalsystems 
(Marchfeldkanalgesetz) (3033 der Beilagen) 

10. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
7. November 1985 über einen Syndikatsver­
trag zwischen der Republik Österreich 
(Bund), vertreten durch den Bundesminister 
für Bauten und Technik, und dem Land Nie­
derösterreich betreffend die Errichtung und 
den Betrieb eines Marchfeldkanalsystems) 

(3034 der Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Wir gelangen nun zu den Punkten 9 und 10 
der Tagesordnung, über die eingangs 
beschlossen wurde, die Debatte unter einem 
abzuführen. 

Es sind dies die Beschlüsse des Nationalra­
tes vom 7. November 1985 betreffend ein Bun­
desgesetz über die Schaffung einer Gesell­
schaft zur Errichtung eines Marchfeldkanal­
systems und einen Syndikatsvertrag zwi­
schen der Republik Österreich, vertreten 
durch den Bundesminister für Bauten und 
Technik, und dem Land Niederösterreich 
betreffend die Errichtung und den Betrieb 
eines Marchfeldkanalsystems. 

Berichterstatter über die Punkte 9 und 10 
ist Herr Bundesrat Dkfm. Dr. Pisec. Ich bitte 
um die Berichterstattung. 

Berichterstatter Dkfm. Dr. Pisec: Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Frau Staatsse­
kretär! Hoher Bundesrat! Bericht des Wirt­
schaftsausschusses über den Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates vom 7. November 
1985 betreffend ein Bundesgesetz über die 
Schaffung einer Gesellschaft zur Errichtung 
eines Marchfeldkanalsystems (Marchfeldka­
nalgesetz). 
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Dkfm. Dr. Pisec 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates sieht die Schaffung einer einen 
eigenen Wirtschaftskörper bildenden Gesell­
schaft zur Errichtung eines Marchfeldkanal­
systems vor. Die Organisation der Gesell­
schaft wurde jener der Planungsgesellschaft 
nachgebildet. Organe sind der Vorstand und 
das Kuratorium (Aufsichts organ) , wobei die 
Nominierung der Mitglieder paritätisch durch 
den Bund und das Land Niederösterreich 
erfolgt. 

Der Errichtungsgesellschaft obliegt unter 
Bedachtnahme auf landschaftsökologische 
Gesichtspunkte die Planung und Errichtung 
des Marchfeldkanalsystems ,in der Grundaus­
stattung einschließlich des Erwerbs der hiefür 
erforderlichen Grundstücke. Die Grundaus­
stattung des Marchfeldkanalsystems umfaßt 
den Hauptkanal zwischen Langenzersdorf 
und Deutsch-Wagram, eine Adaptierung des 
Rußbaches, den Obersiebenbrunner Kanal 
zwischen Markgrafneusiedl und Ober sieben­
brunn, eine Adaptierung des Stempfelbaches 
sowie die Errichtung von drei Wasserzuleitun­
gen auf die Hochterasse, von Versickerungs­
anlagen und entsprechenden Betriebsgebäu­
den sowie im Bedarfsfall die Herstellung des 
Großenzersdorfer Kanals zwischen Deutsch­
Wagram und dem Fadenbach und die Adap­
tierung des Fadenbaches. 

Die Mittel zur Deckung der Kosten, die der 
Errichtungsgesellschaft erwachsen, werden 
bis zur Höhe von 2 Milliarden Schilling aufge­
bracht: zu 45 vH durch Zuwendungen der für 
diese Zwecke gemäß dem jeweiligen Bundes­
finanzgesetz verfügbaren Ausgabenbeträge, 
zu 30 vH durch ein Darlehen des Wasserwirt­
schaftsfonds, zu 15 vH durch Zuwendungen 
gemäß dem Katastrophenfondsgesetz und zu 
10 vH durch Zuwendungen der für diese 
Zwecke gemäß dem jeweiligen Voranschlag 
des Landes Niederösterreich verfügbaren 
Ausgabenbeträge. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
14. November 1985 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 7. November 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz über die Schaffung einer 
Gesellschaft zur Errichtung eines Marchfeld-

kanalsystems (Marchfeldkanalgesetz) wird 
kein Einspruch erhoben. 

Weiters zum nächsten Tagesordnungs­
punkt: Bericht des Wirtschaftsausschusses 
über den Beschluß des Nationalrates vom 
7. November 1985 betreffend einen Syndikats­
vertrag zwischen der Republik Österreich 
(Bund), vertreten durch den Bundesminister 
für Bauten und Technik, und dem Land Nie­
derösterreich betreffend die Errichtung und 
den Betrieb eines Marchfeldkanalsystems. 

Durch den vorliegenden Syndikatsvertrag 
sollen insbesondere die im Marchfeldkanalge­
setz aus Kompetenzgründen nicht enthalte­
nen notwendigen Festlegungen getroffen wer­
den. Dies gilt vor allem für die Verpflichtun­
gen des Landes Niederösterreich. Dieses hat 
nach dem Vertrag 10 vH der Errichtungsko­
sten zu tragen; die korrespondierende Bestim­
mung im Marchfeldkanalgesetz (§ 3 Abs. 1 
Z 4) ist lediglich als Feststellung zu werten 
und hat keinen normativen Charakter. Der 
Vertrag enthält weiters die Verpflichtung des 
Landes, bis 1. Jänner 1986 eine Betriebsgesell­
schaft Marchfeldkanal einzurichten, sofern 
bis dahin eine bundesgesetzliche Regelung 
für die Einhebung von Interessentenbeiträ­
gen geschaffen wird. Diese Bedingung ist 
durch § 16 des Marchfeldkanalgesetzes erfüllt, 
welcher eine Beitragsverpflichtung der 
Begünstigten zum Betrieb und zur Erhaltung 
des Marchfeldkanalsystems vorsieht. 

Der Syndikatsvertrag geht davon aus, daß 
durch Bundesgesetz eine Errichtungsgesell­
schaft Marchfeldkanalsystem eingerichtet 
wird, der die Herstellung des Kanalsystems 
obliegt. Als Errichtungskosten sind im Ver­
trag 2 Milliarden Schilling auf der Preisbasis 
1984 als Obergrenze vorgesehen. Davon sind 
30 vH durch den Wasserwirtschaftsfonds auf­
zubringen, wobei sich der Bund verpflichtet, 
den Fonds durch Bundesgesetz zur Gewäh­
rung eines entsprechenden Darlehens an die 
Errichtungsgesellschaft zu ermächtigen. Als 
Beitrag :tu den Betriebskosten verpflichtet 
sich der Bund, ab 1986 jährlich 7,5 Millionen 
Schilling zu leisten. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
14. November 1985 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschafts ausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 
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Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
7. November 1985 betreffend einen Syndikats­
vertrag zwischen der Republik Österreich 
(Bund), vertreten durch den Bundesminister 
für Bauten und Technik, und dem Land Nie­
derösterreich betreffend die Errichtung und 
den Betrieb eines Marchfeldkanalsystems 
wird kein Einspruch erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Wir gehen in die Debatte ein, die über die 
zusammengezogenen Punkte unter einem 
abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Dipl.-Ing. Dr. Ogris. Ich erteile ihm dieses. 

15.28 

Dipl.-Ing. Dr. Ogris (SPÖ, Wien): Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte 
Frau Staatssekretär! Meine Damen und Her­
ren! Die Vorarbeiten für die Errichtung des 
Marchfeldkanals sind nun soweit fortgeschrit­
ten, daß die derzeit noch für das Projekt 
zuständige Planungsgesellschaft in eine 
Errichtungsgesellschaft umgewandelt werden 
muß. 

Die dazu notwendigen gesetzlichen Voraus­
setzungen sind das Marchfeldkanalgesetz, 
das die Rahmenbedingungen für die Tätigkeit 
der neuen Gesellschaft festlegt, und der Syn­
dikatsvertrag, der, wie wir gehört haben, vor 
allem die aus Kompetenzgründen nicht durch 
Bundesgesetz regelbaren Verpflichtungen des 
Landes Niederösterreich festschreibt. 

Die Notwendigkeit zur Errichtung des etwa 
2 Milliarden Schilling teuren Kanalsystems 
ergibt sich aus den Folgen des jährlich um 
zirka 5 Zentimeter absinkenden Grundwas­
serspiegels in diesem Gebiet und der damit 
verbundenen Versteppungsgefahr . Zirka 
64 000 Hektar Ackerland sind von der Aus­
trocknung bedroht. Die Bedeutung dieses 
Gebietes mit rund 50 000 Einwohnern, ergibt 
sich vor allem aus der Tatsache, daß es mit 
nur 4 Prozent der Ackerfläche Österreichs 
eine Produktion von etwas mehr als 10 Pro­
zent des Brotgetreides und rund 17 Prozent 
der Zuckerrüben ermöglicht. 

Durch den Marchfeldkanal, der eigentlich 
eine Verbindung von drei verschiedenen 
Kanälen mit dem Ausbau von drei natürli­
chen Wasserläufen ist und damit ein Gesamt­
system von über 100 Kilometer Länge umfaßt, 
sollen rund 40 000 Hektar landwirtschaftlich 
genutzter Flächen bewässert und die Trink­
wasserversorgungen der in diesem Gebiet lie­
genden Gemeinden mengenmäßig und hygie­
nisch sichergestellt werden. 

Das Projekt sieht vor, den zirka 18 Kilome­
ter langen eigentlichen Marchfeldkanal zwi­
schen der Donau bei Strebersdorf und 
Deutsch-Wagram zu errichten, um den Ruß­
bach, das zentrale und wichtigste Gewässer 
dieses Gebietes, zu dotieren. Vom Rußbach 
werden über den zirka 8 Kilometer langen 
Obersiebenbrunner-Kanal der Stempfelbach 
und über den 17 Kilometer langen Groß­
Enzersdorfer-Kanal der Fadenbach mit 
Zusatzwasser versorgt. Dadurch wird einer­
seits die Gewässergüte in diesen Gerinnen 
verbessert; andererseits wird durch Versicke­
rung der Grundwasserstrom zusätzlich 
gespeist. Der Untergrund des Marchfeldka­
nals besteht aus tertiären Ablagerungen der 
verschiedensten Art, die ein ehemaliges Mee­
resbecken aufgefüllt haben. Unter den ober­
sten durchlässigen Schichten befinden sich 
dichtere, die drei durch sattelartige Schwellen 
getrennte Wannen bilden. Die oberste dieser 
Wannen ist die Aderklaaer Wanne, gefolgt 
von der Glinzendorfer-Leopoldsdorfer Wanne 
und der untersten, der Lasseer Wanne. 

Wenn der Grundwasserspiegel nur mehr 
um ein weniges weiter sinkt, wird das kaska­
denartige Überströmen der zwischen diesen 
Wannen liegenden Schwellen verhindert. Die 
Wasserbewegung kommt dadurch zum Erlie­
gen und Verunreinigungen können nicht 
mehr ausgespült werden. 

Der geplante Marchfeldkanal wird nicht 
nur mengenmäßig die Wassersituation ent­
scheidend verbessern, er wird auch die Was­
serqualität erheblich erhöhen. Gegenwärtig 
werden von den Siedlungen des Gebietes 
zirka 3 Millionen Kubikmeter Wasser, von 
Gewerbe und Industrie zirka 9 Millionen 
Kubikmeter, von der Landwirtschaft 20 Mil­
lionen Kubikmeter Wasser, insgesamt also 
32 Millionen Kubikmeter Wasser im Jahr 
benötigt. Durch das neue Marchfeldkanalsy­
stern kann nicht nur diese Menge für alle Zei­
ten gesichert werden, es ist darüber hinaus 
auch möglich, einen geplanten Mehrver­
brauch bis zu zirka 90 Millionen, fast das 
Dreifache, problemlos abzudecken. 

Nach einer Bauzeit von zirka fünf Jahren, 
werden die jährlichen Betriebskosten etwa 
20 Millionen Schilling je Jahr betragen, die 
überwiegend von den Nutznießern aufge­
bracht werden müssen. Der Bund wird jähr­
lich einen Zuschuß von 7,5 Millionen Schilling 
leisten. 

Die Kanäle und Gerinne werden eine mitt­
lere Gesamtbreite von 34 Metern und eine 
durchschnittliche Wassertiefe von 90 Zentime-
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ter bis 1,80 Meter in einer Lage etwa 6 Meter 
unter Terrain aufweisen. Der Maximaldurch­
fluß wird zirka 15 Kubikmeter je Sekunde 
betragen. Während der Bauzeit sind etwa 
8 Millionen Kubikmeter Erde zu bewegen, 
75 Brücken und vergleichbare Bauwerke zu 
errichten und vor allem rund 2 Millionen 
Bäume beziehungsweise Sträucher zu pflan­
zen, wodurch etwa 500 Arbeitsplätze gesichert 
werden. Für eine naturnahe Gestaltung, die 
zusätzlich Freizeiträume und großflächige 
Öko-Inseln ermöglicht, wird nach dem Muster 
der Wiener Donauinsel durch begleitende Pla­
nung gesorgt werden. 

Das Marchfeldkanalsystem wird in Erfül­
lung der Regierungserklärung errichtet. Es 
ist sicher nicht das größte, das teuerste oder 
das technisch anspruchsvollste Wasserbau­
projekt, das in Österreich geplant wurde, aber 
seine Verwirklichung ist für das betroffene 
Gebiet auf lange Sicht eine Überlebensfrage. 
Nicht zuletzt aus diesem Grund wurde bereits 
vor 15 Jahren bei der Projektierung des ver­
besserten Hochwasserschutzes der Stadt 
Wien, der heutigen Donauinsel, darauf 
Bedacht genommen und die Trasse samt 
Anschlußmöglichkeiten an die Donau freige­
halten, obwohl es damals auch wesentlich 
andere Vorstellungen über die Verwendung 
dieses Gebietes gab. (Der Vor s i tz end e 
übernimmt wieder die Verhandlungsleitung.) 

Fast die Hälfte des eigentlichen zirka 18 
Kilometer langen Marchfeldkanals kommen 
auf Wiener Gebiet zu liegen. Es wäre zu wün­
schen, daß eine ähnliche Zusammenarbeit 
auch bei anderen lebenswichtigen Fragen der 
Region, etwa bei der Beschaffung von Flä­
chen für Mülldeponien, sichtbar werden 
könnte. Es soll auch nicht unerwähnt bleiben, 
daß der überwiegende Anteil der Herstel­
lungskosten für das Projekt direkt oder indi­
rekt vom Bund, also von allen Österreichern 
gemeinsam, aufgebracht wird. Der zusätzli­
che Beitrag des Landes Niederösterreich wird 
ja mit rund 10 Prozent begrenzt sein. 

Begrüßenswert ist auch, daß das Vorhaben 
von Regierung und Opposition gemeinsam 
beschlossen wird. Während der Bau der 
Donauinsel in Wien noch zu einem Zerwürf­
nis und zu einem Bruch der Koalition führte, 
kommen jetzt die gemeinsamen Interessen 
stärker zum Durchbruch. 

Der Marchfeldkanal könnte auch ein Bei­
spiel für den dritten großen Wasserbau der 
Region, für das kommende Donaukraftwerk 
Wien, darstellen. Mögen auch hier die 
gemeinsamen Interessen an einer Verbesse-

rung des Grundwasserhaushaltes neben den 
Interessen an einer umweltfreundlichen 
Energiegewinnung deutlich sichtbar werden. 

Die sozialistische Fraktion des Bundesrates 
wird im Bewußtsein der Bedeutung des 
Marchfeldkanales, nicht nur für die Men­
schen der unmittelbar betroffenen Gebiete, 
sondern für ganz Österreich, dem Antrag des 
Wirtschaftsausschusses auf Nichtbeeinspru­
chung der Gesetzesvorlage zustimmen. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 15.35 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist Herr 
Bundesrat Eder. Ich erteile es ihm. 

15.36 

Bundesrat Ing. Eder (ÖVP, Niederöster­
reich): Herr Vorsitzender! Herr Staatssekre­
tär! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Bau des Marchfeldkanals hat für die Bun­
desländer Niederösterreich und Wien größte 
Bedeutung. Seit Jahrzehnten wird dieser Bau 
vom Land Niederösterreich und auch vom 
Land Wien gefordert. 

1981 wurden im Niederösterreichischen 
Landtag beziehungsweise von der Nieder­
österreichischen Landesregierung die Grund­
lagen dafür geschaffen. 1982 kam es dann zu 
einer Vereinbarung zwischen dem Bund und 
Ländern; 1985 ist es letzten Endes auch zu 
einer Einigung über die Finanzierung gekom­
men. 

Es ist dies ein sehr positiver Fall einer 
guten Zusammenarbeit zwischen dem Bund 
und den Ländern, und ich möchte hier wirk­
lich dem Bundesministerium für Bauten und 
Technik, aber auch den Herrn Landeshaupt­
männern von Niederösterreich und Wien 
herzlich Dank sagen für diesen Erfolg, der 
sich aus dieser Zusammenarbeit ergibt. 

Ich darf mir erlauben, nach den Ausführun­
gen des Kollegen Ogris, dem ich voll beipflich­
ten kann, ein paar Gedanken zu den Auswir­
kungen dieses Kanals auf die Landwirtschaft 
beziehungsweise auf die Landschaft im 
Marchfeld zu bringen. 

Es ist schon gesagt worden: Die landwirt­
schaftlich genutzte Fläche im Marchfeld 
beträgt ja nur etwa 4 Prozent der Ge s amt­
agrarfläche Österreichs, aber es kommt 
gerade in diesem Raum dieser Nutzung große 
Bedeutung zu. Ebene, kommassierte Flächen 
bieten günstige Voraussetzungen für eine 
hochentwickelte marktorientierte Landwirt­
schaft, die die Lebensmittelversorgung der 
östlichen Ballungsräume garantieren kann. 
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Das Ausmaß der landwirtschaftlichen Nutz­
fläch im Marchfeld beträgt etwa 68 000 Hek­
tar. Auf diesen Flächen werden sowohl alle 
Hauptfeldfrüchte produziert als auch Spezial­
kulturen herangezogen. Das günstige Klima 
im pannonischen Raum und die fruchtbaren 
Böden ermöglichen bei ausreichender Was­
serversorgung Hektarerträge, die über dem 
österreichischen Durchschnitt liegen. 

Der hohe Ertragsanteil an pflanzlicher Pro­
duktion im Marchfeld, gemessen an der 
gesamtösterreichischen Produktion, läßt die 
Bedeutung diese Gebietes für ganz Österreich 
erkennen. Neben der Produktion von Brotge­
treide, im besonderen Weizen, und Zucker­
rüben mit einem Anteil von 18 Prozent ist 
besonders die Wichtigkeit des Feldgemüsean­
baues mit mehr als 2000 Hektar für die Ver­
sorgung der Bundeshauptstadt Wien hervor­
zuheben. 

Der Umsatz der Landwirtschaft im 
Marchfeld beträgt zirka 2 Milliarden Schilling 
pro Jahr, wobei etwa 25 bis 30 Prozent davon 
der Ertragssicherung durch die Bewässerung 
zuzuschreiben ist. Die Bewässerung ist also 
als wesentlicher Faktor an der Ertrags- und 
Einkommenssituation der Landwirtschaft 
beteiligt. Die Wasserversorgung in der Land­
wirtschaft wird bekanntlich derzeit durch 
Grundwasserentnahme gewährleistet. Die 
wasserwirtschaftliehe Problemstellung im 
Marchfeld wird durch einen ständig steigen­
den Wasserbedarf in Wien und Niederöster­
reich für Siedlungswesen, Industrie, Gewerbe 
und Landwirtschaft einerseits und durch ein 
kontinuierlich sinkendes Wasserangebot 
andererseits bestimmt. 

Das fortschreitende Absinken des Grund­
wasserspiegels im Marchfeld ist auf vielfältig 
ineinandergreifende Faktoren zurückzufüh­
ren, wie - das wurde heute schon gesagt -: 
Eintiefungstendenzen der Donau seit der 
Regulierung, Hochwasserentlastungsgerinne 
der Donau, Regulierung der Bäche des Wein­
viertels und des Marchfeldes, Entwässerungs­
maßnahmen und Ausräumung der Landwirt­
schaft, Versiegelung durch Verbauung und 
durch sonstige Baumaßnahmen im Einzugs­
gebiet, und vor allem die über den natürlichen 
Grundwasserzufluß weit hinausgehenden 
Grundwasserentnahmen. 

Wegen dieser Ursachen sinkt der Grund­
wasserspiegel im Marchfeld seit mehr als 
30 Jahren um zirka 5 Zentimeter pro Jahr 
trotz einiger feuchter Jahre Mitte der sechzi­
ger Jahre. Besonders betroffen ist das mitt-

lere und das nördliche Marchfeld mit Absen­
kungen bis zu 3 Metern. 

Allein in den Trockenjahren 1983 und 1984 
verstärkte sich die Absinktendenz im zentra­
len Raum des Marchfeldes bis zu 50 Zentime­
ter pro Jahr. Auf der Hochterrasse des nördli­
chen Teiles des Marchfeldes, es ist dies der 
Raum Gänserndorf, ist ausreichend Wasser 
oft nur mehr in Tiefen von 40 Metern und 
mehr erreichbar. 

Dazu kommt eine teilweise ungünstige Qua­
lität des Grundwassers, die eine langfristige 
Nutzung in Frage stellt, sowie die schlechte 
Wassergüte der Marchfeldbäche, die ohne 
Wasserzufuhr nicht auf Güteklasse 11 angeho­
ben werden können. 

Für das Gebiet des Marchfeldes stellen die 
wasserwirtschaftlichen Verhältnisse einen 
begrenzten Faktor für· die langfristige Beibe­
haltung der derzeitigen Wirtschaftsstruktur 
und erst recht für zukünftige Entwicklungs­
möglichkeiten dar. Nur durch die Sanierung 
der Grundwassersituation sind drastische 
Entnahmebeschränkung zur Sicherung der 
Trinkwasserversorgung und Nutzwasserver­
sorgung im gesamten Marchfeld einschließ­
lich der beiden Wiener Bezirke nördlich der 
Donau zu vermeiden. 

Durch Zuführung von Donauwasser kann 
die prekäre Grundwassersituation entschei­
dend verbessert und eine Hebung der Gewäs­
sergüte erreicht werden. Diese wasserwirt­
schaftliehe Verbesserung kommt allen Wirt­
schaftssparten zugute. Sie sichert die derzeiti­
gen landwirtschaftlichen Erträge und ermög­
licht volkswirtschaftlich dringend erforderli­
che Produktionsumlenkungen zu Alternativ­
produkten. 

Die einzig sinnvolle Maßnahme zur Sanie­
rung des Wasserhaushaltes stellt das 
Marchfeldkanalsystem dar, das den 
Marchfeldkanal, den Rußbach, den Obersie­
benbrunner-Kanal und den Stempfelbach 
umfaßt und das Marchfeld mit Fremdwasser 
versorgen soll. 

Der zirka 19 Kilometer lange Marchfeldka­
nal - das ist heute schon gesagt worden -
zwischen Langenzersdorf und Deutsch­
Wagram ist für den maximalen Wasserbedarf 
von rund 15 Kubikmeter je Sekunde auszu­
bauen. Die Ausführung ist als offenes 
Gerinne vorgesehen, das als integraler 
Bestandteil des Landschaftsgefüges erhalten 
bleibt. Die Versorgung der Niederterrasse des 
Marchfeldes soll dabei durch Grundwasseran-

468. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)78 von 121

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 468. Sitzung - 15. November 1985 19369 

Ing. Eder 

reicherung, die der Hochterrasse durch ober­
flächliche Wasserverteilung gesichert werden. 

Lage und Querschnitt der beiden natürli­
chen Gerinne im Verteilersystem Rußbach 
und Stempfelbach können grundsätzlich weit­
gehend beibehalten werden. Es sind jedoch 
Adaptierungen für den Anschluß an das 
Gesamtsystem erforderlich. Der Obersieben­
brunner-Kanal, der eine Verbindung von Ruß­
bach und Stempfelbach darstellt, muß gänz­
lich neu errichtet werden und sichert die Was­
serversorgung im nordöstlichen Teil des 
Marchfeldes. Die Versorgung der besonders 
wasserbedürftigen Hochterrasse kann erst in 
einer späteren Ausbaustufe über zentrale 
Pumpanlagen und Hebewerke mit den dazu­
gehörigen Druckleitungen beziehungsweise 
Gravitationsleitungen nach Fertigstellung der 
Hauptgerinne erfolgen. 

Besonderes Augenmerk bei der Wasserver­
sorgung wurde der Möglichkeit einer Anbau­
strukturverbesserung und einer Auflockerung 
der engen Fruchtfolge in Richtung Alternativ­
produktion wie Ölsaaten, Eiweißpflanzen 
gewidmet. Hier liegt die einmalige Chance, 
volkswirtschaftliche und einzelbetriebswirt­
schaftliche Aspekte mit unpolitischen Mög­
lichkeiten in bezug auf Bodenfruchtbarkeit 
und Bodenschutz zu verknüpfen. 

In gemeinsamer Zusammenarbeit zwischen 
allen Interessenten - Bund, Land und Kam­
mern - könnten gerade hier und jetzt, in 
einer Zeit agrarpolitischer Ratlosigkeit und 
umweltpolitischen Umdenkens, Modelle 
geschaffen werden, die die Synthese von Öko­
nomie und Ökologie verwirklichen. 

Das naturnahe gestaltete Marchfeldkanal­
system - zirka 2 bis 3 Millionen Bäume und 
Sträucher werden gepflanzt - soll als inte­
graler Bestandteil des Landschaftsgefüges 
Lebensraum für zahlreiche bereits gefährdete 
Pflanzen und Tiere werden. Die nahtlose Ein­
bindung in bestehende Landschaftsstruktu­
ren ist dabei ein besonderes Anliegen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, denn das 
intensiv landwirtschaftlich genutzte 
Marchfeld stellt sich dem Betrachter als weit­
gehend ausgeräumte, das heißt der Bewirt­
schaftungsfunktion untergeordnete Land­
schaft dar. 

Von den ursprünglich, im etwa gleichen Flä­
chenausmaß vor kommenden Feucht- und 
Trockengebieten wurden die Feuchtgebiete 
bis auf einige Reste entlang der Donau 
zurückgedrängt. Die als Landschaftsschutzge­
biete, Naturschutzgebiete und als national 

bedeutsam ausgewiesenen Flächen sind 
hauptsächlich in Randlagen des Marchfeldes 
vorzufinden. , 

Die Biotopkartierung des Amtes der Nie­
derösterreichischen Landesregierung gibt 
dabei folgende Vorbehaltsflächen im Nieder­
österreichteil des Marchfeldes an: als Land­
schaftsschutzgebiete die Donauauen und 
Marchauen, Naturschutzgebiete im Bereich 
Breitensee, Obersiebenbrunn, Weikersdorf 
und Sandberg bei Oberweiden beziehungs­
weise Lassee. Als Naturdenkmal wird der 
Auwald nordöstlich des Schloßparkes von 
Obersiebenbrunn ausgezeichnet. 

Von der ursprünglichen natürlichen Vegeta­
tion sind nur noch wenige Sonderstandorte 
erhalten, die sich grob in vier Typen untertei­
len lassen: Sand- und Alkalisteppen, Schotter­
standorte, Feuchtwiesen, Auwälder bezie­
hungsweise gerinnebegleitende Vegetationen. 

Die Sand- und Alkalisteppen stehen weitge­
hend unter Naturschutz. Der Vegetationstyp 
auf Schotterstandorten ist praktisch nicht 
mehr vorhanden. Er wurde im Rahmen der 
Schottergewinnung zerstört. Große Teile der 
heute noch vorhandenen Reste an Feuchtwie­
sen stehen unter Schutz, sind aber bis heute 
vegetationskundlich noch nicht näher unter­
sucht. Die Aubestände entlang der Marchfeld­
bäche sind infolge der Gerinneregulierungen 
praktisch nicht mehr rekonstruierbar . Restbe­
stände dürften noch in Leopoldsdorf, im 
Altarm, im Schloßpark Obersiebenbrunn und 
entlang der Lob vorzufinden sein. 

Von den Baumaßnahmen werden jedenfalls 
keinerlei Flächen betroffen, die als ökologisch 
wertvoll anzusehen sind. In Bereichen mit 
Bestockung beziehungsweise eventuell wert­
vollen Trockengrasgesellschaften wurden 
bereits beziehungsweise werden noch weitere 
Biotopkartierungen durchgeführt, da die 
Schärfe der vom Österreichischen Institut für 
Raumplanung durchgeführten Biotopkartie­
rung für Detailplanungen unzureichend ist. 

Soweit wie möglich wird bereits jetzt ver­
sucht, das Marchfeldkanalsystem und die wei­
teren Gerinne nicht nur als lineares System 
zu betrachten, sondern als Achse eines ökolo­
gisch orientierten Netzwerkes. Wesentliche 
Bestandteile dieser Vernetzung sind Wind­
schutzhecken, Bodenschutzhecken, die, als 
Verband wirkend, bedeutende Funktion als 
Erosionsschutz und Nützlingsstandort bieten 
und zudem als Holzreserve dienen. 

Alles in allem, meine sehr verehrten 
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Damen und Herren, scheint das Projekt 
Marchfeldkanal in der Lage zu sein, einen 
wesentlichen Beitrag zur Sicherung der raum­
ordnungspolitischen Stellung des Marchfel­
des, die im besonderen Interesse der österrei­
chischen Volkswirtschaft liegt, zu leisten und 
Anstöße und Modelle für die Zukunft zu bie­
ten. 

In Anbetracht dieses Umstandes wird 
daher unsere Fraktion diesem Gesetz die 
Zustimmung geben. (Beifall bei der 
ÖVP.) 15.48 

Vorsitzender: Zu Wort gemeldet ist Frau 
Bundesrat Theodora Konecny. Ich erteile es 
ihr. 

15.48 

Bundesrat Theodora Konecny (SPÖ, Nie­
derösterreich): Herr Vorsitzender! Herr 
Staatssekretär! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Hohes Haus! In der Rangord­
nung aller Lebensvoraussetzungen steht das 
Wasser an erster Stelle. Ohne Wasser gibt es 
kein Leben. Wasser ist ein kostbares, für den 
Menschen unentbehrliches Gut. Über tausend 
Jahre sind diese Worte alt, die die Menschen 
damals schon geäußert haben. Nicht zweitau­
send Jahre, aber dennoch sehr lange Zeit 
mußten wir Menschen im Marchfeld auf mehr 
Wasser, als uns die Natur zur Verfügung 
stellt, warten, auf den Marchfeldkanal. 

Als gebürtige Marchfelderin freue ich mich 
natürlich, daß das viel zu lange diskutierte 
Bewässerungsprojekt nun endlich in die 
Wirklichkeit umgesetzt wird. Die Bedeutung 
dieses Projektes ergibt sich aus der derzeiti­
gen Grundwassersituation im Marchfeld, die 
dringend einer Verbesserung bedarf, wie 
bereits meine Vorgänger erwähnt haben. 

Seit dem Jahre 1965 hat der Grundwasser­
stand eine deutlich rückgehende Tendenz 
gezeigt, als deren Folge sowohl eine Beein­
trächtigung bestehender Wasserrechte als 
auch eine Gefährdung der mit dem natürli­
chen Bestand der Grundwassersubstanz ver­
bundenen öffentlichen Interessen eingetreten 
ist. 

Im Interesse der Landwirtschaft, wie eben­
falls bereits erwähnt, im Interesse der Sied­
lungswirtschaft, das ist Wasserversorgung 
und Abwasserreinigung, sowie im Interesse 
von Industrie und Gewerbe ist eine Verbesse­
rung des Grundwassers unbedingt geboten. 
Vor allem aber wegen der Bedeutung des 
Marchfeldes im Rahmen der österreichischen 
Agrarproduktion ist bei dem Vorhaben über 

seine regionale Dimension hinaus ein gesamt­
österreichisches Interesse gegeben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Im Gebiet Gänserndorf sank der Grundwas­
serspiegel, bedingt durch die Bewässerung 
der Rübenfelder mit an die Oberfläche 
gepumptem Wasser, und im Raum Großen­
zersdorf durch das Beregnen der Gemüsekul­
turen seit 1972 um genau einen Meter. Eine 
Katastrophe für eine Region von so großer 
landwirtschaftlicher Bedeutung. Diese 
Bewässerungs- und Beregnungsanlagen sind 
eine lebenswichtige Einrichtung für die Land­
wirtschaft und somit für uns alle. 

Im Bezirk Gänserndorf werden aber zu die­
sem Zweck schon jetzt Brunnen bis zu 
60 Meter Tiefe gebohrt. Wir laufen daher 
Gefahr, das Grundwasser auszubeuten. Des­
halb muß man, wenn man Wasser nimmt, 
auch Wasser geben, und das geschieht durch 
den Bau des für diese Region so wichtigen 
Marchfeldkanals. 

Das geplante Marchfeldkanalsystem wird 
durch Stabilisierung des Grundwasserbestan­
des und durch Verdünnung des Schmutzwas­
sers in den Marchfeldbächen einen entschei­
denden Beitrag zur Verbesserung der Wasser­
güte im Marchfeld leisten. Wir finden hier 
auch schon einen Übergang vom Ökonomi­
schen in das Ökologische. Wenn man die Ent­
würfe für die naturnahe Gestaltung der Ufer 
des Kanals betrachtet, dann weiß man, daß 
die Pflanzen- und Tierwelt des Marchfeldes 
wieder zur Ruhe kommt und man ein Biotop 
vorfindet, in dem es sich lohnt, zu leben. Es 
sollen Sträucher und Bäume die Böschungen 
sichern, um so eben den ökologischen 
Gesichtspunkten Rechnung zu tragen. 

Es ist auch längst bewiesen, daß naturna­
her Wasserbau langfristig insgesamt billiger 
kommt und mehr Leuten Beschäftigung bie­
tet als naturferne Maßnahmen. Durch die 
Sicherung der Böschungen mit Sträuchern 
und Bäumen werden die Erhaltungskosten. 
für die Beseitigung von Verkrautungen einge­
spart, durch ihre Beschattung eine übermä­
ßige Erwärmung des Wassers verhindert und 
so die Gewässergüte erhöht. Die bewachse­
nen Böschungen und reaktivierten, zurzeit 
trocken gefallenen Wiesen werden ebenfalls 
neue Lebensräume für selten gewordene 
Pflanzen und Tiere bilden. 

Das Marchfeldkanalsystem wird dazu bei­
tragen, daß auch in den beiden Marchfeldvor­
fluten Rußbach und Stempfelbach - wie 
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ebenfalls bereits erwähnt - die für alle 
Flüsse Österreichs angestrebte Gewässer­
güte 11 erreicht wird. In der kurzen Zeit von 
nur knapp zwei Jahren wurde von der Pla­
nungsgesellschaft, basierend auf den Planun­
gen des Baurates Kopp, die Grundlage für die 
Realisierung dieses Projekts erarbeitet. 

Weiterhin haben die zahlreichen Informa­
tionsveranstaltungen der Planungsgesell­
schaft, bei denen Tausende Bewohner des 
Marchfelds angesprochen, informiert und um 
ihre Wünsche und Sorgen gefragt wurden, 
dazu beigetragen, daß der Errichtung von die­
ser Seite her nichts mehr im Wege steht. 

Am 19. September 1985 unterfertigten Mini­
ster Übleis und Landeshauptmann Ludwig 
den Syndikatsvertrag zwischen dem Bund 
und dem Land Niederösterreich für die 
Errichtung des Marchfeldkanals. Dieser Ver­
trag bildet die Grundlage des Gesetzes für die 
Errichtung dieses weit über die Grenzen des 
Marchfeldes hinaus bedeutenden Projekts. 

Vor kurzem hat eine Monatszeitung in 
einem Artikel über den Marchfeldkanal fol­
gendermaßen berichtet: Nach 135 Jahren Pla­
nung wird der Marchfeldkanal endgültig 
gebaut. Ginge es nach der reinen Planungs­
zeit - heißt es dort weiter .-:., müßte der 
Marchfeldkanal das perfekteste Bauwerk 
unseres Jahrhunderts, besser gesagt, des 
Jahrtausends werden. 

Woher, habe ich mich gefragt, soll der Jour­
nalist wissen, daß diese 135 Jahre nicht der 
Planungsperfektionierung dienten, sondern 
vorwiegend der Suche nach einem Finanzier. 
Wie das Projekt finanziert wird, wurde bereits 
erwähnt; 900 Millionen trägt der Bund, 
200 Millionen das Land Niederösterreich, 
600 Millionen der Wasserwirtschaftsfonds, 
300 Millionen der Katastrophenfonds. Vom 
Land Niederösterreich wird eine Betriebsge­
sellschaft gegründet, zu der der Bund eben­
falls jährlich 7,5 Millionen zuschießen wird. 

Meine Damen und Herren! In Zusammen- . 
arbeit von der Bundesregierung unter Kanz­
ler Sinowatz, dem Land Niederösterreich, 
dem Bundesland Wien, der Planungsgesell­
schaft und der Bevölkerung des Marchfeldes 
wird ein Bauwerk entstehen, das uns allen 
dient, weil es die Umwelt besser gestaltet, und 
den Menschen in unserem Land im wahrsten 
Sinne des Wortes Brot und Arbeit bringt. 

Mit dem Bau des Marchfeldkanals kann im 
Herbst 1986 begonnen werden. In einer ersten 
Ausbaustufe dieses Kanalsystems werden 

rund 25 Kilometer Gerinne neu gebaut, Ruß­
und Stempfelbach adaptiert, sowie eine Ver­
sickerungsanlage bei Deutsch-Wagram ange­
legt. Damit werden 5 Jahre lang rund 
500 Arbeitsplätze im Bauhaupt- und Baune­
bengewerbe gesichert beziehungsweise neu 
geschaffen und wesentliche wirtschaftliche 
Impulse für das Marchfeld, aber auch für Nie­
derösterreich insgesamt erwartet. Aller Vor­
aussicht nach kann damit gerechnet werden, 
daß im Jahre 1989 erstmals Wasser aus der 
Donau nach Deutsch-Wagram fließen wird. 

Als Mandatarin des Bezirkes Gänserndorf 
möchte ich allen, die an der Verwirklichung 
dieses Projektes mitgewirkt haben, aufrichtig 
und herzlich danken. Meine Fraktion stimmt 
dieser Gesetzesvorlage gerne zu. - Danke 
vielmals. (Beifall bei der sp6.) 15.58 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Vorsitzender-Stellvertreter Bundesrat 
Dr. Schambeck. Ich erteile es ihm. 

15.58 

Bundesrat Dr. Schambeck (ÖVP, Nieder­
österreich): Herr Vorsitzender! Frau Staatsse­
kretär! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der heutige Tagesordnungspunkt im 
Zusammenhang mit der Errichtung des 
Marchfeldkanals gibt uns die wirklich will­
kommene Gelegenheit, bei der Behandlung 
der rechtlichen Vorkehrungen zum Bau die­
ses Marchfeldkanals die Lebendigkeit unse­
res Föderalismus und dessen Lebensnähe zu 
erleben. 

Bund und Länder wirken zur Bewältigung 
der Bewässerung des Marchfeldkanals 
zusammen, leisten damit einen Dienst für 
Österreich, weil das Marchfeld bekanntlich 
zur Kornkammer unseres Staates zählt, 
sodaß eine Leistung sowohl für den Bund als 
auch für die Bundesländer und das Bundes­
land Niederösterreich erbracht werden. 

Die Lebenskraft des kooperativen Födera­
lismus zeigt sich hier ganz konkret bei einer 
wichtigen volkswirtschaftlichen, landwirt­
schaftlichen und ökologischen Frage. Sie 
zeigt auch, und das sollen wir wirklich in die­
sem Jubiläumsjahr 1985 als etwas Positives 
mit uns nehmen, daß alle im Parlament - ich 
gebrauche jetzt mit Absicht das Wort "Parla­
ment", auf beide Häuser bezogen - vertrete­
nen politischen Parteien imstande sind, zu 
Grundfragen unseres Volkes und seiner 
Ernährung ein gemeinsames Vorgehen an 
den Tag zu legen. 

Die Frage des Marchfeldkanals ist eine 
1523 
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Frage, die schon über die Lebensdauer der 
Republik Österreich hinausreicht, nämlich 
schon auf die Zeit vor dem Ersten Weltkrieg. 
Der durch die Donauregulierung des vorigen 
Jahrhunderts gestörte Wasserhaushalt des 
Marchfeldes sollte wieder in Ordnung 
gebracht werden. Das war ein Anliegen, wie 
man durch den Initiativantrag im Nationalrat 
sehen konnte, vor allem der Mandatare des 
Marchfeldes und ist auch zum Gegenstand 
der politischen Meinungsbildung im besonde­
ren Maße nach 1945 geworden. 

Schon der spätere Landeshauptmann von 
Niederösterreich und Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Eduard 
Hartmann hat als zuständiger Nationalrats­
mandatar dieses Bezirkes seinerzeit die In­
itiative dafür ebenso ergriffen, wie später 
auch die Landeshauptleute Andreas Maurer 
und vor allem Siegfried Ludwig. 

Es war wirklich erfreulich, daß auch der 
~egierungserklärung von Dr. Fred Sinowatz 
eine positive Einstellung - das möchte ich 
auch als Redner der ÖVP betonen - zur Not­
wendigkeit des Baus des Marchfeldkanals 
entnommen werden konnte. Dieser Bau ist 
ein föderalistisches Anliegen in der Regie­
rungserklärung. Ich hoffe inständig, das 
möchte ich gegen Ende dieses Jahres sagen, 
daß dem auch bald weitere Verhandlungen zu 
den übrigen Anliegen der Bundesländer fol­
gen werden, nämlich zum Forderungspro­
gramm der österreichischen Bundesländer. 

Die Landeshauptmännerkonferenz in Tirol 
steht in wenigen Tagen bevor. Ich darf daran 
erinnern, Hohes Haus, daß 32 Punkte, zwei 
Drittel des Forderungsprogramms 1976 noch 
1985 der Erledigung harren, dazu kommen 
noch die Anliegen des Vorarlberger Landta­
ges, des Tiroler Landtages, die einstimmig 
verabschiedet wurden, und auch des Landta­
ges von Niederösterreich. 

Es laufen jetzt Beamtenverhandlungen, 
und ich hoffe sehr, daß dabei die nötigen Vor­
kehrungen getroffen werden, damit auf politi­
scher Ebene die entsprechenden Beschlüsse 
gefaßt werden können, damit mit demselben 
Elan auch eine weitere Verfassungsnovelle in 
Angriff genommen werden kann. Ich bin 
davon überzeugt, daß der Herr Staatssekretär 
Dr. Löschnak sicherlich auch seine entspre­
chenden Vermittlerdienste leisten wird wie 
die Offenheit der Landeshauptmännerkonfe­
renz, die· einstimmig dazu steht. 

Meine Damen und Herren! Ich darf das in 
den Raum stellen, weil uns gerade der 

Marchfeldkanal und seine rechtliche Rege­
lung zeigen, daß man, wenn man will, eine 
Lösung findet, wenn es auch Geld kostet. Die 
Verwirklichung des Forderungsprogramms 
der Bundesländer kostet nicht soviel Geld wie 
der Marchfeldkanal. 

Meine sehr Verehrten! Auf Grund der Par­
teienverhandlungen zwischen ÖVP- und SPÖ­
Niederösterreich am 12. Jänner 1981 beschloß 
die Niederösterreichische Landesregierung 
am 5. Mai 1981 einstimmig die Verhandlungs­
grundlage über die Wünsche bezüglich des 
Marchfeldkanalbaus an den Bund. Und unter 
Punkt 11 wurde als außerordentlich wichtiges 
Anliegen des Landes der Bau des Marchfeld­
kanals einstimmig auf Landesebene gefor­
dert. 

Das Land Niederösterreich hat damals 
beträchtliche Mittel für die Untersuchungen 
aufgewendet und Vorarbeiten geleistet. Das 
Land hat auch die Behandlung in der ÖROK 
beantragt und im Jahre 1978 - lassen Sie 
mich das als niederösterreichischer Mandatar 
auch betonen - durch die NÖSIWAG den 
Antrag auf Erklärung des Marchfeldkanals 
zum bevorzugten Wasserbau gestellt. 

Am 19. Oktober 1982 kam es dann begrü­
ßenswerterweise zum Abschluß der Vereinba­
rung zwischen Bund und Ländern, damit 
wurde auch ein ganz entscheidender Durch­
bruch erzielt. 

Im Jänner 1983 wurde der Staatsvertrag 
gemäß Artikel 15 a Bundes-Verfassungsgesetz 
behandelt, und im Jänner 1983 wurde auch 
das Marchfeldkanalgesetz beschlossen. Im 
August 1983 nahm die Planungsgesellschaft 
bereits die Tätigkeit auf, und im Dezember 
1983 erfolgte auch die Erklärung zum bevor­
zugten Wasserbau. 

Das Vorliegen der Planung des generellen 
Projekts konnte im August 1984 verzeichnet 
werden. Von Juni bis November 1984 erfolgte 
der Wettbewerb zur Ausgestaltung des 
Marchfeldkanalsystems und seine Einbin­
dung in die Landschaft. Im Dezember 1984 
wurde die Einreichung um die generelle was­
serrechtliche Bewilligung vorgenommen. 

Im Juni 1985 erfolgten die Einigung über 
die Finanzierung zwischen Bund und Land 
und die Anpassung an die generelle Planung, 
an die neuesten Vorstellungen des Landes, 
aber auch der Stadt Wien. In diesem Detailbe­
reich hat es also eine Reihe von längeren 
Gesprächen gegeben. . 
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Im Juli 1985 erfolgte die Umweltverträglich­
keitserklärung durch Umwelt- und Hygiene­
beirat. Am 19. September 1985 wurde der Syn­
dikatsvertrag von Bundesminister Übleis und 
Landeshauptmann Siegfried Ludwig unter­
zeichnet. 

Lassen Sie mich betonen, Hoher Bundesrat, 
der Abschluß eines Syndikatsvertrages war 
deshalb besonders notwendig, weil im 
Marchfeldkanalgesetz aus Kompetenzgrün­
den nicht alle erforderlichen Festlegungen 
getroffen werden können. Dies gilt ins­
besonders für die Verpflichtungen des Landes 
Niederösterreich. Dieses hat nach dem Ver­
trag 10 v. H. der Errichtungskosten zu tragen. 
Die korrespondierende Bestimmung im 
Marchfeldkanalgesetz, § 3 Abs. 1 Z 4, ist ledig­
lich als Feststellung zu werten und hat keinen 
normativen Charakter. 

Der Vertrag enthält weiters die Verpflich­
tung des Landes, bis zum 1. Jänner 1986 eine 
Betriebsgesellschaft Marchfeldkanal einzu­
richten, sofern bis dahin eine bundesgesetzli­
che Regelung für die Einhebung von Interes­
senbeiträgen geschaffen wird. 

Lassen Sie mich daher diese positiv zu 
bewertende Entwicklung von Planungsgesell­
schaft, Errichtungsgesellschaft und Betriebs­
gesellschaft hervorheben, gerade in einer 
Zeit, in der es so viele Reibungen gibt, denken 
wir nur daran, was sich im Dezember vergan­
genen Jahres zu solchen Fragen ereignet hat. 
Wir wollen nicht, daß sich so etwas wieder­
holt. Das Verhältnis der Behörde zur Bevölke­
rung, der Ökonomie zu Ökologie; man kann es 
wirklich als positiv bewerten, daß hier ein gro­
ßes Zusammenwirken zwischen Behörde und 
Bevölkerung stattgefunden hat! 

Bemerkenswert ist es, daß bei Planung die­
ses Projektes die Planungsgesellschaft 
Marchfeldkanal - vor allem auch durch die 
Einbeziehung der Bevölkerung in den Ent­
scheidungsprozeß durch zahlreiche Informa­
tionsveranstaltungen der Planungsgesell­
schaft, bei denen Tausende Bewohner des 
Marchfeldes angesprochen, informiert und 
um ihre Wünsche und Sorgen befragt wurden, 
die dann auch in der Planung Berücksichti­
gung fanden - dazu beigetragen hat, daß der 
Errichtung von seiten auch der Bevölkerung 
nichts mehr im Wege steht. Darüber hinaus 
hat die Planungsgesellschaft ihr Projekt einer 
freiwilligen Umweltverträglichkeitsprüfung 
unterworfen. 

Hoher Bundesrat! Der Marchfeldkanal soll 
ein Natur- und Erholungsparadies werden. 

Der geplante Marchfeldkanal hat günstige 
Auswirkungen auch auf das Landschaftsbild. 
Herr Bundesrat Ing. Eder hat diese Frage 
schon treffend angeschnitten. Und das könnte 
zur Nützung der vielfältigsten Erholungsmög­
lichkeiten führen. Ich möchte als niederöster­
reichischer Mandatar auch betonen, daß in 
Zusammenhang mit der Donau und dem 
Donaukanal die Gemeinde Wien in den letz­
ten Jahren Außerordentliches geleistet hat. 
Und wer von Niederösterreich auf den ver­
schiedenen neuen Straßen nach Wien kommt, 
kann das wirklich nur bewundern. Ich stehe 
auch nicht an, dazu meinen Respekt und mei­
nen Glückwunsch auszusprechen. Leider Got­
tes ist das Wetter nicht immer danach, daß 
man das entsprechend lang genießen kann, 
auch im Sommer nicht. 

Seitens der Planungsgesellschaft wurde 
versichert, daß alles getan werden wird, damit 
dieser Kanal zu keiner Verschandelung der 
Landschaft führt, sondern sogar positive 
Effekte auslöst. 

Ich hoffe inständig, meine Damen und Her­
ren, daß die Umweltschützer, die jedem neuen 
Projekt immer kritisch gegenüberstehen, 
sehen, was man alles mit der Technik verbin­
den kann. Wobei auch zur Ehrenrettung der 
Bautätigkeit vergangener Jahrzehnte in den 
österreichischen Bundesländern gesagt sei, 
unter anderem war der Kraftwerksbau in 
Kaprun schon vor vielen Jahren, als die 
Begriffe "Umweltschutz" und "Grün" noch 
nicht entsprechend ideologisch besetzt und 
belastet waren, eine außerordentliche Lei­
stung, die dem Fremdenverkehr nicht gescha­
det, sondern genützt hat. Wir sollten daher im 
Jubiläumsjahr 1985 auch diesen Arbeitern, 
Angestellten und Planern der Jahre nach 1945 
unseren Respekt in der Länderkammer zum 
Ausdruck bringen. Viele, die damals nicht 
nach Hause kommen konnten, weil es Demar­
kationslinien gegeben hat, und dort geblieben 
sind, haben dort Arbeit gefunden. 

Unter anderem, meine Damen und Herren, 
ist für unser Marchfeldkanalsystem vorgese­
hen, daß 2 Millionen Bäume und Sträucher 
zur Verschönerung der Uferstrecken auszu­
pflanzen sind. Die so bewachsenen Böschun­
gen wie auch die reaktivierten und heute 
durch Austrocknung wenig nutzvollen Remi­
sen könnten für selten gewordene Pflanzen 
und Tiere zu neuen Lebensräumen werden. 
Die Anlegung eines Grüngürtels hätte über­
dies den Vorteil, daß das Wasser dank der 
dadurch ermöglichten Beschattung eine bes­
sere Qualität bekommt. Überdies könnten auf 
diese Weise unerwünschte Immissionen von 
Düngemitteln verhindert werden. 
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Um eine optimale landschafts gerechte Bau­
gestaltung dieses Jahrhundertprojekts zu 
erreichen, wird ein eigener Wettbewerb für 
Architekten, Raumplaner und Landschafts­
planer ausgeschrieben. Die besten Arbeiten 
sollen prämiert werden. 

Aber auch dem Sport und dem Fremdenver­
kehr könnte die künstliche Wasserstraße 
neue Impulse geben. Es gibt bereits Kontakte 
mit dem Verein Wien - Niederösterreich -
gemeinsame Erholungsräume. Insbesondere 
ist an die Schaffung von Bademöglichkeiten, 
aber auch an Bootsbetrieb, allerdings keines­
falls für Motorboote, gedacht. 

Da der Kanal im Winter bei entsprechen­
den Temperaturen verhältnismäßig leicht 
zufrieren würde, ergeben sich auch Chancen 
für den Eislaufsport. In diesem Zusammen­
hang könnte es zu einem Aufblühen des Eis­
laufsports über weite Distanzen kommen, wie 
er in den Niederlanden auf den dortigen 
Kanälen und Grachten seit langem üblich ist, 
ohne daß ich jetzt euphorisch annehmen 
würde, in Niederösterreich könnte es Ruis­
daels geben, die das in Bildern von ewiger 
Wertigkeit festhalten. 

Meine sehr Verehrten! Wir wollen uns -
neben der Nutzung als Erholungsgebiet -
auch darüber freuen, daß, wie man annimmt, 
jährlich an die 500 Arbeitsplätze geschaffen 
werden könnten und damit auch zur Arbeits­
platzsicherung in einer nicht unproblemati­
schen Region beigetragen werden könnte. 
Meine Vorrednerin hat bereits treffend dar­
auf hingewiesen, wie groß die Leistungen 
finanzieller Natur sind, die hier von verschie­
dener Seite erbracht werden, denn von den 
Baukosten von 2 Milliarden übernehmen 
900 Millionen der Bund, 200 Millionen das 
Land Niederösterreich, 600 Millionen der 
Wasserwirtschaftsfonds und 300 Millionen 
der Katastrophenfonds. 

Meine sehr Verehrten! Ich halte es daher 
auch ... (Das Licht im Saal wird schwächer.) 
Fürchtet euch nicht, wir bleiben beisammen! 
Keiner verliert den anderen aus den Augen. 
Das ist eine Schicksalsgemeinschaft über 
Fraktionsgrenzen hinweg. Das ist das Schöne, 
daß wir auch imstande wären zu reden, wenn 
das Licht ausginge, was nicht in 'allen parla­
mentarischen Körperschaften immer mit 
Gewißheit erwartet werden kann. 

Was das Schöne an dem Marchfeldkanal in 
der Planung und in der Durchführung ist und 
auch im Betrieb sein wird: dieser ständige 
Kontakt mit der Öffentlichkeit. Ich darf Sie 

darüber informieren, daß die Planungsgesell­
schaft 1986 neuerlich eine Serie von Informa­
tionsveranstaltungen durchführen wird. 
Dabei sollen in Form einer Wanderausstel­
lung die Wettbewerbsergebnisse einer breiten 
Öffentlichkeit zur Kenntnis gebracht werden. 
In Diskussionsveranstaltungen werden inter­
essierte Bürger dann auch Gelegenheit 
haben, ihre Wünsche und Vorstellungen ein­
zubringen, die, soweit dies möglich ist, in die 
Detailplanung Eingang finden werden. 

Meine Damen und Herren! Ich habe mir 
erlaubt, von dieser Stelle aus in diesem Jahr 
öfters darauf hinzuweisen, daß wir uns bemü­
hen sollten, daß der Rechtsstaat menschliche 
Formen annimmt, damit der einzelne nicht 
nur weiß, was er soll, sondern auch warum, 
daß wir nicht allein normieren, sondern auch 
motivieren sollten. Von allen politischen Par­
teien, von Bund und Ländern - ich darf als 
Niederösterreicher vor allem Landeshaupt­
mann Ludwig erwähnen, dem das ein beson­
deres Anliegen gewesen ist -, ist diese Gesin­
nung hier eingebracht worden. Ich danke als 
niederösterreichischer Mandatar auch der 
Bundesregierung mit Herrn Bundeskanzler 
Dr. Sinowatz an der Spitze, daß dieser koope­
rative Föderalismus Niederösterreich so kon­
kret zugute kommt. 

Ich möchte zum Schluß kommend folgendes 
sagen: 1985 - das heißt 40 Jahre nach 1945, 
das heißt 30 Jahre nach 1955, dem Jahr der 
Staatsvertragsunterzeichnung und N eutrali­
tätserklärung, das heißt aber auch 15 Jahre 
vor dem Jahr 2000. Das Marchfeldkanalsy­
stern ist ein Beitrag zum Jahr 2000; ein Bei­
trag, mit dem wir uns schon jetzt auf die 
Zukunft vorbereiten, in der wir erfreulicher­
weise sagen werden können: Es hat auch in 
Zeiten der politischen, Konfrontation Ver­
ständnis und Zusammenstehen gegeben. 

Ich glaube, wir können aus dieser Sicht auf 
diesem Gebiet optimistisch einer Zukunft ent­
gegengehen, von der ich jedem einzelnen 
wünsche, daß sie seine Gegenwart wird, 
damit er dort auch das Grün erleben kann. -
Ich bedanke mich. (Lebhafter Beifall bei der 
ÖVP und bei Bundesräten der SPÖ.) 16.15 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 
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Vorsitzender 

Die Abstimmung über die vorliegenden 
Beschlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten 
A b s tim m u n g beschließt der Bundesrat, 
gegen den Gesetzesbeschluß bzw. gegen den 
Beschluß des Nationalrates k ein e n Ein­
spruch zu erheben. 

11. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 7. November 1985 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Wasserbautenförde­
rungsgesetz 1985 geändert wird (3035 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 11. Punkt 
der Tagesordnung: Änderung des Wasserbau­
tenförderungsgesetzes 1985. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Alfred 
Knaller. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Knaller: Herr Vorsitzen­
der! Frau Staatssekretär! Hoher Bundesrat! 
Ziel des vorliegenden Gesetzesbeschlusses 
des Nationalrates ist die intensivere Inan­
griffnahme der Reinigung der Abwässer zur 
Entlastung der zum Teil stark verunreinigten 
Fließgewässer , um eine zufriedenstellende 
Wassergüte sicherzustellen. Dies soll insbe­
sondere durch Verbesserung der Förderung 
durch günstigere Darlehensbedingungen für 
öffentliche Entsorgungsanlagen und für 
betriebliche Kläranlagen sowie durch eine 
Sonderförderung von betrieblichen Abwässer­
maßnahmen der die Gewässer besonders 
belastenden Betriebe erfolgen. Weiters ist 
unter bestimmten Voraussetzungen der 
Ersatz von Darlehensteilen durch einen nicht 
rückzahlbaren Beitrag vorgesehen. 

Der Wirtschafts ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
14. November 1985 in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 7. November 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Wasserbautenför­
derungsgesetz 1985 geändert wird, wird kein 
Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen in die Debatte ein. 
Zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat J osef 
Mohnl. Ich erteile es ihm. 

16.18 

Bundesrat Mohnl (SPÖ, Niederösterreich): 
Sehr verehrter Herr Vorsitzender! Sehr 
geehrte Frau Staatssekretär! Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren des Hohen Bun­
desrates! Wasser, allerdings in seinen ver­
schiedensten Erscheinungsformen, dominiert 
nicht nur die heutige Tagesordnung, sondern 
hat uns durch den überraschenden Winterein­
bruch in den letzten Tagen auch anderwärtig 
beschäftigt. Wasser - das wurde heute schon 
zum Ausdruck gebracht - ist ein Gut, ein Ele­
ment unseres Lebens. 

Beide Gesetze, die heute in Verhandlung 
stehen, nämlich jenes zur Errichtung eines 
Marchfeldkanalsystems und die Novelle zum 
Wasserbautenförderungsgesetz, hängen sehr 
eng miteinander zusammen. 

Wenn mit Hilfe des Marchfeldkanals die 
Grundwassersituation im Marchfeld verbes­
sert werden soll, dann wird das wahrschein­
lich auch davon abhängen, welches Wasser 
welcher Qualität zur Aufbesserung des 
Grundwassers verwendet wird, und damit bin 
ich schon beim Thema, nämlich beim Wasser­
bautenförderungsgesetz, das ja jene Maßnah­
men unterstützt und fördert, die zur Reini­
gung unserer Abwässer, aber auch zur Ver­
besserung der Wasserversorgung und anderer 
Einrichtungen beitragen. Früher waren die 
Wildbachverbauung und dergleichen mehr 
auch in diesem Gesetz enthalten. 

Darüber hinaus hat diese Novelle natürlich 
auch eine andere Komponente; die Kompo­
nente des Umweltschutzes. Der Umwelt­
schutzgedanke wird heute mit Recht großge­
schrieben. Gleichzeitig ist aber damit auch 
ein Problem der Arbeitsplatzsicherung ver­
bunden; nicht in dem Sinne, daß dadurch 
Arbeitsplätze verlorengehen, sondern in 
jenem, daß damit Arbeitsplätze geschaffen 
werden. 

Gerade in der Bauwirtschaft, zum Beispiel 
beim Bau der vielen Klär- und Wasserversor­
gungsanlagen, genießt der Grundsatz, 
Arbeitsplätze zu erhalten, Priorität. Es gilt 
also, ökonomische und ökologische Interessen 
gegeneinander abzuwägen und einen volks­
wirtschaftlich gerechtfertigten Kompromiß 
einzugehen. 

In diesem scheinbar unlösbaren Widerstreit 
ist es beinahe ein Glück, daß wir mit dem 
Wasserwirtschaftsfonds heute ein Förde­
rungsinstrument in der Hand haben, mit dem 
durch große Umweltschutzinvestitionen Tau­
sende Arbeitsplätze gesichert werden. Der 
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Fonds, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, hat bisher etwa 8000 Vorhaben der 
Trinkwasserversorgung und der Abwasser­
entsorgung gefördert; Auf die niederösterrei­
chische Situation umgelegt bedeutet das, daß 
in Niederösterreich derzeit 55 mechanische 
und 193 biologische Kläranlagen zur Verfü­
gung stehen, die 482 Orte beziehungsweise 
47,97 Prozent der Bevölkerung entsorgen. 51 
biologische Anlagen sind in Bau, 32 Anlagen 
projektiert, rund 52 Prozent der Bevölkerung 
sind noch nicht entsorgt. Allein in unserem 
Bundesland stehen also noch gewaltige 
Anstrengungen im Sinne des Umweltschutzes 
bevor. Ähnlich verhält es sich auch mit den 
Wasserversorgungsanlagen. 

Die Beiträge, die seitens des Landes gelei­
stet werden, kommen hauptsächlich aus dem 
Gemeindeinvestitionsfonds. Im Jahre 1984 
zum Beispiel wurden 380 Millionen Schilling 
ausgeschüttet und 85 Millionen Schilling an 
Landesbeiträgen bezahlt. Allein aus diesen 
Zahlen kann man erkennen, welchen Stellen­
wert für die Bauwirtschaft, aber vor allem für 
den Umweltschutz diese Förderungsmaßnah­
men haben. 

Die zugesicherte Förderungssumme liegt 
derzeit bei 66 Milliarden Schilling, das ini­
tiiert ein Bauvolumen von über 110 Milliarden 
Schilling. 

Mit den im Jahre 1986 zu erwartenden Zah­
lungen an Gemeinden, Verbände und auch an 
Betriebe in der Größenordnung von rund 
6 Milliarden Schilling wird ein Investitionsvo­
lumen von rund 9 bis 10 Milliarden Schilling 
ausgelöst. Dies bedeutet - und hier möchte 
ich denselben Beziehungspunkt herstellen 
wie beim Marchfeldkanal -, daß diese mit 
den Umweltschutzmaßnahmen gesetzten Ini­
tiativen 18 000 Arbeitsplätze direkt und über 
die Zulieferindustrie bis zu 30 000 Arbeits­
plätze indirekt sichern. 

Die vom Wasserwirtschaftsfonds im Zuge 
der allseits anerkannten Seenreinhaltemaß­
nahmen erbrachten Leistungen wurden 
bereits vielfach gewürdigt. Es ist in den letz­
ten Jahren gelungen, mit einem Kostenauf­
wand von rund 15 Milliarden Schilling die 
österreichischen Seen vom sogenannten 
Umkippen zu bewahren und eine einwand­
freie Sanierung zu erreichen. Ja einige unse­
rer Seen, so sagt man, sollen wieder beinahe 
Trinkwasserqualität haben. Diese Maßnah­
men sind für ein Fremdenverkehrsland wie 
Österreich von unschätzbarem Wert. 

Zu diesen Maßnahmen hat der Wasserwirt-

schaftsfonds einen Betrag von über 9 Milliar­
den Schilling aufgebracht, wobei Darlehen 
mit einer Laufzeit von 50 Jahren zu einem 
einprozentigen Zinssatz zur Verfügung 
gestellt wurden. 

Erst durch die Hilfestellung über diesen 
Wasserwirtschaftsfonds waren Investitionen 
seitens der Gemeinden und Betriebe möglich, 
und wer mit den Kommunalpolitikern dieser 
Regionen spricht, wird auch erfahren, daß bei 
ihnen die Devise "Wer rasch hilft, hilft dop­
pelt!" großgeschrieben wird. 

Nachdem die Seenreinhaltemaßnahmen im 
wesentlichen abgeschlossen worden waren, 
hat Bundesminister Dr. Kurt Steyrer auf der 
Regierungsklausur in Steyr im Jahre 1984 
erstmals die ,,Aktion saubere Flüsse" vorge­
stellt und damit einen weiteren Meilenstein in 
der österreichischen Umweltpolitik gesetzt. 
Es muß überhaupt festgestellt werden, daß 
erst durch eine sozialistische Bundesregie­
rung und durch unseren Bundesminister Dr. 
Kurt Steyrer der Umweltschutz sowohl im 
Bewußtsein der Menschen als auch in der 
praktischen politischen und wirtschaftlichen 
Arbeit seinen Stellenwert bekommen hat. 

Viele Maßnahmen gehen auf das Engage­
ment Kurt Steyrers zurück, wie zum Beispiel 
das Waschmittelgesetz, die Reduktion des 
Schwefels im Heizöl, die Einführung von blei­
freiem Benzin, die in Europa vorbildliche 
Katalysatorlösung, die Veränderungen im 
Dampfkesselemissionsgesetz, der Umwelt­
fonds, das Umweltbundesamt, um nur einiges 
aus dieser reichhaltigen Arbeitspalette Dr. 
Kurt Steyrers zu nennen. 

Ziel der ,,Aktion saubere Flüsse" ist es, die 
zum Teil schwerverunreinigten Fluß ab­
schnitte bis zum Jahre 1993 zu sanieren und 
einer Gewässergüte II zuzuführen. Besonders 
schwer belastet sind heute die Flüsse Ager, 
Traun, Ybbs, Salzach, Lavant, Mur und einige 
andere, wobei auffällt, daß die schwerstbela­
steten Abschnitte mit den Industriestandor­
ten, insbesondere jenen der holzverarbeiten­
den Industrie, zusammenfallen. 

Nimmt man den Gedanken der Sanierung 
unserer Fließgewässer ernst, muß man auch 
erkennen, daß der Schwerpunkt der zukünfti­
gen Förderung und somit auch der heute zu 
beschließenden Novelle zum Wasserbauten­
förderungsgesetz bei der Sanierung der Indu­
striebetriebe liegen muß. 

Durch das System der zu extrem günstigen 
Konditionen vergebenen Darlehen wird hier 
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sowohl das Verursacherprinzip gewahrt, aller­
dings der Industrie durch eine günstige För­
derung die Investition ermöglicht. 

Gestatten Sie mir hierzu einige grundsätzli­
che Bemerkungen. Die vielen Betriebe, die 
aus der Verantwortung des Umweltschutzes 
gesetzlich verhalten werden müssen, ent­
sprechende Abwasserreinigungsanlagen zu 
errichten, können nur mit Bitternis die Forde­
rung nach weniger Staat zur Kenntnis neh­
men, ja sie würden gar nicht in der Lage sein, 
diese Investitionen zu tätigen, gäbe es die 
staatliche Hilfe nicht. Also dieser Grundsatz, 
der hauptsächlich von der rechten Seite die­
ses Hauses geäußert wird, der Staat möge 
weniger in den Vordergrund treten, kann hier 
nicht zur Geltung kommen. Ganz im Gegen­
teil! Ich bin davon überzeugt, daß in den 
Gemeinden und in den Betrieben die öffentli­
che Hand optimal zu fördern und mitzuhelfen 
hat, daß das allerdings nur dann möglich ist, 
wenn auch entsprechende Einnahmen im 
Staatshaushalt zur Verfügung stehen und die 
Dotierung der entsprechenden Fonds gegeben 
ist. 

Wer also dem Grundsatz, weniger Steuerbe­
lastung und damit weniger Staatseinnahmen 
und damit natürlich weniger Staatsausgaben, 
das Wort redet, der muß natürlich auch dazu­
sagen, welche Maßnahmen dann nicht gesetzt 
werden sollen. 

Wir wissen natürlich auch, daß sich Investi­
tionen betriebswirtschaftlich nicht rechnen, 
und es wird durch die vorliegende Novelle 
auch die Möglichkeit geschaffen, einen 20pro­
zentigen Zu schuß jenen Betrieben zu geben, 
die die Abwasserreinigung noch bis zum 
Jahre 1990 vornehmen. 

Für mich als Gemeindevertreter ist natür­
lich von ganz großer Bedeutung, daß in dieser 
Novelle auch für die Gemeinden wesentliche 
Verbesserungen enthalten sind. Gemeinden 
mit einer unterdurchschnittlichen Finanz­
kraft werden beim Kanalbau eine Verlänge­
rung der Darlehenslaufzeit von 30 auf 
40 Jahre bekommen und dadurch wesentlich 
bei der Darlehensrückzahlung entlastet. Für 
Verbandsammler gelten hinkünftig ebenfalls 
40 Jahre statt bisher 30 Jahre. Für Anlagen­
teile, die wegen eines Grundwasserschutzge­
bietes oder Grundwasserschongebietes 
zusätzlich vorgeschrieben werden, gilt eine 
Laufzeit von 50 Jahren. Für Kläranlagen wird 
eine Prämie in Form eines 10prozentigen 
Annuitätennachlasses gegeben, wenn die 
volle Funktionsfähigkeit jährlich nachgewie­
sen wird. 

NEm ist auch die Förderung von Einzelwas­
serversorgungen und Einzelwasserentsorgun­
gen. Diese wird erleichtert und den Erforder­
nissen der Praxis angepaßt. 

Zum gemeinsamen Abänderungsantrag 
wäre noch zu sagen, daß dieser die Zuerken­
nung der längst möglichen Laufzeit für Anla­
gen zum Schutz von Grundwasser auch in 
jenen Fällen, in denen bereits eine Zusiche­
rung ergangen ist und das Förderungsausmaß 
feststeht, vorsieht. Dadurch wird es unter 
anderem auch möglich sein, daß Betriebe, die 
bereits Maßnahmen im Interesse der Gewäs­
serreinhaltung ergriffen haben, ihre Darle­
henskonditionen neu anpassen können. 

Diese Maßnahmen sind sowohl aus der 
Sicht des Umweltschutzes als auch aus der 
Sicht der Unterstützung der Gemeinden sehr 
zu begrüßen. 

Ich glaube, daß Bautenminister Dr. Hein­
rich Übleis richtig erkannt hat, daß für diesen 
wichtigen Umweltschutzbereich zusätzliche 
Impulse notwendig sind, ich kann die Maß­
nahmen dieser Novelle nur begrüßen. 

Ich möchte allerdings an dieser Stelle auch 
einige Bitten an die Länder richten. Die För­
derungen über den Gemeindeinvestitions­
fonds gehörten ähnlich wie die Bedingungen 
des Wasserwirtschaftsfonds gestaltet und 
wenn möglich erhöht. Ähnlich müßte auch bei 
den Landesbeiträgen vorgegangen werden. -

Wenn ich dar an denke, daß in Niederöster­
reich derzeit große Landeshauptstadtpläne 
gewälzt werden, wage ich die Frage, ob diese 
Geldmittel für ein neues Landeszentrum 
nicht besser zur Unterstützung für die 
Gemeinden und für die Betriebe, nicht nur in 
Umweltschutzfragen (Zwischenruf des Bun­
desrates W ö gin ger), sondern auch in 
anderen Belangen zur Verfügung gestellt wer­
den sollten. 

Wenn Sie die Ertragslage der Landeshaupt­
stadt ansprechen, dann rechnen Sie mir ein­
mal vor, wann es da zu einer Ertragslage 
kommen soll. Da das Geld nicht auf der 
Straße liegt und auch im Landesbudget nicht 
enthalten ist, diese Landeshauptstadt aber 
wahrscheinlich 30 Milliarden Schilling kosten 
wird (Widerspruch des Bundesrates W ö gin -
ger), wird man dieses Geld wahrscheinlich 
irgendwo aufnehmen müssen. Wenn ich 
30 Milliarden Schilling zu günstigen Bedin­
gungen aufnehme - damit man es leichter 
rechnet, nehmen wir eine Verzinsung von 
10 Prozent an -, so sind das im Jahr drei Mil-
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liarden Schilling an Zinsen. Eine Rückzah­
lung wird es auch noch geben. Da brauchen 
wir zunächst einmal mindestens 30 Jahre, bis 
wir die Investition bezahlt haben. (Bundesrat 
W ö gin ger: Falsch! Sie sollten sich Informa­
tionen holen, die richtig sind!) Dann wird es 
vielleicht einmal eine Rendite aus diesem 
Titel geben. (Beifall bei der SPÖ.) Mein lieber 
Herr Kollege! Noch eines! Ihre Kollegen sind 
auch nicht ganz überzeugt von diesem Gedan­
ken. Der Beweis dafür ist zum Beispiel, daß 
man in der letzten Zeit die Fragestellung zu 
dieser Sache einige Male geändert hat, weil 
man gefürchtet hat, daß bei der Volksbefra­
gung nichts Gescheites herauskommt. 

Aber ich will nicht über die Landeshaupt­
stadt reden, das Geld wäre mir in den 
Gemeinden lieber, aber da kann man eben 
nichts machen. Wir werden sehen, was die 
Niederösterreicher dazu sagen. Wenn sie das 
wollen, dann sollen sie auch die Landeshaupt­
stadt bekommen. Aber sie müssen die Mög­
lichkeit haben, wirklich über eine klare Frage 
zu entscheiden und nicht über ein "Geset­
zeri" , von dem ein Allerweltstext abgeleitet 
worden ist. 

Wohlbefinden, meine lieben Kolleginnen 
und Kollegen des Bundesrates, muß man in 
den Gemeinden und in den Betrieben durch 
entsprechende Förderungsmaßnahmen schaf­
fen und so dieses Wohlbefinden über das 
ganze Land verbreiten. Das ist der sicherste 
Garant für ein positives Landesbewußtsein. 
Daß da noch einiges geschehen kann, möchte 
ich nur an einigen Beispielen aus meinem 
Heimatbezirk aufzeigen. 

Überlegen Sie sich einmal, daß für Einfami­
lienhäuser bei Kanalanschlüssen zwischen 
70 000 und 80 000 aufzubringen sind. Das trifft 
in der Regel Arbeitnehmer mit einem sehr 
geringen oder mit einem durchschnittlichen 
Einkommen, die so fast die Hälfte ihres J ah­
reseinkommens aufbringen müssen. Wenn 
wir aber in den Gemeinden versuchen, ein 
bißchen mitzuhelfen und Ermäßigungen zu 
gewähren, haben wir sofort eine Einstellung 
der Förderungsmittel und der Bedarfszuwei­
sungen zu gewärtigen. 

Nach dem jetzigen Gesetz sind zum Bei­
spiel Fläche, Geschoßlage und dergleichen für 
die Anschlußgebühr entscheidend und nicht 
der Einwohnergleichwert. Wenn ich denke, 
daß ein Betrieb in unserem Bezirk 40 000 Ein­
wohnergleichwerte hat und nicht wesentlich 
mehr bezahlt als zum Beispiel ein mittleres 
Einfamilienhaus, dann sehe ich, daß noch 

eInIges zum Wohlbefinden in unserem Hei­
matland beigetragen werden kann. 

Ich glaube daher, meine sehr verehrten 
Damen und Herren des Hohen Bundesrates, 
daß mit dieser Novelle viel zum Ausgleich 
zwischen Ökologie und Ökonomie beigetra­
gen werdEm kann und auch wird. Mit einem 
bedeutenden Impuls für die Bauwirtschaft 
werden gleichzeitig wichtige Umweltschutzin­
vestitionen für die Zukunft getätigt werden. 

Man sollte folgendes nicht vergessen - es 
ist das heute schon angeklungen -: Die 
geordnete Abwasserentsorgung von heute 
sichert die Trinkwasserversorgung von mor­
gen. Unsere Kinder und Enkelkinder - auch 
ein Beitrag für ein gutes Familienleben! -
werden Nutznießer unserer Entscheidung 
sein. Wir werden alles tun, um ihnen eine sau­
bere und lebenswerte Umwelt zu übergeben. 

Die sozialistische Fraktion stimmt dieser 
Gesetzesnovelle sehr gerne zu und, wie ich 
weiß, auch die Fraktion der Österreichischen 
Volkspartei. - Danke schön. (Beifall bei der 
SPÖ.) 16.35 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck (die Verhandlungsleitung übernehmen): 
Ich begrüße den im Hause erschienenen 
Herrn Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft Dipl.-Ing. Haiden. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Frau Berichterstatter ein 
Schlußwort gewünscht? - Das ist auch nicht 
der Fall. 

Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben. 

12. Punkt Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 7. November 1985 betreffend ein Bundes­
gesetz über den Verkehr mit Düngemitteln, 
Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und 
Pflanzenhilfsmitteln (Düngemittelgesetz 

DMG) (3036 der Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Wir gelangen nun zum 12. Punkt der 
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Stellvertretender Vorsitzender Dr. Schambeck 

Tagesordnung: Düngemittelgesetz. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Haas. 
Ich ersuche ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Haas: Herr Vorsitzender! 
Herr Bundesminister! Frau Staatssekretär! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Durch den gegenständlichen Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates sollen die Qualitäts­
forderungen an Düngemittel und sonstige 
Stoffe, mittelbar auch die Erhaltung der 
Fruchtbarkeit des Bodens, der Schutz der 
Gesundheit von Mensch und Haustier sowie 
der Schutz des Naturhaushaltes sichergestellt 
werden. AUßerdem sollen zur Sicherung des 
Wettbewerbs und zum Schutz der Verbrau­
cher auf dem Düngemittelmarkt überschau­
bare Verhältnisse geschaffen werden. Dünge­
mittel, Bodenhilfsstoffe, Kultursubstrate und 
Pflanzenhilfsmittel dürfen im Inland nur in 
Verkehr gebracht werden, wenn sie zugelas­
sen sind (Einzelzulassung oder Typenverord­
nung), in ein Düngemittelregister eingetragen 
sind, die im Düngemittelregister angeführte 
Zusammensetzung aufweisen und den Kenn- ' 
zeichnungs- und Verpackungsvorschriften 
entsprechen. Auch die Einfuhr unterliegt 
einer Kontrolle. 

Durch den Gesetzesbeschluß wird ein jähr­
licher Personalaufwand von zirka 2,5 Millio­
nen Schilling und ein jährlicher Sachaufwand 
von zirka 872 000 Schilling verursacht, wobei 
weiters eine einmalige Investition in der 
Höhe von 4,26 Millionen Schilling insbeson­
dere für Apparaturen sowie Analysegeräte 
beziehungsweise Dienstfahrzeuge erforder­
lich ist. 

Dieser Gesetzesbeschluß ist auch einer der 
konkreten Beiträge des Bundes im Rahmen 
des vom Bund und von den Ländern gemein­
sam zu erarbeitenden Bodenschutzkonzeptes. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft hat die gegenständliche Vorlage in sei­
ner Sitzung vom 14. November 1985 in Ver­
handlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause -zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit 
den An t rag, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 7. November 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz über den Verkehr mit Dünge­
mitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten 

und Pflanzenhilfsmitteln (Düngemittelgesetz 
- DMG) wird kein Einspruch erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Bundesrat 
Dr. Müller. Ich erteile es ihm. 

16.40 

Bundesrat Dr. Müller (SPÖ, Tirol): Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Herr Bundesmi­
nister! Meine Damen und Herren! Darf ich, 
weil es sich ja um eine Debatte handelt, zu 
Beginn ganz kurz auf zwei Punkte eingehen, 
die mich im Laufe der heutigen Sitzung 
berührt haben. Das' eine war der Vorwurf des 
Herrn Bundesrates Paul Raab, der behauptet 
hat - es war in seiner Anfrage an den Bun­
desminister Fischer -, daß an unseren Uni­
versitäten angeblich nicht ordentlich gelehrt 
würde. Ich weiß schon - der Herr Bundesrat 
Raab ist leider nicht da -, daß Wirtschaft und 
Forschung tendentiell unendlich viel Mittel 
verschlingen könnten, aber trotzdem, glaube 
ich, muß man unseren Universitäten und 
auch den außeruniversitären Forschungsein­
richtungen zugute halten, daß sie trotz der 
Knappheit der finanziellen Ressourcen gene­
rell eine ausgezeichnete Leistung vollbringen, 
auch wenn es da und dort - wie überall im 
Leben - Schwachpunkte gibt. Das möchte 
ich zu aller erst eindeutig festhalten. 

Dem hinter mir amtierenden Vorsitzenden, 
dem Stellvertretenden Vorsitzenden Prof. 
Schambeck, der wiederum auf das Bundeslän­
derforderungsprogramm - das dritte, das ich 
jetzt miterlebe - eingegangen ist, muß ich 
etwas zu diesen Verhandlungen sagen: Wir 
kommen nicht umhin - mögen auch manche 
der Punkte, die ich jetzt anführe, selbst inner­
halb meiner Fraktion nicht überall auf Liebe 
stoßen -, die Kontrolle der mittelbaren Bun­
desverwaltung durch zumindest das Interpel­
lationsrecht der Landtage zu fordern. 

Wir wollen keinen Föderalismus der Büro­
kratien. Wie wollen es nicht damit bewenden 
lassen, daß vom Bund Macht abgezwickt wird 
und diese unkontrolliert an die Landeshaupt­
leute weitergeht. 

Herr Prof. Schambeck! Wir werden als zwei­
tes - und auch davon gehen wir nicht ab -
die Demokratisierung der Bezir ksverwal­
tungsbehörden fordern, mag der Weg dazu 
auch noch so lang und steinig sein. 

Nun zum Düngemittelgesetz. Es war vor 
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fast genau einem Jahr, nämlich am 
27. November 1984, als das Bundesverfas­
sungsgesetz beschlossen wurde, das alle 
Gebietskörperschaften zum umfassenden 
Umweltschutz verpflichtet. Und heute wird 
wohl eines der wichtigsten Gesetze dazu 
beschlossen, nämlich das Düngemittelgesetz. 
Es ist dies nichts anderes als die konsequente 
Verfolgung dieses Verfassungsauftrages. 

Vielleicht erinnert sich der eine oder andere 
- ich möchte wirklich nur kurz und in Stich­
worten darauf eingehen - an die ORF-Sen­
dung über die Erde, die Hoimar von Ditfurth 
gestaltet hat; das war im Rahmen der Serie 
"Bruder Baum, Mutter Erde", wo speziell die 
Qualität der Erde, die Gefährdung der Erde, 
des Humus in Österreich behandelt wurde. 

Dieser zweiteilige Film war für mich beein­
druckend und erschreckend zugleich, zeigte 
er doch das Leiden der Erde, der lebensnot­
wendigen Humusschicht durch das menschli­
che Wirken seit Jahrhunderten und J ahrtau­
senden. 

Ich möchte an dieser Stelle auch an den 
Innsbrucker Geographieprofessor Franz Fliri 
erinnern, der wirklich in dankenswerter 
Weise als Pionier in Tirol unermüdlich immer 
wieder vor der Überlastung, vor dem leicht­
sinnigen Umgang mit unserer Erde gewarnt 
hat. Wenn wir uns die Serie "Bruder Baum, 
Mutter Erde", die vielleicht etwas überdrama­
tisiert gewesen ist, ansehen und Vergleiche 
anstellen, so kann man sagen, daß hier 
Bewußtsein in die Praxis umgesetzt wird. 

Bundesrats-Debattenreden sind ja nicht 
nur zum Dankesagen da, aber es ist hier, 
glaube ich, wirklich der Platz, all jenen zu 
danken, die zu dieser Bewußtseinsbildung 
beigetragen haben. Vor allem ist auch jenen 
zu danken, die in Politik und Verwaltung dies­
bezügliche Taten gesetzt haben. Und dabei 
möchte ich wirklich besonders deutlich die 
Herrn Bundesminister Haiden und Steyrer 
hervorheben. 

Es soll dieses Düngemittelgesetz - so kom­
pliziert auch manches klingen mag - zu glei­
cher Zeit eine Warnung und ein Appell an alle 
sein, die glauben, die Sünden der Vergangen­
heit entweder klammheimlich weiterführen 
zu können oder - ich brauche dazu gar kein 
Beispiel anzuführen - einfach bei Nacht und 
Nebel zudecken zu können. 

Es gibt das bekannte indianische Sprich­
wort - ich möchte es sinngemäß zitieren -: 
Wenn ihr einmal die Luft verpestet, den 

Boden ruiniert und das Wasser vergiftet habt, 
dann werdet ihr merken, daß man Geld nicht 
essen kann. 

Ich glaube, daß dieses Sprichwort, das 
immer häufiger auch bei uns verwendet wird, 
wegweisend sein kann für unser Verhältnis 
zur Wirtschaftlichkeit, zur Einstellung der 
Produzenten und Konsumenten zur Umwelt. 

Ich darf ganz kurz drei Aspekte herausneh­
men, die dieses Gesetz auszeichnen. 

Erstens: Von größter Bedeutung ist - und 
das, glaube ich, ist von zentraler Wichtigkeit 
-, daß eine vorhergehende Prüfung der Dün­
gemittel stattfindet, ein Antrag auf Zulassung 
gestellt wird und nicht etwa, wie es beispiels­
weise leider Gottes in der Bundesrepublik 
Deutschland der Fall sein soll, daß erst nach­
träglich, wenn irgend etwas passiert ist, ein­
gegriffen wird. Jetzt ist ein eindeutiges und 
klares Steuerungsinstrument für die Vollzie­
hung gegeben. 

Zweitens: das Düngemittelregister . Das 
mag auch etwas kompliziert für den einen 
oder anderen klingen, und es mag vielleicht in 
der Schlagzeile irgendwelcher zynischen 
Kommentatoren in irgendwelchen Tageszei­
tungen herumgeistern, wo es heißt: Ja wie 
kompliziert ist so ein Gesetz! Wie kompliziert 
wird so ein Gesetz gemacht! 

Ich glaube, die Veröffentlichung von weite­
sten Teilen der Zusammensetzung der Dünge­
mittel und aller Mittel, die in den Boden kom­
men, im Düngemittelregister, ist wirklich 
genau das, was heutzutage die Öffentlichkeit, 
der besorgte Bürger haben will, daß nämlich 
eine Transparenz in diesen umweltsensiblen 
Bereichen gegeben ist. 

Drittens: Die Einführung des Kriteriums: 
Stand der Wissenschaft und Stand der Tech­
nologie. Das ist kein Status quo-Denken 
gegenüber immer neuen Umweltgefährdun­
gen durch immer neue und auf den Markt 
kommende Mittel, sondern ein eindeutiges 
In-die-Hand-Nehmen von wissenschaftlicher 
und auch politischer Verantwortung. 

Ganz zum Schluß darf ich nach diesem kur­
zen Herausnehmen von drei wichtigen Punk­
ten auch noch etwas, vielleicht halb Persönli­
ches, zur Klärschlammproblematik sagen. 
Wir haben darüber ja auch heute wieder 
etwas in den Tiroler Zeitungen drinnen. . 

Ich beziehe mich wiederum auf diesen Film 
von Hoimar von Ditfurth, der den Klär-
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schlamm als äußerst problematisches Dünge­
mittel dargestellt hat, dessen Folgen weitest­
gehend unerforscht sind. Es ist ganz eindeu­
tig, wenn man mit Sensibilität an diesen 
Bereich herangeht, daß das eine Entsorgungs­
angelegenheit ist und keine Handelsware, 
keine Handelsangelegenheit. Alle, die so 
leichtfertig sind, diese Verantwortung an 
andere abschieben zu wollen, müssen auf ihre 
Verantwortlichkeit, ganz egal, in welchem 
Bereich sie tätig sind, hingewiesen werden. 
Wir können uns im Umweltschutzbereich 
keine Kompetenzstreitigkeiten mehr leisten, 
sondern es muß eine verantwortungsbewußte 
Übernahme der bundesstaatlich verteilten 
Instrumente geben. 

Ich bin sehr froh darüber, daß beide Frak­
tionen diesem Gesetz zustimmen. Namens 
meiner Fraktion kann ich - jetzt ist schon 
eine gewisse Redundanz gegeben - daher 
sagen, daß wir diesem Gesetzesvorschlag sehr 
gerne unsere Zustimmung geben. - Ich 
danke. (Beifall bei der SPÖ.) 16.49 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort hat sich weiters gemeldet 
Herr Bundesrat Jürgen Weiss. Ich erteile es 
ihm. 

16.49 

Bundesrat Jürgen Weiss (ÖVP, Vorarlberg): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Hohes Haus! Der Berichterstatter und auch 
mein Vorredner haben die Notwendigkeit und 
die Bedeutung dieses Gesetzes bereits erläu­
tert, ich will dem nichts hinzufügen und auch 
nichts wegstreichen, zum al wir uns ja einig 
sind, gegen diesen Gesetzesbeschluß keinen 
Einspruch zu erheben. 

Ich möchte auch anerkennen, daß verschie­
denen Anregungen oder Einwendungen der 
Bundesländer, die im Begutachtungsverfah­
ren vorgebracht wurden, Rechnung getragen 
wurde. 

Ich will nun auch gar nicht die im Begut­
achtungsverfahren zur Sprache gekommene 
Frage der Zuständigkeitsverteilung zum 
Gegenstand einer kontroversiellen Diskus­
sion machen. Hier stimme ich mit meinem 
Kollegen Müler vollkommen überein, daß das 
nicht im Vordergrund stehen soll; ich möchte 
es aber andererseits auch nicht verschweigen. 

Formell stützt sich das Düngemittelgesetz 
sehr stark - jedenfalls in der Regierungsvor­
lage - auf die Gesichtspunkte: Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs, allenfalls auch 
Konsumentenschutz, als ob dies an sich mate-

riell die Hauptanliegen des Gesetzes wären, 
obwohl sie natürlich auch wichtig sind. 

Das Hauptanliegen - das ist auch in der 
Diskussion zum Ausdruck gekommen - ist 
natürlich der Schutz des Bodens vor schädli­
chen Einwirkungen. Das wird auch im 
Bericht des Landwirtschaftsausschusses des 
Nationalrates ganz deutlich, wo zuerst diese 
Bedeutung herausgestrichen und dann etwas 
umgekehrt zur Regierungsvorlage formuliert 
wird: "Außerdem sollen zur Sicherung des 
Wettbewerbs und zum Schutz des Verbrau­
chers solche Regelungen geschaffen werden." 

Der Grund dafür ist natürlich ganz einfach: 
Ein Bodenschutz- oder Düngemittelgesetz für 
landwirtschaftliche Böden - um die geht es 
ja in erster Linie - wäre Landessache, ein 
Gesetz zur Regelung des unlauteren Wettbe­
werbs, ein Gesetz, das konsumentenrechtli­
che Bestimmungen beinhaltet, ist Bundessa­
che. Es steht für mich außer Zweifel, daß bun­
deseinheitliche Regelungen auf diesem 
Gebiet sinnvoll sind; wir stellen daher das 
Gesetz auch in keiner Weise in Frage. 

Ich möchte aber doch daran erinnern, daß 
die verfassungsrechtlich sauberste Lösung in 
solch doch etwas umstrittenen Materien -
das ist auch im Begutachtungsverfahren her­
ausgekommen - die sogenannten 15-a-Ver­
einbarungen des Bundes mit den Bundeslän­
dern wären, die seinerzeit ja ausdrücklich 
unter Hinweis auf den Umweltschutz einge­
führt wurden. 

Im Lichte der seinerzeitigen Begründungen 
ist es schon ein bißchen merkwürdig, daß der 
Bund um solche Vereinbarungen immer wie­
der einen möglichst weiten Bogen macht, was 
auf anderen Gebieten natürlich wesentlich 
schwerwiegender ist, als auf dem hier zur 
Verhandlung stehenden. 

Zum Gesetz selbst zwei inhaltliche Anmer­
kungen. Einige· Bestimmungen, vor allem 
jene über die Kennzeichnung und Verpak­
kung von Düngemitteln treten erst 1990, also 
in gut vier Jahren in Kraft. Bei den sehr 
detaillierten Vorschriften, die notwendig sind, 
ist eine so lange Übergangszeit an sich ver­
ständlich, zumal dabei ein bereits funktionie­
rendes Düngemittelregister vorausgesetzt 
wird; es soll ja die Registernummer und ande­
res in die Kenzeichnung hine~nkommen. 

Für mich stellt sich aber doch die Frage, ob 
nicht eine abgestufte Einführung der Kenn­
zeichnungs- und Verpackungsvorschriften 
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zweckmäßig gewesen wäre. Ein sehr rasch 
möglicher Mindeststandard - auch im Inter­
esse der Verbraucher und der Konsumenten 
an Kennzeichnungen und Verpackung - und 
dessen allmähliche Ausweitung wäre viel­
leicht doch besser gewesen als das vierjäh­
rige, ersatzlose Warten auf eine zugegebener­
maßen dann perfekte Lösung. 

Die zweite Anmerkung rührt an ein Grund­
problem der Umweltpolitik. In der Regie­
rungsvorlage und auch in den Ausschußbe­
richten ist angeführt, daß das Düngemittelge­
setz einer der konkreten Beiträge des Bundes 
im Rahmen des gemeinsam von Bund und 
Ländern zu erarbeitenden Bodenschutzkon­
zeptes sei. 

Man würde nun an sich erwarten, daß man 
zuerst ein Konzept hat und dann die zu seiner 
Umsetzung notwendigen Gesetze macht. Bei 
der Bundesregierung ist es in diesem Punkt 
umgekehrt: Zuerst kommen die Gesetze und 
dann das Konzept. Und ich sage das jetzt 
etwas überspitzt: Wenn das so weitergeht, 
wird die Summe der erlassenen Gesetze 
womöglich als "Konzept" bezeichnet werden. 

Um in der Terminologie des vorliegenden 
Düngemittelgesetzes zu bleiben: Der bundes­
eigene "Acker", auf dem ein Bodenschutzge­
setz, ein Sonderabfallbeseitigungsgesetz und 
anderes mehr wachsen sollten, müßte drin­
gend wieder einmal gedüngt werden, damit 
dort etwas schneller wächst und bald einmal 
geerntet werden kann. 

Ich komme nun zu einem Bereich, der im 
Düngemittelgesetz nur unter den Ausnahmen 
angeführt ist, nämlich zum Klärschlamm, 
dessen Bedeutung mein Vorredner ebenfalls 
in einer Weise erläutert hat, die mich seinen 
Ausführungen zustimmen läßt. Bei diesem 
besonders problematischen und in überrei­
cher Menge vorhandenen "Düngemittel" - in 
Anführungszeichen - hat man sich plötzlich 
der Landeszuständigkeit entsonnen und es 
aus dem Geltungsbereich des Bundes heraus­
genommen. Ich halte das, Herr Bundesmini­
ster, für richtig! Hier sind wir einer Meinung: 
Das ist aus praktischen und aus verfassungs­
rechtlichen Gründen zweckmäßig. Sie dürfen 
sich aber nicht wundern, Herr Bundesmini­
ster, wenn andere Ihre Begründung für die 
Zuständigkeit des Bundes im Bereich der 
Düngemittel konsequent zu Ende denken und 
sich fragen, warum das gerade beim Klär­
schlamm nicht gelten soll. 

Es heißt in der Regierungsvorlage: Die Ver­
wendung von Düngemitteln für landwirt-

schaftlich genutzte Flächen kann in einem 
Gesetz des Bundes nicht geregelt werden; Sie 
ziehen sich auch auf die Bestimmungen des 
unlauteren Wettbewerbs zurück. 

Es geht natürlich im Düngemittelgesetz 
überhaupt nicht um die Verwendung - auch 
bei anderen Düngemitteln nicht, insoweit ist 
der Vergleich nicht ganz richtig -, sondern 
um das In-Verkehr-Bringen, um das, was mit 
dem Handel dieser Düngemittel zu tun hat. Es 
ist also in gewisser Weise verständlich, wenn 
man diese Argumentation für ihre Bundeszu­
ständigkeit konsequent zu Ende denkt, daß 
man zur Meinung kommen kann, auch der 
Klärschlamm sollte dabei erfaßt werden. 

Es waren keineswegs nur Nationalratsabge­
ordnete der ÖVP, die diesen Gedanken weiter­
gesponnen haben. Auch das Institut für Wirt­
schaft und Umwelt des Arbeiterkammertages 
hat sich in einer eigenen Publikation dafür 
ausgesprochen, die Klärschlammverwertung 
in das Düngemittelgesetz zu integrieren. Dem 
allen ist von der Bundesregierung und von 
den sozialistischen Nationalratsabgeordneten 
entgegengehalten worden - richtigerweise, 
wie ich meine -: Klärschlamm falle in die 
Kompetenz der Länder. 

Laut "Parlamentskorrespondenz" hat der 
sozialistische Abgeordnete Parnigoni im 
Nationalrat erklärt, es liege nun an den Län­
dern, aktiv zu werden. 

Ich erzähle Ihnen nur ganz kurz, was man 
dabei erleben kann. Der Vorarlberger Land­
tag hat am 11. Juli dieses Jahres, also kurz vor 
dem Sommer, einstimmig ein Gesetz über die 
Ausbringung von Klärschlamm verabschiedet 
und damit genau geregelt, unter welchen Vor­
aussetzungen Klärschlamm überhaupt ausge­
bracht werden darf: Zum Beispiel muß ein 
biologischer Nutzen für den Boden da sein, es 
darf keine Geruchsbelästigung geben und es 
soll möglichst hygienisierter Klärschlamm 
ausgebracht werden, der Klärschlamm darf 
natürlich bestimmte Schadstoffkonzentratio­
nen nicht überschreiten und so weiter. Es gibt 
eine ganze Palette von Vorschriften, mit 
denen das geregelt werden sollte. 

Man möchte nun nach der im Nationalrat 
von der SPÖ gehörten Meinung glauben, die 
Bundesregierung habe das begrüßt. Irrtum: 
Sie hat am 27. August Einspruch erhoben. 
Das Land habe mit diesem Gesetz seine Kom­
petenzen überschritten. (Bundesminister 
Dipl.-Ing. Hai den: Aus anderen Gründen!) 
Ich komme noch darauf zurück, Herr Bundes­
minister. 
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Dem Landtag blieb daher nichts anderes 
übrig, als am 2. Oktober - wieder einstim­
mig, also auch mit den Stimmen der hiesigen 
Koalitionsparteien - einen Beharrungsbe­
schluß zu fassen. So kann es also einem Bun­
desland gehen, das ganz im Sinne sozialisti­
scher Aufforderungen aktiv wird. Es ist sicher 
nicht übertrieben, daraus den für die Bundes­
regierung auch ideologisch passenden Ver­
gleich zu ziehen, daß die Rechte nicht immer 
weiß, was die Linke tut. 

Das einzige Zugeständnis, das die Bundes­
regierung gemacht hat, war, daß die Ausbrin­
gung von Klärschlamm auf landwirtschaftli­
chen Böden vom Land geregelt werden dürfe, 
auf anderen Böden aber nicht. Ich will nun 
nicht weiter ausbreiten, aus welchen verfas­
sungsrechtlichen Gründen alle Parteien des 
Vorarlberger Landtages diese Rechtsmeinung 
nicht geteilt haben. Eine Auf teilung des Klär­
schlammes sozusagen in "Bundesklär­
schlamm" und "Landesklärschlamm" wäre 
aber auch praxisfremd. Ganz abgesehen 
davon, daß man die Frage aufwerfen könnte, 
ob der Bundesklärschlamm auf diese Weise 
nicht ungeregelt bliebe. 

Man kann allerdings auch auf den ersten 
Blick die Meinung haben, der Klärschlamm 
sei ja überhaupt schon durch das Sonderab­
fallgesetz des Bundes geregelt, wo das ja aus­
drücklich angeführt ist. Wenn dem so wäre, 
daß das Sonderabfallgesetz ohnedies genügte, 
gingen aber die mit dem Düngemittelgesetz 
verbundenen Appelle an die Länder ins 
Leere, sie sollten bei der Regelung des Klär­
schlammproblems aktiv werden. 

Von der Bevölkerung wird so etwas zu 
Recht als Wirrwarr empfunden. Es wächst 
das Mißtrauen in die Fähigkeit der Politik, 
mit einem solchen Instrumentarium Pro­
bleme lösen zu können. Wie kaum ein anderes 
Beispiel unterstreicht es aber auch die Not­
wendigkeit, endlich rasch zu dem von der 
Bundesregierung versprochenen Boden­
schutzgesetz zu kommen, von einem umfas­
senden Umweltkonzept ganz zu schweigen. 

Den Hinweis in der Regierungsvorlage auf 
dieses Konzept nehmen wir zum Anlaß, es 
neuerdings zu urgieren. Dabei wird es, meine 
Damen und Herren, unerläßlich sein, sich 
nicht nur darauf zu beschränken, wie der 
Schutz des Bodens vor schädlichen Stoffen 
administriert wird, sozusagen "Umweltschutz 
im nachhinein" zu betreiben. Das Hauptanlie­
gen muß langfristig wohl sein, Schadstoffe 
möglichst von vornherein zu vermeiden. Das 
geht über Gesetzgebung und Verwaltung hin-

aus weit in den Freiheits- und Verantwor­
tungsraum der Bürger hinein. 

Appelle an die Vernunft werden aber nur 
dann erfolgreich sein, wenn sie in der Gesetz­
gebung und Vollziehung von Gesetzen sowie 
in der Information Vorbildhaftes finden. Wir 
werden dabei auch eingefahrene Geleise der 
Zuständigkeitsverteilung überdenken und sie 
verlassen müssen, wollen wir zu überschauba­
ren und bürgernahen Gesetzen und Verord­
nungen kommen. 

Daher ist es begrüßenswert, daß die Bun­
desländer in die Erarbeitung des von der Bun­
desregierung angekündigten Bodenschutz­
konzeptes eingebunden sind. Solange dieses 
aber nicht vorliegt, werden Gesetze, wie das 
heute zu behandelnde Düngemittelgesetz 
oder das von den Landtagen zu beschließende 
Klärschlammgesetz, leider Stückwerk blei­
ben: Für die Umwelt zwar wesentlich besser 
als vorher, aber weniger als notwendig. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 17.00 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort hat sich weiters gemeldet 
Herr Bundesrat Gargitter. Ich erteile es ihm. 

17.00 

Bundesrat Gargitter (SPÖ, Oberösterreich): 
Verehrtes Präsidium! Herr Bundesminister! 
Hohes Haus! Ich bin - das werden meine 
Ausführungen zeigen - nicht ganz der glei­
chen Meinung wie die beiden Vorredner; das 
möchte ich gleich vorausschicken. Wir geben 
heute unsere Zustimmung zum Düngemittel­
gesetz. Die jetzige gesetzliche Grundlage geht 
zurück auf das Jahr 1925. Was sich auf diesem 
Gebiet inzwischen alles getan hat, brauche 
ich nicht näher darzulegen. 

Österreich ist von einem Agrarland zu 
einem Industrieland geworden, das zwar land­
wirtschaftliche Überschußgüter erzeugt, aber 
im Krisenfalle seine Bevölkerung auch mit 
den notwendigen Lebensmitteln versorgen 
kann. Wir sind von einem Getreideimportland 
zu einem Getreideexportland geworden, mit 
all den Problemen der Überschußproduktion. 

Wir haben eine Düngemittelproduktion in 
der verstaatlichten Chemie-Linz AG und eine 
Produktionsfirma, die auch den österreichi­
schen Markt mitversorgt, die Donau-Chemie 
in Niederösterreich. Ein Drittel bis ein Viertel 
des Düngemittelbedarfes Österreichs, je 
nachdem, ob es sich um einen Mehrnährstoff­
dünger oder Einzeldünger Nitramoncal han­
delt, wird importiert. 
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Durch das neue Düngemittelgesetz wird der 
Importware auch die Kennzeichnungsp:flicht 
und die Registrierungspflicht strenger aufer­
legt, als das in der Vergangenheit der Fall 
war, sodaß in etwa gleiche Wettbewerbsver­
hältnisse geschaffen werden. 

Durch dieses Gesetz werden auch Boden­
hilfsstoffe, Kultursubstrate, Pflanzenhilfsmit­
tel einer genaueren Registrierung zugeführt, 
denn was da alles unter der Bio-Welle auf 
dem Markt angeboten wird, spottet jeder 
Beschreibung. Ich habe hier eine Unterlage, 
die im Grünen Bericht der Bundesrepublik 
Deutschland niedergeschrieben wurde, und 
da heißt es: Mit Rücksicht auf die Produk­
tionsphilosophie kann statt "biologisch", auch 
"organisch-biologisch" oder "biologisch-dyna­
misch" geschrieben werden. Also es gibt sehr 
viele Philosophen, die dazu alle möglichen 
Bezeichnungen erfinden. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch 
sagen, daß es überlastete Böden sicherlich 
auch in Österreich gibt. Wenn man aber diese 
Böden nach den bereits jetzt bestehenden 
gesetzlichen Möglichkeiten ausgenützt und 
auch die Bodenuntersuchungsanstalten des 
Bundesministeriums für Landwirtschaft ein­
geschaltet hätte, dann wären vielleicht da und 
dort solche Schwierigkeiten nicht entstanden. 
Gott sei Dank ist es ja in Österreich so, daß 
man diese Überbelastung aber in den Griff 
bekommen wird. 

Ich möchte aber auch ein paar Zahlen brin­
gen, einen Vergleich über die Flächenerträge 
bei alternativ und bei konventionell geführten 
Betrieben. Diese Zahlen haben eine sehr hohe 
Aussagekraft. 

Weizen ist zum Beispiel in Alternativbetrie­
ben mit 32,1 Tonnen pro Hektar erwirtschaft-. 
bar, bei konventionellen Betrieben sind es 
53 Tonnen pro Hektar. Bei Roggen: alternativ 
28,7 Tonnen pro Hektar, bei den konventionel­
len Betrieben 38 Tonnen pro Hektar. (Zwi­
schenruf des Bundesrates Hol z i n ger.) 
Nein, Tonnen pro Hektar! Und bei der Gerste 
29,3, bei den konventionellen ... (Bundesmini­
ster Dipl.-Ing. Hai den: Dezitonnen!) Dezi­
tonnen, ja, dann ist da vielleicht ein Schreib­
fehler. 

Jedenfalls stellt der Agrarbericht fest, wel­
che wirtschaftliche Konsequenzen die Füh­
rung der Betriebe haben. Man kann auf jeden 
Fall feststellen: Eine Landwirtschaft, die 
alternativ produziert, wird kaum wirtschaft­
lich sein. (Bundesrat Mol te r e r: Ist das ein 
Werbeprospekt der Chemie?) Nein, das ist kei-

nes. (Bundesrat Hol z i n ger: Märchen aus 
1001 Nacht!) 

Jedenfalls werdet gerade ihr von der Land­
wirtschaft wissen, was die Biolandwirtschaft 
bringt. Das wißt ihr am besten. 

Die maschinell-chemische Erzeugung von 
Mineraldünger verarbeitet zum Beispiel 
Stickstoff aus der Luft, Phosphate und Kali zu 
Mineraldünger, der für die Pflanze aufnehm­
bar wird. (Stellvertretender Vorsitzender 
Sc hip a n i übernimmt die Verhandlungslei­
tung.) 

Ich habe vorige Woche am Weltverbandstag 
der Chemiearbeitergewerkschaft in Hannover 
teilgenommen. Dort wurde sehr eingehend 
von der Unterversorgung an Lebensmitteln 
und Pharmaka in den Entwicklungsländern 
gesprochen. 800 Millionen Menschen auf die­
ser Welt hungern, weitere 800 Millionen sind 
unterernährt. Da eine koordinierte Aktion 
aller entwickelten Länder auf die Beine zu 
bringen, um den Hunger in diesen Ländern zu 
lindern, wäre besser, als darüber nachzuden­
ken, wie eine Großmacht die andere mit 
Rüstungspotentialen übertreffen kann, die 
bei eventueller Anwendung zur Vernichtung 
der ganzen Menschheit führen würde. 

Zurückkommend auf die Bio-Welle. Einige 
Beispiele dafür, daß die Landwirtschaft wie­
der sinnvoll Mineraldünger anwendet. Das 
zeigen folgende Zahlen. 

Der Mehrnährstoffdüngerverbrauch in 
Österreich betrug in den Jahren 1980/81 
463 000 Tonnen, ist dann im Jahre 1982/83 auf 
400 000 Tonnen heruntergegangen und be­
trägt in den Jahren 1984/85 457000 Tonnen. 
Er kommt also in die Nähe des Verbrauches 
der Jahre 1980/81. 

Ich möchte dazu sagen: Die Landwirtschaft 
wird kaum ohne Mineraldünger auskommen, 
und es wären die Arbeitsplätze von zirka 
1 500 Arbeitnehmern in Österreich nicht nur 
in der Chemie-Linz AG, sondern auch in der 
Donau-Chemie bedroht. 

Der kluge Bauer wird nicht mehr Dünger 
anwenden, als er braucht, um vernünftige 
Erträge zu erzielen. 

Zum Schluß kommend: Das Düngemittelge­
setz bringt mehr Sicherheit in der Anwen­
dung von Düngemitteln, mehr Klarheit bei 
der Deklarierung der Düngemittel, Substrate 
und Hilfsstoffe. Obwohl die heimische Dünge­
mittelindustrie die Deklarierung schon immer 
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durchgeführt hat, ist dieses Gesetz zu begrü­
ßen, denn die Importeure waren da nicht so 
genau. Vor allem müssen wir dieses Gesetz 
als einen Teil des zu schaffenden Boden­
schutzgesetzes betrachten. Die Frage des 
Klärschlammes muß ohnehin im jeweiligen 
Bundesland geregelt und vernünftig gelöst 
werden. Die zukünftige Bodenschutzgesetzge­
bung muß zwischen dem Bund und den Län­
dern erarbeitet werden. Aber hier möchte ich 
einen Appell bringen, dazu beizutragen, daß 
Technologiefeindlichkeit abgebaut wird. 

Der '"Geist von Raaba" , übertriebener 
Umweltschutz würde uns an den Rand der 
wirtschaftlichen Entwicklung drängen. Neue 
Erkenntnisse zum Schutz des Menschen, der 
Tiere und der Umwelt, zur Aufrechterhaltung 
des Gleichgewichtes im Ökologiesystem sind 
unbedingt notwendig. 

Arbeit und Leben in einer gesunden 
Umwelt ist unser aller Ziel. Dazu gehört auch 
dieses Gesetz, das wir gerne zustimmend zur 
Kenntnis nehmen, zum al es auch von allen 
Parteien im Parlament einstimmig beschlos­
sen wurde. 

In diesem Sinne stimmen wir diesem 
Gesetz voll zu. - Ich danke für die Aufmerk­
samkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 17.09 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Bevor ich dem nächsten Redner das Wort 
erteile, darf ich den im Hause erschienenen 
Herrn Bundesminister für Justiz Dr. Ofner 
herzlich willkommen heißen. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Bösch. Ich erteile ihm dieses. 

17.10 

Bundesrat Dr. Bösch (SPÖ, Vorarlberg): 
Herr Vorsitzender! Meine Herren Bundesmi­
nister! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Da ich lediglich durch die Wortmeldung 
meines Kollegen Jürgen Weiss zu dieser mei­
ner Wortmeldung veranlaßt wurde, werde ich 
versuchen, mich an die "europäische Rede­
zeit" zu halten; sie beträgt 5 bis 7 Minuten, 
besonders dann, wenn es nach 17 Uhr ist. 

Ich möchte aber doch vorerst die Ausfüh­
rungen meines Kollegen Dr. Müller ganz 
besonders unterstreichen, denn die zumindest 
regionale Chemisierung unserer Böden ist 
ebenso ernst zu nehmen wie das Waldsterben, 
die Luftbelastung und die Gewässerver­
schmutzung. Denn daß der Boden die mehrfa­
che Grundlage unseres Lebens ist, braucht 

wohl hier an Beispielen nicht weiter erörtert 
zu werden. 

Es werden in Österreich 45 Prozent der 
Gesamtfläche landwirtschaftlich genutzt. 
Dabei werden zunehmend nicht nur auf inten­
siv landwirtschaftlich genutzten Flächen, son­
dern auch im Grünland und Haushalt Dünge­
mittel verwendet. 

Es ist dabei festgestellt worden, daß durch 
den Einsatz von chemischen pflanzenbehand­
lungsmitteln der ökologische Haushalt beein­
trächtigt wird und die Landwirtschaft in 
immer größere Abhängigkeit von Chemika­
lien- und Düngemittelerzeugern gerät. 

Der gesundheitliche Schutz der Verbrau­
cher muß hier an oberste Stelle gerückt wer­
den, weil auch Rückstände von pflanzenbe­
handlungsmitteln in den meisten Lebensmit­
teln nachweisbar sind. Daraus ist abzuleiten, 
daß die Düngepraxis wesentlich umwelt­
freundlicher werden muß, da zum Beispiel 
durch die Nitratanreicherung in wesentlichen 
Grundwasserkörpern die Trinkwasserversor­
gung bedroht wird. Auch kann es durch nicht 
sachgemäße Anwendung mineralischer Dün­
ger und von Klärschlamm - schon wieder 
dieses Thema - zur Anreicherung von Schad­
stoffen in Böden sowie zur Ausschwemmung 
in das Grundwasser kommen. 

Meine Damen und Herren! Im Zusammen­
hang mit dieser Düngung steht aber auch ein 
Produkt, das seltsamerweise sowohl als Dün­
gemittel als auch Sonder abfall klassifiziert 
werden kann; das ist der heute schon vielfach 
besprochene Klärschlamm, der sich neben 
den voll ausgebauten Kläranlagen, die mit 
Milliardenbeträgen errichtet wurden, zu Tau­
senden von Tonnen stapelt und den Kommu­
nalpolitikern mehr oder weniger schlaflose 
Nächte bereitet. Dies vor allem deshalb, weil 
er eine Vielzahl chemischer Substanzen ent­
hält, die aus dem Abwasser dankenswerter­
weise herausgefiltert wurden und nun auf den 
Halden eines ungewissen weiteren Schicksals 
harren. 

Wie fast nicht anders zu erwarten ist, ist 
aus diesen Sachkonflikten vielfach auch bald 
ein Kompetenzkonflikt geworden. Dies ist 
nicht weiter verwunderlich, da der Umwelt­
schutz eine sogenannte Querschnittsmaterie 
darstellt und zu Auseinandersetzungen gera­
dezu einlädt. 

Ausgelöst durch die Klärschlammimporte 
aus der Schweiz - als ob wir nicht selbst 
genügend Mist hätten! -, sah sich der Lan­
desgesetzgeber veranlaßt, eine entsprechende 
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landesgesetzliche Regelung in Vorarlberg zu 
schaffen, da die Abfallbeseitigung bekannt­
lich Landessache ist. 

Schwierigkeiten ergaben sich bei der Voll­
ziehung dieses Gesetzes, da die Zollbehörden 
- nur diese können die Importe entspre­
chend kontrollieren - nicht zur Verfügung 
standen. Die Bundesregierung erhob Ein­
spruch, das betreffende Landesgesetz trat 
dann aber gegen den Willen der Bundesregie­
rung durch Beharrungsbeschluß in Kraft. 

Anschließend verlangten die ÖVP-National­
räte und auch andere, daß der Klärschlamm 
als Düngemittel anerkannt werde und damit 
unter das heute zu beschließende Düngemit­
telgesetz falle; dies bedeutet ja Bundeszustän­
digkeit. Es ist aber dabei übersehen worden, 
daß die Verwendung von Düngemitteln für 
landwirtschaftliche Flächen in einem Dünge­
mittelgesetz des Bundes nicht geregelt wer­
den kann. Dem steht der Artikel 15 der Bun­
desverfassung entgegen. 

Aber offenbar im Sinne eines kooperativen 
Föderalismus hat sich über Anregung des 
Finanzministers der Gesundheitsminister zu 
Verhandlungen bereit erklärt, ob nicht der 
Klärschlamm in den § 16 des Sonderabfallge­
setzes eingereiht werden kann und damit wie­
der eine Zuständigkeit des Bundes geschaffen 
werden könnte. 

Meine Damen und Herren! Dies alles ist 
sehr zu begrüßen. Zwar ist das Problem damit 
vom Tisch, aber nicht von den Müllhalden. 
Notwendig ist für eine zukunftweisende und 
eine globale Lösung eine weitere Verschär­
fung der gesetzlichen Maßnahmen zur Ver­
minderung dieser Schadstoffe, vor allem die 
rasche Verabschiedung eines Chemikalien­
und Bodenschutzgesetzes. Hier stimme ich 
mit meinem Vorredner Jürgen Weiss wieder 
überein. 

Wichtig für eine wirksame Umweltpolitik 
wird es auch sein, die Produkthaftung auszu­
bauen, qualifizierten Umweltschutzbehörden, 
Verbänden die Möglichkeit zu geben, im 
Bewilligungsverfahren mitzuwirken. Hier ist 
mir allerdings die Stellungnahme der Vorarl­
berger Landesregierung zu dem Bürgerbetei­
ligungsverfahren nicht ganz einsichtig. 

Es wird auch notwendig sein, eine breite 
Bewußtseinsbildung im Konsumentenverhal­
ten der Menschen zu erreichen. Es ist aber 
auch die Mitwirkung der Landwirtschafts-

kammern und der Genossenschaftsverbände 
vonnöten. Denn nur durch die Mitwirkung 
aller dieser wird es auf diesem sensiblen 
Bereich möglich sein, die bisherigen Umwelt­
schutzmaßnahmen auf eine noch breitere 
Grundlage zu stellen. (Beifall bei der SPÖ.) 
17.17 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wünscht noch jemand das Wort? - Bundesrat 
Gargitter. Bitte. 

17.17 

Bundesrat Gargitter (SPÖ, Oberösterreich): 
Ich möchte nur die Feststellung machen, daß 
die Agrarexperten doch recht haben. Es han­
delt sich um Dezitonnen. Bei diesen Zahlen, 
die ich erwähnt habe, war ein Druckfehler bei 
meinen Unterlagen ... (Bundesrat lng. Ni g 1: 
Du hast meinen Zwischenruf nicht gehört! Ich 
habe gesagt, du hast gemeint für zehn Jahre!) 

Alternative Betriebe haben bei Weizen 
32,1 Dezitonnen pro Hektar, und konventio­
nelle Betriebe erreichen 53,0 Dezitonnen pro 
Hektar an Ernteertrag pro Jahr 
Danke. 17.17 

Stellvertretender Vorsi tzender Schi pani : 
Neuerliche Frage: Wünscht noch jemand das 
Wort? - Das ist jetzt tatsächlich nicht mehr 
der Fall. Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s pr u c h zu 
erheben. 

13. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 24. Oktober 1985 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem Bestimmungen über die 
Rechtsanwaltsprüfung und über sonstige 
Erfordernisse zur Ausübung der Rechtsan­
waltschaft getroffen werden (Rechtsanwalts­
prüfungsgesetz - RAPG) (3020 und 3030 der 
Beilagen) 

14. Punkt: Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 24. Oktober 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Disziplinarstatut 
für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwär­
ter geändert wird (3021 und 3031 der Beila-

gen) 
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Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Wir gelangen nun zu den Punkten 13 und 14 
der Tagesordnung, über die die Debatte eben­
falls unter einem abgeführt wird. 

Es sind dies: 

Rechtsanwaltsprüfungsgesetz-RAPG und 

Änderung des Disziplinarstatuts für Rechts­
anwälte und Rechtsanwaltsanwärter . 

Berichterstatter über Punkt 13 ist Herr 
Bundesrat Wöginger. Ich bitte um die Bericht­
erstattung. 

Berichterstatter Wöginger: Herr Vorsitzen­
der! Herr Minister! Hohes Haus! Ich bringe 
den Bericht des Rechtsausschusses über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
24. Oktober 1985 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem Bestimmungen über die Rechtsan­
waltsprüfung und über sonstige Erfordernisse 
zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft getrof­
fen werden (Rechtsanwaltsprüfungsgesetz -
RAPG). 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates sieht weitreichende Änderun­
gen von Erfordernissen zur Ausübung des 
Rechtsanwaltsberufes vor. 

Schwerpunkte sind dabei im besonderen: 

1. Eine Neuregelung der Rechtsanwaltsprü­
fung, wobei diese nicht mehr die Richteramts­
prüfung ersetzen soll. 

2. Das gesetzliche Erfordernis für die Aus­
übung des Rechtsanwaltsberufes soll künftig­
hin entweder das Doktorat der Rechte nach 
der alten Studienordnung oder (zumindest) 
das Magisterium der Rechtswissenschaften 
nach der neuen Studienordnung sein. 

3. Die Praxiszeit als Rechtsanwaltsanwär­
ter soll so wie früher wieder sieben Jahre 
betragen. Für Rechtsanwaltsanwärter, die 
das Doktorat der Rechtswissenschaften nach 
der neuen Studienordnung erlangt haben, soll 
sie jedoch nur sechs Jahre betragen. Für eine 
Übergangszeit sollen unter bestimmten Vor­
aussetzungen weiterhin fünf Jahre genügen. 

4. Die Abhaltung von verbindlichen Ausbil:­
dungsveranstaltungen für Rechtsanwaltsan­
wärter. 

5. Der Vorbehalt der Befugnis zur umfas­
senden berufsmäßigen Parteienvertretung für 
Rechtsanwälte. Hiedurch sollen jedoch beste­
hende Vertretungsbefugnisse der Notare, 

Patentanwälte, Wirtschaftstreuhänder und 
Ziviltechniker nicht berührt werden. Außer­
dem sollen auch Parteienvertretungen auf 
Grund sonstiger, besonders verfahrensrechtli­
cher Bestimmungen, die Wirkungsbereiche 
von Interessenvertretungen, die unentgeltli­
che Auskunftserteilung und Beistandslei­
stung sowie Befugnisse im Berechtigungsum­
fang von Gewerben unberührt bleiben. 

6. Ein gesetzlicher Schutz der Berufsbe­
zeichnung "Rechtsanwalt", wobei den Rechts­
anwaltskammern in diesbezüglichen Verwal­
tungsstrafverfahren ParteisteIlung einge­
räumt werden soll. 

7. Eine nähere Umschreibung der Ver­
schwiegenheitspflicht der Rechtsanwälte. Das 
Recht auf Verschwiegenheit darf durch 
behördliche Maßnahmen, wie zum Beispiel 
eine Vernehmung von Hilfskräften oder 
Beschlagnahme von Unterlagen nicht umgan­
gen werden. 

8. Die Verteidigung in Strafsachen soll 
künftighin neben den Rechtsanwälten nur 
mehr Rechtsanwaltsanwärtern, Notaren und 
Notariatskandidaten zukommen. 

Die bisher vorgesehene, praktisch aber 
kaum bedeutsame und in ihrer Geltung 
umstrittene Möglichkeit der Eintragung eines 
"stimmführenden Rates" in die Liste der 
Rechtsanwälte soll ebenso entfallen, wie die 
veraltete Einrichtung der sogenannten öffent­
lichen Agentie. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 14. Novem­
ber 1985 in Verhandlung genommen. Der 
Antrag des Berichterstatters, Einspruch zu 
erheben, wurde mit Stimmenmehrheit ange­
nommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Rechtsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 24. Oktober 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen über 
die Rechtsanwaltsprüfung und über sonstige 
Erfordernisse zur Ausübung der Rechtsan­
waltschaft getroffen werden (Rechtsanwalts­
prüfungsgesetz - RAPG) , wird mit der dem 
schriftlichen Ausschußbericht angeschlosse­
nen Begründung Einspruch erhoben. 

Begründung 

Am 2. 3. 1978 beschloß der Nationalrat 
anläßlich der Beschlußfassung betreffend das 

1524 
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Bundesgesetz über das Studium der Rechts­
wissenschaften, BGBL Nr.14011978, folgende 
Entschließung: 

"Angesichts der Neuordnung des Studiums 
der Rechtswissenschaften wird die Bundesre­
gierung ersucht, dem Nationalrat bis zum 
31. 1. 1979 nach Anhörung der betroffenen 
Interessenvertretungen Gesetzesvorschläge 
vorzulegen, die der Anpassung der Berufs­
und Anstellungserfordernisse zur Ausübung 
juristischer Berufe an die durch das neue 
Bundesgesetz über das Studium der Rechts­
wissenschaften geschaffene Lage dienen, und 
zwar derart, daß die erfolgreiche Absolvie­
rung des Diplomstudiums grundsätzlich die 
Möglichkeit zur Ausübung aller juristischen 
Berufe - ausgenommen die wissenschaftli­
che Laufbahn an einer Universität - eröff­
net." 

Betroffen von dieser Entschließung bezie­
hungsweise den zu erstattenden Gesetzesvor­
schlägen waren die Rechtsanwälte, für die 
zufolge des § 1 Abs. 2 lit. c der Rechtsanwalts­
ordnung - neben anderen Erfordernissen -
die Erlangung der juridischen Doktorats­
würde eine Voraussetzung für die Ausübung 
der Rechts anwaltschaft in der Republik 
Österreich bildet. 

Für die Österreichische Volkspartei war 
von Anfang an klar, daß der in der Entschlie­
ßung vom 2.3. 1978 enthaltene Passus "nach 
Anhörung der betroffenen Interessenvertre­
tungen" sinnvollerweise nur dahin gehend 
verstanden werden konnte, daß hierunter 
nicht bloß ein formales Anhören, sondern 
eine Bedachtnahme auf den bei dieser Anhö­
rung vorgetragenen Standpunkt der betroffe­
nen Interessenvertretungen gemeint war. 
Daß dieses Verständnis hinsichtlich der zitier­
ten Passage nicht auf die Österreichische 
Volkspartei allein beschränkt war, sondern 
auch bei der SPÖ, vor allem aber bei der FPÖ, 
die sogar gegen diese Entschließung 
gestimmt hatte, vorherrschte, erhellt aus der 
Behandlung der während der abgelaufenen 
(XV.) Gesetzgebungsperiode im Nationalrat 
eingebrachten Regierungsvorlage (6 der Bei­
lagen), welche vorsah, daß auch für die Aus­
übung des Rechtsanwaltsberufes der 
Abschluß des Diplomstudiums nach dem Bun­
desgesetz über das Studium der Rechtswis­
senschaften hinreichend und die Erlangung 
des Doktorates nicht mehr erforderlich sein 
sollte. Denn als es zur Behandlung dieser 
Gesetzesvorlage in einem Unter ausschuß des 
Justizausschusses kam und sich die am 3. 12. 
1982 hiezu als Experten gehörten Präsidenten 
der Rechtsanwaltskammern einhellig gegen 

den vorgeschlagenen Entfall des Doktorates 
als Berufsvoraussetzung für die Ausübung 
der Rechtsanwaltschaft aussprachen, wurde 
diese Haltung von allen Parteien respektiert, 
von einer Gesetzwerdung gegen die Interes­
sen der Betroffenen Abstand genommen und 
die Regierungsvorlage während der 
XV. Gesetzgebungsperiode nicht mehr weiter 
behandelt. . 

Auch während der XVI. Gesetzgebungspe­
riode blieb die Rechtsanwaltschaft dem von 
ihr eingenommenen Standpunkt treu. Da 
auch die FPÖ, allen voran deren Justizspre­
cher Mag. Hilmar Kabas und Justizminister 
Dr. Harald Ofner, wiederholt - noch bis in 
die erste Hälfte des Jahres 1985 - betonte, 
gegen die Abschaffung des Doktorates als 
obligatorische Berufsvoraussetzung für 
Rechtsanwälte zu sein, hatte es den Anschein, 
als wäre gesichert, daß es nicht zu einer von 
den Regierungsparteien den Betroffenen ein­
seitig aufoktroyierten Gesetzesänderung 
kommen würde. 

Der dennoch am 8.5. 1985 im Nationalrat 
eingebrachte, auf die Beseitigung des Dokto­
rates abzielende Gesetzentwurf, der bezeich­
nenderweise - zur Umgehung eines Begut­
achtungsverfahrens - nicht in Form einer 
Regierungsvorlage, sondern eines In­
itiativantrages von Abgeordneten der beiden 
Regierungsparteien (Antrag Nr. 146/ A) geklei­
det war, ging in Wahrheit weder von den als 
einbringende Abgeordnete (Mag. Kabas, Dr. 
Rieder) aufscheinenden Antragstellern, noch 
von Dr. Ofner als zuständigem Ressortmini­
ster , sondern vom Bundesminister für Wis­
senschaft und Forschung, Dr. Heinz Fischer, 
aus, der sich über die berechtigten Anliegen 
und Interessen der betroffenen Berufsgruppe 
hinwegsetzte und die FPÖ zu einer totalen 
Kehrtwendung zwang, wodurch deren Ruf als 
"Umfallerpartei" wieder einmal nachdrück­
lich bestätigt wurde. 

Da die Regierungsparteien - mit gutem 
Grund - befürchteten, daß der Widerstand 
gegen ihren Antrag mit fortschreitender Zeit 
immer massiver werden und ihre die Interes­
sen der Rechtsanwälte negierende Haltung 
immer unverständlicher erscheinen würde, 
beschlossen sie am 28.6. 1985 gegen die Stim­
men der Österreichischen Volkspartei, dem 
Justizausschuß zur Behandlung des Gesetz­
entwurfes eine - angesichts der dazwischen­
liegenden tagungsfreien Zeit - außerordent­
lich kurz bemessene Frist bis 23.10. 1985 zu 
setzen. Eindringliche - von der Österreichi­
schen Volkspartei unterstützte - Appelle des 
Österreichischen Rechtsanwaltskammerta-
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ges, diese Befristung zu erstrecken, um dem 
vom Justizausschuß eingesetzten Unteraus­
schuß Gelegenheit zu einer ausführlichen 
Behandlung dieses Antrages zu geben (Reso­
lution des Österreichischen Rechtsanwalts­
kammertages vom 4. und 5. 10. 1985), blieben 
bei den Regierungsparteien ohne Widerhall. 

Auch in den Ausschußberatungen doku­
mentierten SPÖ und FPÖ, daß sie nicht 
gewillt waren, auf Anträge, die ihnen geeignet 
schienen, ihrer vorgefaßten Meinung zuwider­
zulaufen, einzugehen; so lehnten sie den von 
der Österreichischen Volkspartei gestellten 
Antrag auf Beiziehung von Fraktionsexperten 
ab. Ebensowenig kam es im Ausschuß zu der 
von der Österreichischen Volkspartei vorge­
schlagenen Anhörung von Vertretern ande­
rer, von dem Gesetzentwurf gleichfalls betrof­
fenen juristischen Berufsgruppen. 

Schließlich legten die Regierungsparteien 
am 15.10. 1985, unmittelbar vor der Sitzung 
des Unterausschusses, einen 23 Seiten umfas­
senden Abänderungsantrag vor, der nicht 
weniger als 72 Änderungen gegenüber ihrem 
Initiativantrag beinhaltete. (Der von ihnen 
schließlich am 24.10. 1985 im Plenum des 
Nationalrates endgültig eingebrachte Abände­
rungsantrag enthielt rund ein Dutzend weite­
rer Änderungen.) Auch aus dieser Vorgangs­
weise war deutlich zu erkennen, daß die 
Regierungsparteien kein Interesse an einer 
wirklich seriösen, ausführlichen Behandlung 
ihres eigenen Gesetzentwurfes hatten, son­
dern nur an einer möglichst raschen, auf ihre 
Mehrheit im Nationalrat gestützten Abstim­
mung interessiert waren. 

In der Sache selbst deponierten die am 
15.10. 1985 im Unterausschuß gehörten Präsi­
denten der österreichischen Rechtsanwalts­
kammern einhellig und nachdrücklich ihren 
seit jeher vertretenen Standpunkt, daß das 
Doktorat der Rechte weiterhin Berufsvoraus­
setzung für die Tätigkeit als Rechtsanwalt 
bleiben solle, was jedoch von SPÖ und FPÖ 
ignoriert wurde, die damit die Anhörung der 
Vertreter der Rechtsanwaltschaft zum bloßen 
Formalakt degradierten und jegliche Kon­
sensbereitschaft vermissen ließen. 

Das sohin gegen die Stimmen der Österrei­
chischen Volkspartei am 24. 10. 1985 im Natio­
nalrat beschlossene Gesetz läuft jedoch nicht 
nur - in Ansehung der Abschaffung des Dok­
torates - den Interessen der Rechtsanwälte, 
sondern auch anderer juristischer Berufs­
gruppen zuwider. Denn: 

Das Gesetz ist nachteilig für die Richter, 

Staatsanwälte und Universitätsprofessoren 
der juridischen Fakultäten, weil sie in Hin­
kunft nicht mehr als Verteidiger in Strafsa­
chen tätig sein können. 

Das Gesetz ist überdies nachteilig für die 
Richter, weil es ihnen in Hinkunft verwehrt 
ist, nach fünf jähriger Verwendung als stimm­
führender Rat bei einem Gerichtshofe in die 
Rechtsanwaltschaft überzuwechseln. 

Das Gesetz ist nachteilig für die Studenten 
und Rechts anwalts anwärter , weil sie in Hin­
kunft sieben statt fünf Praxisj ahre zu absol­
vieren haben und sich - entgegen ursprüngli­
chen Zusagen der Bundesregierung - für den 
Fall der Erlangung der Doktoratswürde nur 
ein Praxisjahr (und nicht zwei, wie dies noch 
im Initiativantrag vorgesehen war) und auch 
nur dann ersparen, wenn sie das Doktorat vor 
Beginn der Praxis erwerben, womit ihnen die 
Möglichkeit der Abkürzung der 7jährigen 
Frist durch den Erwerb des Doktorates wäh­
rend ihrer Ausbildungszeit verbaut wird. 

Das Gesetz ist ferner nachteilig für die 
Rechtsanwälte, weil in Hinkunft die Rechts­
anwaltsprüfung nicht mehr die Richteramts­
prüfung ersetzt und den Rechtsanwälten 
damit die Möglichkeit genommen wird, in das 
Richteramt zu wechseln. 

Es zeigt sich demnach, daß dieses Gesetz 
nicht nur gegen die Interessen der Rechtsan­
wälte, sondern gegen die der Mehrzahl aller 
juristischen Berufsgruppen gerichtet ist und 
angesichts der darin neu errichteten Schran­
ken, von einer juristischen Laufbahn in die 
andere zu wechseln, eine gegenseitige 
Abschottung der Rechtsberufe mit sich 
bringt, die in einer Zeit, in der die Mobilität 
im Berufsleben immer größer wird und wer­
den muß, geradezu anachronistisch anmutet 
und den Geist eines längst überwunden 
geglaubten Zunftdenkens wieder aufleben 
läßt. Damit wird die Einheit der Rechtsberufe 
zerstört, eine wechselseitige -Belebung und 
Befruchtung der juristischen Praxis gehin­
dert und der Entwicklung der österreichi­
schen Rechtskultur schwerer Schaden zuge­
fügt. 

Angesichts dieser negativen Auswirkungen 
lehnt es der Bundesrat ab, die Mitwirkung an 
diesem gegen den erklärten Willen der Betrof­
fenen, überdies überstürzt und ohne ausrei­
chende parlamentarische Behandlung zustan­
degekommenen Gesetz zu übernehmen, und 
sieht sich daher veranlaßt, gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates vom 24.10. 
1985 Einspruch zu erheben. 

1525 
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Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Danke. 

Berichterstatter über Punkt 14 ist Herr 
Bundesrat Frasz. Ich bitte um die Berichter­
stattung. 

Berichterstatter Frasz: Herr Vorsitzender! 
Herr Minister! Sehr geehrte Damen und Her­
ren! Ich erstatte den Bericht des Rechtsaus­
schusses über den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 24. Oktober 1985 betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Diszipli­
narstatut für Rechtsanwälte und Rechtsan­
waltsanwärter geändert wird. 

Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates wird einem Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes Rechnung tragend, 
im Disziplinarstatut für Rechtsanwälte und 
Rechtsanwaltsanwärter zweifelsfrei be­
stimmt, daß der Disziplinarrat in Senaten zu 
verhandeln und zu entscheiden hat. Die 
Senate haben aus jeweils einem Vorsitzenden 
und vier weiteren Mitgliedern zu bestehen, 
wobei dem Präsidenten oder seinem Stellver­
treter die Vorsitzführung in den Senaten 
obliegt. Hinsichtlich der Zusammensetzung 
der Senate, die durch den Präsidenten zu 
erfolgen hat, sind außerdem bestimmte Krite­
rien zu beachten. Eine analoge Regelung ist 
auch für die Zusammensetzung der Senate 
der Obersten Berufungs- und Disziplinarkom­
mission vorgesehen. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 14. Novem­
ber 1985 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Rechtsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 24. Oktober 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Disziplinarstatut 
für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwär­
ter geändert wird, wird kein Einspruch erho­
ben. 

Stellvertretender Vorsitzender Schi pani: 
Wir gehen in die Debatte ein, die über die 
zusammengezogenen Punkte unter einem 
abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Dr. Hoess. Ich erteile ihm dieses. 

17.37 

Bundesrat Dr. Hoess (ÖVP, Steiermark): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Der Abgeordnete Dr. N owotny 
hatte anläßlich der Debatte zum Gegenstand 
im Plenum des Nationalrates sicher recht, 
wenn er meinte, die Wissenschaftspolitik 
stelle das Kernstück des Problems dar. Die 
Wissenschaft müsse im internationalen Rah­
men gesehen werden, und die Organisation 
des Studiums schlage sich eben auch in den 
wissenschaftlichen Graden nieder. 

Tatsächlich stellten die bis 1978 geltenden 
Regelungen für die Ausbildung der Juristen 
in Österreich die Ausbildung von österreichi­
schen Juristen von Weltruf an den österreichi­
schen Fakultäten sicher. In Kürze soll jetzt 
bereits das rechtswissenschaftliche Studien­
gesetz 1978 wieder novelliert werden, ehe 
noch der erste Student nach dieser Regelung 
promovierte. 

Sicherlich waren bis 1978 zwei Nachteile zu 
beklagen: das Fehlen schriftlicher Prüfungen 
bei Juristen und das Fehlen einer Disserta­
tion. Und das wog schwer. Im westlichen Aus­
land wurde man ja, wenn man nach einer Dis­
sertation gefragt wurde und sagte, bei uns 
gebe es das nicht, manchmal fast wie ein 
Schwindler angeschaut. (Stellvertretender 
Vorsitzender Dr. Sc h am be c k übernimmt 
die Verhandlungsleitung.) 

Allerdings sind die Nachteile seit der im 
Jahre 1978 erfolgten Regelung doch eher viel 
schwerwiegender: 

Ungeordnetheit der Abfolge. der zu studie­
renden Fächer ohne sinnvollen und organi­
schen Zusammenhang, wobei dies sicherlich 
von Fakultät zu Fakultät verschieden sein 
mag. 

Überfrachtung mit positivem Detailwissen 
und nebensächlichem Wissen. Nicht die Per­
sönlichkeit wird so geformt, sondern der 
detailwissende Bürokrat. Und wer mit Leuten 
zu tun hat, die auch noch nach der alten Stu­
dienordnung, aber bereits gelockert aus den 
Prüfungen herauskommen, der wird mir das 
bestätigen. 

Ungeordnet wird im zweiten Semester zum 
Beispiel bereits Handelsrecht studiert, aber 
das ABGB wird noch nicht gekonnt. Arbeits­
recht, Völkerrecht, Betriebswirtschaftslehre, 
Zivilrecht, alles atmet den Geist eines gewis­
sen Chaos, wobei die Chaoten nicht unbedingt 
immer nur auf einer Seite dieses Hauses sit-
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zen müssen, das möchte ich schon dazu 
sagen. 

Es genügt nicht, daß der Student selbst die 
Möglichkeit einer sinnvolleren Komposition 
hat, es genügt auch nicht, wenn die Novelle zu 
§ 5 Abs.6 des rechtswissenschaftlichen Stu­
diengesetzes vorsieht, der Studienplan solle 
in Hinkunft eine sinnvollere Reihung der 
Fächer vornehmen oder empfehlen. 

Das studentische Verhalten, meine Damen 
und Herren, das müssen wir uns alle eingeste­
hen, wurde 1978 verkannt, sicherlich auch von 
meiner Partei verkannt. Denn Studenten, das 
wissen wir alle, lernen meistens, oder die mei­
sten vielleicht, nur für die nächstbevorste­
hende Prüfung und wählen zuerst auch 
immer die leichten Prüfungen. Solange die 
Studenten die Möglichkeit haben, vorerst in 
kleineren Fächern ihre Prüfung abzulegen, 
werden sie das Spezialfach vor dem General­
und Grundsatzfach studieren, und das kann 
nicht Sinn der Übung sein. 

Die Überfrachtung zudem mit neuen 
Fächern und Prüfungen zeigt' den falschen 
Ansatz, wonach möglichst viel positiv-rechtli­
ches Wissen den besseren Juristen ausmache. 
Meiner Meinung nach kommt hier ein biß­
ehen das Glaubensbekenntnis durch, daß 
Quantität in Qualität umschlage. Dieses ist 
nicht unsere Meinung. Das rasch Lernen und 
das rasch wieder Vergessen wurde ebenso wie 
auf den allgemeinbildenden höheren Schulen 
zum Prinzip erhoben. Pointiert formuliert 
könnte man sagen: Auf den Ruin des Gymna­
siums folgte das Chaos an den Fakultäten der 
hohen Schulen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Neben der Schuldenpolitik, die uns heuer 
ein Budgetdefizit von rund 103 Milliarden 
beschert, wurde in den letzten 15 Jahren auch 
unser geistiges Zukunftskapital schwer 
geschädigt. Man kann eine notleidende Wirt­
schaft durch eine gute Wirtschaftspolitik rela­
tiv rasch wieder herstellen. Geistige Schäden 
brauchen länger für ihre Sanierung. Wenn Sie 
heute in einem Leitartikel einer führenden 
österreichischen Tageszeitung den Satz 
"Widerstandsbewegung gegen boulevardeske 
Vertrottelung" lese, wenn heute in einer ande­
ren Tageszeitung die sicherlich über jede 
rechte Linie erhabene Tageszeitung "Le 
Monde" zitiert wird, der zufolge Österreich 
eher nur mehr als skurilles Land bezeichnet 
wird, dann möchte ich sagen, daß dies schon 
sehr, sehr traurige Anzeichen und Symptome 
sind, die wir sicherlich nicht so mit der linken 
Hand übergehen können. 

Ich räume ein, daß sicher alles in bester 
Absicht erfolgte, es erfolgt ja immer alles in 
bester Absicht. Aber es handelt sich hier nicht 
um ein unabänderliches Gebot, um ein Zwölf­
tafelgesetz bei diesem Gesetz aus dem Jahre 
1978. Wir müssen einfach aus den Mängeln 
Konsequenzen ziehen. 

Der Neuanfang müßte auch nach Meinung 
meines Studienkollegen Mayer-Maly, der 
jetzt Professor in Salzburg ist, auf der Grund­
lage der Studienordnung vor 1978 unter Besei­
tigung der erkannten Nachteile von damals 
erfolgen. Das heißt, es müßten mündliche und 
schriftliche Prüfungen in den Kerngebieten 
bürgerliches Recht, Strafrecht, Staats- und 
Verwaltungsrecht, Volkswirtschaftslehre und 
Politik eingeführt werden und das Doktorat 
nur mit einer Dissertation erworben werden 
können. 

Ich glaube, daß auch ein Magisterium im 
Sinne des Master of Law, dem allerdings ein 
Bachelor noch vorausgeht, sicher auch dis ku­
tierbar wäre. Aber ich glaube, daß die Anwalt­
schaft dieses vielleicht sogar leichter akzep­
tieren könnte, wenn man darüber mit ihr 
spricht. Wenn schon für praxisbezogene 
Berufe wie Richter und Rechtsanwälte das 
Magisterium für ausreichend erachtet werden 
soll, dann müßte entsprechend dem angel­
sächsischen Bereich auch ein Bakkalaureat 
eben eingeführt werden. 

Der wichtigste Punkt für die SPÖ scheint 
mir aber nach Nowotny zu sein, daß durch das 
Doktoratserfordernis, wie er sagt, massive 
neue soziale Barrieren entstünden. Ich 
behaupte, daß das Gegenteil der Fall ist. Denn 
es ist schon jetzt abzusehen, daß die Anwälte 
bei dem Überangebot an Juristen eben nur 
Konzipienten mit Doktorat aufnehmen wer­
den. Daß ich da nicht ganz fehl gehe, beweist 
die letzte Nummer des "profil", Nummer 46, 
vom 11. November 1985, in der der Präsident 
Schuppich sagt, wenn die Advokaten lücken­
los seiner Meinung seien und eben keine 
Magistri nähmen, dann müßten die künftigen 
Advokaten halt weiterhin das Doktorat 
machen. 

Also, wenn das der Sinn der Übung war, 
dann glaube ich, hat man den Studenten 
keine große Freude bereitet. Es besteht auch 
die Gefahr, die die Klienten die Anwälte in 
zwei Klassen teilen werden und der Magister 
ein Anwalt zweiter Klasse sein wird. Auf dem 
Land kann ich Ihnen sagen, daß das sicher so 
sein wird. In einem Bezirksgerichtsort, wo ein 
Anwalt Magister und einer Doktor ist, werden 

. die Leute sagen, da gehe ich lieber zum Dok-
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tor, denn der weiß mehr. Das ist gar keine 
Frage, das sage ich Ihnen voraus. 

Hohes Haus! Damit bin ich bei der in Ver­
handlung stehenden Vorlage, wobei ich auf 
die beabsichtigten Regelungen des Rechtsan­
waltsprüfungsgesetzes näher eingehen 
möchte. 

Sie haben in der Begründung gehört - ich 
sage nur ganz kurz die Hauptpunkte -: 

1. Das Doktorat der Rechte. beziehungs­
weise der Rechtswissenschaften stellt kein 
Berufserfordernis für die Anwaltschaft mehr 
dar. 

2. Die praktische Verwendung der Rechts­
anwaltsanwärter hat sieben Jahre zu dauern. 
Und im letzten Moment wurden auch die flei­
ßigen Studenten noch durch die Vorschrift 
düpiert, mit dem Doktorat sechs statt nur fünf 
Jahre Praxis absolvieren zu müssen, wobei 
als verschärfend angesehen werden muß, daß 
das Doktorat vor Antritt der Rechtsanwalts­
praxis erworben werden muß. 

Wer also tüchtig und leistungsbewußt ist 
und die Dissertation während der Praxiszeit 
fertigstellen will - es gibt Leute, die das 
zustande bringen könnten -, wird bestraft. 
In meiner Studienzeit habe ich ein Plakat 
gelesen, Herr Bundesminister, "Recht, Sau­
berkeit und Leistung". - Leistung! 

3. Die Rechtsanwaltsprüfung soll nicht 
mehr die Richteramtsprüfung ersetzen. 

4. Ebensowenig soll durch die Beseitigung 
des § 6 ein Richter die Möglichkeit haben, die 
Anwaltschaft auszunützen, wenn er minde­
stens fünf Jahre Stimmführer bei einem 
Gerichtshof war. 

5. Durch Änderung des § 79, Abs. 3, dritter 
Satz der Strafprozeßordnung 1975 werden 
Personen, die die Richteramtsprüfung abge­
legt haben, sich in Zukunft nicht mehr in die 
Verteidigerliste eintragen lassen können. 

6. Doktoren der Rechte, die Mitglieder des 
Lehrkörpers einer Rechtswissenschaft und 
Fakultät sind, also selbst Strafrechtsordina­
rien, können sich nicht mehr in die Liste der 
Verteidiger in Strafsachen eintragen lassen. 
Dafür bleibt aber zum Beispiel einem Nota­
riatskandidaten diese Möglichkeit weiter 
eröffnet. 

Meine Damen und Herren! Ich bin der 
Ansicht, daß der eine oder andere Punkt, vor 

allem in der Ausbildungspraxis, sicher akzep­
tabel erscheinen mag. Man kann sogar in der 
Frage des Doktoratserfordernisses unter­
schiedlicher Meinung sein. Aber man kann 
nicht die Vorgangsweise wählen, die hier bei 
dieser Gesetzeswerdung gewählt wurde. Man 
kann nicht, nur weil es ein egalisierender Wis­
sensehaftsminister so will und offenbar als 
Koalitionsvorleistung verlangt, über den 
erklärten Willen eines ganzen Berufsstandes, 
dem das Doktorat als Berufserfordernis seit 
dem 16. Jahrhundert ein unabdingbarer Wert 
war, einfach mit der Mehrheit drüberfahren. 
Als Vorleistung für eine weitere Koalitionspe­
riode sollte einem ein ganzer Stand, Herr 
Bundesminister, zu schade sein. Ein ganzer 
Berufsstand droht nivelliert zu werden. 

Ich kann nur sagen, Bundesminister Dr. 
Broda hat dies in der Alleinregierung der SPÖ 
klar erkannt und also weitblickender als der 
jetzige Bundesminister gehandelt. 

Ich möchte nochmals hier kurz den Präsi­
denten Schuppich zitieren, der sagte: "Wir 
werden der Gewalt weichen." Und er meinte 
dann: "Ich verhehle nicht meine prinzipielle 
Ablehnung" - das sagte er bereits im Mai 
1985 -, "und ich möche mich auch verwehren 
gegen den zeitlichen Druck, unter dem diese 
Verhandlungen standen." Und das ist für 
unsere Länderkammer sehr wichtig, was jetzt 
kommt: "Wir sind föderalistisch aufgebaut. 
Ich habe keine Chance, zwischen den Sitzun­
gen mit den Politikern die einzelnen Länder­
kammern zu kontaktieren." 

Meine Damen und Herren! Das geht nicht! 
So kann man bitte wirklich nicht verhandeln. 
Man kann sogar auch von einer gewissen 
Pression gegenüber den Anwälten sprechen, 
wenn man das Motto "Friß den Initiativan­
trag oder stirb!" hier unterstellt. 

Bei der Betrachtung dieser Umstände ist es, 
glaube ich, doch eine starke Frivolität, wenn 
der Parteiobmann der Freiheitlichen Partei 
beim Salzburger Parteitag dieser Partei 
erklärte, die Angriffe der ÖVP gegen die Frei­
heitliche Partei stellten einen Verrat am bür­
gerlichen Lager dar. Was immer er darunter 
verstehen mag. 

Ich glaube, das ist doch wirklich sehr arg, 
angesichts dieser Vorgangsweise des Par­
teiobmannes. Ohne ihn hätte auch der Bun­
desminister diesen Weg nicht einschlagen 
müssen. 

Nun, man ist im Begriff, nicht nur eine tra­
ditionsreiche, sondern auch eine bewährte 
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Regelung umzubringen. Was kommt dabei 
heraus? Statt das moderne Österreich zu wah­
ren - unter diesem Schlagwort ist man ange­
treten - muß man überall einen Verfall, auch 
im Geistigen, feststellen. 

Noch am 7. April 1983 meinte der Abgeord­
nete Grabher-Meyer gegenüber dem Präsi­
denten des Österreichischen Rechtsanwalts­
kammertages, daß die FPÖ nach wie vor für 
die Beibehaltung des Doktorats der Rechte 
als Voraussetzung für die Eintragung in die 
Liste der Rechtsanwälte eintritt. Die FPÖ ist 
umgefallen, und der Genannte hat als erster 
den Antrag auf Fristsetzung gestellt. Sie 
selbst, Herr Bundesminister, haben noch am 
1. März 1985 vor der Vertreterversammlung 
erklärt: Ich bin bereit, jede den Anwälten 
nicht genehme Entscheidung zu verhindern. 

Die Präsidentenkonferenz der Rechtsan­
waltskammern hat am 15. Juni 1985 in Salz­
burg gefordert: Alle österreichischen Rechts­
anwaltskammern stimmen darin überein, daß 
auch künftighin nur Doktoren der Rechte 
beziehungsweise der Rechtswissenschaften 
Rechsanwälte werden. 

Am 19. Juni faßte die Rechtsanwaltskam­
mer für Wien, Niederösterreich und das Bur­
genland folgende Resolution: Der akademi­
sche Grad eines Doktors der Rechte bezie­
hungsweise eines Doktors der Rechtswissen­
schaften, erlangt an einer sich in der Repu­
blik Österreich befindlichen Universität, muß 
das Erfordernis zur Ausübung der 
Rechtsanwaltschaft bleiben. 

Am bereits zitierten 4. und 5. Oktober 1985 
beschloß die Vertreterversammlung des 
Rechtsanwaltskammertages einstimmig, daß 
die Forderung nach Beibehaltung des Dokto­
rats als Berufsvoraussetzung für Rechtsan­
wälte bestehen bleiben müsse. 

Der Abgeordnete Rieder meinte am 3. Mai 
1985 - laut "Presse" -, daß bei einem parla­
mentarischen Hearing den Rechtsanwälten 
am Tag zuvor zur Kenntnis gebracht wurde, 
daß die Koalitionsparteien einen Initiativan­
trag einbringen werden. Man bringt also ein­
fach zur Kenntnis und achtet nicht auf 
andere. Was Schupp ich dazu sagte, habe ich 
schon zitiert. 

Weiter hieß es in dem Artikel: Das alles 
wird freilich nichts daran ändern, daß die 
SPÖ ihr Ziel erreichen wird, den Anwaltsbe­
ruf auch für Magistri zu öffnen. Die FPÖ 
unter Justizminister Ofner war ursprünglich 

gegen diesen Plan, mußte sich jetzt aber den 
Koalitionszwängen beugen. 

Bitte, Herr Minister! Jetzt schreiben Sie 
einen sonderbaren Brief, der auch teilweise 
im "profil" abgedruckt ist. Sie schreiben 
einen Brief an Ihre Anwaltskollegen, in dem 
Sie zum Ausdruck bringen, daß Sie bei Amts­
antritt noch versucht hätten, weitere Angriffe 
gegen das Doktorat der Rechtsanwälte abzu­
wehren. Die ÖVP aber habe keine Gelegen­
heit ausgelassen, Sie in Schwierigkeiten zu 
bringen, und Sie hätten erkennen müssen, 
daß so und so in einer neuen Bundesregie­
rung das Doktorat gefallen wäre. 

Präsident Schuppich aber sagte: Der rote 
Anwalt Broda hat das Doktorat nicht abge­
schafft, dafür aber der blaue Anwalt Ofner. 

Herr Bundesminister! Ich muß Ihnen geste­
hen, ich war nicht gerade Ihr Fan, aber ich 
habe Sie immer sehr geschätzt und hätte mir 
gerne gewünscht, daß Sie die Parteiobmann­
schaft Ihrer Partei übernommen hätten. Ich 
habe große Sympathien Ihnen gegenüber, 
aber ich glaube, Sie hätten sich ruhig querle­
gen können, um eine umfassende Grundsatz­
diskussion über das rechtswissenschaftliche 
Studiengesetz in Gang zu bringen. 

Diese Gesetze gehören in einem Paket 
novelliert. Schauen Sie sich die Ergebnisse 
des letzten Parteitages der SPÖ an, so gut 
liegt der Fischer ja dort nicht. Ich glaube 
nicht, daß man wegen ihm eine Koalition plat­
zen ließe oder eine neue einginge. Zwenten­
dorf ist da wahrscheinlich interessanter. 

Vielleicht war es auch ein bisserl ein fal­
scher Ehrgeiz, ich weiß es nicht. Jedenfalls 
scheinen mir die Rechtsanwälte, die Richter, 
die Staatsanwälte, die Rechtsprofessoren und 
die Studenten irgendwie durcheinander 
gebracht oder düpiert worden zu sein. 

Professor Ernst J ahoda spricht in der 
Österreichischen Juristenzeitung in diesem 
Zusammenhang von einem Mangel an psy­
chologischem Veständnis für Menschen, der 
dazu führt, durch lebensfremde Gesetze Zwie­
tracht zwischen den einzelnen Organen der 
Rechtspflege zu säen. 

Es wird eine Art Klassenkampfklima zwi­
schen diesen Organen geschaffen. Ich wun­
dere mich nicht mehr, was kann man von 
einem Anliegen des Wissenschaftsministers 
erwarten, noch dazu von diesem Minister, der 
heute erklärt hat, Mobilität zwischen Wissen­
schaft und Praxis sei notwendig. Wenn durch 
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dieses Gesetz die Mobilität zwischen Wissen­
schaft und Praxis gefördert wird, dann kann 
ich mich nur wundern. 

Ich möchte zusammenfassend feststellen, 
daß bei der Behandlung der vorliegenden 
Materie überfalls artig die Rechte einer Reihe 
von Berufen verändert wurden. Es wurden 
keine ordentlichen Hearings im parlamentari­
schen Sinne abgehalten, denn sie wurden im 
Unter aus schuß des Justizausschusses des 
Nationalrates nicht angehört, wie wir das 
wollten, und es hat auch einer Ihrer Parteikol­
legen im Nationalrat darauf hingewiesen, daß 
es sicherlich legitimes Recht der Volkspartei 
war, sich in diesem Falle dann zu verweigern. 
Man kann ja wirklich nicht - und das ist ein 
schwarzer Tag für die repräsentative Demo­
kratie gewesen - an einem Tag Populismus 
und den Einfluß außerparlamentarischer 
Interessengruppen beklagen und am anderen 
Tag außerparlamentarische Alleingänge 
unternehmen. Ich glaube, das war nicht gut. 

Das Zustandekommen dieser Regelung 
kennzeichnet den Geist der Illiberalität. Es 
bedeutet einen Bruch mit der großen libera­
len Tradition, so meine ich, und freiheitliche 
Grundsätze wurden sicher über Bord gewor­
fen. Ich glaube sogar, daß es ein bissei ein 
reaktionäres Gesetz ist. 

Die Abschaffung des Doktorats wurde mit 
Illiberalität garniert, das ist eine Regelung, 
die gegen die Durchlässigkeit der Berufe ist, 
gegen die Mobilität der einzelnen Berufe. 
Heute, wo überall mehr von Flexibilität und 
Mobilität gesprochen wird und wo sie auch 
verlangt wird, blocken wir die einzelnen 
Berufe voneinander ab, schirmen sie ab. Ich 
glaube daher, daß dieses Gesetz eine Art 
Zunftgeist atmet, der auf die Abschottung und 
die Blockierung in einer einmal gewählten 
Berufslaufbahn abzielt. 

Meine Damen und Herren! Man kann in 
dieser Frage sicher unterschiedlicher Mei­
nung sein, aber man darf einen ganzen 
Berufsstand nicht überfahren. Diese Methode 
kennen wir aber jetzt schon von dieser Regie­
rung. Ich brauche nur den 8. Dezember zu 
erwähnen, die Ereignisse in der Hainburger 
Au. Eine solche Vorgangsweise kann nicht 
hingenommen werden. 

Noch 1983 bekannte sich der Abgeordnete 
Rieder zu einer Politik des Überzeugens und 
nicht zu einer Politik des Überstimmens. 1985 
scheinen wir aber bei einer Politik des Aus­
sperrens und Zusperrens - wovor der steiri­
sche Kollege Gmoser gemeint hat, warnen zu 

müssen - angelangt zu sein; bei einer Politik 
der Dampfwalze gegen ganze Berufsstände, 
aber auch gegen einzelne, wenn wir die Ereig­
nisse am jüngsten Parteitag der SPÖ betrach­
ten. 

Die Partei ist eben alles, ohne sie ist weder 
der einzelne, noch eine Gruppe etwas. Das 
unterscheidet die politische Gesinnungsge­
meinschaft der ÖVP von der der Sozialisti­
schen Partei und - traurig - vielleicht auch 
schon in Einzelpunkten von der der FPÖ. 

Aus all den genannten Gründen kann 
meine Fraktion daher dem Gesetz nicht 
zustimmen. Unabhängig davon, welche Posi­
tion der einzelne auch zur Frage des Erforder­
nisses des Doktorats als Voraussetzung für 
die Anwaltschaft einnimmt. - Ich danke 
Ihnen. (Beifall bei der ÖVP.) 17.59 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Dr. Bösch. Ich erteile es ihm. 

17.59 

Bundesrat Dr. Bösch (SPÖ, Vorarlberg): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Meine geschätzten Damen und Herren! 
Gestatten Sie mir einleitend die Bemerkung, 
daß für mich persönlich das beredte Schwei­
gen unseres Herrn Vorsitzenden, eines 
Rechtslehrers an einer Universität, zu diesem 
Thema mehr zum Standpunkt der Wissen­
schaft aussagt, als dies die blumigen und 
melodramatischen Einlassungen meines Vor­
redners getan haben. 

Meine Damen und Herren! Es gibt in jedem 
Gesellschaftsbereich Klischees, die sich 
dadurch auszeichnen, daß sie stark verallge­
meinern und nur in Ausnahmefällen ein 
zutreffendes Bild von einer bestimmten 
Berufs- oder Gesellschaftsgruppe vermitteln. 

Eines dieser uralten Klischees ist der streit­
süchtige Advokat - das paßt hier zum Thema 
-, der allerdings, meine Damen und Herren, 
in der Person Ihres Generalsekretärs eine 
geradezu klassische Ausprägung erfahren 
hat. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ. -
Abg. Ing. Ni g 1: Ihr könnt nichts dafür, daß 
der Schieder kein Anwalt ist!) 

Wenn es in diesem Zusammenhang über­
haupt zulässig ist, von einem Meisterstück zu 
sprechen, so hat ein solches Dr. Graff in der 
Frage des Rechtsanwaltsprüfungsgesetzes in 
seiner bekannten Manier wieder einmal der 
Öffentlichkeit präsentiert. 
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Um die heute zu behandelnde Materie in 
ihren Zusammenhängen erkennen und auch 
einigermaßen die Wendungen der ÖVP hier 
nachvollziehen zu können, ist es notwendig, 
auf das Jahr 1978 zurückzugehen. Ich bitte, 
nicht zu erschrecken, ich werde dies sehr 
kurz machen. 

Es muß, wenn über den Wegfall des Dokto­
ratserfordernisses für Rechtsanwälte gespro­
chen wird, der seit 1978 völlig veränderte Hin­
tergrund dieser Materie in Rechnung gestellt 
werden. Denn der Wegfall des Doktorats stellt 
ja schließlich nur den Schlußpunkt in einer 
Entwicklung dar, die im Jahre 1978 mit dem 
Abschluß der juristischen Studienreform und 
dem gemeinsamen Entschließungsantrag von 
SPÖ und ÖVP begann. 

In diesem gemeinsamen Entschließungsan­
trag ist übrigens in Übereinstimmung mit den 
Intentionen der Hochschulen, der Hochschul­
lehrer, der Studenten und des Wissenschafts­
ministeriums der Wegfall des Doktorats als 
Berufsvoraussetzung für Rechtsanwälte 
gefordert worden. Und die Erfüllung dieses 
Entschließungsantrages ist das heute zur 
Debatte stehende Rechtsanwaltsprüfungsge­
setz, das allerdings, wie wir heute wieder 
sehen, ohne Mitwirkung der ÖVP zustande 
kommen muß. 

Gestatten Sie mir, bevor ich zum Inhalt die­
ses Gesetzes einige Sätze sage, ein paar 
Bemerkungen zum Berufsbild des Rechtsan­
waltes, der ja nicht in erster Linie Wissen­
schaftler, sondern Praktiker sein soll und 
beauftragt ist, dem Rechtsuchenden zu sei­
nem Recht zu verhelfen. 

Meine Damen und Herren! Das wichtigste 
Rüstzeug des Rechtsanwaltes sind nicht die 
klassisch-römischen Texte der Jurisprudenz, 
sondern ist vielmehr die Fähigkeit, die Geset­
zestexte mit seinem Mandanten in der All­
tagssprache zu beraten. Er braucht seinem 
Klienten nicht die finale Handlungslehre zu 
erklären, sondern muß in verständlichen 
Worten darlegen können, wo die Anliegen sei­
nes Mandanten berechtigt erscheinen, wo sie 
durchzusetzen sind und wo sie aussichtslos 
sind. 

Meine Damen und Herren! Ich sage das aus 
persönlicher Erfahrung: Es ist überhaupt Auf­
gabe aller Rechtsberufe, nicht mit sogenann­
ten Rechtsunterworfenen in juristischer Dik­
tion zu verkehren, sondern die gezwungener­
maßen abstrakte Juristen- und Gesetzesspra­
che in die konkrete Situation des Alltages zu 
übertragen. Der leider immer wieder anzu-

treffende sprachliche Elfenbeinturm schafft 
unnötigerweise Distanz und Unverständnis. 

Engagierte Anwälte müssen ihrem Man­
danten auch erklären können, daß dieses oder 
jenes eben aussichtslos ist. Sie leisten damit 
einen wesentlichen Beitrag zum Rechtsfrie­
den, einern Frieden, der natürlich beileibe 
keine Zwangsjacke sein soll, sondern viel­
mehr seinem Mandanten unverhältnismäßige 
Kosten und psychische Belastungen ersparen 
soll. ' 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ansehen und Sozialprestige der Rechtsan­
wälte bestimmen sich auf Dauer gesehen weit 
eher nach der Qualität des Rechtsschutzes, 
den sie ihren Mandanten bieten, als nach 
besonderen oder allgemeinen akademischen 
Titeln. 

Mit dem neuen Rechtsanwaltsprüfungsge­
setz werden weder neue Schleusen geöffnet 
noch undurchdringliche Barrieren beim 
Zugang zu diesem Beruf errichtet. Es werden 
schlicht und einfach die Berufsvoraussetzun­
gen praxisbezogener und berufsspezifischer 
gestaltet. 

Es wäre falsch zu glauben, daß die höchst­
mögliche universitäre Ausbildung, das Dokto­
rat, gleichzeitig die optimale Ausbildung für 
den Rechtsanwalt darstellen würde. 

Diese praxisbezogene Berufsausbildung 
kommt im vorliegenden Gesetz in mehreren 
Punkten zum Ausdruck. Den Rechtsanwalts­
anwärtern wird während der Ausbildungszeit 
die Absolvierung von Ausbildungsveranstal­
tungen obligatorisch vorgeschrieben. Die 
Rechtsanwaltsprüfung wird in zwei Teilprü­
fungen zerlegt, um die Ausbildungszeit besser 
nutzen zu können. 

Der Katalog der Ausbildungs- und Prü­
fungsgegenstände wird erweitert und zeitge­
mäß gestaltet. Und schließlich werden die 
Vorschriften über die Rechtsanwaltsprüfung, 
die organisatorische Abwicklung, die mehr als 
100 Jahre alt ist, zeitgemäß gestaltet. Die Aus­
bildungszeit wird auf sieben Jahre verlängert. 
Ein Zustand, der übrigens bis zum Jahre 1973 
bestanden hat. Und wer diese berufsspezifi­
sche Ausbildung ernst nimmt, muß die Ausbil­
dungszeit verlängern, allerdings auch dafür 
Sorge tragen, daß die Ausbildungszeit bis zur 
beruflichen Selbständigkeit, einschließlich 
der universitären Ausbildung, nicht über 
Gebühr verlängert wird. Ein Ziel, das ohne 
Verzicht auf das Doktorat bei verlängerter 
praxisbezogener Ausbildung nicht erreichbar 
wäre. 
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Für uns geht es, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, in diesem Gesetz um eine 
zeitgemäße, praxisbezogene Ausbildung für 
Rechtsanwälte. Inzwischen hat sich, und das 
ist eben bedauerlich, der Wind in der ÖVP 
wieder einmal gedreht, und zwar mit einer 
Rasanz, die einen fast schwindlig macht. Ihre 
neue Haltung in dieser Frage - und sie ist 
brandneu - ist aber nicht durch Meinungs­
umschwung oder bessere Einsicht, sondern 
schlicht und einfach durch blanke Opportuni-; 
tät hervorgerufen worden. Sie ist ein stures 
Nein. 

So lange sich nämlich die Koalitionspartner 
über die Frage des Rechtsanwaltsdoktorats 
nicht einig waren, die ÖVP also spekulieren 
konnte, es werde zu keiner Einigung kom­
men, forderten Sie rasche Maßnahmen. Und 
noch am 7. 7. 1983 hat Wissenschaftssprecher 
Dr. Neisser von den Regierungsparteien in 
dieser Frage nicht nur Klarheit gefordert, 
sondern auch die Abschaffung des Doktorats. 

Es sei ja eine Sache der Wissenschaft, hat 
mein Vorredner vor ein paar Minuten erklärt. 
Aber plötzlich war es nicht mehr Sache der 
Wissenschaft, denn kaum war der Initiativan­
trag eingebracht, wurde der Sprecher ausge­
wechselt. Dr. Neissers Meinung wurde ad acta 
gelegt. Dr. Graff ernannte sich persönlich 
zum Kämpfer für das Rechtsanwaltsdoktorat, 
das gleich auch noch für alle anderen gefor­
dert wurde. 

Meine Damen und Herren! Dies ist eine so 
plumpe Vorgangsweise, daß man sie nicht ein­
mal mehr als "Taktieren" bezeichnen kann. 
Jedenfalls war Dr. GraU, man kann fast in 
biblischen Worten sagen, noch ehe der Hahn 
dreimal krähte, auf der anderen Seite, spielte 
sich dort als Geschäftsführer ohne Auftrag 
auf und versuchte nach altem Grundsatz: teile 
und herrsche!, die einzelnen Berufsgruppen 
gegeneinander aufzubringen. 

Das Kopfschütteln ob solchen Tuns war 
allerdings größer als die Begeisterung der 
Betroffenen. So erklärte im Mai 1985 die ÖH­
Funktionärin Tina Taurer, Graff stoße die 
ursprüngliche ÖVP-Meinung plötzlich um. 
Und auch der Tageszeitung "Die Presse" fiel 
auf, daß die ÖVP mit Einbringung des Initia­
tivantrages der Bundesregierung plötzlich 
ihre Linie neu festlege. 

Die "Salzburger Nachrichten" lieferten 
dann am 4. Mai 1985 die Motive für ein solch 
wunderliches Tun gleich mit. Sie schrieben an 
diesem Tag, daß Graff kürzlich in einem 
Gespräch mit dem Anwaltspräsidenten kein 

Hehl daraus gemacht habe, daß er es gerne 
sehen würde, wenn die Anwälte die Regie­
rung in Schwierigkeiten bringen würden. 

Und tatsächlich hat Dr. Graff kein Mittel 
gescheut, um bei den Hochschullehrern, den 
Studenten und sogar bei den Richtern und 
Staatsanwälten das Gesetz im Mißkredit zu 
bringen. 

Er versandte nämlich Briefe, und wenn 
man sich die Portokosten ausrechnet, so 
kommt man sicherlich auf 50 000 S; ein sehr 
beträchtlicher Betrag für eine einzige Brief­
aktion! 

Ich selbst hatte - wie auch meine Kollegen 
- die Ehre, einen solchen Brief zu erhalten, 
in dem Dr. Graff gegen dieses Gesetz polemi­
siert, und zwar, wie dann später zu erfahren 
war, mit für jede Berufsgruppe verschiedenen 
Argumenten, offenbar, um die einzelnen 
Berufsgruppen einander gegenüber mißtrau­
isch zu machen. 

Nun wäre ja Polemik von seiten des Gene­
ralsekretärs durchaus etwas Alltägliches, 
merkwürdig allerdings ist die Maskerade, 
unter der dieser Brief verschickt wurde und 
die bei unbefangenen Empfängern einiges 
Kopfschütteln verursacht hat, wies doch die­
ser Brief kurz und bündig als Absender 
"Nationalrat der Republik Österreich" auf, 
danach Punkt. 

Ich bin mehr als einmal gefragt worden, ob 
ich wisse, von wem nun dieser Brief wirklich 
stamme, ich müsse es ja besser wissen, ob er 
nun vom Präsidenten des Nationalrates 
komme oder von einem überparteilichen 
Abgeordnetenkomitee oder wen man hier als 
Absender betrachten dürfe, bis sich dann -
das sei zugegeben - Dr. Graff im Innern des 
Briefes zu erkennen gab. 

Die Ernüchterung war zum Teil sehr groß. 
Offenbar wollte sich Ihr Generalsekretär 
sozusagen als eine Art Trojanisches Pferd 
Zugang zu den Vertretern und Organen der 
Rechtsprechung verschaffen; ein Vorgehen, 
das seinen "Sympathiewert" im negativen 
Zahlenbereich sicher weiter gefestigt hat, 
abgesehen von dem schon geäußerten Ver­
dacht eines Mißbrauchs von Datenmaterial 
und einer Verletzung des Hochschülerschafts­
gesetzes. 

Ich möchte zu einigen Ausführungen mei­
nes Vorredners in Anbetracht der vorgeschrit­
tenen Zeit nur ganz kurz Stellung nehmen. 
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Zum Vorwurf der Abschottung: Der § 26 des 
Richterdienstgesetzes, der darauf Bezug 
nahm, ist auf Anregung der Richter zustande 
gekommen. Der § 6 der Rechtsanwaltsord­
nung, der' sich auf den stimmführenden Rat 
bezieht, ist seit Jahren mehr oder weniger 
totes Recht. Und beim § 39 der Strafprozeß­
ordnung, der hier angezogen wurde, handelt 
es sich um eine Bestimmung, die es ermög­
licht, daß auch Hochschulprofessoren als Ver­
teidiger auftreten, nicht nur Rechtsanwälte 
und Notare. Nun ist es bei aller Wertschät­
zung der Lehrer an unseren Universitäten 
doch angebracht zu fragen, ob nicht doch 
etwas Praxis in diesen Dingen notwendig ist, 
um den Rechtsuchenden wirksam vertreten 
zu können. (Bundesrat Dr. Ho e s s: Verzah­
nung von Wissenschaft und Praxis!) . 

Das Gesetz ist nicht - das betrifft einen 
weiteren Vorwurf - über die Köpfe der 
Betroffenen hinweg entschieden worden. Es 
ist in 26 Sitzungen mit allen betroffenen Inter­
essenvertretungen beraten worden, davon 
dienten allein 14 Sitzungen der Vorbereitung 
des Initiativantrages, wobei von unserer Seite 
immer wieder erklärt wurde, daß wir selbst­
verständlich auch zu Änderungen bereit sind. 
Daß die ÖVP ihre Mitarbeit überhaupt ver­
weigert hat, obwohl es sich auch um Teile 
gehandelt hat, mit denen die Rechtsanwälte 
durchaus einverstanden waren, steht auf 
einem anderen Blatt. Umsomehr gebührt 
unser Dank natürlich jenen, die mitgearbeitet 
haben. Ich nenne Herrn Präsident Schuppich 
und Herrn Präsident Leon stellvertretend für 
viele andere. 

Meine Damen und Herren! Der Vorwurf der 
Fristsetzung: Daß diese notwendig war, geht 
schon daraus hervor, daß heuer die ersten 
Absolventen nach dem neuen Studiengesetz 
die Universitäten verlassen und daher Rechts­
klarheit doch wohl geboten war. Daß die 
Materie im Ausschuß nicht geschäftsord­
nungsgemäß abgeschlossen und die Regelung 
über die Verschwiegenheit riicht in den Ver­
fassungsrang erhoben werden konnte, ist 
durch die Blockadepolitik der ÖVP zu erklä­
ren. 

Auch heute wird die ÖVP gegen alles stim­
men und dann den Berufsgruppen weiter ein­
zureden versuchen, sie sollen sich ärgern -
ein eher klägliches Ansinnen, wie ich glaube. 

Ich darf hier noch den schon erwähnten 
Präsidenten der Rechtsanwaltskammer Dr. 
Schuppich zitieren, der am 25. Mai dieses Jah­
res laut "Salzburger Nachrichten" erklärte: 
Dr. Schupp ich: Alle Kammern haben erkannt, 

daß wichtiger als die Doktoratsfrage das Pro­
blem der anderen Zulassungsmechanismen 
ist. Unabhängig davon, wie aber die Stellung 
der Rechtsanwälte zum Doktorat ist, die 
Anwälte lehnen es ab, in ein derart parteipoli­
tisches Theater, wie Sie es, Herr Abgeordne­
ten Dr. Graff, bei dieser Problematik auffüh­
ren, hineingezogen zu werden. Ich möchte 
Ihnen daher - so weiterDr. Schuppich - ein 
Zitat eines Kammerfunktionärs mit auf den 
Weg geben, woran Sie sich sicher noch erin­
nern werden. Dieser Herr schrieb in einem 
Brief an Sie - gemeint ist Dr. Graff -: Ich 
bitte Dich also, die Anliegen der Rechtsan­
waltschaft nicht zu einem Parteipolitikum zu 
machen. Es könnte sonst der ÖVP auf den 
Kopf fallen. - Aber die ÖVP merkt halt offen­
bar vieles nicht, das ihr auf den Kopf fällt! 
(Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Ich komme zum Schluß, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren. Das Rechtsanwalts­
prüfungsgesetz hat einen lange schwelenden 
Konflikt zwischen der juristischen Ausbil­
dung und den Rechtsanwälten bereinigt. Es 
hat dies in einer Weise getan, die sicherlich 
nicht allen alles, aber einen sinnvollen Aus­
gleich gebracht hat. Unter diesem Gesichts­
punkt und mit der Gewißheit, daß damit auch 
dem Rechtsschutzbedürfnis der Bevölkerung 
gedient ist, stimmt meine Fraktion den heute 
zur Debatte stehenden Gesetzesbeschlüssen 
des Nationalrates gerne zu. 

Ich stelle daher den A n t rag, gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates betref­
fend das Rechtsanwaltsprüfungsgesetz kei­
nen Einspruch zu erheben. (Beifall bei der 
SPÖ.) 18.17 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
minister Dr. Ofner. Ich erteile es ihm. 

18.17 

Bundesminister für Justiz Dr.Ofner: Herr 
Präsident! Hoher Bundesrat! Meine Damen 
und Herren! Als, soviel ich weiß, einziger 
Anwalt hier im Saal und als Ressortchef 
Justiz möchte ich Ihnen aus einem Brief, der 
am 10. Jänner 1984 geschrieben worden ist, 
einiges wörtlich zur Kenntnis bringen. Der 
Brief ist gerichtet an den Herrn ordentlichen 
Universitätsprofessor Dr. Peter Apathy, 
Dekan der rechtswissenschaftlichen Fakultät 
der Johannes Kepler Universität Linz. Er 
lautet - ich lasse nur Unwesentliches weg, 
bin aber auch gerne bereit, ihn ganz vorzule­
sen -: 

"Sehr geehrter Herr Dekan!" - Ich wieder-
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hole das Datum noch einmal: 10. Jänner 1984! 
- "Mit Beziehung auf Ihr Schreiben vom 
20.12. 1983 und die diesem beigeschlossene 
Resolution der rechtswissenschaftlichen 
Fakultäten der österreichischen Universitä­
ten, in welcher der Meinung Ausdruck verlie­
hen wird, daß entsprechend der Entschlie­
ßung des Nationalrates vom 2.3. 1978 die 
erfolgreiche Absolvierung des Diplomstu­
diums die Möglichkeit zur Ausübung aller 
juristischen Berufe, also auch des eines 
Rechtsanwaltes, eröffnen und demnach die 
Anpassung der einschlägigen berufsrechtli­
chen Vorschriften an die durch das neue 
rechtswissenschaftliche Studiengesetz 
geschaffene Lage erfolgen müßte, darf ich 
daran erinnern, daß bereits während der 
abgelaufenen Gesetzgebungsperiode eine 
diesbezügliche Gesetzesvorlage zur Novellie­
rung der Rechtsanwaltsordnung im National­
rat eingebracht und auch in einem Unteraus­
schuß des Justizausschusses beraten, jedoch 
keiner Beschlußfassung zugeführt wurde, so 
daß sie mit dem Auslaufen der Legislaturpe­
riode verfiel. 

Im Hinblick darauf, daß es sohin während 
der XV. Gesetzgebungsperiode zu keiner 
Novellierung der Rechtsanwaltsordnung kam, 
wurde daher die Entschließung des National­
rates vom 2. 3. 1978 inhaltlich nicht erfüllt. Es 
obliegt daher der Bundesregierung, die mit 
dieser Entschließung aufgefordert wurde, 
Gesetzesvorschläge vorzulegen, die der 
Anpassung der Berufs- und Anstellungserfor­
dernisse zur Ausübung juristischer Berufe an 
die durch das Studium der Rechtswissen­
schaften geschaffene Lage dienen, in Entspre­
chung der Entschließung eine neue Regie­
rungsvorlage im Nationalrat einzubringen. 

Abschließend kann ich Ihnen und den 
Fakultätskollegien der rechtswissenschaftli­
chen Fakultäten Österreichs versichern, daß 
die Österreichische Volkspartei an ihrer 
Zustimmung zur Entschließung vom 2. März 
1978 festhält und, sobald die Bundesregierung 
in Erfüllung der ihr auf Grund dieser Ent­
schließung obliegenden Verpflichtung eine 
Regierungsvorlage im Nationalrat einge­
bracht haben wird, mit dieser positiven Hal­
tung auch in die parlamentarischen Verhand­
lungen eintreten wird." 

Ich rufe noch einmal das Datum in Erinne­
run: 10. Jänner 1984, also in dieser Legislatur­
periode. "Mit den besten Grüßen. Dr. Alois 
Mock. Parlaments klub der Österreichischen 
Volkspartei." (Rufe bei der SPÖ: Hört, hörtf) 
- "Der Klubobmann." - Danke schön. (Bei-

fall bei der SPÖ. - Bundesrat Sc hip a n i: 
Das ist der Kurswechsel!) 18.21 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Der von den Bundesräten Dr. Bösch und 
Genossen eingebrachte Antrag ... (Unruhe 
im Sitzungssaal.) Ich bin am Wort! Der von 
den Bundesräten Dr. Bösch und Genossen 
eingebrachte Antrag, gegen den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben, ist genügend unter­
stützt und steht demnach zur Verhandlung. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Hoess. Ich erteile es ihm. 

18.22 

Bundesrat Dr. Hoess (ÖVP, Steiermark): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Weil der Herr Bundesminister diesen Brief 
des Dr. Mock vorgelesen hat, nur ganz kurz 
ein paar Bemerkungen. 

Alle Redner haben hier festgestellt, daß das 
Jahr 1978 das Jahr war, in dem wir das 
RWStG beschlossen haben und in dem diese 
Resolution gefaßt wurde. Nur - und das ist 
auch in der Begründung unseres heutigen 
Antrages ganz deutlich herausgekommen -
hat niemand, auch nicht Dr. Mock, gemeint, 
daß der Satz "Nach Anhörung der betroffenen 
Interessenvertretungen" vielleicht nur for­
mell verstanden werden konnte, denn wir 
glauben, daß man nicht einfach sagt: Wir 
laden jemanden ein und sagen ihm dann: 
Bitte, über dich fahren wir drüber. 

Herr Bundesminister! Selbst wenn dem so 
wäre, wären ja Sie selbst derjenige, der es 
blockieren könnte. Sie glauben doch nicht, 
daß diese Angst. . . (Bundesminister 
Dr. 0 f n er, den Brief vorzeigend: Doch nicht 
gegen den Willen der ÖVP! Da bin ich viel zu 
schwach!) Aber die Interessenvertretungen 
hätten doch jederzeit nein gesagt, und gegen 
deren Willen hätte es auch Dr. Mock nicht 
gemacht. Und daß das vielleicht eine Bedro­
hung der Koalition gewesen wäre, diese 
Furcht werden Sie doch nicht haben. 

Also ich glaube wirklich, Herr Bundesmini­
ster, daß Ihr Nachgeben eigentlich das Ganze 
erst ins Rollen gebracht hat. Wir haben - ich 
auch, und das sehr deutlich - nichts anderes 
gefordert, als daß Interessenvertretungen 
solange als möglich anzuhören sind, und nicht 
eine Fallfrist zu setzen, wobei das noch dazu 
von Grabher-Meyer verlangt wurde, und drü­
berzufahren. (Beifall bei der ÖVP.) 18.24 
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Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Ich begrüße den im Hause erschienenen 
Herrn Bundesminister für soziale Verwaltung 
Dallinger. (Allgemeiner Beifal1.) 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. Die Debatte ist geschlos­
sen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Die Abstimmung über die vorliegenden 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates erfolgt 
getrennt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem Bestimmun­
gen über die Rechtsanwaltsprüfung und über 
sonstige Erfordernisse zur Ausübung der 
Rechtsanwaltschaft getroffen werden 
(Rechtsanwaltsprüfungsgesetz - RAPG). 

Es liegt sowohl der Ausschußantrag vor, 
gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates Einspruch zu erheben, als auch 
der Antrag der Bundesräte Dr. Bösch und 
Genossen, keinen Einspruch zu erheben. 

Ich werde zuerst den Ausschußantrag, Ein­
spruch zu erheben, zur Abstimmung bringen. 
Findet dieser Antrag keine Mehrheit, so wird 
im Anschluß dar an über den Antrag, keinen 
Einspruch zu erheben, abgestimmt. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde ich 
die Abstimmung über den Ausschußantrag, 
Einspruch zu erheben, und dessen Begrün­
dung unter einem vornehmen. - Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Bundesräte, die dem Antrag 
des Rechtsausschusses zustimmen, mit der 
dem Ausschußbericht angeschlossenen 
Begründung gegen den vorliegenden Geset­
zesbeschluß des Nationalrates Einspruch zu 
erheben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
Stimmenmehrheit. 

Der Antrag, Ein s p r u c h zu erheben, 
samt der dem Ausschußbericht angeschlosse­
nen Begründung ist somit angenommen. 

Damit ist gleichzeitig der Antrag der Bun­
desräte Dr. Bösch und Genossen, keinen Ein­
spruch zu erheben, abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 

Gesetzesbeschluß des Nationalrates betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Diszipli­
narstatut für Rechtsanwälte und Rechtsan­
waltsanwärter geändert wird. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorlie­
genden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben, um ein Hand­
zeichen. - Dies ist Stimmeneinhelligkeit. Der 
Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit angenommen. 

15. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 24. Oktober 1985 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem Bestimmungen zum 
Schutz des für einen Kredit mithaftenden 
Ehegatten getroffen werden (3032 der Beila-

gen) 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Wir gelangen nun zum 15. Punkt der 
Tagesordnung: Bundesgesetz, mit dem 
Bestimmungen zum Schutz des für einen Kre­
dit mithaftenden Ehegatten getroffen werden. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Rosl 
Moser. Ich bitte um den Bericht. (Stellvertre­
tender Vorsitzender Sc hip an i übernimmt 
die Verhandlungsleitung.) 

Berichterstatter Rosl Moser: Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender! Meine Herren Minister! 
Hoher Bundesrat! Nach der Scheidung einer 
Ehe wird es oft und durchaus verständlicher­
weise von einem der Ehegatten als Härte 
empfunden, daß er für einen Kredit in 
Anspruch genommen wird, nur weil er seiner­
zeit bei aufrechter Ehe die Mithaftung für die­
sen Kredit übernommen hatte, obwohl die 
Kreditsumme oder der darum angeschaffte 
Gegenstand dem anderen Ehegatten zugute 
gekommen oder auch nach der Scheidung die­
sem verblieben ist und obwohl gemäß getrof­
fener Vereinbarung oder richterlicher Ent­
scheidung der andere Ehegatte zur Rückzah­
lung des Kredites verpflichtet ist. 

Durch die vorgeschlagene Gesetzesände­
rung sollen solche Härten nach Möglichkeit 
gemildert werden. Zunächst sollen Ehepart­
ner schon bei der Kreditaufnahme präventiv 
darauf aufmerksam gemacht werden, welche 
wirtschaftliche Tragweite die Übernahme 
einer Mithaftung hat. Die im Zuge der Vermö­
gensauseinandersetzung anläßlich der Schei­
dung getroffene Regelung, wer von beiden 
vorhandene Schulden zu zahlen habe, die 
zunächst nur im Innenverhältnis wirkt, soll 
insofern auch nach außen gegenüber dem 
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Gläubiger Bedeutung bekommen, als die Haf­
tung des anderen Ehegatten zu einer Ausfalls­
bürgschaft vermindert wird. Der weiterhin 
mithaftende Ehegatte soll von der Säumigkeit 
des Hauptschuldners rechtzeitig erfahren und 
nicht erst durch seine Inanspruchnahme 
überrascht werden, besonders über die Höhe 
des von ihm verlangten Betrages, der durch 
inzwischen aufgelaufene Zinsen und Kosten 
angewachsen ist. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 14. Novem­
ber 1985 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Rechtsausschuß somit den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 24. Oktober 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen zum 
Schutz des für einen Kredit mithaftenden 
Ehegatten getroffen werden, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundes­
rat Leopoldine Pohl. Ich erteile ihr dieses. 

18.29 

Bundesrat Leopoldine Pohl (SPÖ, Steier­
mark): Herr Vorsitzender! Herr Bundesmini­
ster! Meine Damen und Herren! Dieser vorlie­
gende Gesetzesbeschluß wurde im National­
rat einstimmig beschlossen, und ich glaube, 
auch wir werden hier einhellig unsere Zustim­
mung geben. Es handelt sich hierbei um ein 
Gesetz zum Schutze der Schwächeren. Ich 
glaube, wir sind alle damit befaßt gewesen in 
vielen Jahren durch viele Interventionen. Da 
es ein besonderes Anliegen der Frauen ist, 
freue ich mich, daß sich auch ein Kollege als 
Sprecher der Gewerkschaft hier noch zu Wort 
melden wird, denn er weiß, wie betroffen 
gerade die berufstätigen Frauen von dieser 
Gesetzesvorlage sind. 

Dieses Gesetz wurde im Nationalrat nicht 
nur einstimmig beschlossen, sondern es gab 
dazu zwei Initiativanträge, und es wurde zu 
dessen Beratung ein Unter ausschuß einge­
setzt, der Experten hinzugezogen hat. Ich 
glaube, der weiterführende Antrag der Regie­
rungsparteien hat auch die Grundlage für die­
sen Gesetzesbeschluß gegeben. 

Ich möchte hier keine Kritik anbringen, wie 
dies im Nationalrat der Fall war, wo es hieß, 
es sei zu lange verhandelt worden, die Ver­
handlungen für den Antrag hätten zu lange 
gedauert, sondern ich möchte all jenen dan­
ken, die daran gearbeitet haben, daß es einen 
gemeinsamen Abänderungsantrag gegeben 
hat und daß es einen gemeinsamen Entschlie­
ßungsantrag zu dieser Gesetzesvorlage gibt. 
Diesen Dank wirklich an alle, die mitgearbei­
tet haben. 

Meine Damen und Herren! Trotzdem hat es 
aber im Unterausschuß die Frage eines Abge­
ordneten der Österreichischen Volkspartei 
gegeben, ob sich das überhaupt auszahlt, für 
diese kleine Gruppe, die davon betroffen ist, 
ein eigenes Gesetz zu schaffen. Ich möchte 
doch sagen, daß gerade diese kleine Gruppe 
in voller Härte getroffen worden ist. Wir soll­
ten doch gemeinsam der Auffassung sein: Gar 
keine Gruppe darf zu klein sein, wenn es 
darum geht, ihr zu helfen. Es ist richtig, das 
ist ein Gesetz für eine Minderheit. Aber wenn 
unter tausend Fällen nur ein Härtefall anzu­
treffen ist, zahlt sich eben eine Hilfestellung 
doch aus. 

Mit diesem Gesetz mußte auch eine ausge­
wogene Regelung getroffen werden. Und auch 
hier möchte ich sagen: Das ist kein Husch­
Pfusch-Gesetz, wie oft behauptet wird. Ich 
persönlich als Mandatarin und als Mitglied 
des Parlaments bin überhaupt dagegen, daß 
man ein Gesetz, das nach einer gewissen zeit­
lichen Zielrichtung rascher bearbeitet wurde 
- es haben Beamte und Mandatare oft Stun­
den gearbeitet -, als ein Husch-Pfusch­
Gesetz bezeichnet. Es hat vielleicht Eile gege­
ben, aber es ist immer sorgfältige Arbeit 
geblieben. 

Und wenn in diesem Gesetz ein angemesse­
ner Ausgleich gefunden werden muß, so des­
halb, weil schutzwürdige Interessen der 
geschiedenen Ehegatten - und hier meistens 
der Ehegattinen -, aber auch schutzwürdige 
Interessen der Gläubiger zu beachten waren. 

Das ist ein besonderes Anliegen jener 
Frauen, die eben zur Kasse gebeten worden 
sind, weil sie ja selber durch ihre Arbeit einen 
Verdienst haben. 

Ich möchte hier anführen, daß die Frauen in 
einer bestehenden Ehe immer einen hohen 
finanziellen Beitrag leisten, wenn es darum 
geht, bei einem Hausbau, bei einer Wohnungs­
beschaffung, bei einer Wohnungseinrichtung, 
aber auch beim Kauf eines Autos einen Bei­
trag zu leisten. Natürlich sind hiefür Kredite 
notwendig. Und diese Kredite werden im Ver-
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trauen mitunterschrieben. Wenn aber die Ehe 
auseinandergegangen ist, trifft nach einer 
Scheidung die Frauen als die meist wirt­
schaftlich Schwächeren voll die Härte des 
Gesetzes. Die Frauen haben ja meistens das 
Sorgerecht für die Kinder, sie haben für die 
Kindererziehung zu sorgen, sie verbleiben 
meistens, weil sie nicht so gut unterrichtet 
sind, in oft sehr teuren Eigentumswohnungen 
oder Mietwohnungen, sie müssen sich neben 
ihrer Berufsausübung auch um den Unterhalt 
der Kinder kümmern. 

Wir wissen, daß das von der Bundesregie­
rung in den letzten Jahren eingeführte Unter­
haltsvorschußgesetz viele Härten genommen 
hat. Die Frauen brauchen um den Unterhalt 
für die Kinder nicht selber zu streiten, aber 
sie müssen eine Anzeige erstatten gegen 
jenen Menschen, den sie einmal geliebt 
haben, dem sie einmal vertraut haben. 

Ich glaube, viel ärger trifft es aber dann 
auch die Frauen, wenn es darum geht, ihren 
gerechten Anteil bei der Vermögensteilung zu 
erhalten. Auch hier glauben wir, daß das neue 
Scheidungsrecht den Frauen doch eine bes­
sere Stellung einräumt, aber immer noch gibt 
es viele Nachteile für die Frauen. Und zu der 
menschlichen Tragödie einer Scheidung, eine 
solche ist es sicher immer, vor allem auch 
dann, wenn man an die Kinder denkt, kommt 
die finanzielle Tragödie dazu. 

Viele Frauen sind viel zuwenig aufgeklärt, 
und viele Frauen leiden darunter, weil die 
Scheidung doch manchmal rasch betrieben 
wird, ohne daß sie sich richtig informieren, 
welche Verpflichtungen sie während der Ehe 
eingegangen sind. 

Hier möchte ich besonders die Verpflich­
tung der Mithaftung bei Inanspruchnahme 
von Krediten betonen. Diese Verpflichtung 
hat sie ja im guten Glauben mitunterschrie­
ben. Bei Auflösung einer Ehe hat hat so man­
che Frau geglaubt, daß nun ihre Verpflich­
tung nicht mehr rechtskräftig wäre. Aber es 
ist nicht so, und wir wissen, daß die Frauen 
viel zu oft und viel zu schnell vom Gläubiger 
zur Kasse gebeten worden sind, und hier wie­
derum besonders die berufstätigen Frauen. 
Warum werden sie so oft zur Kasse gebeten? 
Deshalb, weil die Frauen sich dieser Ver­
pflichtung nicht entziehen können, sie kön­
nen vom Ort oft nicht fortziehen, können den 
Beruf nicht wechseln, denn sie. müsssen ja 
schon wegen der Kinder am Ort und in der 
Wohnung bleiben. 

Gerade die Wohnung, sei es eine Eigen-

tumswohnung oder eine Genossenschafts­
wohnung, wurde ja oft mit Hilfe eines Kredi­
tes erstanden und ist dann, wenn die Frau 
allein dafür aufkommen muß, viel zu teuer. 
Auch solche Schulden bedrücken die Frauen 
besonders. 

Gerade jene Frauen kommen dann in die 
Gemeindestube und verlangen Hilfe, weil sie 
vielleicht doch gehört haben, daß es im Rah­
men des Sozialhilfegesetzes eine "Hilfe in 
besonderen Lebenslagen" gibt. Aber leider ist 
auch hier die Hilfe nur gering. Wir können oft 
nur ein Darlehen gewähren. Ein Darlehen 
muß man aber wieder zurückzahlen. Auch ein 
Darlehen wird aber meist nur dann gewährt, 
wenn die Familie, die Frau mit den Kindern 
vor einer Delogierung geschützt werden soll. 

Aber eine Hilfe für die Mithaftung an den 
anderen Schulden kann von seiten der Sozial­
hilfe nicht gewährt werden. So kommt es 
dann zur Lohnpfändung, und das erfährt die 
Frau leider erst, wenn diese durchgeführt 
wird. 

Sicherlich sind die Frauen mit schuld 
daran, wenn sie mit dem Ehepartner hohe 
Kredite aufnehmen. Vielleicht war man eben 
zu leichtfertig bei der Höhe der Kreditsumme. 
Aber die derzeitigen Gepflogenheiten haben 
die Frauen eben nicht wegen Unkenntnis mil­
der behandelt, sondern sie wurden dann wirk­
lich bestraft. Man soll auch in diesem Zusam­
menhang einmal darüber reden, daß Kredite 
zu leicht ermöglicht werden, ohne darauf zu 
achten, ob die wirtschaftliche Kraft für das 
Rückzahlen überhaupt vorhanden ist und 
ohne den Kunden über die Folgewirkungen 
aufzuklären. 

Das gleiche gilt dann, wenn Frauen Bürg­
schaften eingehen. Ich habe schon angeführt, 
daß die Frauen viel zu schnell vom Gläubiger 
zur Rückzahlung verpflichtet worden sind. 
Die Gläubiger haben nicht alle Möglichkeiten 
ausgeschöpft, sie waren ja auch nicht dazu 
verpflichtet. 

Manches Mal lesen wir oder sehen wir im 
Fernsehen, daß sich solche Frauen nur mehr 
an den Ombudsmann wenden konnten, und 
der hat dann manches Mal, weil es sehr spek­
takulär war, eine Hilfe oder eine Milderung 
erreicht. Das sollte in Zukunft doch anders 
sein. 

Das vorliegende Gesetz behandelt eine sehr 
komplizierte Materie, man versucht, mit den 
im Gesetz angeführten Maßnahmen weniger 
soziale Härten entstehen zu lassen, man will 
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aber andererseits auch nicht erreichen, daß 
kreditsuchende Ehepartner schlechtere 
Bedingungen bei den Kreditinstituten vorfin­
den. 

Wir sind aber, glaube ich, alle der Meinung, 
daß, bevor solche Kredite in Anspruch genom­
men werden, die Menschen darüber genau 
informiert oder, wie es im Gesetz heißt: 
belehrt werden. Im Gesetz wird auch gen au 
festgehalten, daß das Gericht feststellt, wer 
der Hauptschuldner ist, und daß der mithaf­
tende Ehepartner künftighin nicht mehr über­
rascht werden darf, sondern daß er vorher 
gewarnt wird. Bisher war meistens bereits 
das Exekutionsstadium eingetreten, als die 
Frau von ihrer Verpflichtung erfuhr. 

Wir begrüßen diese Verständigungspflicht, 
aber ich begrüße noch vielmehr die Informa­
tions- oder, wie es 'heißt, Belehrungspflicht. 
Daß diese schriftlich sein soll, ist, glaube ich, 
auch zu begrüßen, weil es wirkungsvoller sein 
wird, wenn diese Menschen eine eigene 
Urkunde in die Hand bekommen und wenn 
sie diese dann doch zeitgerecht lesen können. 
So bekommen sie auch eine Information über 
die Wirkung einer Solidarhaftung und über 
die Fortdauer nach Eheauflösung. Ich glaube, 
das wird für so manche Menschen sehr wich­
tig sein, die eben dann in diese Situation kom­
men. Ich glaube, man kann sagen, das ist 
zwar keine perfekte Lösung, denn die Betrof­
fenen werden nicht völlig außer Obligo 
gesetzt, aber es ist doch eine Verbesserung 
gegenüber dem derzeitigen Zustand. Wir wis­
sen aber auch, daß wir bei dieser Belehrungs­
pflicht auf den guten Willen der Institute 
angewiesen sind, die diese Belehrung durch­
führen werden. Es wird angeregt, den Men­
schen ein Informationsblatt zu geben. Meine 
Bitte wäre aber, dieses sollte für alle ver­
ständlich abgefaßt werden, damit die Men­
schen wirklich wissen, was sie eingehen. 

Mit all diesen Maßnahmen, die wir auch 
aus der Berichterstattung gehört haben, 
betreten wir sicherlich mit diesem Gesetzes­
beschluß Neuland. Es war Skepsis dabei am 
Platze, weil es nur beschränkte Möglichkeiten 
gibt, Härten zu beseitigen. 

In einigen Jahren werden wir erfahren, ob 
die Maßnahmen wirklich Erleichterungen für 
die Betroffenen bringen. Hier ist ein einstim­
miger Entschließungsantrag im Nationalrat 
gefaßt worden, daß es einen Bericht nach drei 
Jahren geben wird, wo man diese Erfahrun­
gen hören wird. Dann kann man auch sagen, 
ob man vielleicht Verbesserungen dieses 
Gesetzes ins Hohe Haus bringen wird. 

In dieser Hoffnung, daß dieses Gesetz für 
jene Betroffenen, für jene kleine Minderheit 
eine Verbesserung bringt, werden wir Soziali­
sten diesem Gesetz gerne unsere Zustim-

. mung geben. (Allgemeiner Beifal1.) 18.43 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani : 
Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrat 
Maria Rauch. Ich erteile ihr dieses. 

18.43 

Bundesrat Maria Rauch (ÖVP, Wien): Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter 
Herr Minister! Sehr geehrte Damen und Her­
ren! In Anbetracht dessen, daß Frau Kollegin 
Pohl ohnehin schon sehr, sehr viel gesagt hat, 
was auch unsere Meinung ist, und in Anbe­
tracht der Einstimmigkeit, die wir bei dieser 
Gesetzesvorlage gefunden haben, möchte ich 
meine Ausführungen ganz kurz halten. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Der vorliegende Entwurf ist der Versuch, 
besondere Härten für eine kleine Gruppe 
meist ohnehin sozial schwacher Personen, in 
der Mehrheit Frauen, zu mildern. Aufgrund 
zahlreicher Klagen in den Sprechstunden der 
Abgeordneten hat die Österreichische Volks­
partei schon vor fast zwei Jahren einen Ent­
wurf zu einem Ehegesetz eingebracht. Aber 
ich möchte hier nicht wie im Nationalrat dar­
über streiten, wer das Ei zuerst gelegt hat, 
sondern möchte ebenso wie die Frau Kollegin 
Pohl jenen danken, die konstruktiv an der 
Entstehung dieses Gesetzes mitgearbeitet 
haben. 

Dabei ging es darum, geschiedenen Ehe­
frauen mehr Schutz bei der Kredithaftung für 
in aufrechter Ehe aufgenommene Kredite 
angedeihen zu lassen. Der Schutz, den das 
vorliegende Gesetz nun anbietet, ist aller­
dings - und dies muß allen Frauen gesagt 
werden, um nicht verhängnisvolle falsche 
Vorstellungen oder Hoffnungen zu erwecken 
- ein sehr eingeschränkter, weil eine Lösung 
angestrebt werden mußte, die die gegensei­
tige Bürgschaft der Ehegatten nicht entwertet 
und damit die Kreditaufnahme für Ehepart­
ner nicht erschwert. 

Bei der Kreditaufnahme werden in Zukunft 
Ehepartner über die Wirkungen der Solidar­
haftung zu informieren sein und auch dar­
über, daß diese Wirkungen bei der Auflösung 
der Ehe fortdauern. 

Im Falle der Scheidung kann nur das 
Gericht die Haftung eines Ehegatten auf eine 
Ausfallsbürgschaft beschränken. Das heißt 
aber auch, daß man die Frauen im Falle eines 
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Scheidungsverfahrens informieren muß, sich 
genau zu überlegen, welchen Vereinbarungen 
hinsichtlich der Auf teilung von Vermögen 
und Schulden sie zustimmen und daß es in 
jedem Fall falsch ist, Regelungen zum eige­
nen Nachteil zu akzeptieren, nur um das 
ganze Verfahren schneller hinter sich zu brin­
gen und die Auseinandersetzung mit dem 
Mann hinter sich zu haben. 

Es muß aber genau über die gesamte Pro­
blematik der Kreditaufnahme in aufrechter 
Ehe informiert werden, insbesondere der 
Banken und Kreditinstitute, die zumeist dar­
auf bestehen, daß auch die Ehefrau als Bürge 
genannt wird, selbst wenn sie über kein eige­
nes Einkommen und kein Vermögen verfügt. 

Welche Verbesserungen wird dieses Gesetz 
nun tatsächlich für die Betroffenen bringen? 
In einer aufrechten Ehe werden Schulden auf­
genommen, beide Partner haften für diese 
Schulden. Wenn es zu einer Scheidung 
kommt, fällt das Gericht eine Entscheidung, 
welcher der beiden Ehepartner zur Rückzah­
lung verpflichtet ist. Aber diese Entscheidung 
wirkte bisher leider nicht gegenüber Dritten, 
sodaß die Gläubiger oder Kreditinstitute bei 
Zahlungsunfähigkeit oder Zahlungsunwillig­
keit des Primärschuldners den relativ leich­
ten und einfachen Weg, über den Bürgen zu 
ihrem Geld zu kommen, gewählt haben, bevor 
sie noch alle anderen Möglichkeiten ausge­
schöpft haben, vom ursprünglich Verpflichte­
ten zu ihrem Geld zu kommen. 

Zielsetzung dieser Gesetzesvorlage ist es, 
einen allzu leichten Zugriff auf den in der 
Regel wirtschaftlich Schwächeren zu verhin­
dern. Die Gläubiger müssen nun zuerst alle 
Möglichkeiten von der Real- bis zur Mobilar­
exekution und anderes mehr ausschöpfen, 
bevor sie auf den zumeist wirtschaftlich 
schwächeren Partner zurückgreifen können 
und es zu einer Lohnpfändung beim Partner 
kommen kann. Wenn man weiß, daß laut Sta­
tistik sehr oft geschiedene und dann meist 
auch alleinerziehende Frauen mit Kindern zu 
den sozial Schwächsten in unserer Gesell­
schaft gehören und nicht selten an oder unter 
der Armutsgrenze leben, kann man ermessen, 
was in solch einem Fall eine Lohnpfändung 
bedeutet. 

Wir sind daher sehr froh, daß wir mit die­
sem Gesetz einer Gruppe von Personen, 
zumeist Frauen, aber nicht ausschließlich, die 
ohnehin im Laufe ihres Lebens nicht nur vom 
Glück begünstigt waren, eine wirksame Hilfe 
in einer schwierigen finanziellen Situation 
anbieten können, und, werden diesem Gesetz 

gerne unsere Zustimmung erteilen. - Ich 
danke Ihnen. (Allgemeiner Beifall.) 18.48 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Verzetnitsch. Ich erteile ihm dieses. 

18.48 

Bundesrat Verzetnitsch (SPÖ, Wien): Herr 
Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 
Meine Herren Bundesminister! Wenn wir vor 
kurzem in den Medien gehört haben, daß es 
in der Schweiz zu einer Volksabstimmung 
kam, um den Frauen, die verheiratet sind, die 
Möglichkeit zu geben, Kredite aufzunehmen 
- diese Möglichkeit war ihnen bisher ver­
wehrt -, dann möchte ich das durchaus in 
Verbindung setzen mit dem heute vorliegen­
den Beschluß zu einem Gesetzesantrag zum 
Schutz des für einen Kredit mithaftenden 
Ehegatten. 

Dieses Gesetz ist meiner Meinung nach 
auch von besonderer Bedeutung einfach des­
wegen, weil wir leider damit konfrontiert 
sind, daß die Zahl der Scheidungen in Öster­
reich nicht ab-, sondern weiter zunimmt. Aus 
diesem Grund halte ich es auch für richtig, 
daß man hier klarstellt, daß es bei diesem 
Gesetz nur dem Anschein nach um ein Gesetz 
geht, das nur die Frauen trifft. Ich glaube, daß 
das ein Gesetz ist, das beide Partner in einer 
Ehegemeinschaft trifft. Tatsächlich geht es ja, 
wie es auch im Gesetzentwurf heißt, um das 
Innenverhältnis einer Ehe und vor allem um 
die Auswirkungen aus diesem Innenverhält­
nis auf beide Partner einer bestehenden Ehe 
oder einer aufgelösten Ehe einerseits und 
einer Klarstellung für den Gläubiger anderer­
seits. 

Wenn im Gesetzentwurf das Wort "Innen­
verhältnis" für etwas gewählt wird, was wir 
so landläufig unter Partnerschaft verstehen, 
dann muß man auch die Entwicklung in einer 
solchen Partnerschaft sehen. Was wir mit 
"Innenverhältnis" bezeichnen, könnte man 
auch als "Beziehung", "emotionale Bindung" 
bezeichnen. Gerade aus dieser Beziehung, aus 
dieser emotionalen Bindung geht der eine 
oder andere eben Verpflichtungen ein, deren 
tatsächliche Auswirkungen er vielleicht im 
Falle einer Scheidung gar nicht so im ersten 
Moment sieht. 

Es kann aber auch durchaus der Fall eintre­
ten, daß jemand eine Verpflichtung im Wege 
eines Kredites eingeht, selbst dabei berufstä­
tig ist, ob das Mann oder Frau ist, und dann 
bei den Frauen vor allem häufig der Fall ein­
tritt, daß sie zu Hause bleiben, Kinder bekom-
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men, nicht mehr berufstätig sind und, aus 
welchen Überlegungen immer, dann nicht mit 
dem Partner zu Rande kommen, es zu einer 
Scheidung kommt, die Frau wieder den Beruf 
ergreifen muß, um überhaupt existieren zu 
können, und auf einmal mit einer Lohnpfän­
dung konfrontiert wird, von der sie überhaupt 
keine Ahnung hat, mit der sie nicht gerechnet 
hat, jetzt dann im besonderen auch in 
extreme Schwierigkeiten damit gerät. 

Die Kreditgeber haben es sich bisher sehr 
leicht· gemacht. Wenn der Primärverpflichtete 
nicht bezahlt hat, haben Sie sich meistens an 
die geschiedene Ehegattin gehalten, die einer 
Arbeit nachgegangen ist oder einer Arbeit 
nachgehen mußte. Man war sehr rasch mit 
den Lohnpfändungen an der Hand. Das haben 
ja auch meine Vorrednerinnen meiner Mei­
nung nach sehr deutlich zum Ausdruck 
gebracht. 

Gerade aus der beruflichen Kenntnis und 
der Tätigkeit in der Berufswelt weiß ich, daß 
geschiedene Frauen meistens in einer sehr 
schwierigen finanziellen Situation in einem 
solchen Fall sind, meistens auch noch für Kin­
der zu sorgen haben und sich ohnedies am 
Rande des Existenzminimums bewegen. 

Sicherlich wird durch diese Gesetzesnovelle 
die volle Sorge den Frauen oder den Män­
nern, je nach dem, wer eben hier betroffen ist, 
nicht abgenommen. Dieses Gesetz soll dazu 
dienen, klarzustellen. Zunächst sollen Ehe­
partner schon bei der Kreditaufnahme prä­
ventiv, vorsorgend darauf aufmerksam 
gemacht werden, welche wirtschaftliche Trag­
weite die Übernahme von Haftungen hat. Die 
im Zuge der Vermögensauseinandersetzung 
anläßlich der Scheidung getroffenen Regelun­
gen, wer von den heiden Vorhandenen die 
Schulden zu zahlen habe, ist ebenfalls hier in 
diesem Gesetz geregelt. Ich glaube, daß es 
auch richtig ist, daß dieses Gesetz den weiter­
hin mithaftenden Ehegatten Verpflichtungen 
auferlegt, die darin münden, daß vor allem 
jener Ehegattenteil von der Säumigkeit des 
Hauptschuldners rechtzeitig informiert wird, 
bevor er dann tatsächlich auch die Lasten zu 
tragen hat. 

Entscheidend für die Funktionsfähigkeit 
dieses Gesetzes ist sicherlich hauptsächlich 
der gute Wille der Betroffenen und in diesem 
Zusammenhang auch vor allem die gute Infor­
mation, die die Banken im Zusammenhang 
mit Krediten geben werden. 

Es wäre jetzt sehr leicht, wieder das Klein­
gedruckte zu erfinden. Wesentlich für den 

Erfolg dieses Gesetzes wird vor allem die 
Information sein und hier vor allem jene der 
Banken, und zwar deswegen, weil sie in der 
Regel auch die Gläubiger sind. Und es geht 
hier bei der Gestaltung der Information vor 
allem darum, daß sie für den Konsumenten 
oder für den Betroffenen tatsächlich klar und 
deutlich die Problemstellung herausstreicht. 

Im Ausschuß wurde auch darüber disku­
tiert: Wen trifft es denn eigentlich? Es wurde 
hier ein Verhältnis von eins zu eintausend 
genannt. Aber man sollte sehen, daß hier ein 
Problem erkannt und gemeinsam eine 
Lösung gesucht worden ist, über die wir heute 
abzustimmen haben. 

Ich glaube, auch im Bewußtsein dessen, daß 
wir hier Neuland beschreiten, daß nur 
beschränkte Möglichkeiten bestehen, hier 
Lösungen anzubieten, wurde eben völlig zu 
Recht vorgeschlagen, den Herrn Bundesmini­
ster für Justiz zu ersuchen, nach Ablauf von 
drei Jahren einen Erfahrungsbericht zur Ver­
fügung zu stellen, um zu sehen, wie das Ganze 
funktioniert. 

Wir haben den ersten Schritt getan mit der 
Zustimmung heute, die, wie ich glaube, wir 
alle gerne geben. - Ich danke. (Allgemeiner 
Beifal1.) 

Stellvertretender Vorsitzender Schi pani : 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Es wird ebenfalls darauf 
verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k ein e n Ein s pr u c h zu 
erheben. 

16. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 24. Oktober 1985 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem versorgungsrechtliche 
Bestimmungen geändert werden - Versor­
gungsrechts-Änderungsgesetz 1986 (Ände­
rung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 
1957, 17. Novelle zum Heeresversorgungsge-

setz) (3037 der Beilagen) 
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17. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 24. Oktober 1985 über ein Bundesge­
setz, mit dem das Bundesgesetz betreffend 
Abänderung und Ergänzung des Kleinrent­
nergesetzes geändert wird (3038 der Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Wir gelangen nun zu den Punkten 16 und 17 
der Tagesordnung, über die die Debatte in 
einem abgeführt wird. 

Es sind dies: Änderung des Kriegsopferver­
sorgungsgesetzes 1957, 17. Novelle zum Hee­
resversorgungsgesetz und Änderung des Bun­
desgesetzes betreffend Abänderung und 
Ergänzung des Kleinrentnergesetzes. 

Berichterstatter über die Punkte 16 und 17 
ist Frau Bundesrat Margaretha Obenaus. Ich 
bitte um ihren Bericht. 

Berichterstatter Margaretha Obenaus: Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Meine Damen und Her­
ren! 

Ich bringe Ihnen zuerst den Bericht des 
Sozialausschusses über den Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 24. Oktober 1985 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem versor­
gungsrechtliche Bestimmungen geändert wer­
den - Versorgungsrechts-Änderungsgesetz 
1986 (Änderung des Kriegsopferversorgungs­
gesetzes 1957, 17. Novelle zum Heeresversor­
gungsgesetz). 

Die Hinterbliebenenversorgung nach den 
Geschädigten mit einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit von 60 vom Hundert ist im 
Kriegsopferversorgungsgesetz und im Hee­
resversorgungsgesetz an strengere Vorausset­
zungen gebunden als die vergleichbare Rege­
lung in der Opferfürsorge. Der gegenständli­
che Gesetzesbeschluß sieht nun eine entspre­
chende Anpassung an die im Opferfürsorge­
gesetz vorgesehene Regelung vor. 

Weiters enthält die Regierungsvorlage eine 
Neuregelung der laufenden Anpassung der 
nach Bemessungsgrundlagenberechneten 
Renten in der Heeresversorgung. Dadurch 
soll nunmehr im Hinblick auf die durch die 
40. Novelle zum ASVG, BGBl. Nr.484/1984, 
vorgesehene Berücksichtigung der Zahl der 
Arbeitslosen bei Festsetzung des Anpassungs­
faktors erreicht werden, daß die Rentenlei­
stungen nach dem Heeresversorgungsgesetz 
nicht mit einem höheren Faktor angepaßt 
werden als die vergleichbaren Renten und 
Pensionen in der Allgemeinen Sozialversiche­
rung. 

Ferner sollen jene Versorgungsleistungen 
nach dem Heeresversorgungsgesetz, die dem 
Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 nachge­
bildet sind, künftighin durch Verweisung auf 
das Kriegsopferversorgungsgesetz geregelt 
werden. Außerdem sollen Regelungen in das 
Heeresversorgungsgesetz aufgenommen wer­
den, die der Verbesserung des Rechtsschutzes 
der Versorgungsberechtigten sowie der Ver­
besserung des Ermittlungsverfahrens dienen. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 14. November 
1985 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 24. Oktober 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem versorgungsrechtliche 
Bestimmungen geändert werden - Versor­
gungsrechts-Änderungsgesetz 1986 (Ände­
rung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 
1957, 17. Novelle zum Heeresversorgungsge­
setz), wird kein Einspruch erhoben. 

Nun den Bericht des Sozialausschusses 
über den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 24. Oktober 1985 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz betreffend 
Abänderung und Ergänzung des Kleinrent­
nergesetzes geändert wird. 

Die durch die Inflation nach dem Ersten 
Weltkrieg geschädigten Besitzer von Kronen­
vermögen aus bestimmten Wertpapieren 
beziehungsweise Spareinlagen erhalten unter 
bestimmten Voraussetzungen als Entschädi­
gung für ihr verlorengegangenes Vermögen 
monatliche Kleinrenten. Im Juli 1985 bezogen 
nur mehr insgesamt 52 Personen eine Klein­
rente, wobei das Durchschnittsalter dieser 
Personen bei 90 Jahren lag. 

Durch den gegenständlichen Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates sollen die Renten­
sätze für die Jahre 1986, 1987 und 1988 
betragsmäßig so festgesetzt werden, daß dies 
einer 15prozentigen jährlichen Erhöhung ent­
spricht. Ab dem 1. Jänner 1989 sollen die Ren­
tensätze dann alljährlich durch Verordnung 
des Bundesministers für soziale Verwaltung 
mit dem Faktor 1,15 vervielfacht werden. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 14. November 
1985 in Verhandlung genommen und einstim-
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mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 24. Oktober 1985 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
betreffend Abänderung und Ergänzung des 
Kleinrentnergesetzes geändert wird, wird 
kein Einspruch erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Wir gehen in die Debatte ein, die über die 
zusammengezogenen Punkte unter einem 
abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundes­
rat Rosa GfÖller. Ich erteile ihr dieses. 

Bundesrat Rosa Gföller (ÖVP, Tirol): Herr 
Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bundesmi­
nister! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Im Jahre 1929 wurde ein Fonds zur 
Gewährung von Unterhaltsrenten für die Bür­
ger geschaffen, die durch die Kronenentwer­
tung wirtschaftlich derart geschädigt wurden, 
daß sie ihren Lebensunterhalt nicht mehr dek­
ken konnten. Anspruch auf eine Unterhalts­
rente haben österreichische Staatsbürger, die 
ihren Wohnsitz im Inland haben und das 
Alter von 55 Jahren bei Frauen, bei Männern 
das 60. Lebensjahr spätestens am 31. 12. 1938 
vollendet haben. 

Bei geistigen oder körperlichen Gebrechen, 
die eine vollständige Erwerbsunfähigkeit zur 
Folge haben, ist das erforderliche Alter von 55 
beziehungsweise 60 Jahren nicht mehr zu 
berücksichtigen. Allerdings mußte der Nach­
weis erbracht werden, daß sie schon vor dem 
1. Jänner 1919 Eigentümer von mündelsiche­
ren Wertpapieren oder Spareinlagen von min­
destens 6 000 Kronen waren. Diese Vermö­
genswerte brachten nachweisbar durch die 
eingetretene Kronenentwertung für den 
Eigentümer keinen Ertrag mehr ein, sodaß 
mangels anderen Einkommens der Betref­
fende der Not und Verwahrlosung ausgesetzt 
wäre. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Anspruch auf eine Unterhaltsrente geht 
beim Tod des Empfängers an den Ehegatten 
über, wenn die Ehegatten während der letzten 
drei Jahre im gemeinsamen Haushalt gelebt 
haben. Für die Höhe der Rente ist die Bemes­
sungsgrundlage entscheidend. Die Bemes­
sungsgrundlage richtet sich nach der Höhe 

des durch die Kronenentwertung in Verlust 
geratenen Vermögens. In neun Stufen durch 
den Verlust von mindestens 6000 bis über 
100000 Kronen ist das Ausmaß der Rente 
gestaffelt. Das Ausmaß der zu gewährenden 
Kleinrenten wurde durchschnittlich in zeitli­
chen Abständen von zwei bis drei Jahren neu 
festgesetzt. 

Hoher Bundesrat! Im Jahre 1974 betrug die 
Stufe 1, das ist die niedrigste Bemessungs­
grundlage, die daraus errechnete Rente 840 S, 
die Stufe 9 1 870 S. Erst mit 1. Jänner 1963 
wurde die Gewährung von Sonderzahlungen 
eingeführt, und zwar am 1. April und am 
1. Oktober eines jeden Jahres zu den fälligen 
Bezügen eine Sonderzahlung in gleicher 
Höhe. 

Beihilfen und Unterstützungen an Klein­
rentner unterliegen der Entscheidung der 
Kleinrentnerkommission, die beim Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung eingerich­
tet ist. Der Vorsitzende dieser Kommission 
und sein Stellvertreter werden vom Bundes­
ministerium für Justiz im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für soziale Verwal­
tung aus der Reihe der Richter bestellt. Die­
ser Kommission gehören auch Beamte beider 
Ministerien an, und aus dem Kreise der Inter­
essenvertretungen werden Mitglieder in 
erforderlicher Zahl bestellt. Die Mitglieder 
dieser Kommission sind selbständig, unab­
hängig und an keine Weisungen gebunden. 
Die Kommission verhandelt und entscheidet 
in Senaten, denen außer den Vorsitzenden je 
ein Mitglied aus dem Kreise der Beamten und 
Interessenten angehört. 

Der Senat faßt seine Beschlüsse mit Stim­
menmehrheit, bei Stimmengleichheit ent­
scheidet die Stimme des Vorsitzenden, der 
seine Stimme zuletzt abgibt. 

Meine Damen und Herren! Die Bescheide 
der Kommission können im Verwaltungswege 
weder aufgehoben noch geändert werden. Das 
Bundesministerium für soziale Verwaltung 
wird in Fragen der Durchführung dieses 
Gesetzes durch einen Beirat beraten. Die Ver­
treter des Beirates werden auf Grund von 
Vorschlägen der damit befaßten Vereinigun­
gen bestellt. 

Hoher Bundesrat! Im § 16 des Gesetzes wird 
ausdrücklich betont, daß Leistungen, die nach 
diesem Gesetz gewährt werden, nicht als Akte 
der Armenversorgung anzusehen sind. 
Obwohl im Laufe der letzten Jahre wegen der 
enormen Steigerung der Lebenshaltungsko­
sten die Rente jährlich um 15 Prozent erhöht 
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wurde, können sich die 52 Bezieher dieser 
Kleinrente, wenn sie in der Stufe 1 ab 1. 1. 
1986 in den Genuß von 4570 S oder in der 
Stufe 9 in der Höhe von 10 040 S kommen, 
keine ihrem Alter angemessene Lebensweise 
leisten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Lebenserfahrung bestätigt die Tatsache, 
daß bei einem Alter von 90 Jahren Beschwer­
den und Krankheiten auftreten, die eine 
pflege erfordern. Mit 90 Jahren ist kaum 
jemand in der Lage, die Erfordernisse des täg­
lichen Lebens selbst ohne fremde Hilfe zu 
bewältigen. Wie soll sich jedoch ein Kleinrent­
ner, auch wenn er in der Stufe 9 mit über 
10000 S liegt, einen Pflegeheimplatz leisten 
können? Je nach Kategorie liegt der monatli­
che Pflegesatz zwischen 8 000 Sund 25 000 S. 
Der Pflegebedürftige wird als Sozialhilfeemp­
fänger der öffentlichen Hand eines Landes 
zur Last fallen müssen. 

Ein Vergleich mit dem explodierenden 
Sozialaufwand für Behinderte im Land Tirol, 
der von 1974 bis 1985 von 36,5 Millionen Schil­
ling auf 157 Millionen Schilling anstieg, läßt 
ermessen, daß man nicht einmal mit 10000 S 
den notdürftigen Lebensunterhalt und eine 
stundenweise Pflege bestreiten kann. 

Hoher Bundesrat! Auch der weitergehende 
Vergleich der Entwicklung des lebensnotwen­
digen Aufwandes des Jahres 1954 mit dem 
Jahr 1983 beweist, daß für das Wohnen und 
Haushalten im Jahre 1983 57 Prozent mehr 
ausgegeben werden mußte als im Jahre 1954. 
Für die Gesundheit stieg der Aufwand im Ver­
gleichszeitraum um 135 Prozent. Besonders 
kraß stiegen die Lebensmittelpreise von 1974 
bis 1985, zum Beispiel 1 kg Mehl von 6,80 S im 
Jahr 1974 auf 13,20 S, das sind 100 Prozent, im 
Jahre 1985, 1 Semmel von 80 Groschen auf 
2,90 S, das sind 250 Prozent, Kalbfleisch von 
134 S sogar auf 250 S und das Briefporto von 
1,75 Sauf 4,50 S, das sind auch 150 Prozent. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn auch 10 Prozent der Österreicher der­
zeit an der Armutsgrenze mit 4514 S monat­
lich oder sogar noch weniger leben müssen, so 
sind diese Kleinrentner schon in Folge ihrer 
Gebrechlichkeit und ihres hohen Alters die 
Ärmsten. Es ist ein Armutszeugnis für die 
sozialistische Regierung, die mit dem Slogan 
angetreten ist, den Kampf gegen die Armut zu 
gewinnen. 52 Menschen, die alles, was sie sich 
erarbeitet und erspart haben, durch die Infla­
tion verloren haben, wird nicht einmal das 
Notwendigste zum Leben gelassen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Auf der einen Seite wird bei den Ärmsten 
gespart, auf der anderen Seite geht die soziali­
stische Regierung mit Steuergeldern unver­
antwortlich großzügig um. 

Man kann es nur Verschwendung nennen, 
wenn ein Außenminister für eine Sekretärin 
seines Vertrauens im Monat rund 100000 S 
bezahlt. Unverantwortliche Verschwendung 
ist es, wenn entgegen allen Beteuerungen 
nach der Gründung des Wissenschafts- und 
Familienministeriums eine blühende Büro­
kratie, die Milliarden Schilling verschlingt, 
entstand. (Bundesrat Ver z e t n i t s c h: Sie 
wollen mehr Dienstposten! Heute früh!) 

Noch viel großzügiger aber ist Gesundheits­
minister Kurt Steyrer. Er gründete ein 
Umweltschutzamt, dessen Kosten und Ein­
richtung in den ersten Jahren 900 Millionen 
Schilling erfordern. Wirtschaftsminister 
Heinz Fischer wiederum wirbt mit vielen Mil­
lionen für neue Technologien. Sozialminister 
Dallinger hat durch sein Ministerium seit 
Anfang 1984 rund 45 Millionen Schilling für 
sozialistische Regierungspropaganda ausge­
geben. (Bundesrat Ver z e t ni s eh: Frage­
stunde!) Die Repräsentationsausgaben des 
Landwirtschaftsministers für ausländische 
Besucher betrugen 1984 1 105 000 S. Die Liste 
der Verschwendung ließe sich noch beliebig 
weiter fortsetzen. 

Hoher Bundesrat! Die enorme Steigerung 
der Lebenshaltungskosten, die im hohen 
Alter wegen der angegriffenen Gesundheit 
aufgewendet werden müssen, belastet die 
Kleinrentner in erhöhtem Maße. 

Wie schon vorher aufgezeigt, sind diese 
52 Personen auf fremde Hilfe angewiesen, 
sodaß es schon aus humanen Gründen ange­
zeigt ist, ihnen für die begrenzte Lebenszeit 
einen angemessenen Unterhalt zu sichern. 
Darum wiederhole ich die Forderung der 
österreichischen Volkspartei: "Stopp der Ver­
schwendung der sozialistischen Koalitionsre­
gierung, und dafür existenzsichernde Sozial­
leistungen für jene Bürger, die sich nicht 
mehr selbst helfen könnenr' 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn man glaubt, daß den Kleinrentnern der 
in den neun Stufen garantierte Betrag voll zur 
Deckung ihrer Lebensbedürfnisse zur Verfü­
gung steht, dann irrt man. Auch die Kleinst­
einkommensbezieher so wie die Kleinrentner 
sind durch die Lohnsteuerprogression in eine 
Stufe hineingerutscht, die früher für besser 
Verdienende vorgesehen war. Der Lohn-
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steuerdruck hat sich derart verstärkt, daß 
eine sozial gerechte Steuerreform nicht mehr 
aufgeschoben werden darf. Wenn sich der 
Herr Finanzminister vehement dagegen 
wehrt, weil das Budgetdefizit von 100 Milliar­
den Schilling die Steuersenkung nicht ver­
kraften kann, so muß der Hebel bei den 
wuchernden Staatsausgaben angesetzt wer­
den, um den Spielraum für die Steuersanie­
rung zu schaffen. Die Österreichische Volks­
partei fordert eine Steuerreform mit Wirk­
samkeit vom 1. Jänner 1986, die vor allem für 
Bezieher mittlerer und kleinster Einkommen 
eine spürbare Erleichterung bringt. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Hoher Bundesrat! Die Politik der sozialisti­
schen Koalitionsregierung im Kampfe gegen 
die Armut ist gescheitert. Mehr Arbeitslose, 
mehr Steuern und weniger soziale Sicherheit, 
immer mehr kinderreiche Familien leben 
unter der Armutsgrenze, deshalb fordert die 
Österreichische Volkspartei einen Kurswech­
sel. 

Von einem Kurswechsel werden die 
52 Kleinrentner nicht mehr viel profitieren. 
Es könnte aber in Erwägung gezogen werden, 
eine jährliche einmalige Zuwendung in der 
Höhe von 1 000 S zur Deckung des zusätzli­
chen Bedarfes wegen des hohen Alters zu 
Weihnachten zur Auszahlung zu bringen. 

In diesem Sinne gibt die Österreichische 
Volkspartei die Zustimmung zu diesem 
Gesetz. (Beifall bei der ÖVP.) 19.15 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani : 
Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Stepancik. Ich erteile ihm dieses. 

19.15 

Bundesrat Stepancik (SPÖ, Niederöster­
reich): Herr Vorsitzender! Herr Bundesmini­
ster! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Hoher Bundesrat! Ich möchte in objektiver 
Weise zur Gesetzesvorlage, mit der das 
Kriegsopferversorgungsgesetz abgeändert 
wird, Stellung nehmen. 

Mit dieser Regierungsvorlage soll neuerlich 
eine wesentliche Verbesserung herbeigeführt 
werden. Ich darf dazu feststellen, daß sowohl 
die Regierung als auch das Parlament die For­
derungen der Kriegsopfer immer als berech­
tigt anerkannt haben. Viele Jahre hindurch 
war allerdings eine angemessene Versorgung 
der Kriegsopfer nicht möglich, und es mußten 
zahlreiche Wünsche und Forderungen zurück­
gestellt werden, um die wirtschaftliche Ent-

wicklung des Staates nicht zu beeinträchti­
gen. 

Ich meine zwar, daß die Kriegsopferversor­
gung nicht Thema ·eines politischen Streites 
sein soll, darf aber der Ordnung halber fest­
halten, daß es erst in den siebziger Jahren, 
also in der Zeit der sozialistischen Regie­
rungsverantwortung, gelungen ist, einen ent­
scheidenden Durchbruch bei der Verbesse­
rung der Versorgungsleistungen zu erzielen. 
Von dieser Zeit an konnte die soziale Situa­
tion der Kriegsopfer stetig verbessert werden. 

Durch umfassende Novellen in den Jahren 
1972, 1975, 1977 und 1982 konnten schließlich 
die Forderungen und Wünsche der Kriegsop­
fer in ihren wesentlichen Punkten erfüllt wer­
den, sodaß Österreich nun jenen Staaten 
zugerechnet werden kann, die über ein weg­
weisendes Versorgungssystem verfügen. 

Es wurden unter anderem die Beschädig­
tenrenten, Witwenrenten, Waisenrenten und 
Elternrenten zum Teil mehrmals über die 
jährliche Dynamisierung hinaus erhöht. Ins­
besondere haben hiebe i jene Versorgungslei­
stungen erhebliche Erhöhungen erfahren, die 
der unmittelbaren Bereitstellung des Lebens­
unterhaltes dienen, sodaß es derzeit keine 
Gruppe von Schwerbeschädigten und Hinter­
bliebenen mehr gibt, deren Mindestrente 
unter den vergleichbaren Richtsätzen für die 
Ausgleichszulage in der Sozialversicherung 
liegt. 

Einen weiteren Schwerpunkt der Bemü­
hungen um eine angemessene und gerechte 
Versorgung bildete die Verbesserung der 
Lage der Schwerbeschädigten. So wurden 
zum Beispiel die Pflegezulagen und Blinden­
zulagen und auch die Schwerstbeschädigten­
zulagen ganz beträchtlich erhöht. 

Bedenkt man, daß ein erwerbsunfähiger 
Schwerbeschädigter einschließlich der Pflege­
zulage im Jahre 1970 eine Rente von insge­
samt 3734 S monatlich erhalten hat und daß 
die Rentengebühren im Jahre 1985 für einen 
vergleichbaren erwerbsunfähigen Schwer­
beschädigten 13 806 S monatlich betragen, 
kann man ermessen, wie groß die Verbesse­
rungen der Kriegsopferversorgung gewesen 
sind. Gegenüber dem Jahre 1970 ergibt sich 
insgesamt eine nominelle Erhöhung der Ren­
tengebühren pro Person um nahezu 350 Pro­
zent und eine reale Erhöhung, bezogen auf 
den Index der Verbraucherpreise 1966, um 
98,5 Prozent, also fast 100 Prozent. 

Die stattgefundene Entwicklung spiegelt 
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sich auch deutlich in den Budgetzahlen wider. 
Im Jahre 1970 gab es rund 270 000 versor­
gungsoerechtigte Kriegsopfer , und die Ausga­
ben an Versorgungsgebühren betrugen 
2,2 Milliarden Schilling. Derzeit gibt es etwa 
155000 Kriegsopfer, also um rund 42 Prozent 
weniger als 1970. Der Aufwand für die Kriegs­
opferversorgung wird jedoch heuer trotz des 
starken Rückgangs der Zahl der Versorgungs­
berechtigten etwa 6 Milliarden Schilling, also 
fast das Dreifache des Jahres 1970 betragen. 

Seit einigen Jahren kann davon ausgegan­
gen werden, daß der Lebensunterhalt der 
Kriegsopfer , die nach dem Kriegsopferversor­
gungsgesetz Renten, Heilfürsorge und ortho­
pädische Versorgung erhalten und auch in 
sozialen Belangen betreut werden, weitge­
hend gesichert ist. 

Ein wesentlicher Teil der in den letzten Jah­
ren beschlossenen Novellen zum Kriegsopfer­
versorgungsgesetz hat sich deshalb mit Ver­
besserungen auf dem Gebiet des Rechtsschut­
zes und der Lebensqualität der Kriegsopfer 
befaßt. Der Stellenwert dieser Verbesserun­
gen wird klar, wenn man berücksichtigt, daß 
sich die überwiegende Zahl der zu versorgen­
den Kriegsopfer bereits in einem fortgeschrit­
tenen Alter befindet und aus diesem Grunde 
eines besonderen Schutzes bedarf. 

Offengeblieben ist allerdings die berech­
tigte Forderung der Kriegsopfer nach Anglei­
chung der Anspruchsvoraussetzungen für die 
Witwen- und Waisenversorgung an die deut­
lich günstigeren Regelungen im Bereiche der 
Opferfürsorge. Diese Forderung soll nunmehr 
durch die vorliegende Novelle erfüllt werden. 

Demnach wird mit 1. Juli 1986 Witwen und 
Waisen nach Beschädigten, die bis zum Tod 
Anspruch auf eine Rente entsprechend einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit von minde­
stens 60 Prozent oder auf eine Pflegezulage 
hatten, der Anspruch auf Witwenrente oder 
Waisenrente auch dann gewahrt, wenn der 
Tod nicht Folge einer Dienstbeschädigung 
war. 

Witwen- oder Waisenbeihilfenempfängern, 
auf die diese Voraussetzungen zutreffen, wird 
mit Wirkung vom 1. Juni 1986 von Amts 
wegen anstelle der Beihilfe zukünftig eine 
Witwen- oder Waisenrente zuerkannt, was zu 
einer beachtlichen Erhöhung der Witwen­
beziehungsweise Waisenversorgungsleistun­
gen führt. 

Nach diesen Bestimmungen wird die der­
zeitige Witwenbeihilfe von 5 531 S monatlich 

nach Umwandlung in die Witwenrente ab 
1. Juni 1986 auf 6251 S angehoben. Das ist 
eine reale Erhöhung von 13 Prozent. 

Früher abgewiesene Witwen, die nun auf 
Grund des neuen Gesetzes einen Anspruch 
auf Hinterbliebenenversorgung haben, wird 
über Antrag nach Maßgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen die Witwenrente zuerkannt. 
Wird dieser Antrag bis spätestens 31. Dezem­
ber 1986 eingebracht, dann werden die bean­
tragten Versorgungsleistungen vom Zeit­
punkt des Zutreffens der Voraussetzungen, 
frühestens jedoch vom 1. Juni 1986 an, zuer­
kannt. 

Eine gleichartige Antragstellung für Wai­
sen ist nicht erforderlich, da Waisen nach 
Beschädigten mit einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit von 60 Prozent schon jetzt 
eine Waisenbeihilfe beziehen, die nach den 
neuen Bestimmungen gemäß Art.III, Abs.l, 
durch eine Waisenrente zu ersetzen ist. 

Es sind somit alle Witwen und Waisen nach 
jenen Schwerbeschädigten erfaßt, die bis zu 
ihrem Tode Anspruch auf eine Beschädigten­
rente entsprechend ihrer verminderten 
Erwerbsfähigkeit von mindestens 60 Prozent 
hatten. 

Meine Damen und Herren! Das Kriegsop­
ferversorgungsgesetz ist im Laufe der Jahre 
zu einem guten Gesetz geworden. Durch eine 
Vielzahl von Novellen wurde die soziale Lage 
der Kriegsopfer ständig verbessert, und wir 
können mit Stolz sagen, daß Österreich zu 
jenen Staaten gehört, die das Versorgungs­
recht der Kriegsopfer beispielhaft geregelt 
haben. 

In der Zukunft wird es ein vorrangiges Ziel 
sein, das Erreichte den Kriegsopfern zu 
sichern und das bewährte System zu erhalten. 
Das Bemühen um eine gerechte Kriegsopfer­
versorgung bildete schon immer einen 
wesentlichen Bestandteil der Sozialpolitik 
unserer Partei. Daran wird sich auch in der 
Zukunft nichts ändern. 

Hoher Bundesrat! Wir Sozialisten geben der 
Abänderung des Kleinrentnergesetzes, der 
Erweiterung des Kriegsopferversorgungsge­
setzes und auch der Novellierung des Heeres­
versorgungsgesetzes, das für die soziale 
Sicherheit und den versorgungsrechtlichen 
Schutz der Präsenzdiener und der Zeitsolda­
ten von großer Bedeutung ist, gerne unsere 
Zustimmung. - Danke. (Beifall bei der 
SPÖ.) 19.25 
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Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. Die Debatte ist geschlos­
sen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Es wird darauf verzichtet. 

Die Abstimmung über die vorliegenden 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates erfolgt 
getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten 
Ab s tim m u n g beschließt der Bundesrat, 
gegen die beiden Gesetzesbeschlüsse des 
Nationalrates k ein e n Ein s pr u c h zu 
erheben. 

Die Tagesordnung ist e r s c h Ö p f t. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung 
des Bundesrates wird auf schriftlichem Wege 
erfolgen. Als Sitzungstermin ist Donnerstag, 
der 5. Dezember 1985, 9 Uhr in Aussicht 
genommen. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kom­
men jene Vorlagen in Betracht, die der Natio­
nalrat bis dahin verabschiedet haben wird, 
soweit sie dem Einspruchsrecht des Bundes­
rates unterliegen. 

Die Ausschußvorberatungen sind für Diens­
tag, den 3. Dezember 1985, ab 16 Uhr vorgese­
hen. 

Die Sitzung ist g e s chI 0 s sen. 

Ich wünsche gute Heimkehr. 

Schluß der Sitzung: 19 Uhr 28 Minuten 
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Besetzung von Ausschußmandaten gemäß § 13 GO-BB 

Außenpolitischer Ausschuß 

Mit g li e der: 
Malterer Jasef (bisher Malterer Josef) 
Gargitter Eduard (bisher Gargitter Eduard) 
Pichler Narbert (bisher Pichler Norbert) 

E r s atz mit g I i e der: 
Köstler Erwin (bisher Köstler Erwin) 
Sattlberger Siegfried (bisher Sattlberger Sieg­
fried) 

Finanzausschuß 

Mit g 1i e der: 
Köstler Erwin (bisher Köstler Erwin) 
Derflinger Maria (bisher Derflinger Maria) 

E r s atz mit g 1 i e der: 
Krendl Manfred (bisher Lengauer Engelbert) 
Malterer J osef (bisher Malterer J osef) 
Raab Paul (bisher Raab Paul) 

Geschäftsordnungsausschuß 

Mit g I i e d: 
Köstler Erwin (bisher Köstler Erwin) 

E r s atz mit g 1 i e der: 
Raab Paul (bisher Raab Paul) 
Sattlberger Siegfried (bisher Sattlberger Sieg­
fried) 

Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 

Mit g I i e der: 
Köstler Erwin (bisher Köstler Erwin) 
Krendl Manfred (bisher Lengauer Engelbert) 
Molterer J osef (bisher Molterer J osef) 
Derflinger Maria (bisher Derflinger Maria) 
Paischer Edith (bisher Paischer Edith) 

E r s atz mit g I i e der: 
Raab Paul (bisher Raab Paul) 
Gargitter Eduard (bisher Gargitter Eduard) 
Pichler Narbert (bisher Pichler Norbert) 

Rechtsausschuß 

Mit g li e der: 
Köstler Erwin (bisher Köstler Erwin) 
Derflinger Maria (bisher Derflinger Maria) 

E r s atz mit g I i e der: 
Halzinger Erich (bisher Holzinger Erich) 
Krendl Manfred (bisher Lengauer Engelbert) 
Molterer J asef (bisher Malterer J asef) 
Paischer Edith (bisher Paischer Edith) 

Sozialausschuß 

Mit g I i e der: 
Köstler Erwin (bisher Köstler Erwin) 
Sattlberger Siegfried (bisher Sattlberger Sieg­
fried) 
Derflinger Maria (bisher Derflinger Maria) 
Gargitter Eduard (bisher Gargitter Eduard) 
Paischer Edith (bisher Paischer Edith) 
Pichler Narbert (bisher Pichler Narbert) 

E r s atz mit g 1 i e der: 
Holzinger Erich (bisher Halzinger Erich) 
Malterer Josef (bisher Molterer Jasef) 

Unterrichtsausschuß 

Mit g 1 i e der: 
Krendl Manfred (bisher Lengauer Engelbert) 
Raab Paul (bisher Raab Paul) 

E r s atz mit g I i e der: 
Malterer Josef (bisher Malterer Jasef) 
Sattlberger Siegfried (bisher Sattlberger Sieg­
fried) 
Paischer Edith (bisher Paischer Edith) 
Pichler Narbert (bisher Pichler Narbert) 

Unvereinbarkeitsausschuß 

Mit gl i e d: 
Malterer Josef (bisher Malterer Jasef) 

E r s atz mit g I i e der: 
Krendl Manfred (bisher Lengauer Engelbert) 
Pichler Narbert (bisher Pichler Narbert) 

Wirtschaftsausschuß 

Mit g I i e der: 
Halzinger Erich (bisher Holzinger Erich) 
Köstler Erwin (bisher Köstler Erwin) 

E r s atz mit g I i e der: 
Krendl Manfred (bisher Lengauer Engelbert) 
Gargitter Eduard (bisher Gargitter Eduard) 
Paischer Edith (bisher Paischer Edith) 

Ständiger gemeinsamer Ausschuß des NB 
und des BR gemäß § 9 F-VG 1948 

Mitglied: 
Pichler Narbert (bisher Pichler Norbert) 

E r s atz mit g I i e d: 
Malterer Josef (bisher Molterer Josef) 

Österreichische Staatsdruckerei. 2141 5 
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